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VORWORT. 



DIE Wichtigkeit monographischer Abhandlungen und die 
Bedeutung, welche denselben neben den Lehr- und 
Handbüchern des Verwaltungsrechts zukommt, ist schon 
wiederholt und von hervorragender Seite anerkannt worden. 
Es lässt sich auch nicht läugnen, dass in der letzten Zeit 
die litterarische Thätigkeit sich in höherem Masse, als es 
früher geschehen ist, der Lösung von Einzelproblemen 
zugewendet hat, und dass gerade dieser Richtung die 
Behebung so mancher Zweifel und so manche werthvolle 
Errungenschaft zu verdanken ist. Trotzdem sind, wenn 
man die gewaltige Masse des Stoifes in Betracht zieht, 
verhältnismässig nur wenige Fragen Gegenstand eingehen- 
derer Spezialuntersuchungen gewesen, und es bleibt der 
Thätigkeit des Forschers und Schriftstellers noch immer 
ein weites Feld in den verschiedensten Gebieten der 
Wissenschaft. 

Vorliegende Arbeit ist ein Versuch, den Begriff der 
Selbstverwaltung, und die Stellung, welche dieselbe im 



VIII 

Gesammtorganismus der öffentlichen Verwaltung einnimmt, 
zur Darstellung zu bringen, und so zur Lösung einer 
Frage beizutragen, welche in Folge der regen Thätigkeit 
der Gesetzgebung auf diesem Gebiet der öffentlichen 
Verwaltung besonders geeignet erscheint, auch Objekt 
wissenschaftlicher Untersuchungen zu sein. Mit der Theorie 
der Selbstverwaltung hat sich die neuere Litteratur wohl 
ziemlich eingehend beschäftigt. Fast in jedem Lehr- und 
Handbuch des öffentlichen Rechts wird die Frage erörtert, 
was unter Selbstverwaltung zu verstehen sei. Auch die 
auf die Selbstverwaltung Bezug habenden Rechtssätze 
nach der Gesetzgebung einzelner Staaten hat bei den 
Darstellungen des Staats- und Verwaltungsrechts derselben 
entsprechende Beriicksichtigung gefunden. Dagegen fehlt 
es an eingehenderen Untersuchungen über die organischen 
Beziehungen der in den einzelnen Staaten geltenden Rechts- 
normen zu einander, über die innere Verwandschaft der- 
selben, und über die Art und Weise, wie gleiche oder 
ähnliche Prinzipien in der Gesetzgebung verschiedener 
Länder zum Ausdruck gekommen sind. Die Vielgestaltig- 
keit der Gesetzgebung macht eben ein Eindringen in 
Details nöthig, wie es in systematischen Bearbeitungen des 
Staats- oder Verwaltungsrechts unmöglich ist. 

Dieses Buch nun hat den Zweck, eine derartige Zu- 
sammenstellung und organische Gliederung und Bearbei- 
tung der auf die Selbstverwaltung Bezug nehmenden 
Rechtssätze zu bieten. Die Erörterungen bewegen sich 
hauptsächlich im Gebiete des deutschen Rechts, w^obei 
nicht nur das Recht der Grossstaaten Oesterreich und 
Preussen und der Mittelstaaten, sondern daneben auch 
das der Kleinstaaten berücksichtigt wird, da auch dieses 
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eine grosse Zahl höchst interessanter Erscheinungen 
bietet. 

Das französische Recht wird nicht nur deshalb her- 
angezogen, weil es auf die deutsche Rechtsbildung und 
Gesetzgebung von grossem Einfluss gewesen ist, sondern 
auch weil so manche Eigenthümlichkeit des deutschen 
Rechts, wenn man sie dem französischen gegenüberstellt, 
schärfer zum Ausdruck kommt, und weil sich auf diese 
Weise auch die Gelegenheit bietet, auf die Durchkreuzung 
deutscher und französischer Elemente in der Gesetzgebung 
von Italien, Holland und Belgien wenigstens kurz hinzu- 
weisen. Ein Eingehen auf die Rechtsverhältnisse England's 
hätte gleichfalls eine Fülle der interessantesten Vergleiche 
geboten, es musste aber unterbleiben, weil sich das Self- 
govemment nicht in ein kontinentalen Verhältnissen an- 
gepasstes System der Selbstverwaltung einfügen lässt, und 
daher eine gesonderte Darstellung erfordert, dann aber 
auch, weil es als ein integrirender Bestandteil der Staats- 
verwaltung ein stetes Zurückgreifen auf die übrigen Theile 
derselben nothwendig gemacht hätte. 

Dabei war mein Streben darauf gerichtet, das reiche 
Material möglichst übersichtlich zu ordnen, die grund- 
legenden Rechtssätze herauszugreifen, die Gesetzgebungen, 
wo es nöthig schien, gruppenweise nebeneinander zu stellen, 
und so die auf die Selbstverwaltung Bezug habenden 
Rechtssätze in ein System zu bringen. Erörterungen über 
die Vorzüge und Nachtheile der einen oder der anderen 
Gesetzgebung, sowie überhaupt alles, was in's Gebiet der 
Politik fällt, habe ich grundsätzlich vermieden. Meine 
Absicht war lediglich die, das Recht der Selbstverwaltung 
in organischen Zusammenhang darzustellen, und so einen 
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Beitrag zum System eines allgemeinen Theiles des Ver- 
waltungsrechts zu liefern, und dadurch, wenn auch in 
bescheidenem Masse am Wirken und Schaffen der juristi- 
schen Schule des öffentlichen Rechts theilzunehmen. 



Wien, im Mai 1894. 



Dr. Hermann Blodig jun. 
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Begriff der Verwaltung überhaupt und der staatlichen 

Verwaltung im Besondern. 

UNTER Verwaltung im weitesten Sinne des Wortes versteht man 
jede nach gewissen Regeln geführte dauernde menschliche 
Thätigkeit zur Erreichung eines bestimmten Zweckes.^ Bei der 
unendlichen Mannigfaltigkeit dessen, was sowohl für die einzelnen, 
als auch für die in grösseren und kleineren Gemeinwesen ver- 
einigten Menschen nothwendig und nützlich sein kann, sind auch 
die in Anwendung gebrachten Mittel verschiedener Natun Die 
Zwecke, welche der Staat, die Kirche, die Gemeinde, das Indi- 
viduum verfolgen, können unmöglich auf demselben Wege erreicht 
werden. Es gibt aber auch Mittel, welche nicht jeder Verwaltung 
zu Gebote stehen, sondern nur von einzelnen Verwaltungen in 
Anwendung gebracht werden können. 

Die Führung jeder Verwaltung besteht zum grossen Theil in 
der Vornahme von Thätigkeiten, welche ihrer Natur nach mit dem 
Rechte überhaupt nichts zu thun haben. Die Wirthschaftswissen- 
schaften geben Aufschluss, wie dieselben vorzunehmen sind, damit 
der beabsichtigte Erfolg am leichtesten und vollständigsten er- 
reicht werde. Andere Verwaltungsthätigkeiten bewegen sich in den 
Formen des Privatrechts. Dahin gehört der Abschluss von zwei- 
seitigen Rechtsgeschäften, die gerichtliche Verfolgung privatrecht- 
licher Ansprüche, und die Vertheidigung der eigenen Rechtssphäre 
gegen fremde Angriffe. Wo immer Menschen beisammen wohnen, 
werden sich ihre Interessensphären durchkreuzen, und wird ohne 

* Ueber die Begriffsbestimmung der Ven^^altung im Allgemeinen vgl. Otto 
von Sarwey, Allgemeines Verwaltungsrecht in Marquardsen's Handbuch des 
Öffentlichen Rechts, I. B., 2. H. B., § i, und Heinrich Rosin, Souveränität, Staat, 
Gemeinde, Selbstverwaltung in Hirth's Annalen des deutschen Reichs, 1883, 
Rechtsbegriff der Selbstverwaltung, S. 305 ff. 

Blodig, Selbstverwaltung. I 
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Abgrenzung ihrer Rechtssphären ein geordnetes Beisammenleben 
unmöglich sein. Daher kommen Verwaltungshandlungen in den 
Formen des Privatrechts in jeder Verwaltung, ausser in der eines 
Einsiedlers vor. Endlich gibt es noch Verwaltungshandlungen, 
welche nur unter der Voraussetzung zu Stande kommen können, 
dass ein Rechtssubjekt einem andern seinen Willen einseitig auf- 
nöthigt, es zu einem thun, lassen oder dulden zwingt, nicht, wie 
nach den Normen des Privatrechts denselben durch einen zwei- 
seitigen Vertrag bindet. Solche Verwaltungshandlungen können 
nicht bei allen Verwaltungen vorkommen. Sie sind vielmehr nur 
denjenigen Verwaltungen eigenthümlich, welche von Personen ge- 
führt werden, die sich, wie regelmässig die Personen des öffent- 
lichen Rechts, im Besitz obrigkeitlicher Befugnisse befinden. Die 
Sätze des Privatrechts können auf diese Art Verwaltungsthätigkeit 
keine Anwendung finden. Da dieselbe aber auch nicht von jeder 
rechtlichen Schranke gelöst sein kann, untersteht sie besonderen 
Rechtsnormen, nämlich denen des Verwaltungsrechts, welches die 
nicht privaten Rechtsverhältnisse zwischen dem Staate und ande- 
ren Personen des öffentlichen Rechts sowohl untereinander, als 
auch zwischen ihnen und Privatpersonen regelt.^ Diesen Normen 
sind im Rechtsstaat alle Personen des öffentlichen Rechts unter- 
worfen, der Staat selbst nicht minder, als die kleinste Gemeinde. 
Allerdings kann er kraft seiner Gewalt als Gesetzgeber die Sätze des 
Verwaltungsrechts geradeso abändern, wie jedes andere Gesetz, 
während andere Personen des öffentlichen Rechts sich an Normen 
halten müssen, welche von einem über ihnen stehenden Macht- 
faktor aufgestellt werden. Der Staat kann also das bestehende 
Recht aufheben, und ein anderes an seine Stelle setzen; solange 
aber dies nicht geschieht, wird er in seiner Verwaltungsthätigkeit 
durch das geltende Recht geradeso bestimmt und beschränkt, wie 
irgend ein anderes Rechtssubjekt. Dabei wird die staatliche Ver- 
waltung prinzipiell nach denselben Grundsätzen geführt, wie jede 



* Vgl. Hoffmann, Ueber den Begriff, den Inhalt und die Bedeutung des 
positiven Staatsverwaltungsrechts, in der Zeitschrift für die gesammte Staats- 
wissenschaft, B. I, S. 190 ff., Karl vofi StetigeJ, Begriff, Umfang und System des 
Verwaltungsrechts, ebendas. B. XXXVIII, S. 221 K, Josef Ulbrich, Der Rechts- 
begriff der Verwaltung, in Grünhufs Zeitschrift, B. IX, S. i ff., E. Meier, Ver- 
waltungsrecht, in V. Holtzendorff's Encyklopädie, 4. Aufl., S. 1082 ff., Lorenz v. 
Stein, Verwaltungslehre, i. Aufl., i. Th., Stuttgart, 1865. S. 22, ff., 2. Aufl., l. Th., 
I. B., S. 66. ff., Sarwey, Allgemeines Verwaltungsrecht, § 10, Georg Meyer, Lehr- 
buch des deutschen Verw^altungsrechts, Leipzig, 1883, i. B., § 2, Edgar Loening^ 
Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechts, Leipzig, i884, § i, G. A, Grotefend, 
Lehrbuch des preussischen Verwaltungsrechts, i. B., Berlin, 1890, § 19. 
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andere Verwaltung, nämlich nach den Grundsätzen der Zweck- 
mässigkeit. Zahlreiche Aufgaben der Staatsverwaltung haben mit 
dem öffentlichen Recht, ja sogar mit dem Recht überhaupt nichts 
zu thun, so z. B. die Verwaltung von Domänen und Forsten, die 
Anlage von Strassen und Kanälen, die Austrocknung von Sümpfen, 
u. dgl. m. Die zahlreichen Kauf-, Mieth-, Pacht- und anderen Ver- 
träge, welche der Staat abschliesst, stehen lediglich am Boden des 
Privatrechts. ^ Aber auch die Verwaltungsthätigkeit des Staates in 
seiner Eigenschaft als Person des öffentlichen Rechts ist ein selbst- 
bewusstes und freies auf Erreichung des gesetzten Zieles gerich- 
tetes Handeln. Es wäre daher dem Wesen der Sache wider- 
sprechend, die Staatsverwaltung auf eine blosse Vollziehung der 
Gesetze beschränken zu wollen. Die Staatsverwaltung wird viel- 
mehr durch die Gesetze nur begrenzt, beschränkt, innerhalb dieser 
Schranken aber steht es ihr frei, sich nur von Gründen der Zweck- 
mässigkeit leiten zu lassen. DieVerwaltungsgesetze sind von den staat- 
lichen Verwaltungsorganen zu beobachten, damit nicht im Namen der 
Salus publica, des Leitmotiv es der Staatsverwaltung, fremde Rechte 
willkürlich verletzt werden, sie sind daher blosse Schranken, nicht 
aber Quelle der staatlichen Verwaltung. Danach ist die staat- 
liche Verwaltung die Durchführung der staatlichen 
Verwaltungsaufgaben innerhalb der von der Rechts- 
ordnung gesetzten Schranken.* 



^ Anders nach französischem Recht» welches die Anwendbarkeit des Civil- 
rechts auf Rechtsverhältnisse zwischen Staat und Unterthan als eng begrenzte 
Ausnahme auffasst, und derartige Verträge zum grossen Theil unter die Normen 
des droit administratif stellt. Genaueres siehe Otto Mayer, Theorie des franzö- 
sischen Verwaltungsrechts, Strassburg, 1886, § 24, 56. 

* Vgl. Gareisj Allgemeines Staatsrecht in Marquardsen's Handbuch, 1. B., 
I. H. B., § 43, Sarwey, Allgemeines Verwaltungsrecht, § 6, 10, Hermann Schulze, 
Lehrbuch des deutschen Staatsrechts, i. B., Leipzig 1881, § 18, Ulbrich, Lehr- 
buch des österreichischen Staatsrechts, Wien 1883, § 155, Paul Lahand, Staats- 
recht des deutschen Reiches, 2. Aufl., i. B., Freiburg i888, § 64, und in Mar- 
quardsen's Handbuch, i. B., 2. H. B., § ii, G. Meyer, Lehrbuch des deutschen 
Staatsrechts, 3. Aufl., Leipzig, 1891, § 8, Grotefend, Lehrbuch des preussischen 
Verwaltungsrechts, § 10. 



I* 



Die Lehre von der Selbstverwaltung. 



Erster allgemeiner Theil. 



I. Abschnit-t. 



der Selbstverwaltung. 

DIE Frage nach dem Wesen und Charakter der »Selbstverwal- 
tung« ist eine der bestrittensten im ganzen Gebiete des Ver- 
waltungsrechts. Man hat in der Selbstverwaltung sowohl die 
Besorgung der eigenen Angelegenheiten des handelnden Organes 
gesehen, als auch die Besorgung fremder Angelegenheiten. Einigen 
ist die Selbstverwaltung ein juristischer, anderen ein politischer 
Begriff, viele sehen in ihr vorwiegend ein Erzeugnis deutschen 
Rechtslebens, andere ein politisches Prinzip, welches im Rechtsleben 
der verschiedenen Völker auch verschieden zum Ausdruck gekom- 
men ist.^ 

Die staatsrechtliche Doktrin der ersten Hälfte unseres Jahr- 
hunderts verstand unter Selbstverwaltung lediglich die selbststän- 
dige Vermögensverwaltung der Gemeinde,* wobei der Gedanke des 
Antagonismus gegen die staatHche Bevormundung im Laufe der 
Zeit immer mehr zur Geltung kam. Dies geschah namentlich, seitdem 
die liberale Richtung der Allmacht des absoluten Staates nicht nur die 
natürliche Freiheit des Individuums, sondern auch die der Ge- 



^ Zusammenstellungen der verschiedenen Anschauungen über den Begrifl 
der Selbstverwaltung finden sich bei Erttst Neukamp^ Der Begriff der Selbst- 
verwaltung im Rechtssinne, im »Archiv für öffentliches Recht« von Lahand imd 
Stoerky B. IV, S. 377 if., ferner sehr ausführlich und nach Gruppen übersichtlich 
geordnet bei Oskar Giuth, Die Lehre von der Selbstverwaltung im Lichte for- 
maler Begriffsbestimmung, Wien, Prag, Leipzig 1887. Siehe auch den Abriss 
der verschiedenen Lehrmeinungen in G. Meyer^s Staatsrecht, § 106, Anm. 7. 

* Vgl. Zoepflj Grundsätze des deutschen Staatsrechts. Leipzig und Heidel- 
berg, 5. Auf^. 1863, § 425. 
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meinde entgegensetzte. So kam denn die Doktrin und die unter 
ihrem Einfluss stehende Gesetzgebung von 1848 und der folgen- 
den Jahre dazu, neben den Grundrechten der Staatsbürger auch 
Grundrechte der Gemeinde aufzustellen, unter welchen das Recht 
auf Selbstverwaltung die erste Stelle einnahm.* Dabei hatte übrigens 
der Begriff der Selbstverwaltung eine bedeutende Erweiterung er- 
fahren. Man beschränkte ihn nämlich nicht mehr auf die blosse 
Vermögensverwaltung, sondern man verstand darunter die Ver- 
waltung aller Angelegenheiten, welche das Interesse der Gemeinde 
zunächst berühren, und durch ihre eigenen Kräfte innerhalb ihrer 
eigenen Gemarkung besorgt werden können, und rechnete dazu 
die gesammte Lokalverwaltung, namentlich aber die Ortspolizei. 
Und zwar sollte all dies der Gemeinde kraft eigenen Rechts zu- 
stehen, nicht blos in ihrer Eigenschaft als Beauftragte der Staats- 
gewalt.* Was für die Gemeinde gefordert wurde, wurde vielfach 
auch für die gemeindeähnlichen Verbände, nämlich für Kreise, 
Bezirke und andere Kommunalverbände höherer Ordnung verlangt. 
Einige Schriftsteller, so namentlich Gierke^ und Schaffte^ gehen 
aber noch weiter, und bezeichnen die Selbstverwaltung als ein 
Recht aller korporativen Verbände, welche dem Staate gegenüber 
als Besonderheiten erscheinen, für ihre Angehörigen aber Allge- 
meinheiten sind. Im Gegensatz dazu fasst Oskar Gluth "^ die Selbst- 
verwaltung wieder nur als ein Recht der Gemeinde auf. Er definirt 
sie nämlich als Thätigkeit eines dem Staate untergeordneten, 
naturnothwendigen Gebietsgemeinwesens für den politischen Ge- 
meinschaftszweck, und lässt diesen >rein thatsächlichen Begriff« zum 
Rechtsbegriff werden, wenn der Staat dem Gemeinwesen die Aus- 



' Vgl. Zachariae, Deutsches Staats- und Bundesrecht 3. Aufl., Göttingen, 
1865 und 1867, § 105—107, Grotefend, Deutsches Staatsrecht der Gegenwart, 
Berlin 1869, § 515 ff., Gerber, Die Grundzüge des deutschen Staatsrechtes, 3. Aufl., 
Leipzig, 1880, § 20, 21. Die Grundrechte der freien Gemeinde werden Art. XI, § 184 
der Frankfurter Reichs Verfassung, und von den meisten Verfassungen, denen 
sie zum Vorbild diente, aufgezählt. Vgl. namentlich § 33 der öst. Verf.-Urk. 
vom 4. März 1849. 

* Siehe die Aufzählung dieser Rechte bei Schulze, Deutsches Staatsrecht 
I. B.,§ 160. Uebrigens bestimmte schon das würt. Verw. Ed. vom i. März 1822 in 
§ 3: »Jede Gemeinde hat das Recht, alle auf diesen Gemeindeverband sich be- 
ziehenden Angelegenheiten zu besorgen, ihr GemeindevermOgen selbstständig 
zu verwalten, und die Ortspolizei im Umfange des Ortes und seiner Markung 
nach den bestehenden Gesetzen zu handhaben.« 

* Deutsches Genossenschaftsrecht, i. B., § 57 E., § 59 B. VI , § 68 B. 
® Bau und Leben des sozialen Körpers, Tübingen, 1882. 

' Die Lehre von der Selbstverwaltung im Lichte formaler Begriffsbe- 
stimmung, namentlich S. 102, 119 ff. 
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Übung obrigkeitlicher Rechte zugesteht, und sich jedes positiven 
Einwirkens auf die Ausübung derselben enthält. Da nun nach 
seinen Ausführungen die obrigkeitlichen Rechte nur die Akte der 
Polizeithätigkeit der Gemeinde mit unmittelbar zwingender Wirkung 
umfassen, beschränkt sich der Begriff der Selbstverwaltung auf den 
Erlass von Polizeiverfügungen durch die Gemeinde. 

Diese Doktrin legt also bei der Begriffsbestimmung der 
»Selbstverwaltung« das entscheidende Moment auf ihre unabhän- 
gige Stellung, auf die Freiheit von staatlicher Einwirkung, somit 
auf den Gegensatz zur staatHchen Verwaltung. Sie ist ein Erzeugnis 
der Idee des Kampfes gegen die Omnipotenz des Staates. Daneben 
machte sich aber auch schon frühzeitig die Ansicht geltend, dass 
es nicht angehe, den Begriff der Selbstverwaltung und Gemeinde- 
freiheit lediglich aus dem Gegensatz zur Staatsverwaltung und 
überhaupt zur Staatsgewalt zu entwickeln. Schon in den 30er und 
40er Jahren betonen namhafte Schriftsteller bei völliger Anerken- 
nung der Selbstständigkeit der Gemeinde den innigen Zusammen- 
hang zwischen der Staats- und Gemeindeverwaltung. Ja sie machten 
sogar geltend, dass die Gemeinde dem Staate nicht nur als Sub- 
jekt natürlicher Grund- oder Freiheitsrechte gegenüberstehe, son- 
dern auch in der Staatsverfassung selbst ein wesentliches Moment 
bilde.® Man brachte sie mit dem Wesen des konstitutionellen 
Staates in Zusammenhang, und daher erklären bisweilen dieselben 
Verfassungen, welche von > Grund- oder Freiheitsrechten der Ge- 
meinde« sprechen, zugleich: »Die freie Gemeinde ist Grundlage 
des freien Staates.« So kam man dazu, Staats- und Selbstverwal- 
tung nicht mehr als zwei einander entgegengesetzte, sondern als 
in organischem Zusammenhang stehende Begriffe aufzufassen, 
man sah das Wesen der Selbstverwaltung nicht mehr in der Ab- 
schliessung von der Staatsverwaltung, sondern vielmehr in einer 
gewissen Theilnahme an derselben. Dieser Gedanke musste umso 
mehr Anklang finden, als sich die Doktrin darüber klar wurde, 
dass es im konstitutionellen Staate nicht nur eine verfassungs- 
mässige Theilnahme an der Gesetzgebung, sondern auch an der 
Verwaltung des Staates geben müsse. Als Mittel, diese Theilnahme 
möglich zu machen, sah man nun die Selbstverwaltung an. Be- 
treffs der Art und Weise, wie dieses politische Prinzip rechtlich 
durchzuführen sei, gehen die Meinungen der einzelnen Schrift- 
steller wohl sehr auseinander. 



« Vgl. Aretin, Konstitutionelles Staatsrecht, 1840, 3. Th., S. 22 ff., 
Stahl, Rechts- und Staatslehre, 2. B., S. 27 ff,, und die früher zitierten Stellen 
bei Zoepfl und Zachariae. 
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Insbesondere sehen einige nur in den korporativen Ver- 
bänden, oder in korporativen Verbänden einer bestimmten Art 
Organe der Selbstverwaltung, während andere ihr Vorhandensein 
für juristisch irrelevant ansehen, und höchstens zugeben, dass 
die Kommunalverbände das Hauptanwendungsfeld für die Selbst- 
verwaltung seien. 

So ist nach der Anschauung Stein's eine andere öffentlich- 
rechtliche Verwaltung, als die des Staates unmöglich. Eine Ge- 
nossenschaft, welche in ihre Thätigkeit nur solche Angelegenheiten 
einbezieht, welche nicht über den Kreis ihrer Mitglieder hinaus- 
gehen, kann ebensowenig verwalten, wie der einzelne Mensch. 
Nur dann kann man von einer genossenschaftlichen Verwaltung 
sprechen, wenn dieselbe Zwecke verfolgt, welche im Staatszweck 
enthalten sind. Nun ist dies allerdings in erster Linie Aufgabe 
des Staates selbst. Weil aber die Staatsverwaltung, welche unmittel- 
bar durch Staatsbeamte geführt wird, vor allem Anderen das Mo- 
ment der Einheitlichkeit und das allgemeine Gesammtinteresse zu 
vertreten geneigt ist, ist es zweckmässig, dort, wo die allgemeinen 
Staatsinteressen unter Berücksichtigung von Sonderinteressen zu 
verfolgen sind, die Thätigkeit der korporativen Verbände an Stelle 
der Beamten Verwaltung treten zu lassen. 

Diese Thätigkeit nun ist es, welche Stein mit dem Worte 
»Selbstverwaltung« bezeichnet. Dabei unterscheidet er zwischen der 
Selbstverwaltung im weiteren Sinne des Wortes, zu welcher er 
auch die blos berathende und begutachtende Thätigkeit der Kammern 
und sonstiger amtlichen Organe beigegebener Kollegien rechnet, 
und der Selbstverwaltung im engeren Sinne, unter welcher er die 
Thätigkeit der territorialen und der beruflichen Verbände versteht. 
Zu ersteren gehören Gemeinde und Landschaft, zu letzteren Kor- 
porationen und Stiftungen. Im Gegensatz zur Selbstverwaltung, 
welche durch Organe geführt wird, die unabhängig vom Willen 
ihrer Angehörigen entstehen und fortbestehen, steht die freie Ver- 
waltung der Vereine, natürlich nur wieder derjenigen Vereine, 
welche öffentliche, d. h. im Staatszweck enthaltene Zwecke ver- 
folgen. Die Selbstverwaltung bei Stein ist daher eigentlich eine 
Art Staatsverwaltung. Aber ihre Organe stehen der Staatsgewalt 
unabhängiger gegenüber, als die Staatsbeamten, weil ihre Existenz 
nicht vom Gutdünken des Staates abhängt, sondern auf ihrer ge- 
schichtlichen Entwicklung als selbstständige Rechtssubjekte beruht. 
Der Charakter der Selbstverwaltung als staatliche Verwaltung, die 
von korporativen Verbänden geführt wird, erscheint bei Stein 
jederzeit streng gewahrt; daher auch seine Bemühungen, das 
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englische Selfgovernment sich als kommunale Selbstverwaltung 
zurechtzulegen.^ 

Auch eine Anzahl anderer Schriftsteller fassen die Selbstver- 
waltung als Verwaltung staatlicher Angelegenheiten durch korpo- 
rative Verbände unter gleichzeitiger Berücksichtigung partikularer 
Interessen auf. Inama Sternegg ^^ stimmt in dieser Hinsicht mit 
Stein überein, im Wesentlichen auch Ulbricht Doch beschrankt 
letzterer die Selbstverwaltung auf die Thätigkeit der territorialen und 
der auf der Gemeinsamkeit des Berufes der Angehörigen beruhen- 
den korporativen Verbände, und schliesst von derselben nicht nur 
die Thätigkeit der freien Vereine und der Kammern aus, sondern 
lässt auch die Korporationen blos dann als Selbstverwaltungskörper 
gelten, wenn sie, wie z. B. Advokatenkammern oder gewerbliche 
Genossenschaften die Wahrnehmung allgemeiner Berufsinteressen 
zum Gegenstand ihrer Thätigkeit machen. ^^ E.Lifjgg, der sonst gleich- 
falls am Standpunkt Steines steht, möchte nur die territorialen 
Selbstverwaltungskörper als solche gelten lassen." Schulze und 
Gaupp wieder legen das Hauptgewicht auf die Selbstbeschränkung 
der Staatsgewalt, welche es vorzieht, nicht alle staatlichen Ver- 
waltungsaufgaben unmittelbar durch ihre eigenen Organe zu be- 
sorgen, sondern einige davon aus den schon von Stein betonten 
Gründen den korporativen Verbänden zur Durchführung zu über- 
lassen.^^ Das Moment der Selbstbeschränkung der Staatsgewalt bei 
Ausübung ihrer obrigkeitlichen Rechte ist auch bei Laband für 
den Begriff der Selbstverwaltung massgebend. Anstatt dass der 
Staat dieselben direkt durchführt, überträgt er die Durchführung 
an Personen, die ihm zwar unterworfen sind, die aber ihm gegenüber 
eine besondere öffentliche Rechtssphäre, eine begrifflich verschiedene 
Existenz haben. Dagegen wendet sich Laband entschieden gegen die 
politische Auffassung der Selbstverwaltung als einer Verwaltung 
durch persönliche Ehrenämter, ja gegen die Bezeichnung derselben 



• Verwaltungslehre, i. Th., S. 232—244 und 363—647, 2. Aufl., i. Th., 2 B. 

10 Verwaltungslehre in Umrissen, Innsbruck, 1870, S. 24 ff. 

" Lehrbuch des österreichischen Staatsrechts, § 157, und Rechtsbegriff 
der Verwaltung in Grünhufs Zeitschrift, B. IX, S. 15. 

" Die staatsrechtliche Stellung der im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder, in der juristischen Vierteljahrsschrift von UJlmann, Frank und Finger, 
B. XXIV, S. 8 ff. 

" Schulze, Deutsches Staatsrecht, i. B., § 159, Preussisches Staatsrecht, 
I. B., § 126, Gaupp, Württembergisches Staatsrecht in Marquardsen's Handbuch, 
3. ß., I. H. B., § 27. 
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als Zwischenbau zwischen Staat und Gesellschaft. Nach ihm ist Selbst- 
verwaltung vielmehr ein rein staatsrechtlicher Begriff, ein Zwischen- 
bau zwischen Staat und Individuum. Dabei hält er es auch nicht 
für nothwendig, dass sich der Staat zur Durchführung seiner obrig- 
keitlichen Rechte gerade nur korporativer Verbände bediene, und 
sie als Organe der Selbstverwaltung anerkenne. Es entspricht dies 
zwar dem Wesen des modernen Staates, begrifflich aber ist die 
Selbstverwaltung durch >monarchisch gebildete Organe« ebenso 
möglich, wie die durch korporativer Verbände.^* Auch Gareis ^^be- 
schränkt die Selbstverwaltung nicht auf die Korporationsverwaltung, 
indem er ausdrücklich von der gutsherrlichen Selbstverwaltung 
spricht. Doch hebt er hervor, dass die Selbstverwaltung nicht Theil- 
nahme an der staatlichen Verwaltung sei, sondern vielmehr Vertre- 
tung der staatlichen Verwaltungsorgane durch andere Personen. 
Die Selbstverwaltung ist infolge dessen nie Eigenverwaltung, 
sondern immer Verwaltung fremder, nämHch staatlicher Angelegen- 
heiten, ohne dass dabei, wie nach Stein's Anschauung, besondere 
Interessen der engeren Verbände auch nur sekundär Berücksich- 
tigung finden. In letzterer Beziehung steht also Gareis am weiter 
unten zu erörternden Standpunkt Gneisfs. Albert Haenel endlich 
fasst die Selbstverwaltung als Verwaltung selbstständiger korpora- 
tiver Verbände auf, deren Zwecke aber zugleich auch in den Bereich 
der staatUchen Thätigkeit fallen. ^^ Daher findet ein Zusammenwirken 
beider statt, indem der kommunale Verband nach Massgabe der staat- 
lichen Gesetze und unter Aufsicht und Kontrolle des Staates handelt. 
Die Selbstverwaltung ist daher zugleich Staats- und Korporations- 
verwaltung, nicht blos Staatsverwaltung durch Korporationen. 

Stein, Schulze, Laband, Haenel und die übrigen zu dieser 
Gruppe gehörigen Schriftsteller fassen also übereinstimmend die 
Selbstverwaltung als eine Verwaltung staatlicher Angelegenheiten 
auf, und stellen sich so in Gegensatz zu denjenigen, welche ausser- 
halb der Staatsverwaltung, und gewissermassen im Gegensatz zu 
ihr noch eine andere öffentliche Verwaltung, nämlich die Ver- 
waltung selbstständiger korporativer Verbände annehmen, und 
diese als Selbstverwaltung bezeichnen. Praktisch ist der Unter- 
schied zwischen beiden Anschauungen allerdings nicht so tief- 
greifend, weil auch nach der Meinung der erstgenannten Staats- 



" Staatsrecht des Deutschen Reiches, i. B., § ii und in Marquardsen's 
Handbuch, i. B., i. H. B., S. 21 ff. 

** Allgemeines Staatsrecht, §§ 32, 33. 

" Deutsches Staatsrecht, Leipzig, 1892, § 22. 
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rechtslehrer die Selbstverwaltung nur von Organen geführt wird, 
welchen dem Staate gegenüber eine selbstständige rechtliche 
Persönlichkeit zukommt. 

Im Gegensatz zu beiden Gruppen stehen diejenigen Schrift- 
steller, welche die Selbstverwaltung als eine Art Staatsverwaltung 
auffassen, welche nicht durch rechtlich von der Staatsgewalt selbst- 
ständige, sondern durch faktisch von ihr unabhängige Personen 
geführt wird. Das Moment der Berücksichtigung partikularer In- 
teressen, welches namentlich bei Stein eine so grosse Rolle spielt, 
fehlt bei ihnen gänzlich, ja es wird von Gneist^ dem hauptsäch- 
lichsten Vertreter dieser Richtung ausdrücklich ausgeschlossen. 
Nach ihm ist die Selbstverwaltung nicht, wie bei Labandy ein 
Zwischenbau zwischen Staat und Individuum, sondern ein Zwischen- 
bau zwischen Staat und Gesellschaft. Ja er bezeichnet die Selbstver- 
waltung geradezu als das beste Mittel, den Egoismus der einzelnen 
Gesellschaftsklassen zu brechen, und das Volk politisch zur Freiheit 
zu erziehen, und ist daher der Begriff der Selbstverwaltung kein 
staatsrechtlicher, sondern lediglich ein politischer. Dem entsprechend 
sieht er auch die politische Idee der Selbstverwaltung nicht in 
der deutschen Kommunalverwaltung verwirklicht, sondern im eng- 
lischen Selfgovernment, welches er als innere Landesverwaltung 
der Kreise und Gemeinden nach den Gesetzen des Landes durch per- 
sönliche Ehrenämter unter Aufbringung der Kosten durch lokale 
Steuern definirt.^' Das Wesen und die Eigenart des Selfgovern- 
ment liegen also in der sozial unabhängigen Stellung seiner Organe, 
als welche übrigens ausnahmslos Einzelbeamte und Kollegien der- 
selben erscheinen. Nach Stein, Schulze, Ulbrich sind die kommunalen 
Verbände Organe der Selbstverwaltung, welche aber, weil sie 
juristische Personen sind, eben nur wieder durch ihre gewählten 
Organe handeln können. Dagegen sind die Organe des Selfgovernment 
unmittelbar staatliche Organe, und werden daher ernannt. Die 
kommuneartigen Verbände des Selfgovernment sind niemals selbst 
Subjekte staatlicher Hoheitsrechte, sondern nur Pfiichtgenossen- 
schaften zur Aufbringung der Kosten der lokalen Verwaltung. 



*' Die Hauptwerke Gneis fs sind: Englische Verfassungsgeschichte, Berlin 
1882, Das englische Verwaltungsrecht der Gegenwart in Vergleichung mit den 
deutschen Verwaltungssystemen, 2 Bände, 3. Aufl., Berlin 1883, 1884, Self- 
government, Kommunalverfassung und Verwaltungsgerichte» 3. Aufl., Berlin, 
1871, Verwaltung, Justiz, Rechtsweg, Berlin 1869, und Rechtsstaat und Ver- 
waltungsgerichte in Deutschland, Berlin 1879. An dieser Stelle kommen namentlich 
in Betracht: Das englische Verwaltungsrecht, i. B., S. 256 flf., 309 S., Self- 
government, S. 882 ü.f und Rechtsstaat, S. 286. 
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Im Wesentlichen am Standpunkt Gneisfs stehen auch eine 
Reihe neuerer Schriftsteller, so namentlich Loening,^^ G. Meyer^^^ 
Sanvey,^^ Bomhak^^ und Neukamp.^^ Sie betonen übereinstimmend, 
dass die Selbstverwaltung eine Verwaltung durch Organe sei, 
welche der Staatsgewalt gegenüber eine unabhängige Stellung 
einnehmen, nicht aber eine Verwaltung kommunaler Verbände, 
wenngleich bisweilen eingeräumt wird, dass die Kommunalver- 
waltung das Hauptanwendungsfeld der Selbstverwaltung sei. 2» Was 
nun die Unabhängigkeit der Organe der Selbstverwaltung betrifft, 
so beruht dieselbe nach der Anschauung Loening's und Sarwey^s, 
welche sich in dieser Hinsicht in voller Uebereinstimmung mit 
Gneist befinden, darin, dass sie keine Besoldung erhalten, während 
G. Meyer das Hauptgewicht auf den Umstand legt, dass sie die Ge- 
schäfte der Verwaltung neben ihren eigentlichen Berufsgeschäften 
besorgen.^* 

Endlich kommen noch diejenigen Schriftsteller in Betracht, 
welche zwischen den einander entgegengesetzten Anschauungen 
stehen, die sich insbesondere an die Namen Stein und Gneist 
knüpfen. So legt E. Meier^^ das Hauptgewicht in der Selbst- 
verwaltung wie Gneist auf die von Partikularinteressen unberührte 
Thätigkeit für Staatszwecke, lässt aber diese Thätigkeit von Organen 
der kommunalen Verbände ausüben. Da sie hiebei auf lokale 
Interessen keinerlei Rücksicht zu nehmen haben, ja nicht einmal 
nehmen sollen, ihre Wahl sie aber für solche empfänglich macht, 
während andererseits ernannte Organe doch nicht als Vertrauens- 
männer kommunaler Verbände fungiren können, hält E, Meier 
die Wahl der zur Theilnahme an der Staatsgewalt berufenen Per- 
sonen durch kommunale Organe vorbehaltlich ihrer Bestätigung 
durch die Staatsgewalt für das dem Wesen der Selbstverwaltung 
am meisten entsprechende. Andere Staatsrechtslehrer wieder 
suchen zwischen beiden Meinungen dadurch zu vermitteln, dass 
sie zwei Begriffe der Selbstverwaltung aufstellen. So unterscheidet 



*' Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechts, § 7. 

*' Lehrbuch des deutschen Staatsrechts, § 106. 

** Allgememes Verwaltungsrecht, § 34, 37. 

■* Preussisches Verwaltungsrecht, 2. B., § 97. 

** Der Begriff der »Selbstverwaltung« im Rechtssinne, im »Archiv für 
öffentliches Recht«, B. III, S. 551. 

■' So namentlich von G. Meyer und Sarwey. 

■* Siehe seine Abhandlung: »Die Behördenorganisation der Verwaltung des 
Innern«, in Schönberg's Handbuch der politischen Oekonomie, 3 B., S. 719 ff. 

" Verwaltungsrecht in v. Holtzendorff*sEncyklopädiey 4. Aufl., S. 1088—1099. 
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Rosin^^ einen juristischen und einen politischen Begriff derselben. 
Die Selbstverwaltung im juristischen Sinne des Wortes definirt 
er als Zustand der anerkannten Rechtspersönlichkeit im Gegensatz 
und Verhältnis zur Möglichkeit der Aberkennung oder Beschrän- 
kung derselben. Er knüpft also an die Verwaltung kommunaler 
Verbände an, und weist ihr dabei in Uebereinstimmung mit Laband 
die Vermittlerrolle zwischen Staat und Individuum zu, während 
seine Begriffsbestimmung der Selbstverwaltung im politischen 
Sinn im Wesentlichen mit der Gneisfs übereinstimmt. In ganz 
ähnlicher Weise unterscheidet Frlu von Stengel ^'^ die eigentliche, 
deutsche Art der Selbstverwaltung von der englischen, und definirt 
erstere als öffentliche, aber nicht staatliche Verwaltung selbststän- 
diger korporativer Verbände, letztere hingegen in Anknüpfung an 
Gneist als Besorgung staatlicher Geschäfte durch Ehrenbeamte. 

Den älteren französischen Schriftstellern ist nicht nur der 
Ausdruck, sondern auch der Begrtff der »Selbstverwaltung« unbe- 
kannt. Sie subsumiren denselben unter den Begriff der »Dezen- 
tralisation«, so z. B, Lafferiere, Dagegen unterscheidet Lebon^^ 
ausdrücklich die Dekonzentration von der Dezentralisation. Unter 
ersterer versteht er die Verleihung ausgedehnter Machtbefugnisse 
an die Behörden der unteren Instanzen, unter letzterer die Ueber- 
tragung derselben an die gewählten Kollegialorgane des Depar- 
tements und der Gemeinde, und deren legale Vertreter. Otto 
Mayer *^ versteht unter Selbstverwaltung die Mitwirkung bestimmter 
Kreise von Staatsangehörigen an der Verw-altung staatlicher An- 
gelegenheiten kraft eines ihnen eingeräumten Rechts, und be- 
zeichnet als Träger dieses Rechts Gruppen von einzelnen Personen, 
welchen die betreffenden staatlichen Angelegenheiten zugleich als 
ihre besonderen Angelegenheiten zuerkannt sind. Diese Ange- 
legenheiten hören aber deshalb nicht auf, Staatsangelegenheiten 
zu sein, sie sind nur Staatsangelegenheiten besonderer Art.^® Dem 
entsprechend ist auch ihre Verwaltung besonderer Art, und auch 
äusserlich von der allgemeinen Staatsverwaltung geschieden. Wird 
sie nun nicht im Auftrage des Staates geführt, sondern im Namen 



■* Souveränität, Staat, Gemeinde, Selbstverwaltung in Hirth's Annalen, 
B. IV., S. 305 ff. 

*' Die Organisation der preussischen Verwaltung, 1884, S. 11 -21. 

*® Staatsrecht der französischen Republik in Marquardseiis Handbuch 
4. B., I. H. B., § 57. 

" Theorie des französischen Verwaltungsrechts, § 62. 

^ Aticoc nennt diese Art Verwaltung: Gestion des int6rets sp^ciaux und 
Gestion des int^rets locaux. 
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und kraft Rechts der Selbstverwaltungsberechtigten, so entstehen 
für sie besondere Vertretungsämter, eine besondere Art öffentlich 
rechtlichen Auftrages, der nicht unmittelbar vom Staate gegeben, 
sondern nur rechtlich normirt und kontrollirt wird. Dieser rechtliche 
Zustand wird nun praktisch dadurch zum Ausdruck gebracht, dass 
man jeder derartigen Verwaltung ein gedachtes Rechtssubjekt zum 
Mittelpunkt gibt, in dessen Recht und in dessen Namen die Ver- 
waltung geführt wird. Die Selbstverwaltungskörper sind also nach 
französischem Rechte ein mit besonderen Rechten ausgestatteter 
Hilfsorganismus der Staatsverwaltung. 

Es ist leicht ersichtlich, dass die im Bisherigen angeführten 
Definitionen nicht einem, sondern zwei ihrem Wesen nach ver- 
schiedenen Begriffen der Selbstverwaltung zu Grunde liegen. Eine 
Gruppe von Schriftstellern betrachtet die Selbstverwaltung als ein 
Recht korporativer Verbände auf selbstständige Verwaltung ihrer 
eigenen Angelegenheiten.'^ Für sie ist also »Selbstverwaltung« ein 
Rechtsbegriff*. Andere sehen in ihr die Theilnahme der Staatsbürger 
an der Führung der staatlichen Verwaltung, also ein politisches 
Prinzip, welches in der Verwaltung durch Ehrenämter seinen recht- 
lichen Ausdruck findet, und dessen Hauptanwendungsfeld wenigstens 
in Deutschland die Verwaltung korporativer Verbände ist.'* Andere 
Schriftsteller nehmen eine Mittelstellung zwischen beiden Gruppen 
ein, indem sie den korporativen Verbänden nicht ein Recht auf 
Verwaltung ihrer eigenen Angelegenheiten, sondern ein Recht auf 
Verwaltung derjenigen staatlichen Angelegenheiten zusprechen, 
welche ihrer Natur nach unter Berücksichtigung von Sonder- 
interessen zu besorgen sind.*' Noch andere Schriftsteller endlich 
unterscheiden überhaupt zwei »verschiedene Begriff'e von »Selbst- 
verwaltung«, nämlich einenjuristischen und einen politischen Begriff*. 
Selbstverwaltung als juristischer Begriff* ist nach ihnen die Ver- 
waltung korporativer Verbände, also eine Verwaltung besonderer 
Art, Selbstverwaltung als politischer Begriff* hingegen die Verwaltung 
staatlicher Angelegenheiten durch Personen, welchen der Staats- 
gewalt gegenüber eine gewisse Unabhängigkeit zukommt, also eine 
besondere Art zu verwalten.'* 



^^ Die meisten älteren Schriftsteller, und von den neueren namentlich 
Gierke, Schäßle, Gluth, 

*' Gneist, G. Meyer, Sarweyy Loening, Neukamp, Boniliak. 

'* Stein, Inama Stemegg, Ulhrich, Schulze, E. Meier, Gareis, Haenel, in 
gewisser Hinsicht auch Lahand. 

" Rosin, Stengel, 
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Die Schriftsteller der letzten Gruppe ziehen also aus der That- 
sache, dass man zwei begrifflich verschiedene Dinge mit demselben 
Worte bezeichnet, die volle Konsequenz, und stellen für sie auch 
zwei verschiedene Definitionen auf. Um nun den politischen Begriff 
der Selbstven^'altung juristisch zu verwerthen, wäre es nothwendig, 
zunächst nach den rechtlichen Institutionen zu suchen, in denen 
er sich verkörpert. Man müsste also vor Allem auf den juristischen 
Charakter des Ehrenamtes und auf die Bedeutung eingehen, welche 
demselben im Organismus der staatlichen Verwaltung zukommt. 
Fasst man dagegen die Selbstverwaltung als Rechtsbegriff in's 
Auge, kann man unmittelbar nach ihren juristischen Merkmalen 
forschen, und aus ihnen die Begriffsbestimmung feststellen. 

Das Wort »Selbstverwaltung« hat eine negative Bedeutung. 
Es bezeichnet das Gegenteil von >Verwaltung durch Andere«.*^ 
Es wurde auch thatsächlich zuerst gebraucht, um das Recht ge- 
wisser korporativer Verbände zu bezeichnen, ihre Angelegenheiten 
»selbst« zu verwalten, während dieselben bis dahin nicht von ihnen, 
sondern von einem fremden Machtfaktor, nämlich vom Staat 
verwaltet worden waren. Selbstverwaltung ist also mit »Freisein 
von fremder Verwaltung« gleichbedeutend, gewissermassen der 
rechtliche Ausdruck der Mündigkeit eines öffentlichen Gemein- 
wesens, wonach dasselbe seine Angelegenheiten selbst zu besorgen 
befugt ist, und nicht zulassen muss, dass dies durch Andere ge- 
schieht. Man kann daher auch nicht von der Selbstverwaltung 
des höchsten politischen Gemeinwesens sprechen, weil, wenn ein 
fremder Machtfaktor ihm das Recht, seine Angelegenheiten zu ver- 
walten, entziehen kann, es überhaupt aufhört, höchstes politisches 
Gemeinwesen zu sein. Es gibt also keine Selbstverwaltung eines 
souveränen Staates. Dagegen sprechen einige Schriftsteller, so 
namentlich Laband und Rosin von der Selbstverwaltung der deut- 
schen Einzelstaaten im Reich, indem sie den nicht souveränen 
Gliederstaaten den Bundesstaat als höchstes, souveränes politisches 
Gemeinwesen gegenüberstellen. Unter Selbstverwaltung im 
Rechtssinn versteht man daher die vom souveränen Ge- 
meinwesen anerkannte rechtliche Fähigkeit eines nicht 
souveränen Gemeinwesens; seine Angelegenheiten selbst 
zu verwalten. 



^ Siehe hierüber Laband , deutsches Staatsrecht, i. B., § ii, und die klaren 
imd deutlichen Ausführungen Rosin's, mit welchen das hier Gesagte inhaltlich 
übereinstimmt. 
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IL Abschnitt. 

Begriff der Autonomie. 

Unter »Autonomie« oder > Selbstsatzung« versteht man das 
Recht korporativer Verbände oder Privater, einseitig bindende 
Rechtsnormen zu erlassen. So sind in einzelnen deutschen Staaten 
nicht nur die regierenden Häuser, sondern auch gewisse hochadelige 
Familien berechtigt, an Stelle der sonst allgemein geltenden ge- 
setzlichen Bestimmungen für sich besondere familien- und erb- 
rechtliche Vorschriften zu erlassen. Ferner spricht man bisweilen 
von der Berechtigung parlamentarischer Versammlungen, ihre 
Geschäftsordnung kraft autonomen Statuts festzusetzen. Praktisch 
von nicht minder grosser Bedeutung für das moderne öffentliche 
Rechtsleben ist die Autonomie der kommunalen Verbände, gewisser- 
massen die Ergänzung ihrer Selbstverwaltung. Denn wer das 
Recht hat, zu verwalten, muss auch berechtigt sein, diejenigen 
Willensentschlüsse zu fassen und in rechtsverbindlicher Weise zu 
äussern, welche, wie jeder zielbewussten Handlung überhaupt, so 
auch jeder Verwaltungshandlung nothwendigerweise vorangehen 
müssen. Selbstverwaltung als zielbewusste, freie Thätigkeit kom- 
munaler Verbände ist daher ohne Autonomie nicht möglich. Da- 
gegen wird man dort, wo das berechtigte Subjekt schon durch 
blosse Aeusserung seines Willens, durch Aufstellung einer ab- 
strakten Norm seinen Zweck erreicht, nur von Autonomie allein, 
und nicht auch von Selbstverwaltung sprechen. So gibt es eine 
Autonomie, aber keine Selbstverwaltung der Familien des hohen 
Adels. Dagegen hat man bei kommunalen Verbänden, obwohl auch 
sie einige ihrer Zwecke durch blosse Aufstellung abstrakter Nor- 
men erreichen können, Selbstsatzungs- und Selbstverwaltungsrecht 
jederzeit mi{ einander in Verbindung gebracht. 

So wurde in früherer Zeit neben der Selbstverwaltung vor 
Allem die Autonomie von der Doktrin als Grundrecht der freien 
Gemeinde aufgefasst, und als solches auch in einige Verfassungs- 
urkunden aufgenommen.^ Einzelne neuere Gesetzgebungen ver- 
stehen unter Autonomie wohl in erster Linie die Berechtigung 
kommunaler Verbände, in Ausführung der ihnen vom Gesetz aus- 
drücklich ertheilten Ermächtigung oder auch sonst innerhalb des 



1 Zachariae, Deutsches Staats- und Bundesrecht, § 105-107, Art. XI, § 184 
der Frankfurter Reichsverfassung. 
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Rahmens der Gesetze, abstrakte Normen über die Rechte und 
Pflichten ihrer Mitglieder, die Bildung des kommunalen Willens 
und die Führung der kommunalen Verwaltung zu erlassen. Im 
Allgemeinen aber ist unter der Autonomie kommu- 
naler Verbände das Recht zu verstehen, überhaupt in 
Angelegenheiten ihres Wirkungskreises allgemein 
verbindliche Normen zu erlassen, mögen dieselben der 
ergänzenden Thätigkeit der Selbstverwaltung bedür- 
fen oder nicht.* 



III. Abschnitt. 

Ehrenbeamte — Bäthe — Eammern. 

Es wurde bei der Besprechung der verschiedenen Anschau- 
ungen über den Begriff der Selbstver^^altung ausgeführt, dass 
mehrere Schriftsteller sie als eine Verwaltung staatHcher Angele- 
genheiten durch solche Organe ansehen, welche der Staatsge^valt 
gegenüber eine unabhängige Stellung einnehmen.^ Nach der An- 
sicht der meisten Vertreter dieser Richtung ist die Unabhängig- 
keit dieser Organe darin begründet, dass sie keine Besoldung 
erhalten, also nur in der Ehre des Amtes ein Entgelt für ihre 
Mühewaltung finden. Daher wird auch vielfach »Selbstverwaltung« 
mit »Verwaltung durch' Ehrenbeamte« geradezu identifizirt. Andere 
Schriftsteller wieder legen das entscheidende Moment darauf, 
dass die Führung der Amtsgeschäfte nicht den eigentlichen Lebens- 
beruf der damit beauftragten Personen bilde. Unter allen Umstän- 
den aber ist es die Unabhängigkeit der handelnden Organe nach 
oben, welche der Selbstverwaltung ihren eigenthümlichen Charakter 
aufprägt. Wenn daher Georg Meyer und Sarwey erklären, die 
Kommunalverwaltung sei mit der Selbstverwaltung nicht identisch, 
wohl aber das Hauptanwendungsfeld derselben, so begründen sie 
dies ausgesprochenermassen damit, dass in der Kommunalverwal- 
tung das Ehrenamt von besonders grosser Bedeutung ist. Diejeni- 
gen Schriftsteller, welche die Selbstverwaltung als Verwaltung 
staatlicher Angelegenheiten definiren, die aber durch korporative 

■ Ueber den Begriff der Autonomie und ihr Verhältnis zur Selbstverwaltung 
vgl. Gareis y Allgemeines Staatsrecht, § 31—33, und Ros-in^ Souveränität, Staat, 
Gemeinde, Selbstverw-altung, S. 305 ff. 

* Vgl. hiezu und zum Folgenden die Ausführungen im i. Abschn., S. 10 fL 
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Verbände geführt wird, welche der Staatsgewalt als selbstständige 
Subjekte öffentlicher Rechte gegenüberstehen, betonen wohl auch 
mehr oder weniger die Nothwendigkeit, dass die mit der unmittel- 
baren Führung der Verwaltung betrauten Organe von der Staats- 
gewalt unabhängig seien. Dabei legen sie aber der Frage, ob 
dieselben als Berufs- oder Ehrenbeamte fungiren, nur unterge- 
ordnete Bedeutung bei. Nach *hnen kommt es vielmehr haupt- 
sächHch darauf an, ob sie von der Regierung ernannt, oder vom 
betreffenden Kommunalverbande gewählt werden. Ist letzteres der 
Fall, und gelten sie auch rechtlich als kommunale Organe, so 
bleibt ihre Unabhängigkeit von der Staatsgewalt gewahrt, mögen 
sie dabei vom Kommunalverbande ein Entgelt für ihre Mühe- 
waltung erhalten, oder nicht, mögen sie ihr Amt als Berufsamt, 
oder als blosse Nebenbeschäftigung betreiben. 

Dies wird umsomehr der prinzipielle Standpunkt derjenigen 
sein, welche die Selbstverwaltung überhaupt nicht als einen inte- 
grierenden Theil der Staatsverwaltung, sondern als die Verwaltung 
selbstständiger korporativer Verbände des öffentlichen Rechts an- 
sehen. Für sie sind die mit der Führung der Verwaltungsgeschäfte 
betrauten Personen Organe des Verbandes, also von der Regierung 
ebenso unabhängig, wie jeder andere Staatsbürger, der nicht 
Staatsbeamter ist, oder sonst in einem besonderen persönlichen 
Pflichtverhältnis zum Staate steht. Es kann sich also nur um die 
Stellung dieser Personen zum Kommunalverbande handeln, und 
für die Charakterisirung dieses Rechtsverhältnisses wird es aller- 
dings von Wichtigkeit sein, ob die Kommunalämter Berufs- oder 
Ehrenämter sind, für den juristischen Begriff der Selbstverwal- 
tung als selbstständige Verwaltung kommunaler Verbände aber 
ist es irrelevant. Dies schliesst natürlich nicht das Vorhanden- 
sein wichtiger Berührungspunkte zwischen der Selbstverwaltung 
und der Verwaltung durch Ehrenbeamte aus. Beide sind geeignet, 
die Forderung des Konstitutionalismus, den Staatsbürgern An- 
theilnahme an der öffentlichen Verwaltung zu gewähren, wenn 
auch auf verschiedenem Wege zu verwirklichen. In dem einen 
Falle wird der grösste Theil der lokalen Verwaltung durch Per- 
sonen besorgt, welche von der Staatsgewalt faktisch unab- 
hängig sind, obwohl sie theoretisch als Organe des Staates 
gelten, im anderen Falle durch Organe selbstständiger korpora- 
tiver Verbände. Ferner ist die Selbstverwaltung eine Verwaltung 
bestimmter Rechtssubjekte, die Verwaltung durch Ehrenbeamte 
hingegen eine besondere Art zu verwalten, die im Gebiete jeder 
öffentlichen Verwaltung, somit auch in dem der Selbstverwaltung 

Blodig, Selbstverwaltung. ^ 
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vorkommen kann. Thatsächlich ist sie auch für dasselbe von grösster 
Bedeutung, und trotzdem in neuerer Zeit die Ehrenämter vielfach 
durch Berufsämter ersetzt wurden, behaupten sie noch immer einen 
wichtigen Platz in der kommunalen Verwaltung. Endlich werden 
die meisten kommunalen Verbände von den Gesetzgebungen ver- 
pflichtet, Geschäfte der Staatsverwaltung zu besorgen. Dies ge- 
schieht in der Weise, dass der VeAand die Kosten aufbringt, und 
die kommunalen Verwaltungsorgane als dauernd Beauftragte der 
Staatsgewalt die betreffenden Angelegenheiten wahrnehmen. Da 
sie nun dafür von ihr keine Entlohnung erhalten, fungiren sie in 
dieser Hinsicht als staatliche Ehrenbeamte, mögen sie ihr kommu- 
nales Amt dabei als Berufsamt, oder ebenfalls als Ehrenamt verwalten. 

Ein anderer Rechtsbegriff, der nicht selten mit der Selbst- 
verwaltung in Verbindung gebracht wird, ist der der Interessen- 
vertretung. Unter Interessenvertretung versteht man die Befugnis 
einzelner Interessenkreise, bei Führung der öffentlichen Verwaltung 
ihren Einfluss geltend zu machen.* Am nachdrücklichsten werden 
lokale und berufliche Spezialinteressen von korporativen Verbän- 
den gewahrt, welche als Selbstverwaltungskörper an der öffentli- 
chen Verwaltung theilnehmen. Aber nicht jedem Interessenkreis 
entspricht ein korporativer Verband, und auch dort, wo ein solcher 
vorhanden ist, kann es sich um Verwaltungsangelegenheiten handeln, 
welche zwar gerade für bestimmte Interessenkreise von hervor- 
ragender Wichtigkeit sind, aber nicht in die Kompetenz des be- 
treffenden Selbstverwaltungskörpers, sondern in die staatlicher 
Organe fallen. Um nun unter allen Umständen den speziellen 
Interessenkreisen eine gewisse Berücksichtigung zu theil werden 
zu lassen, sind die Organe der etwa vorhandenen Selbstverwaltungs- 
körper oder sonstige Vertreter der betheiligten Interessenkreise, ehe 
Verordnungen erlassen oder wichtigere Verwaltungsmassregeln 
durchgeführt werden, von der kompetenten Staatsbehörde mit ihrem 
Gutachten einzuvemehmen. Das Recht der selbstständigen Beschluss- 
fassung steht ihnen natürlich nicht zu, wohl aber wenigstens in 
der Regel das Recht der Initiative. Sie können also selbstständige 
Anträge stellen, und die Aufmerksamkeit der Behörde auf Vorkomm- 
nisse und Zustände lenken, welche geeignet sind, Objekt der 
staatlichen Verwaltungsthätigkeit zu sein. Ebenso entspricht es 
der Natur der Sache, dass die Staatsbehörde, sofern nicht Gefahr 



" Neben der Interessenvertretung in der Verwaltung gibt es auch eine 
Interessenvertretung in der Gesetzgebung, welche namentlich in der Zus£unmen- 
setzung der gesetzgebenden Versammlungen ihren Ausdruck findet. 
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im Verzug ist, wenigstens wenn es sich um wichtigere Angele- 
genheiten handelt, ihr Gutachten hören muss. Für diejenigen 
Interessenkreise, welche nicht schon in korporativen Verbänden 
eine geeignete Vertretung besitzen, werden durch Ernennung oder 
durch Wahl seitens der Betheiligten eigene Organe gebildet, deren 
Aufgabe dann lediglich auf Abgabe von Gutachten, eventuell auf 
Stellung von Anträgen beschränkt ist.* Hierin ist gewissermassen 
der Keim einer sich entwickelnden Selbstverwaltung gelegen. Die 
Organe der Vertretung dürfen nicht selbst verwalten, sie haben 
auch kein Mitwirkungsrecht bei Führung der staatlichen Ver- 
waltung, sie nehmen auf dieselbe überhaupt einen mehr faktischen, 
als rechtlichen Einfluss. Die Interessenvertretung bringt aber 
trotzdem bis zu einem gewissen Grade der Staatsverwaltung gegen- 
über das Spezialinteresse zur Geltung, und ist so thatsächlich oft die 
Grundlage geworden, auf der die Selbstverwaltung entstanden ist. 
So sind nicht nur zahlreiche Handels- und Gewerbekammern aus 
blossen Vertretungskörpern zu Selbstverwaltungskörpem geworden, 
sondern die gesammte französische Gemeinde- und Departements- 
verwaltung hat sich auf diese Weise entwickelt* Endlich ist ein 
Berührungspunkt zwischen Interessenvertretung und Selbstver- 
waltung noch darin gelegen, dass, w'ie schon früher angedeutet 
wurde, die Organe der Selbstverwaltungskörper häufig zugleich 
berathende und begutachtende Organe der Staatsbehörde sind, und 
so die Rechte und Pflichten von kommunalen Organen und von 
Organen der Vertretung in sich vereinigen.^ 



* Stein bezeichnet diese Organe der Vertretung als Kammern, obwohl der 
Sprachgebrauch mit diesem Worte verschiedene Bedeutungen verknüpft. 

* Sowohl der Conseil g6n6ral, als auch der Conseil municipal waren 
Anfangs blos berathende Versammlungen, deren Mitglieder von einer Staats- 
behörde ernannt wurden. So bestimmte z. B. erst das Gesetz vom 22. Juni 1833, 
dass die Mitglieder des Conseil g^n^ral gewählt werden sollten. Das Gesetz 
vom 10. Mai 1838 gab dem Conseil das Recht der Initiative, und das vom 
18. Juli 1866 überliess ihm endlich die Beschlussfassung in einzelnen minder 
wichtigen Angelegenheiten. 

* Vgl. Stein, Verwaltungslehre, l. Th., S. 370 ff., und Sarwey, Allgemeines 
Verwaltungsrecht, § 37, A. 
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IV. Abschnitt. 

Die SelbstverwaltungskOrper. 

Nachdem im ersten Abschnitt die Selbstverwaltung als Ver- 
waltung korporativer Verbände definirt wurde, wirft sich von 
selbst die Frage auf: Welche korporativen Verbände qualifiziren 
sich als Subjekte der Selbstverwaltung, oder welche sind Selbst- 
verwaltungskörper? Die Beantwortung dieser Frage steht in engstem 
Zusammenhang mit der Stellung, welche man dem Rechtsbegriff 
der Selbstverwaltung gegenüber einnimmt, und thatsächlich ent- 
spricht fast jeder Definition der Selbstverwaltung auch eine ge- 
wissermassen dazugehörige Lehrmeinung über die Selbstverwaltungs- 
körper. Für diejenigen Schriftsteller, welche die Selbstverwaltung 
als eine Verwaltung staatlicher Angelegenheiten durch Personen 
betrachten, denen der Staatsgewalt gegenüber eine unabhängige 
Stellung zukommt, und in der Kommunalverw^altung lediglich das 
Hauptanwendungsfeld der Selbstverwaltung sehen, ^ hat das Wort 
»Selbstverwaltungskörper« freilich eine ganz andere Bedeutung, 
als für diejenigen, welche die Selbstverwaltung als körperschaftliche 
Verw^altung oder als Staatsverwaltung durch Körperschaften de- 
finiren. Denn da sich die Selbstverwaltung in der Kommunal- 
verwaltung nicht erschöpft, kann es sich nur darum handeln, fest- 
zustellen : Welche Körperschaften besorgen staatliche Verwaltungs- 
aufgaben, und welche Körperschaftsverwaltungen fallen dem ent- 
sprechend unter den Begriff der Selbstverwaltung P^ 

Die Schriftsteller, welche die Selbstverw^altung als eine Ver- 
waltung staatlicher Angelegenheiten durch korporative Verbände 
definiren, müssen konsequenterweise alle Korporationen, welche 
im Staatszweck enthaltene Zwecke verfolgen, als Korporationen 
des öffentlichen Rechts und Selbstven^'altungskörper ansehen. 
Welche Korporationen nun solche Zwecke verfolgen, darüber sind 
die Ansichten getheilt. Es wurde schon früher ausgeführt,^ wie 
Stein und Inama Sternegg namentlich durch Aufstellung des Be- 
griffes der »freien Verw^altung« der »Selbstverwaltung« einen ver- 
hältnismässig weiten Umfang zugewiesen haben, während Ulbiich 



* Siehe oben S. lo ff. 

' Siehe hierüber Rosin, Das Recht der öffentlichen Genossenschaft, Frei- 
burg 1886, § I. 

^ Siehe oben S. 7, 8. 
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nur diejenigen korporativen Verbände als Selbstverwaltungskörper 
ansieht, welche entweder auf territorialer Grundlage allgemeine 
Kulturzwecke, oder berufsgenossenschaftliche Zwecke verfolgen, 
Lingg überhaupt nur territoriale Verbände. Stengel wieder sucht 
dadurch zu einer festen Begriffsbestimmung zu gelangen, dass er 
diejenigen Korporationen, Stiftungen und Vereine als dem öffent- 
lichen Rechte angehörig und daher als Selbstverwaltungskörper 
erklärt, deren Zwecke von der Staatsgewalt als »gemeinnützig« 
anerkannt wurden. Seine Anschauung erinnert an die französische 
Theorie von den Etablissements d'utilite publique. Nach fran- 
zösischem Recht treten nämlich Unternehmungen von Vereinen 
oder Privatpersonen dadurch, da«s sie vom Staat als gemeinnützig 
anerkannt werden, aus der Sphäre des Privatrechts heraus, und 
werden zu juristischen Personen des öffentlichen Rechts, auf welche 
die der Selbstverwaltung eigenthümlichen Rechtsverhältnisse über- 
tragen werden. Otto Mayer nennt ihre Verwaltung daher auch > unechte 
Selbstverwaltung«.* Die Schwierigkeit, ja die Unmöglichkeit, ohne 
positive von der Gesetzgebung festgestellte Merkmale oder aus- 
drückliche Erklärungen der Staatsgewalt die Körperschaften, welche 
öffentliche gemeinnützige Zwecke verfolgen, von den übrigen zu 
unterscheiden, haben andere Schriftsteller veranlasst, das Wesen 
der »öffentlichen Körperschaft« in ihrem Verhältnis zu ihren Mit- 
gliedern zu suchen. Eine Lehrmeinung, welche namentlich von 
GierkCy^ Roessler^ und Loening'^ vertreten wird, fasst alle die- 
jenigen korporativen Verbände als öffentlichrechtliche auf, welchen 
gewisse Personen kraft Gesetzes auch wdder ihren Willen beizu- 
treten verpflichtet sind, oder was praktisch fast das Gleiche ist, 
ipso jure angehören. Danach sind also »Verband des öffentlichen 
Rechts« und »Zwangsverband« identische Begriffe. Dagegen er- 



^ Der Ausdruck Etablissement d*utilit^ public bezeichnet übrigens nur die 
vermögensrechtliche Seite dieser Verwaltungen, geradeso wie man unter Eta- 
blissement public die vermögensrechtliche Seite der Selbstverwaltungskörper, 
und unter »Fiskus« den Staat als Subjekt von Vermögensrechten versteht. Zu 
den Selbstverwaltungskörpern rechnet Mayer die Gebietskörperschaften, die 
Stiftungen und die anerkannten Religionsgenossenschaften. Zu einem Etablis- 
sement d'utilit6 publique kann jedes gemeinnützige Unternehmen erklärt werden ; 
doch bestehen für einzelne Arten derselben besondere Vorschriften. Genaueres 
darüber siehe bei Mayer, Theorie des französischen Verwaltungsrechts, § 62 ff., 
und die von Rosin im Recht der öffentlichen Genossenschaft, § i, Anm. 50 
zitirten Autoren. 

• Rechtsgeschichte der deutschen Genossenschaft, § 54 A., III. 2. 

* Deutsches Verwaltungsrecht, I, 2, S. 615. 

' Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechts, § 60, S. 271, Anm. 3. 
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klärt G. Meyer,^ mit dem auch Sarwey^ übereinstimmt, ausdrück- 
lich, dass nicht jeder Zwangsverband als solcher schon dem Ge- 
biete des öffentlichen Rechts angehöre und als Selbstverwaltungs- 
körper anzusehen sei. Erst obrigkeitliche Befugnisse, welche dem 
Verband seinen Mitgliedern und eventuell dritten Personen gegen- 
über zustehen, unterscheiden ihn von den freien und Zwangs- 
verbänden des Privatrechts. 

Gegen diese Anschauungen nun wendet sich Rosin in seiner 
schon früher genannten Abhandlung: >Recht der öffentlichen Ge- 
nossenschaft«. Er macht geltend, dass auch rein privatrechtliche 
Verbände, w^elche von Gesetzgebung und Wissenschaft jederzeit 
als solche anerkannt wurden, ais Zwangsgenossenschaften orga- 
nisirt sind,^° während andererseits das positive Recht häufig 
Genossenschaften ohne Beitrittszwang ausdrücklich als öffentliche 
erklärt, und rechtlich den Zwangsgenossenschaften, welche ähnliche 
Zwecke verfolgen, gleichstellt.^! 

Für den juristischen Charakter eines korporativen Verbandes 
als Verband des öffentlichen Rechts ist nach der Ansicht Rosin's 
auch das Vorhandensein öffentlichrechtlicher Befugnisse irrelevant. 
Denn dieselben äussern sich in der Regel nur als Berechtigung 
des Verbandes, rückständige Leistungen der Mitglieder im Wege 
der administrativen Exekution einzutreiben, ein Recht, welches sich 
aber nicht als ein dem Verband als solchen zustehendes Recht 
qualifizirt, sondern vielmehr als ein Privilegium des Anspruchs, 
wie ja auch verschiedene andere Rechtsansprüche unabhängig von 
der Person des Gläubigers im Wege der politischen Zwangsvoll- 
streckung wenigstens provisorisch geltend gemacht werden können. 
Rosin zeigt aber auch, dass dieses Recht überhaupt nicht allen 
öffentlichen Genossenschaften zustehe, ja dass es bisweilen gerade 
solchen Genossenschaften fehle, die vom Staat ausdrücklich als 
öffentlich anerkannt sind, während umgekehrt die Mitglieder das 
Recht haben, gewisse Leistungen, welche ihnen die Vereinskasse 
schuldet, auf administrativem Wege geltend zu machen. ^^ Rosin 



* Lehrbuch des deutschen Staatsrechts, § io6 III, und Lehrbuch des 
deutschen Verwaltungsrechts, l. B., § 5. 

^ Allgemeines Verwaltungsrecht, § 20, C, 3. 

" Er weist namentlich auf die bergrechtlichen Gewerkschaften und die 
korporative Gestaltung der Familie nach preussischem Landrecht und mehreren 
anderen Partikularrechten hin. 

" So z. B. die freien Wassergenossenschaften nach dem preuss. G. vom 
I. April 1879 und anderen Gesetzen. 

" § 58 des deutschen Kr.-Vers.-G. vom 15. Juni 1883. 
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sucht daher den Begriff der öffentlichen Genossenschaft nicht 
aus dem Inhalt des genossenschaftlichen Zweckes, und nicht 
aus ihrem Verhältnis zu ihren Mitgliedern, sondern aus ihrem 
Verhältnis zum Staat abzuleiten, und definirt sie als diejenige 
Genossenschaft, welche kraft öffentlichen Rechts 
dem Staat zur Erfüllung ihrer Zwecke verpflichtet 
ist.** Die Pflichtstellung zum Staate also ist es, welche 
die Genossenschaft über die Sphäre des Privatrechts erhebt. 
Während die Vereine des Privatrechts nur verpflichtet sind, ihren 
Kompetenzkreis nicht zu überschreiten, und sonst kein Gesetz zu 
verletzen, ihre Verpflichtung sich also im WesentHchen in einem 
»Nichtthun« erschöpft, müssen die Verbände des öffentlichen Rechts 
die ihnen gesetzten Zwecke durch positives Handeln erfüllen. 
Daher kann sich auch ihnen gegenüber die staatliche Aufsicht nicht 
auf blosse Abwehr von Kompetenzüberschreitungen und sonstiger 
Gesetzwidrigkeiten beschränken, sondern sie muss auch Sorge 
tragen, dass sie die zur Erfüllung ihrer Zwecke nothwendige Thätig- 
keit nicht unterlassen. Der moderne konstitutionelle Staat zieht 
nicht alle Angelegenheiten der öffentlichen Verwaltung an sich, 
er erkennt an, dass die Staatsverwaltung nicht die einzige Ver- 
waltung des öffientlichen Rechts ist, dass vielmehr neben ihr noch 
Verwaltungen selbstständiger Körperschaften existiren. Dies thut er 
aber nur unter der Voraussetzung, dass die seibstständigen Körper- 
schaften auch wirklich in der öffentlichen Verwaltung thätig sind. 
Die in ihren Kompetenzkreis fallenden Verwaltungsangelegenheiten 
müssen besorgt werden. Da nun der Staat dies nicht selbst thut, 
sondern korporativen Verbänden überlässt, muss er dafür Sorge 
tragen, dass es durch sie auch wirklich geschehe, und im Nothfall 
selbst handelnd an ihre Stelle treten. So entspricht denn die 
Rosin'sche Begriffsbestimmung dem Wesen der Sache ebensosehr, 
wie dem positiven Recht. 

Dabei erschöpft sich jedoch der Begriff des öffentlichen Ver- 
bandes keineswegs in dem der öff'entlichen Genossenschaft. Oeffent- 
liche Verbände sind auch die Gemeinden, trotzdem sie keine Ge- 
nossenschaften sind. Sie haben mit ihnen wohl vieles gemein, so 
namentlich die Pflicht, ihre Zwecke zu erfüllen, sie unterscheiden 
sich aber von ihnen dadurch, dass sie Gebietskörperschaften sind, 
welche allgemeine lokale Kulturzwecke verfolgen, und so gewisser- 
massen als Mikrokosmen des Staates erscheinen.** Was von den 



*' Das Recht der öffentlichen Genossenschaft, § 2, II. 
** Ebendas. § 4. Anderer Meinung Gierke im Art. »Körperschaftc in 
Holtzendorff*s Rechtslexikon, B. II, S. 562 ff. 
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Cemeirjden ^It. gfit natürlich aacfa von Jen Kommonalverbänden 
fyÄerer (^yrirtan^. Aach «e sind Korporationen des öäientlichen Rechts 
tmd fielb^venraltan^k^rtper, ohne Genossenschaften zn sein. Ja» 
e^i gut dies unter Umständen auch Tom Staate selbst, indem anch 
der FJnzeUtaat dem Bonde^taat gegenüber als SelbstverwaJtungs- 
k^ürper anzuflehen ist.** So kennt also Rosin drei Arten da- kör- 
per^haftiichen Seihst Verwaltung, nämlich die Verwaltung des Ein- 
zeUtaate^, die der Gemeinde und der Kommimalverbände höherer 
^-^dnung- ond die der ötfenthchen Genossenschaften.** 

k^/Hin wcrist also nach, dass die Beschaffenheit der Zwecke, 
welche ein korporativer Verband verfolgt, seine Organisirnng als 
Zwang.^nrerband, und das Vorhandensein obrigkeitlicher Befugnisse 
ihn noch nicht zu einem Verband des ötfenthchen Rechts und 
Selbfttvctwahungskörper machen. Aber andererseits wäre es auch 
zu wdt gegangen, den genannten Momenten für den Charakter 
eines korporativen Verbandes als Verband des öffentlichen Rechts 
gar keine Bedeutung beimessen zu wollen. Denn das, was den 
Staat veranlasst, einen korporativen Verband als Verband des 
r/ffentlichen Rechts anzuerkennen, und ihn nöthigenfalls zwangs- 
weise zur Erfüllung seiner Zwecke zu verhalten, ist doch gewiss 
nichts anderes, als die besondere Beschaffenheit eben dieser 
Zwecke, ihre Bedeutung für die Allgemeinheit und für den Staat, 
in dem sich ja die Allgemeinheit verkörpert. Hat nun aber der 
Staat einmal einen korporativen Verband als Verband des öffent- 
lichen Rechts anerkannt, und ihm demgemäss die Erfüllung seiner 
Zwecke zur Pflicht gemacht, ihm also eine Verpflichtung auferlegt, 
der die Verbände des Privatrechts nicht unterliegen, so ii-ird er 
ihn andererseits auch in den Stand setzen müssen, seiner Pflicht 
nachzukommen. Daher wird er die korporativen Verbände des 
öffentlichen Rechts als Subjekte obrigkeitlicher Befugnisse aner- 
kennen, er wird gestatten, dass die Beiträge der Mitglieder, von 
denen ja doch die Kosten der körperschaftlichen Verwaltung be- 
«tritten werden, im administrativen Wege eingetrieben werden, und 

'^ Von der i Sei bat Verwaltung der Einzelstaaten c im Bundesstaat sprechen 
auch andere Schriftsteller, so namentlich I^band, Das Staatsrecht des deutschen 
Reiches, § lO. Siehe dagegen die Ausführungen Neukamp's, Der Begriff der 
Sei b«t Verwaltung im Rechtssinne, im »Archiv für öffentliches Recht,« B. IV, 
•S. 385 ff., und Locmuff, Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechts, § 7, III. 

'* Das Recht der öffentlichen Genossenschaft, § 8, I, insbesondere Anm. 
4, die einzelnen Cicnosscnschaften werden unter den Titeln »Oeflfentliche Ge- 
noMsenMchaften des Reichsrechts« und solche des Landesrechts § 5 und 6 kurz 
besprochen. 
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dass überhaupt Mitglieder, welche sich der Erfüllung ihrer Pflichten 
entziehen, im Zwangswege, nöthigenfalls unter Anwendung von 
Strafen dazu angehalten werden. Man kann aber auch die Bildung 
und den Bestand von Körperschaften, welche sich die Erfüllung 
so wichtiger Zwecke zur Aufgabe machen, nicht leicht dem Be- 
lieben des Einzelnen überlassen. Wie stände es um die öffent- 
liche Verwaltung, wenn sich für diejenigen Aufgaben derselben, 
welche von korporativen Verbänden besser und leichter besorgt 
werden können, als vom Staate, keine korporativen Verbände 
fänden, oder wenn sich die schon bestehenden ganz nach dem 
Belieben ihrer Mitglieder auflösen könnten ? Für solche Fälle muss 
der Staat Vorsorge treffen, und das thut er, indem er bestimmt, 
dass zur Erfüllung gewisser Zwecke der öffentlichen Verwaltung 
Zwangsverbände bestehen sollen, denen bestimmte Personen ange- 
jjören müssen. 

Thatsächlich sind auch die meisten Verbände des öffentlichen 
Rechts Zwangsverbände. Dies gilt ausnahmslos von den Gebiets- 
körperschaften,^^ aber auch von den meisten Genossenschaften, 
namentlich von denjenigen, welche sich aus den alten Innungen 
entwickelt haben. Sogar die meisten Genossenschaften, welche 
Schöpfung des modernen Staates sind, sind Zwangsgenossenschaf- 
ten. Die Bildung einer Zwangsgenossenschaft wird allerdings dort 
entbehrlich sein, wo die Erfüllung des betreffenden Zweckes durch 
freie Vereine gesichert ist. Ist dies der Fall, so kann bestimmt sein, 
dass Zwangsverbände nur insoweit zu bilden sind, als nicht schon 
freie Vereine zur Erfüllung der betreffenden öffentlichen Zwecke 
bestehen, oder dass Personen, welche derartigen freien Vereinen 
angehören, dem sonst obligatorischen Beitrittszwang zu den be- 
treffenden Zwangsgenossenschaften nicht unterliegen.^® Die Bil- 
dung und der Bestand anderer Zwangsgenossenschaften ist wieder 
von der Uebereinstimmung der Mehrheit der Betheiligten abhängig. 



*^ Die Bildung mancher Gebietskörperschaften, so z. B. die der badischen 
Bezirksverbände hängt allerdings von einem durch die Behörde zu bestätigenden 
Beschluss der Betheiligten ab Ist aber ein solcher Verband einmal gebildet» 
können die Theilnehmer aus demselben nicht mehr willkürlich ausscheiden. 

" So tritt nach § 60 des öst. Kr.-Vers.-G. ftlr Mitglieder der in Gemäss- 
heit der geltenden Vereinsgesetzgebung errichteten Krankenkassen die Verpflich- 
tung, einer nach Massgabe der Vorschriften dieses Gesetzes errichteten Kranken- 
kasse anzugehören, nicht ein, sofern nur die betreffende Krankenkasse gewissen 
gesetzlichen Anforderungen nachkommt. In ähnlicher Weise sind nach § 74, 75 
des deutschen Kr.-Vers.-G. die Mitglieder der Innungskrankenkassen und der 
eingeschriebenen Hilfskassen nicht verpflichtet, einer nach Massgabe dieses 
Gesetzes gebildeten Krankenkasse anzugehören. 
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Sie kann, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen vorhanden sind, 
die Minderheit zwingen. Dagegen ist eine Bildung der Zwangs- 
genossenschaft wider den Willen der Mehrheit ausgeschlossen.*^ 
Endlich kann die Gesetzgebung auch von der Bildung von Zwangs- 
genossenschaften gänzlich absehen, und sich darauf beschränken, 
die frei gebildeten Genossenschaften zur Erfüllung ihrer Zwecke 
anzuhalten.^® 

Diejenigen öffentlichen Korporationen, welche Zwangsver- 
bände sind, sind schon als solche Subjekte obrigkeitlicher Befug- 
nisse. Denn sie können dort einseitig gebieten und verbieten, wo 
Privatvereine, um ihren Willen durchzusetzen, sich auf den Vereins- 
vertrag berufen müssen. Die Vereinsbeiträge werden so zu Steuern, 
die Konventionalstrafen zu wirklichen Strafen, das ganze Rechts- 
verhältnis zwischen der Korporation und den Mitgliedern nimmt 
einen anderen rechtlichen Charakter an. Um nun dies praktisch} 
zum Ausdruck zu bringen, gesteht die Gesetzgebung den meisten 
Zwangsgenossenschaften ausdrücklich das Recht zu, die Mitglieder 
mit Geldstrafen zu belegen, und diese sowohl, als auch die rück- 
ständigen Beiträge im administrativen Wege einzutreiben.^* 

Es gibt also Korporationen des öffentlichen Rechts, welche 
nicht Zwangsverbände sind, und denen auch sonst keine obrig- 
keitlichen Befugnisse zustehen. Dies ist aber eine Ausnahme. Die 
Verwaltung der Genossenschaften des Privatrechts bedürfen in 
der Regel der obrigkeitlichen Befugnisse nicht. Daher werden 
ihnen auch solche nur ausnahmsweise von der Staatsgewalt zu- 
erkannt. Für die grosse Mehrzahl der Korporationen des öffentlichen 
Rechts hingegen wäre es völlig unmöglich, ihre Zwecke zu erfüllen, 
wozu sie doch dem Staate gegenüber verpflichtet sind, wenn ihr 
Bestand nicht unabhängig vom Willen ihrer Mitglieder wäre, und 
ihnen keine obrigkeitlichen Befugnisse zustehen würden. Nur aus- 
nahmsweise bringen es die Verhältnisse mit sich, dass öffentliche 



** So z. B. nach § 21 des öst. R.-W.-G. Auch nach den deutschen 
Wassergesetzen sind die Wasserschutz- imd Regulirungsgenossenschaften 
meistens in der Weise organisirt, dass, wenn die Mehrheit der Betheiligten die 
Bildung der Genossenschaft beschliesst, beim Vorhandensein gewisser Voraus- 
setzungen die Minderheit zum Eintritt gezwungen werden kann. Haenel nennt 
diese Genossenschaften relative Zwangsverbände. 

*° So vor allem die Innungen nach deutschem Reichsrecht. 

** Dies ist natürlich nicht ausnahmslos der Fall. Nach § 58 des deutschen 
Kr.-Vers-G. z. B. ist die Krankenkasse nicht berechtigt, rückständige Mit- 
gliedsbeiträge im administrativen Wege einzutreiben. Dagegen steht dieses 
Recht nach § 100 b der G.-O. den Innungen zu, obwohl sie keine Zwangs ver- 
bände sind. 
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Korporationen auch als freie Vereine ohne jedwede obrigkeitliche 
Gewalt bestehen können. Daher sind diese beiden Momente kein 
essentiale, wohl aber ein naturale des Begriffes der 
öffentlichen Korporation. 

Die Merkmale des Rechtsbegriffes der öffentlichen Körper- 
schaft treffen in zahlreichen untereinander oft sehr verschiedenen 
Organismen zusammen, deren Zahl übrigens in stetem Wachsen 
begriffen ist. Rosin^ welcher, wie schon früher erwähnt wurde, die 
Verwaltung der öffentlichen Genossenschaft mit der der Gemeinde 
und des Einzelstaates im Bundesstaat unter dem Namen der korpo- 
rativen Selbstverwaltung zusammenfasst, rechnet zu den öffentlichen 
Genossenschaften auch die Unfalls- und Krankenversicherungsver- 
bände des deutschen Reichsrechts. In neuerer Zeit sind noch Alters- 
und Invalidenversicherungsverbände, sowie Unfalls- und Kranken- 
versicherungsverbände in Oesterreich dazugekommen. Ebensowenig 
ist es ausgeschlossen, dass der Staat neue Gebietskörperschaften 
über der Gemeinde errichtet, wenn auch in letzter Zeit die Gesetz- 
gebung in dieser Richtung nicht thätig geworden ist. 

Man hat nun versucht, diese in Bezug auf ihre Organisation, 
ihren Zweck, und ihre Rechtsstellung so verschiedenartigen Ge- 
bilde in Gruppen zu theilen, und haben in dieser Beziehung die 
meisten Schriftsteller übereinstimmend die Gemeinde und gemeinde- 
ähnliche Verbände den Berufsverbänden und Korporationen gegen- 
übergestellt. Dabei gebrauchen die Vertreter der einzelnen Lehr- 
meinungen diese Worte allerdings in verschiedener Bedeutung. 
Stein und Inania Sternegg rechnen zu den gemeindeähnlichen 
Verbänden nicht nur die Kommunalverbände höherer Ordnung, 
sondern auch gemeindeähnliche Verbände zu besonderen Zwecken, 
die sogenannten Verwaltungs- oder Spezialgemeinden, und indentifi- 
ziren andererseits »Korporation« mit »Zwangsberufsgenossenschaft.« 
Ulbrich unterscheidet die politische von der genossenschaftlichen 
Selbstverwaltung, und rechnet zu ersterer die Selbstverwaltung 
der Gemeinden, Bezirke. Länder und auch die Verwaltung der 
Gemeindesozietäten und Verwaltungsgemeinden.*^ Haenel theilt die 
Selbstverwaltungskörper in absolute, in relative Zwangsverbände, 
und in öffentlich regulirte Genossenschaften. Zu den absoluten 
Zwangsverbänden rechnet er die Gemeinde und die Kommunal- 
verbände höherer Ordnung, denen die »Spezialzwangsverbände« 
zur Seite treten. Zu diesen letzteren gehören aber nicht nur die 
Berufsgenossenschaften, sondern auch die als absolute Zwangsver- 



" Siehe oben S. 8 ff. 
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bände organisirten Deich-, Fischerei-, und sonstigen Verbände mit 
speziellen Zwecken, welche Ulbrich überhaupt nicht zu den Selbst- 
verwaltungskörpem rechnet. Gierke unterscheidet »rein persönliche« 
und »sachlich bedingte« korporative Verbände.*' Letztere beruhen 
auf einem doppelten, nämlich einem persönlichen und einem 
sachlichen Substrat, welches ein bestimmtes Gebiet oder eine 
Vermögensmasse sein kann. So ist z. B. eine Vermögensmasse 
natürliches sachliches Substrat eines Aktienvereines, ein bestimmtes 
Gebiet jedoch ist Substrat aller Verbände, »bei denen die territo- 
riale und örtliche Grundlage den ihr entsprechenden Personen- 
verband in wesentlichen Beziehungen durchdringt.« Daher zählt 
Gierke zu den »Gebietskörperschaften« Staat, Gemeinde, Kommu- 
nalverbände höherer Ordnung und Genossenschaften, welche 
bestimmte Funktionen aus deren Kompetenz übernahmen, so z. B. 
die Deichgenossenschaften, die modernen Wassergenossenschaften 
und die gemeindeähnlichen Verbände für besondere Zwecke. Alle 
diese Verbände sind Gebietsgenossenschaften, da sie an einen 
bestimmten Bezirk gebunden sind, und das persönliche Substrat 
mit dem Gebiet insofern in Zusammenhang steht, als alle Personen, 
welche im Gebiet ansässig sind, Grund und Boden besitzen, 
u. dgl. m., auch dem Verbände angehören. Dagegen macht wdeder 
Rosin^*" geltend, dass »Gebiet« im Sinne des öffentlichen Rechts 
ein Gebieten oder Herrschen innerhalb eines bestimmten Bezirkes 
andeute, und dass es daher nicht darauf ankomme, ob ein Verband 
an einen gewissen Bezirk gebunden ist, oder die Mitgliedschaft durch 
Immobiliarbesitz in demselben bedingt ist. Er fasst vielmehr die 
Gebietshoheit als rechtliche Eigenschaft eines politischen Gemein- 
wesens auf, »vermöge deren dasselbe über Personen, welche ihm 
nicht als Glieder angehören, herrscht, weil und insoweit sie mit ihrer 
Person in sein Gebiet eingetreten sind.« Dies trifft aber nur bei 
der Gemeinde und den Kommunalverbänden höherer Ordnung zu, 
wogegen die Verbandsherrschaft der Genossenschaften nicht über den 
Kreis ihrer Mitglieder hinausgeht, wenn sie auch in einem bestimmten 
örtlichen Umkreis wirken, . und eventuell das Privateigenthum 
bedingend in die Korporationsverfassung hineinragt. 

Rosin behauptet also : Nur die Gemeinde und die Kommunal- 
verbände höherer Ordnung sind Gebietskörperschaften. Warum 



** Genossenschaftsrecht, l. B., S. 613 flf., 765 ff., 2. B., S. 829, 870 ff., 
und die Artikel »Körperschaft« und »Aktiengesellschaft« in v. Holtzemlotffs 
Rechtslexikon, 2. B , S. 65 ff. und S. 562 ff. 

'-* Recht der öffentlichen Genossenschaft, § 4, N. 2. 



IV. Abschnitt. Die Selbstverwaltungskörper. 20 

sind sie nun überhaupt Gebietskörperschaften? Jedenfalls wohl 
aus dem Grunde, weil sie, ohne Gebietskörperschaften zu sein, 
ausser Stande wären, die Zwecke zu erfüllen, zu deren Erfüllung 
sie dem Staate gegenüber verpflichtet sind. Die Gemeinden sind 
daher jederzeit Gebietskörperschaften gewesen, und sind es auch 
noch heute, so verschieden auch sonst ihre rechtlichen Schicksale 
sein mögen. Einzelne ihrer Zwecke könnten sie wohl auch erfüllen, 
ohne Gebietskörperschaften im Sinne Rosin's zu sein. Sie könnten 
auch ohne Herrschaftsrechte über Personen, welche in ihr Gebiet 
eingetreten sind, ihr aber nicht als Glieder angehören, ganz gut 
Zwecke der Landeskultur verfolgen, für die Armenpflege sorgen. 
Schulen unterhalten, und dgl. m. Sie könnten aber z. B., wenn 
sie nicht Gebietskörperschaften wären, unmöglich für die Aufrecht- 
erhaltung der Ordnung und Sicherheit im Gemeindegebiete Sorge 
tragen oder gesundheitswidrige Zustände beseitigen. Zahlreiche 
korporative Verbände für besondere Zwecke sind nun in der 
Weise entstanden, dass gewisse Verwaltungsangelegenheiten aus 
der Kompetenz der Gemeinde ausgeschieden und besonderen 
Korporationen zugewiesen wurden, oder dass nach dem Muster 
dieser Verbände andere gebildet wurden. Die meisten so ent- 
standenen korporativen Verbände für besondere Zwecke sind nun 
allerdings so beschaffen, dass sie ohne Gebietskörperschaften im 
Sinne Ro^n's zu sein, allen an sie gestellten Anforderungen gerecht 
werden können. Dies gilt gewiss von den Wassergenossenschaften, 
den Schulsozietäten und den anderen von Rosin in seinem Buche 
genannten korporativen Verbänden. Es ist aber nicht ausnahms- 
lose Regel ; es ist vielmehr auch möglich, dass aus der Kompetenz 
der Gemeinde solche Verwaltungsaufgaben auscheiden, welche 
ihrer Natur nach nur von Gebietskörperschaften besorgt werden 
können. So trifft ein niederöster. L.-G. vom 16. April 1874 Bestim- 
mungen über die Bildung von Gemeindeverbänden. Wenn nämlich 
einzelne Gemeinden ihren öffentlichen Verpflichtungen nicht nach- 
zukommen vermögen, oder wenn ohne diese Voraussetzung die 
betheiligten Gemeinden sich freiwillig dazu entschliessen, werden 
Verwaltungsgemeinden (Spezialgemeinden) gebildet, welche, inso- 
weit es sich um gemeinschaftlich zu besorgende Angelegenheiten 
handelt, als welche in erster Linie Sicherheits-, Lebensmittel-, Ge- 
sundheitspolizei, sowie andere Aufgaben der örtlichen Polizei er- 
scheinen, alle Rechte und Pflichten einer Ortsgemeinde haben. " 
Die niederöster. Verwaltungsgemeinden sind demnach jedenfalls als 



»» Siehe § 3, 4 des G. 
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Gebietskörperschaften zu betrachten, ** und dasselbe gilt auch von 
anderen Spezialgemeinden, die ähnhche Zwecke verfolgen.*' 

Es gibt also auch unter den gemeindeähnlichen Verbänden 
für besondere Zwecke, welche dadurch entstanden sind, dass einzelne 
Verwaltungsangelegenheiten aus dem Kompetenzkreis der Orts- 
gemeinde ausgeschieden und besonderen Korporationen zugewiesen 
wurden, einige, die als Gebietskörperschaften anzusehen sind. 

Nimmt man die Bedeutung des Wortes »Gebiet« im Sinne 
Gierke^s, so sind, da die Mitgliedschaft aus der Gebietsangehörigkeit 
folgt, oder mit ihr in einem festen rechtlichen — wenn auch nur 
privatrechtlichen — Zusammenhang steht, alle Verbände, welche 
von Gebietskörperschaften einzelne Funktionen ablösten, selbst 
Gebietskörperschaften. Ebenso sind die auf Grund des Immo- 
biliarbesitzes bestehenden W^asser-, Fischerei-, Jagd-, Forstgenossen- 
schaften, und die bergrechtlichen Revierverbände als Gebiets- 
körperschaften im Sinne Gierke's aufzufassen. Aber damit ist ihr 
Umfang noch nicht erschöpft. Denn es gibt auch Genossenschaften, 
welche mit privatrechtlichem Besitz nichts zu thun haben, welche 
vielmehr lediglich auf der Gemeinsamkeit des Berufes der Mitglieder 
beruhen, aber trotzdem auf ein bestimmtes Gebiet beschränkt, und 
mit dessen Umfang, sowie auch mit dessen besonderen territorialen 
Verhältnissen aufs engste verbunden sind. Dies gilt in erster 
Linie von den Genossenschaften der Bergwerksarbeiter, sowie der- 
jenigen Personen, welche, ohne dass dabei privatrechtliche Besitz- 
momente in Frage kommen, mit ihrer Arbeit an einen bestimmten 
Bezirk gebunden, und in Folge ihrer Arbeit in Genossenschaften 
vereinigt sind. Die besonderen Krankenkassen der beim Bau von 
Strassen, Dämmen, Kanälen und sonstigen grösseren Bauten be- 
schäftigten Arbeiter beruhen gewiss nicht auf Immobiliarbesitz, 
und ebensowenig auf der politischen Zugehörigkeit einer Person 
zu einem bestimmten Bezirk, sie sind aber trotzdem an denselben 
gebunden, und können nur in ihm bestehen. Ja sogar einzelne 
gewerbliche Berufe sind von der besonderen natürlichen Beschaffen- 
heit des Territoriums in dem Masse abhängig, dass sie nur an 
bestimmten Orten ausgeübt werden können. Daher sind z. B. die 
Fischerinnungen oder die beruflichen Verbände der Müller an 



'^ Rosin konnte übrigens auf sie nicht Rücksicht nehmen, da sich seine 
Arbeit, wie er selbst in der Vorrede sagt, vorzugsweise im Rahmen der deutschen 
Reichsgesetzgebung, sowie der preussischen und badischen Landesgesetzgebung 
bewegt. 

'^ So z. B. die englischen Spezialsanitätsgemeinden, welche gewisse Funk- 
tionen der Gesundheits-, Lebensmittel- und Marktpolizei ausüben. 
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bestimmte Bezirke gebunden. Völlig unabhängig vom Privatbesitz 
an Immobilien und von der besonderen Beschaffenheit eines 
bestimmten Bezirkes sind also nur die Genossenschaften derjenigen 
Berufe, welche faktisch an jedem Orte ausgeübt werden können, 
wie z. B. das Notariat, die Anwaltschaft, die ärztliche Praxis, der 
Handel und die meisten Gewerbe. Wollte man also die öffentlichen 
Körperschaften im Sinne Gterke's in Gebietskörperschaften und 
nicht Gebietskörperschaften theilen, so würden erstere nicht nur die 
Gemeinden, die Kommunalverbände höherer Ordnung und alle 
gemeindeähnlichen Verbände für besondere Zwecke, sondern auch 
einen grossen Theil der Berufsgenossenschaften umfassen, und 
würden so auch im Uebrigen nahe verwandte Verbände, wie z. B. 
Versicherungsverbände der gewerblichen Arbeiter und der Berg- 
werksarbeiter verschiedenen Gruppen zugewiesen. Dasselbe wäre 
betreffs der in Anlehnung an die Gemeinde- oder Kommunal- 
verbände höherer Ordnung entstandenen Verbände der Fall, wenn 
man der Gruppirung Rosin^s Begriffsbestimmung der Gebiets- 
körperschaft zu Grunde legen wollte. Es dürfte daher am zweck- 
mässigsten sein, diese Unterscheidung überhaupt fallen zu lassen, 
und die Eintheilung der öffentlichen Körperschaften nach einem 
anderen Eintheilungsgrund vorzunehmen. 

Zu einem solchen dürfte man am besten gelangen, wenn man 
auf den Grund des rechtlichen Bestandes der öffentlichen Körper- 
schaften zurückgeht. Alle im Staat befindlichen öffentlichen Ver- 
bände lassen sich auf zwei Grundformen zurückführen, nämlich 
auf die »Gemeinde c und die »Gilde«. Die Gemeinde beruht auf 
dem nachbarlichen Beisammenwohnen der Gemeindeangehörigen, 
ohne dass es dabei auf die sonstigen persönlichen Verhältnisse 
derselben und auf die Art ihrer Beschäftigung ankäme. In früherer 
Zeit waren die Gemeinden allerdings in einem gewissen Sinne 
Berufsgenossenschaften der Ackerbauer, indem Jahrhunderte lang 
die Sorge für genossenschaftliche Oekonomie einen der wichtigsten 
Zweige der Gemeindeverwaltung bildete, und nur die Besitzer von 
Bauernhöfen vollberechtigte Genossen sein konnten. Später aber 
änderte sich dies. Die ökonomisch-politischen Gemeinwesen wurden 
zu rein politischen Gemeinden. Den Besitzern der Bauernhöfe 
wurden im Laufe der Zeit auch andere zur Gemeinde gehörige 
Personen gleichgestellt, und heutzutage haben die Gemeinden 
ihren berufsgenossenschaftlichen Charakter fast gänzlich abgestreift. 

Dem nachbarlichen persönlichen Beisammenwohnen steht in 
gewisser Hinsicht der nachbarliche Wirthschaftsbetrieb gleich. Wenn 
Jemand nicht selbst in einem bestimmten Gebiete wohnt, aber in 
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demselben für seine Rechnung eine Wirthschaft betrieben wird, 
gehört er eben dadurch der Sphäre des nachbarlichen Verbandes 
an, und wird daher auch von der modernen Gesetzgebung in ge- 
wisser Beziehung denen, die dem Verband persönlich angehören, 
rechtlich gleichgestellt. 

Auf dem Prinzip der nachbarlichen Zusammengehörigkeit 
beruhen aber nicht nur die Gemeinden, sondern auch diejenigen 
Verbände, welche in Anlehnung an die Gemeinde entstanden sind. 
Schul-, Kirchen-, Armen- und Wegeverbände sind nachbarliche 
Verbände. Dasselbe gilt aber auch von den öffentlichen Korpora- 
tionen für wirthschaftliche Zwecke, welche zwischen benachbarten 
Grundbesitzern bestehen, so von den Deich-, Wasser- und Fischerei- 
verbänden, mögen dieselben Zwangsverbände oder freie Verbände 
sein. De'r Grundbesitz der Verbandsmitglieder macht sie zu Nach- 
barn, das nachbarliche Verhältnis aber liegt dem Verband zu 
Grunde. 

Im Gegensatz zu den genannten Verbänden stehen diejenigen, 
welche sich aus den alten Gilden oder in Anlehnung an dieselben 
entwickelt haben. Sie beruhen auf die Thatsache der Gleichheit 
oder Verwandschaft des Berufes der Genossen. Das Moment des 
nachbarlichen Beisammenwohnens ist für sie nicht von Bedeutung, 
obwohl jeder derartige Verband faktisch seine Thätigkeit auf einen 
lokal abgegrenzten Bezirk beschränken muss. Ebensowenig kommt 
darauf an, ob die Ausübung eines Berufes durch die natürliche 
territoriale Beschaffenheit des Ortes, an dem er ausgeübt werden 
soll, bedingt, und daher an einen bestimmten Bezirk gebunden ist. 
Massgebend ist nur die eine Thatsache, dass mehrere Personen in 
demselben oder in verwandten Berufen thätig sind.*® 

So kann man denn zwei grosse Klassen von Selbstverwal- 
tungskörpern unterscheiden, nämlich diejenigen, welche auf dem 
nachbarlichen Beisammenwohnen, und diejenigen, welche auf der 
Verwandtschaft des Berufes der Mitglieder beruhen. Zieht man 
dazu noch die übrigen wichtigeren Merkmale der einzelnen Kate- 
gorien derselben in Betracht, und berücksichtigt man dabei nament- 
lich noch den Umstand, ob sie Zwecke allgemeiner Natur oder 
besondere Zwecke verfolgen, erhält man folgende Gruppirung: 



*® Eine Fischereigenossenschaft ist ein Verband zwischen den Besitzern 
von Fischwässem, mögen dieselben ihrem Berufe nach Fischer sein, oder nicht, 
eine Fischerinnung hingegen ist ein Verband zwischen Personen, welche gewerbs- 
mässig die Fischerei betreiben, ohne Rücksicht darauf, ob sie Besitzer von 
Fischwässern sind, oder nicht. 
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1. Die Gemeinde, kleinster auf dem Prinzip des nachbar- 
lichen Beisammenwohnens beruhender Selbstverwaltungskörper mit 
allgemeinen Zwecken. 

2. Gemeindeähnliche Verbände für besondere 
Zwecke. 

3. Kommunale Verbände über der Gemeinde, gleich 
ihr auf dem Prinzip des nachbarlichen Beisammenwohnens be- 
ruhend, und allgemeine Zwecke verfolgend. 

4. Berufs genossenschaften, mögen dieselben allge- 
meine oder einzelne berufliche Zwecke verfolgen. 

An die korporativen Verbände reihen sich die monarchisch 
organisirten Selbstverwaltungskörper an. Dieselben kommen in der 
Form von selbstständigen Gutsbezirken vor, und tritt ihre Verwal- 
tung in einzelnen Ländern ergänzend neben die Gemeindever- 
waltung. 



V. Abschnitt. 

Gegenstand der Selbstverwaltung. 

Die Selbstverwaltung ist wie die Staatsverw-altung und über- 
haupt jede Verwaltung eine freie zielbewusste Thätigkeit innerhalb 
des Rahmens der Gesetze. Sie kann demgemäss auf Vornahme 
von Handlungen rein thatsächlicher Natur, auf den Abschluss von 
Rechtsgeschäften des Privatrechts, eventuell auch auf Vornahme 
obrigkeitlicher Akte gerichtet sein. Der materielle Umfang der 
Thätigkeit der Selbstverwaltung ist nach zwei Seiten begrenzt. Es 
versteht sich von selbst, dass sie den ihr gezogenen Kompetenz- 
kreis nicht überschreiten darf, während anderseits gewisse Verwal- 
tungshandlungen unter allen Umständen vorgenommen werden 
müssen. Dies folgt, wenn man die Selbstverwaltung als eine Art 
Staatsverwaltung durch besondere Organe auffasst, schon aus dem 
Wesen des Staatsamtes und dem rechtlichen Charakter der Organe 
der Selbstverwaltung als Staatsbeamte. Aber auch die Selbstver- 
waltung als Verwaltung selbstständiger Korporationen wird eine 
gewisse Thätigkeit entfalten müssen. Denn es liegt ja doch das 
Wesen der öffentlichen Korporation darin, dass sie dem Staate 
gegenüber zur Erfüllung ihrer Zwecke rechtlich verpflichtet ist, 
also nichts unterlassen darf, was hiezu unumgänglich nothwendig 

Blodig. Selbstverwaltung. 3 



34 Erster allgemeiner Theil. 

ist. So entsteht der Begriff der obligatorischen Verwaltungsauf- 
gaben der Selbstverwaltungskörper im Gegensatz zu den blos 
fakultativen, zu deren Vornahme sie berechtigt, aber nicht ver- 
pflichtet sind. Auch wenn man in der Selbstverwaltung eine Art 
Staatsverwaltung sieht, besteht dieser Gegensatz in gleicher Schärfe. 
Denn es beschränkt sich die Thätigkeit keines Verwaltungsbeamten 
auf die blosse Vollziehung höherer Aufträge. Innerhalb eines ge- 
wissen Spielraumes muss jeder mit diskretionärer Gewalt, wenn 
auch in bescheidenem Umfange, ausgestattet seinj Ist nun aber 
die Selbstverwaltung eine Verwaltung staatlicher Angelegenheiten 
durch Personen, denen der Staatsgewalt gegenüber eine unabhän- 
gige Stellung zukommt, und soll sie den Staatsbürgern die Mög- 
lichkeit sichern, an der Führung der Staatsverwaltung Theil zu 
nehmen, wird ihren Organen eher eine grössere diskretionäre 
Gewalt eingeräumt sein müssen, als anderen staatlichen Organen. 
Das Vorhandensein obligatorischer und fakultativer Aufgaben der 
Selbstverwaltung wird daher auch von den Schriftstellern dieser 
Richtung nicht in Abrede gestellt.* 

Nicht minder wichtig, als die Unterscheidung in obligatorische 
und fakultative Aufgaben der Selbstverwaltung ist die in die Ge- 
schäfte des eigenen und des übertragenen Wirkungskreises. Erstere 
besorgen die Selbstverwaltungskörper in ihrem eigenen Namen, 
letztere nur im Namen und Auftrag des Staates. Im Einzelnen 
weichen die Anschauungen über die Abgrenzung beider Begriffe 
wohl sehr von einander ab. Mehrere Schriftsteller stellen sogar 
das Vorhandensein jedes begrifflichen Unterschiedes zwischen den 
in den eigenen und den in den übertragenen Wirkungskreis eines 
Selbstverwaltungskörpers gehörigen Angelegenheiten aufs Ent- 
schiedenste in Abrede. 

Am meisten tritt der Gegensatz zwischen beiden Begriffen 
natürlich bei denjenigen Schriftstellern hervor, welche die Selbst- 
verwaltung als Verwaltung selbstständiger Körperschaften des 
öffentlichen Rechts auffassen. Besorgen sie daneben noch Geschäfte 
des Staates, so besorgen sie eben ausser ihren eigenen noch 
fremde Geschäfte. Die Verwaltung ihrer Angelegenheiten ist ihr 
Recht, das unmittelbar aus dem Wesen ihrer Persönlichkeit fliesst, 
und als Recht der Selbstverwaltung vom Staate anerkannt wird. 
Die Verwaltung staatlicher Angelegenheiten ist eine Pflicht, die sie 



* Vgl. Gneist, Englisches Verwaltungsrecht, 1. B., § 28, I. S. 261. 

* Besonders hervorgehoben ist diese Unterscheidung bei Loening, Lehr- 
buch des deutschen Verwaltungsrechts, § 38, I. 
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übernehmen müssen. Daher bezeichnet auch Gierke^ der die freie 
und selbstständige Verwaltung der eigenen Angelegenheiten der 
Gemeinde sehr energisch als ihr Recht in Anspruch nimmt, die 
Geschäfte des übertragenen Wirkungskreises geradezu als eine 
Last der Gemeinde.* 

Diejenigen Schriftsteller, welche die Selbstverwaltung zwar als 
Verwaltung staatlicher Angelegenheiten auffassen, aber den öffent- 
lichen Korporationen als Selbstverwaltungskörpern ein subjektives 
Recht zusprechen, gewisse Geschäfte der theoretisch allerdings staat- 
lichen Lokalverwaltung zu besorgen, unterscheiden gleichfalls den 
eigenen und den übertragenen Wirkungskreis der Selbstverwaltungs- 
körper. Nur hat diese Unterscheidung bei ihnen eine andere Bedeu- 
tung. Sie kann sich unmöglich auf die juristische Verschiedenheit der 
Korporationsangelegenheiten und Staatsangelegenheiten beziehen, 
denn alle Gegenstände der Selbstverwaltung sind ja Staatssache. 
Auf die Besorgung einiger dieser Geschäfte haben aber die Selbst- 
verwaltungskörper einen festen Rechtsanspruch, der ihnen auch 
vom Staate nicht willkürlich entzogen werden kann. Andere Ver- 
waltungsgeschäfte besorgen sie nur im Auftrage des Staates, weil 
und solange dieser es für zweckmässig hält, ihnen dieselben zu 
übertragen. In diesem Sinne spricht auch Schulze von einer >den 
Selbstverwaltungskörpern als selbstständigen Korporationen eigen- 
thümlichen öffentlichen Rechtssphäre, die ihnen nicht erst vom 
Staate übertragen wird«, und stellt derselben die »staatlichen 
Hoheitsrechte« gegenüber, »welche er nicht durch seinen bureau- 
kratischen Behördenapparat, sondern durch diese in ihrer Sphäre 
selbstständigen Körperschaften ausüben lässt«.* Stein unterscheidet 
einen amtlichen und einen freien Wirkungskreis der Selbst- 
verwaltung. Jn ersterem funktionirt der Körper der Selbstverwal- 
tung als wirkliche Behörde, und sind daher auch die von ihm 
gewählten mit der unmittelbaren Führung der Verwaltung 
betrauten Organe nicht dem Selbstverwaltungskörper, sondern 



' § 57 E. IV. seines deutschen Genossenschaftsrechts sagt er geradezu: 
»Auf das Danaergeschenk eines ihre Abhängigkeit besiegelnden Staatsauftrages 
in Landespolizei und Staatsverwaltungssachen wird die Gemeinde nur vor- 
sichtig einzugehen, der Staat aber wird sich zu hüten haben, der Gemeinde 
wider ihren Willen die Stellung einer Staatsbediensteten aufzudringen. t Was 
von der Gemeinde gilt, gilt natürlich auch in analoger Anwendung von den 
übrigen SelbstverwaltungskOrpem. 

* Lehrbuch des deutschen Staatsrechts, § I59- Vgl. auch § i6o, N. 4 b, 
wo davon die Rede ist, dass die Ortspolizei der Gemeinde als eigenes Recht 
eingeräumt werden soll. Aehnlich § 131 N. 4 seines preussischen Staatsrechts. 

3* 
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dem Staat verantwortlich. Die Geschäfte des freien Wirkungs- 
kreises hingegen besorgt der Selbstverwaltungskörper kraft seines 
Rechts auf Selbstverwaltung.^ Ulbrich, der im Wesentlichen auf dem 
Standpunkte Steines und Schulzens steht, bezeichnet den Gemeinde- 
vorsteher im übertragenen Wirkungskreise als »staatliches Organ» 
welches rücksichtlich seiner Verantwortlichkeit eine den Staats- 
dienern analoge Stellung einnimmt.«^ 

Etwas abweichend ist die Ansicht HaeneVs.'^ Er unterscheidet 
neben dem eigenen Wirkungskreis der Selbstverwaltungskörper 
eigentlich zwei Arten des übertragenen Wirkungskreises. Unter dem 
eigenen Wirkungskreis versteht er den Inbegriff derjenigen Ver- 
waltungsbefugnisse, als deren rechtliches Subjekt der Selbstver- 
waltungskörper selbst anerkannt ist, so dass der Unterschied 
zwischen Zuständigkeit und Ausübung nicht hervortritt. Zum über- 
tragenen Wirkungskreis gehören diejenigen Verwaltungsbefugnisse, 
welche er im Namen des Staates auszuüben berechtigt ist. Dieselben 
bleiben also eigene Rechte des Staates, der Selbstverwaltungskörper 
aber hat ein subjektives Recht, den Staat bei Ausübung derselben 
zu vertreten. Daraus folgt, dass die eigene Verfassung des Selbst- 
verwaltungskörpers entscheidet, durch wen und wie die übertragenen 
Rechte ausgeübt werden. Ist dies nicht der Fall, sondern erscheint 
ein im Gesetz genanntes oder von der Staatsbehörde bestimmtes 
Organ des Selbstverwaltungskörpers zur Ausübung der betreffenden 
Befugnisse kompetent, so kann man nach HaeneVs Ansicht über- 
haupt nicht von Selbstverwaltung im technischen Sinne des Wortes 
sprechen, sondern nur etwa in der Bedeutung von »Laienverwal- 
tung« oder »bürgerlicher Selbstverwaltung«, wonach die Ausübung 
staatlicher Amtsbefugnisse durch Personen erfolgt, die nicht 
Staatsbeamte im technischen Sinne des Wortes sind. 

Während alle bisher angeführten Schriftsteller einen begriff- 
lichen, juristisch relevanten Unterschied zwischen den einem Selbst- 
verwaltungskörper im eigenen und den ihm im übertragenen 
Wirkungskreise zustehenden Verwaltungssachen anerkennen, er- 
klärt Gneist^ dass es beim Selfgovernment, in dem nach seiner 
Ansicht das Prinzip der Selbstverwaltung am reinsten zum Aus- 
druck kommt, nur auf den sogenannten übertragenen Wirkungs- 
kreis ankomme.® Nachdem er die Selbstverwaltung als Verwaltung 
staatlicher Angelegenheiten auffasst, und jedes soziale und kommu- 



^ Verwaltungslehre, i. Aufl., l. B., S. 439, 2. Aufl., i. Th. 2 B., S. 320. 
" Lehrbuch des österreichischen Staatsrechts, § in. 
' Deutsches Staatsrecht, § 22. 
" Rechtsstaat, u. s. w., S. 289. 
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nale Sonderinteresse vom Begriffe derselben ferngehalten wissen 
will, bleibt auch dort, wo noch korporative Verbände bestehen, 
kein Raum für eigene Angelegenheiten derselben. In der Selbst- 
verwaltung nach der Auffassung Gneisfs ist alles Staatssache und 
ausschliesslich Staatssache. Auch Loening unterscheidet nicht 
zwischen Angelegenheiten des eigenen und des übertragenen 
Wirkungskreises, und erklärt ausdrücklich, dass die Kommunen 
im modernen Staate keinen Wirkungskreis haben, der ihnen nicht 
vom Staate übertragen ist.^ Er befindet sich also in dieser Hin- 
sicht in voller Uebereinstimmung mit Gneist. Dasselbe gilt von 
G. Meyer. Denn wenn er auch davon spricht, dass nach der An- 
schauung einiger Gemeindeordnungen die Ortspolizeigewalt der 
Gemeinde als solcher zustehe, will er damit nicht das juristische 
Wesen der Sache charakterisiren, sondern nur dil subjektive An- 
schauung der einzelnen Gesetzgebungen zum Ausdruck bringen.*® 

Gareis geht gleichfalls vom Grundsatz aus, dass die Selbst- 
verwaltung nie Eigenverwaltung, sondern immer Verwaltung fremder 
Angelegenheiten sei. Daher rechnet er auch die Vermögensver- 
waltung der Selbstverwaltungskörper nicht zur Selbstverwaltung, 
sondern stellt sie ihr als Eigenverwaltung gegenüber. Freilich gibt er 
zu, dass Eigenverwaltung und Selbstverwaltung sich vereinigen 
können, wenn der Staat die Vertretung seiner eigenen Interessen 
die er an der Verwaltung eines ihm nicht gehörigen Vermögens- 
objektes hat, dem in dieser Beziehung zunächst interessirten 
Gemeinwesen überlässt. ** 

Diejenigen Schriftsteller also, welche die Selbstverwaltung als 
eine Verwaltung staatlicher Angelegenheiten ohne jede Berück- 
sichtigung von Sonderinteressen auffassen, beschränken die eigent- 
liche Thätigkeit der Selbstverwaltung auf die Geschäfte des über- 
tragenen Wirkungskreises. Das Vorhandensein von Geschäften der 
Selbstverwaltung im eigenen Wirkungskreis der Selbstverwaltungs- 
körper stände auch mit ihrer Anschauung über das Wesen und 
den Charakter der Selbtsverwaltung in unlösbarem Widerspruch. 
Umgekehrt können diejenigen, welche in der Selbstverwaltung die 

• Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechts, § 7 II. und § 48 I. 

^° Lehrbuch des deutschen Staatsrechts, §111. 

** Allgemeines Staatsrecht, § 33. — Dieselbe Ansicht vertritt Laband 
in der i. Aufl. seines deutschen Staatsrechts. In der 2. Aufl. hingegen betont 
er, dass auch die wirthschaftliche Verwaltung der Selbstverwaltungskörper zur 
Verwirklichung der ihnen gestellten Aufgaben und Zwecke gehört. Vgl. hierüber 
Rosin, Souveränität^ u. s. w. in Hirth's Annalen, S. 311 ff., und E, Meier, 
Verwaltungsrecht in Holtzendorffs Encyklopädie, S. 1093 ^' 
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Verwaltung von Angelegenheiten selbstständiger Körperschaften, 
oder wenigstens die Besorgung staatlicher, aber durch Sonder- 
interessen gewissermassenimprägnirter Verwaltungsaufgaben sehen, 
die Geschäfte des übertragenen Wirkungskreises, welche den 
Interessen der Selbstverwaltungskörper eigentlich fremd sind, nicht 
als Gegenstände der Selbstverwaltung betrachten. Mehrere Schrift- 
steller heben dies auch ausdrücklich hervor, so namentlich Ulbrich, 
der die Selbstverwaltung der Gemeinde auf die Angelegenheiten 
ihres eigenen Wirkungskreises beschränkt, und ihnen die Geschäfte 
des übertragenen Wirkungskreises als »Hilfsthätigkeit der Gemeinde« 
gegenüberstellt. Ebenso unterscheidet er die Thätigkeit des Ge- 
meindevorstehers als Organ der Gemeinde von seiner Thätigkeit 
als Organ des ^Staates. ^^ Haenel erklärt sich freilich ausdrücklich 
»gegen den Versuch, den Begriff der Selbstverwaltung auf den 
eigenen Wirkungskreis der Selbstverwaltungskörper zu beschrän- 
ken,« dies ist ab'er lediglich Konsequenz seiner Begriffsbestim- 
mung des übertragenen Wirkungskreises, welche von der der 
anderen Schriftsteller abweicht.** 

Am nachdrücklichsten muss der Grundsatz, dass die Geschäfte 
des übertragenen Wirkungskreises von denen des eigenen Wir- 
kungskreises der Selbstverwaltungskörper juristisch verschieden 
sind, und dass sie mit der Selbstverwaltung begrifflich eigentlich 
nichts zu thun haben, jedenfalls von denjenigen betont werden, 
welche die Selbstverwaltung als eine Verwaltung selbstständiger 
Körperschaften ansehen. Denn wenn das Wesen der Selbst- 
verwaltung, wie S. 14 ausgeführt wurde, darin besteht, dass 
gewisse Rechtssubjekte ihre eigenen Angelegenheiten selbstständig 
verwalten, können doch ihnen fremde, staatliche Angelegenheiten 
nicht Gegenstand der Selbstverwaltung sein. Es ist daher auch 
juristisch nicht korrekt, von »Selbstverwaltung im über- 
tragenen Wirkungskreise« zu sprechen. 

Wohl aber hängt die rechtliche Stellung der Selbstverwaltungs- 
körper in vieler Hinsicht vom Umfang und der Beschaffenheit 
der ihnen vom Staate zur Besorgung in seinem Namen und Auf- 
trag überwiesenen Verwaltungsangelegenheiten ab. Dies ist haupt- 
sächlich Folge des Umstandes, dass die Selbstverwaltungskörper 
meistens einen ihnen nicht willkürlich entziehbaren Rechtsanspruch 
darauf haben, gewisse staatliche Verwaltungsgeschäfte durch ihre 
Organe besorgen zu lassen. Freilich ist in dieser Berechtigung 



'■ Lehrbuch des Österreichischen Staatsrechts, § iio. 
" Deutsches Staatsrecht, § 22, S. 137. 
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die für sie mitunter recht lästige Verpflichtung gelegen, einen 
Beitrag zu den Kosten der Staatsverwaltung zu leisten, und der- 
selben die Arbeitskraft ihrer Organe unentgeltlich zur Verfügung 
zu stellen. Andererseits aber erlangen diejenigen Personen, welche 
unmittelbar von einem Selbstverwaltungskörper, oder als Organe 
eines solchen vom Staate mit der Besorgung der Geschäfte des 
übertragenen Wirkungskreises betraut sind, eine gewisse diskre- 
tionäre Gewalt, welche, da die Verwaltung nicht eine blosse Exe- 
kutive ist, keinem Verwaltungsbeamten gänzlich fehlen kann. Daher 
können sie bei Besorgung der staatlichen Verwaltungsgeschäfte 
zugleich auch die Sonderinteressen des betreffenden Selbstver- 
waltungskörpers berücksichtigen, und dies werden sie, da sie dem- 
selben regelmässig mit ihrer eigenen Interessensphäre angehören, 
eher zu thun geneigt sein, als Staatsbeamte. So liegt denn in 
der Thätigk^it der Selbstverwaltungskörper im über- 
tragenen Wirkungskreis zugleich eine Th eil nähme der- 
selben an der Führung der staatlichen Verwaltung. 



VI. Abschnitt. 

Organisation der Selbstverwaltungskörper. 

Die Selbstverwaltungskörper bedürfen, da sie juristische Per- 
sonen sind, um handelnd in die Aussenwelt treten zu können, 
gewisser Organe. Wo die Selbstverwaltung monarchisch orga- 
nisirt ist, steht an der Spitze des Selbstverwaltungskörpers kraft 
eigenen Rechts eine Person, welche nach innen und aussen 
ihren Willen für den seinen auszugeben befugt ist. Die anderen 
Selbstverwaltungskörper besitzen für die verschiedenen Arten 
ihrer Thätigkeit, namentlich für die Willensbildung und für die 
Geschäftsführung besondere Organe. 

Die Zusammensetzung, der Wirkungskreis und die Art der 
Geschäftsführung derselben steht mit der rechtlichen Auffassung 
des Begriffes der Selbstverwaltung nicht in unmittelbarem Zu- 
sammenhang. Wohl aber ist es für dieselbe von massgebender 
Bedeutung, wer die Organe der Selbstverwaltungskörper zu be- 
zeichnen befugt ist. 

Diejenigen Organe, welche nicht zur unmittelbaren Führung 
der Verwaltung berufen sind, sondern blos als willensbildende 
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Organe die leitenden Grundsätze der Verwaltung aufstellen, und 
die Beobachtung derselben überwachen, werden von den zu den 
Selbstverwaltungskörpern gehörigen Personen gewählt. Denn darin 
liegt ja eben das Wesen der Selbstverwaltung durch korporative 
Verbände, dass ihre Verwaltungsorgane, auch wenn man in ihrer 
Thätigkeit die Besorgung staatlicher Geschäfte sieht, ihre Direktiven 
nicht nur von der Staatsbehörde, sondern auch von den Vertretern 
der Selbstverwaltungskörper erhalten, und ihnen auch für die Befol- 
gung derselben verantwortlich sind. Anders steht es mit den eigent- 
lichen Verwaltungsorganen. Diese können entweder von einerStaats- 
behörde ernannt, oder von den wahlberechtigten Personen, die zum 
betreffenden Selbstverwaltungskörper gehören, mittelbar oder un- 
mittelbar gewählt werden. Die Wahl ist übrigens auch dort möglich, wo 
keine Selbstverwaltungskörper bestehen, und das politische Prinzip, 
den Staatsbürgern Theilnahme an der Führung der staatlichen Ver- 
waltung zu gewähren, durch ein System unbesoldeter Ehrenämter 
verwirklicht ist. Nur erscheinen da natürlich nicht die Angehörigen 
eines kommunalen Verbandes, sondern die zu einem staatlichen 
Verw^altungsbezirk gehörigen Personen als Wahlberechtigte. Die 
Wahl ist eine freie, oder sie unterliegt der Genehmigung einer 
staatlichen Behörde. Gneist tritt dem Prinzip der Wahl allerdings 
mit grösster Entschiedenheit entgegen, und hält nur die Ernennung 
der Organe der Selbstverwaltung dem Wesen und Charakter der- 
selben entsprechend. Da in seinem System der Selbstverwaltung 
kommunale und sonstige Sonderinteressen keine Berücksichti- 
gung finden sollen, fehlt es auch thatsächlich an einem wahl- 
berechtigten Subjekt.* Im Gegensatz zu Gneist legen diejenigen 
Schriftsteller, welche in der Selbstverwaltung die Eigenverwal- 
tung korporativer Verbände, oder die Verwaltung staatlicher 
Angelegenheiten unter gleichzeitiger Berücksichtigung von Sonder- 
interessen sehen, grosses Gewicht darauf, dass die Organe der 
Selbstverwaltung gewählt werden. So erklärt Stein^ dass die 
freie Wahl der Organe der Selbstverwaltungskörper schon aus 
dem Wesen der Selbstverwaltung mit logischer Nothwendigkeit 
folge, da ernannte Organe das Sonderinteresse, um welches es 



' Siehe Selfgovemment, S. 50, 55, 908 ff., und Englisches Verwaltungs- 
recht, I. B., S. 69, 259 ff. Wie daselbst ausgeführt wird, werden die Aemter des 
Selfgovemment fast ausnahmslos durch Ernennung von Seite des Königs oder 
eines staatlichen Organes besetzt. Unter Eduard III, versuchte das Parlament 
vergebens, das königliche Recht, die Friedensrichter zu ernennen, an sich zu 
ziehen; die Wahl derselben durch die Angehörigen der Grafschaften durch- 
zusetzen, wurde nie versucht. Siehe Selfgovemment, S. 909. 
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sich doch in erster Linie handelt, nicht genügend berücksichtigen 
würden.* Auch Schulze fasst die Wahl der kommunalen Organe 
als ein »nicht länger zurückzuweisendes Postulat der modernen 
Rechtsentwicklung« auf, ohne dabei jedoch das staatliche Recht 
der Bestätigung grundsätzlich ausschliessen zu wollen.^ E. Meier 
hält die Wahl der Organe der Selbstverwaltung unter dem Vor- 
behalt der behördlichen Bestätigung überhaupt für das dem Wesen 
der Selbstverwaltungam meisten entsprechende. Da die Selbstverwal- 
tung »unberührt von lokalen Interessen« geführt werden soll, 
wäre die Ernennung ihrer Organe das angemessenste. Da sie 
aber durch kommunale Organe zu führen ist, und solche nur auf 
dem Wege der Wahl gebildet werden können, ist die Ernennung 
derselben ausgeschlossen. Daher ist es am zweckmässigsten, 
kollegiale Organe aus gewählten und ernannten Mitgliedern zu- 
sammenzusetzen, und wo dies nicht möglich ist, die behördliche 
Bestätigung gewissermassen als Korrektiv der freien Wahl wirken 
zu lassen.'* Rosin ist der Meinung, dass die Wahl der Organe der 
Selbstverwaltung im politischen Sinne des Wortes, also nicht blos 
die der kommunalen Organe, das genossenschaftliche Moment am 
besten zum Ausdruck bringe. Doch hält er dieselbe nicht für un- 
umgänglich nothwendig, um den Charakter dieser Verwaltung als 
Selbstverwaltung zu wahren, sofern nur das Ernennungsrecht 
durch Momente gebunden ist, welche das genossenschaftliche 
Element zur Geltung bringen. Solche Momente sind namentlich 
Beschränkung der zur Ernennung berechtigten Behörde auf Per- 
sonen, welche durch Grundbesitz oder sonstige Besitzverhältnisse 
mit ihrer Person der Interessensphäre ihres Verwaltungsbezirkes 
angehören. Sie machen es auch, dass die Idee der Selbstverwal- 
tung im englischen Friedensrichteramt trotz der königlichen Er- 
nennung zu Tage tritt. Rosin befindet sich also in diesem Punkte 
in direktem Gegensatz zu Gneist^ der die Ernennung der Organe 
des Selfgovernment als zum Wesen desselben gehörig bezeichnet.^ 
Auch Gluth tritt für die Wahl der Organe der Selbstverwaltung 
ein.® Er erklärt, dass sich dieselbe zwar nicht als noth wendige 



* Verwaltungslehre, i. Th. 2. B., S. 44. 

^ Lehrbuch des deutschen Staatsrechts, i. B., § 160. 

* Verwaltungsrecht in v. Holtzendotffs Encyklopädie, S. 1093 ff. 

* Souveränität, u. s. w. in Hirth's Annalen, S. 305 ff. 

* Da er die Selbstverwaltung auf die örtliche Verwaltung der Polizei 
durch die Gemeinde beschränkt, ist in seinen Ausführungen »Die Lehre von 
der Selbstverwaltung im Lichte formaler Begriifsbestimmung«, §11, I, 2 immer 
nur von den Organen der Gemeinde die Rede. 
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Folgerung aus der Begriffsbestimmung der Selbstverwaltung ab- 
leiten lasse, da diese über die innere Organisation der Selbst- 
verwaltungskörper nichts enthält. Aber er führt aus, dass als 
Organ eines Selbstverwaltungskörpers nur eine Person gelten 
könne, welche entweder »im faktischen Besitz einer wie immer 
erworbenen Macht ist, sofern dieselbe nur ihre Quelle im Selbst- 
verwaltungskörper hat, oder eine Person, welche zur Ausübung 
einer woher auch immer herrührenden Gewalt durch einen Vor- 
gang der inneren Organbildung des Selbstverwaltungskörpers ge- 
langt.« Da nun die Selbstverwaltungskörper keine selbstständigen 
Mittel der Machtbildung besitzen, und hinter den Anordnungen 
ihrer Organe immer nur die staatliche Macht steht, verbleibt nur 
die eine Möglichkeit, dass die Organe der Selbstverwaltung ihr 
Amt auf Grund eines Mandates der zum Selbstverwaltungskörper 
gehörigen Personen ausüben. 

Fasst man die Selbstverwaltung im Sinne der Ausführungen 
auf S. 14 als Eigen Verwaltung selbstständiger Gemeinwesen 
auf, so lässt sich aus dieser Begriffsbestimmung allein das Prinzip 
der Wahl der Organe der Selbstverwaltung allerdings nicht als 
logische Konsequenz folgern. Im Widerspruch damit stünde es nur, 
wenn die Geschäfte der Selbstverwaltung von einem fremden 
Machtfaktor geführt würden. Auf die Art der Bestellung der Organe, 
deren sich die Selbstverwaltungskörper zur Führung ihrer Ver- 
waltung bedienen, kommt es nicht an, sofern nur diese Organe 
auch wirklich als ihre Organe gelten. Ebensowenig lässt sich die 
Ansicht aufrecht erhalten, dass nur gewählte Organe die Interessen 
der einzelnen Selbstverwaltungskörper in gehöriger Weise berück- 
sichtigen. Denn es kann auch die Ernennung durch Momente 
beschränkt sein, welche für eine genügende Berücksichtigung der 
betreffenden Sonderinteressen hinreichende Gewähr bieten. Das 
Prinzip der Wahl der Organe der Selbstverwaltung hängt also 
rechtlich mit der Begriffsbestimmung derselben nicht zusammen, 
sondern vielmehr mit der Organisation der Selbstverwaltungskörper 
als korporativer Verbände. Die Willensbildung erfolgt in korpo- 
rativen Verbänden durch gewählte Vertreter der zum Verbände 
gehörigen Personen. Das ist wohl auch der Grund, weshalb Laband, 
die »monarchisch organisirte Selbstverwaltung«, bei der ein Indi- 
viduum kraft eigenen Rechts alleiniger Träger und Innehaber der 
kommunalen Gewalt ist, als etwas mit dem Wesen des modernen 
Staates in Widerspruch stehendes bezeichnet. Wird nun der Wille 
der Korporation durch gewählte Vertreter gebildet, so ist es nur kon- 
sequent, dass die Verwaltung, welche vom willensbildenden Organ 
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nicht geführt werden kann, Personen überlassen wird, welche mittel- 
bar oder unmittelbar durch dasselbe bezeichnet werden. Es ent- 
spricht demnach der Organisation der Selbstverwal- 
tungskörper als korporativer Verbände, dass die mit 
der Führung der Verwaltung betrauten Organe nicht 
von einer staatlichen Behörde ernannt, sondern dass 
sie unmittelbar dufch die Vertreter des korporativen 
Verbandes gewählt werden. 

Dabei braucht aber die Wahl keineswegs eine völlig freie 
zu sein. Es widerspricht zwar dem Wesen der Sache, den Selbst- 
verwaltungskörpern Verwaltungsorgane aufzudrängen, wohl aber 
kann die Staatsgewalt die Fähigkeit, derartige Aemter zu bekleiden, 
von gewissen persönlichen Eigenschaften abhängig machen, und 
sich eventuell das Recht der Bestätigung der Gewählten vorbehalten. 
Sie kann also generell und speziell Personen ausschliessen, von 
denen nicht zu erwarten ist, dass sie die ihnen obliegenden Ge- 
schäfte des übertragenen Wirkungskreises und die eigenen Ange- 
legenheiten des Verbandes in einer den öffentlichen Zwecken des- 
selben entsprechenden Weise besorgen werden. 

In welchem Rechtsverhältnis stehen nun diejenigen Personen, 
welche, sei es durch Wahl, oder durch Ernennung zur Führung 
der Geschäfte der Selbstverwaltung berufen sind ? Betrachtet man 
die Selbstverwaltung als Besorgung staatlicher Verwaltungsange- 
legenheiten unter Fernhaltung aller Sonderinteressen, so müssen 
sie unzweifelhaft als Staatsbeamte angesehen werden, wie es auch 
die Schriftsteller, welche dieser Richtung angehören, thatsächlich 
thun.' Anders steht es, wenn man die Selbstverwaltung als Ver- 
waltung kommunaler Verbände auffasst, mag man dabei von der 
Ansicht ausgehen, dass dieselben ihre eigenen Angelegenheiten, 
oder kraft eigenen Rechts Angelegenheiten der staatlichen Verwal- 
tung besorgen. Denn in beiden Fällen sind die Organe der Ver- 
waltung berufen, ein dem Selbstverwaltungskörper als juristischer 
Person zukommendes Recht auszuüben, sie sind für ihn thätig, und 
besorgen das, was er zu thun berechtigt und verpflichtet ist. Zum Staate 
hingegen stehen sie in keinem besonderen Rechtsverhältnis, selbst 
wenn sie von einer staatlichen Behörde ernannt sind. Die Organe 
der Selbstverwaltung als Eigenverwaltung korporativer Verbände 
aufgefasst, haben überhaupt mit der Staatsverwaltung nichts zu thun, 
und ist die Selbstverwaltung eine Verwaltung staatlicher Angelegen- 



' Gfieist, Englisches Verwaltungsrecht, l. B., § 28, S. 260, Loeningy 
Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechts, § 37. 
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heiten durch korporative Verbände, so besorgen sie zwar staatliche 
Angelegenheiten; sie thun dies aber im Namen der korporativen 
Verbände, und für dieselben, da diese in ihrer Eigenschaft als 
juristische Personen nicht selbst verwalten können. Dagegen stehen 
sie in Bezug auf die Geschäfte des übertragenen Wirkungskreises 
allerdings in einem besonderen Pflichtverhältnisse zur Staatsgewalt 
Sie besorgen dieselben nicht im Namen und Auftrag des kommu- 
nalen Verbandes, sondern im Namen und Auftrag des Staates, er- 
scheinen also in dieser Hinsicht als Organe des Staates, und haben 
sich — gewissermassen als Subalternbehörde — an die Aufträge 
der ihnen übergeordneten Behörden zu halten®. Sie sind also 
zugleich Organe eines korporativen Verbandes und des Staates^. 
In letzterer Beziehung sind sie, da sie nicht berufsmässig staatliche 
Geschäfte besorgen, und auch keine Besoldung erhalten, jedenfalls 
als Ehrenbeamte anzusehen *^ Ihr Verhältnis zum Selbstverwaltungs- 
körper, dessen Geschäfte sie besorgen, kann ein rein privatrecht- 
liches sein, es kann aber auch dem öffentlichen Rechte angehören. 
Dies wird namentlich dann der Fall sein, wenn sie verfassungs- 
mässige Glieder im Organismus eines Selbstverwaltungskörpers 
bilden, oder wenn sie in seinem Namen Befugnisse des öffentlichen 
Rechts auszuüben haben. Immer aber ist ihr Verhältnis zum Selbst- 
verwaltungskörper das, worauf es in erster Linie ankommt, und das 
Verhältnis zum Staate das akzessorische, da sie eben nicht, wie 
andere Ehrenbeamte als Staatsbürger, sondern lediglich als Organe 
von Selbstverwaltungskörpern, und solange sie als solche fungiren, 
zur Besorgung staatlicher Geschäfte herangezogen werden. 



* Vgl. U/brich, Lehrbuch des österreichischen Staatsrechts, § lio. 

• Dies wird von Gierke als der Freiheit der Selbstverwaltung in hohem 
Masse nachtheilig bezeichnet. Siehe darüber Genossenschaftsrecht, i. B., § 57 
C III und E III. 

^® Auf die Frage, worin sich das Ehrenamt vom Berufsamt unterscheidet, 
kann hier nicht weiter eingegangen werden. Siehe darüber Rosin, Souverä- 
nität u. s. w. in Hirth's Annalen, S. 305 ff. 
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Die staatliche Aufsicht über die Selbstverwaltung. 

Unter der staatlichen Aufsicht über die Selbstverwaltung 
versteht man die rechtliche Stellung, welche der Staat ihr gegen- 
über einnimmt. Fasst man die Selbstverwaltung als eine Art Staats- 
verwaltung auf, die durch Organe geführt wird, welche der Staats- 
gewalt nicht als anerkannte juristische Persönlichkeit gegenüber- 
stehen, so ist die staatliche Aufsicht nichts anderes, als eine 
Kontrolle der vorgesetzten über die untergeordnete Behörde. 
Dasselbe gilt auch von der Aufsicht über selbstständige korporative 
Verbände in Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreises. 
Einen ganz anderen Charakter hat die staatliche Aufsicht über die 
Selbstverwaltung durch kommunale Verbände, mag man sich die- 
selbe als Eigenverwaltung, oder als eine von ihnen kraft eigenen 
Rechts geführte Verwaltung staatlicher Angelegenheiten zurecht- 
legen ; denn dann sind die kommunalen Verbände entweder über- 
haupt nicht staatliche Organe, oder sie sind wenigstens staatliche 
Organe mit selbstständiger rechtlicher Persönlichkeit, welche ihr 
Amt nicht kraft besonderen staatlichen Auftrags, sondern unmittelbar 
kraft Gesetzes innehaben. 

In erster Linie wird die beaufsichtigende Thätigkeit des Staates 
jedenfalls darauf gerichtet sein, Kompetenzüberschreitungen und 
sonstige Gesetzesverletzungen der korporativen Verbände und ihrer 
Organe hintanzuhalten. Dies geschieht aber nicht nur den Selbst- 
verwaltungskörpern, sondern auch den blos privatrechtlichen Kor- 
porationen und Vereinigungen gegenüber, ist also nichts der staat- 
lichen Aufsicht über die Selbstverwaltungskörper eigenthümliches. 
Diese muss vielmehr, sofern es überhaupt einen Sinn hat, der 
»Aufsicht über die Selbstverwaltung« eine besondere rechtliche Be- 
deutung beizulegen, über ein blosses Abwehren von Verletzungen 
der allgemeinen Rechtsordnung hinausgehen. Es muss der auf- 
sehenden Behörde gestattet sein, unter gewissen Voraussetzungen 
ihnen auch solche Handlungen zu verbieten, welche Vereinigungen 
des Privatrechts jederzeit vornehmen können, und umgekehrt ihnen 
die Vornahme von Handlungen zur Pflicht zu machen, zu welchen 
sie aber nur in ihrer Eigenschaft als Selbstverwaltungskörper ver- 
halten werden können. Andererseits wird wieder die Aufsichts- 
gewalt des Staates nicht so weit gehen können, dass die Selbst- 
verwaltungskörper ohne höhere Genehmigung gar nicht handeln 
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dürfen, oder dass sie bei Führung ihrer Verwaltung von den 
Direktiven der Aufsichtsbehörde abhängig sind. Dadurch würden 
sie aufhören, selbstständige juristische Personen zu sein, und zu 
blossen Staatsanstalten oder untergeordneten staatlichen Behörden 
werden. 

Einige Schriftsteller sehen das Wesen und den Charakter der 
staatlichen Aufsicht über die Selbstverwaltung in der Art der 
Geltendmachung derselben. So unterscheidet Gierke das Präventiv- 
und das Repressivsystem. Nach ersterem unterliegen alle wichti- 
geren Beschlüsse der Selbstverwaltungskörper der vorhergehenden 
höheren Genehmigung. Es ist also das System der Bevormundung 
der Selbstverwaltungskörper durch den Staat. Aber auch die 
Aufsicht nach den Grundsätzen des von ihm befürworteten Repressiv- 
systemes ist eine strengere, als die über die einzelnen Bürger. 
Namentlich hält Gierke »Zwang zur Erfüllung der staatlichen Ver- 
bindlichkeiten, Entscheidung von Beschwerden, und in Ausnahme- 
fällen ein thätiges Eingreifen in die Selbstverwaltung auf Grund 
gesetzlich normirter Voraussetzungen« für unentbehrliche Befugnisse 
des Staates.^ Stein sieht in der staatlichen Aufsicht über die Selbst- 
verwaltungskörper eigentlich eine allerdings sehr stark abgeschwächte 
Kontrolle der vorgesetzten über die untergeordnete Behörde. Er 
bezeichnet nämlich die Aufgabe der Regierung gegenüber der 
Thätigkeitder Selbstverwaltung als eine negative. Die Regierung 
kann nicht nur Rechtsverletzungen, sondern auch Verletzungen des 
allgemeinen Interesses durch die Selbstverwaltungskörper hindern, 
und zwar sowohl aus eigener Initiative, als auch auf Verlangen 
einer sich benachtheiligt haltenden Partei. Dagegen kann sie nicht 
das Recht ausüben, das sonst im Allgemeinen jeder höheren 
Behörde der untergeordneten gegenüber zusteht, ihren Vi^illen an 
Stelle des Willens des betreffenden Selbstverwaltungskörpers zu 
setzen, und nach ihrem eigenen Ermessen an seiner Statt zu handeln. 
Trotzdem aber Stein diese »positive« Thätigkeit der Regierung als 
etwas mit dem Wesen einer blossen »Aufsicht« in Widerspruch 
stehendes erachtet, gibt er zu, dass sie die Selbstverwaltungs- 
körper zur Erfüllung ihrer Aufgaben verhalten, und im Falle des 
Ungehorsams die anbefohlene Thätigkeit durch ihre eigenen Organe 
vornehmen lassen könne.^ Mit Stein stimmt im Wesentlichen auch 
Gluth überein. ^ 



* Das deutsche Genossenschaftsrecht, i. B., § 57 E IV. 
' Verwaltungslehre, i. Th., 2. B., S. 72 fF. 

* Die Lehre von der Selbstverwaltung im Lichte formaler Begriffsbestim- 
mung, § 15. 



VII. Abschnitt. Die staatliche Aufsicht über die Selbstverwaltung. 47 

Am besten dürfte man zur Begriffsbestimmung der staatlichen 
Aufsicht über die Selbstverwaltungskörper gelangen, wenn man 
auf den Grund zurückgeht, weshalb überhaupt die Körperschaften 
des öffentlichen Rechts einer stärkeren Kontrolle unterstehen, als 
"die Vereinigungen des Privatrechts. Jedenfalls liegt die Ursache 
dieser verstärkten Kontrolle in ihrer eigenthümlichen Stellung als . 
Subjekte der öffentlichen Verwaltung. So sehen die französischen 
Juristen, wie O. Mayer ausführt*, in der Aufsicht über die Selbst- 
verwaltung eine abgeschwächte Form der staatlichen Mitverwaltung, 
da doch nach ihrer Theorie* die Selbstverwaltung sich als ein 
Zusammenwirken des Staates mit bestimmten Kreisen von Staats- 
angehörigen in Sachen der staatlichen Verwaltung darstellt. In 
ähnlicher Weise fasst Haenel das Recht der Aufsicht des Staates 
über die Selbstverwaltungskörper als »sein Mitwirkungsrecht an 
den selbstverwalteten Gemeinzwecken« auf®. 

Betrachtet man die Selbstverwaltung nicht als Verwaltung 
staatlicher Angelegenheiten, sondern als Eigenverwaltung gewisser 
korporativer Verbände, so kann sich das staatliche Aufsichtsrecht 
nicht als ein abgeschwächtes staatliches Mitverwaltungsrecht quali- 
fiziren, sondern es muss ausschliesslich in der besonderen recht- 
lichen Stellung dieser Verbände zum Staat begründet sein. Nun 
liegt aber das charakteristische Merkmal der Korporationen des 
öffentlichen Rechts, wodurch sie sich von privaten Vereinigungen 
unterscheiden, gerade in ihrer Stellung zum Staate^ Sie sind näm- 
lich dem Staate gegenüber zur Erfüllung ihrer öffentlichen Zwecke 
verpflichtet. Daraus folgt nun aber mit logischer Nothwendigkeit, 
dass der Staat das Recht haben muss, sie zur Erfüllung ihrer 
öffentlichen Pflichten nöthigenfalls im Zwangswege anzuhalten. 
Natürlicherweise wird dabei die Thätigkeit des Staates eine inten- 
sivere sein müssen, als privaten Vereinigungen gegenüber, welche 
nicht zu einem positiven Handeln, sondern nur zur Unterlassung 
rechts- oder gesetzwidriger Akte verpflichtet sind. In dieser wei- 
tergehenden Thätigkeit nun liegt das charakteristische Moment der 
staatlichen Aufsicht über die Selbstverwaltungskörper. Man ver- 
steht demnach unter der Staatsaufsicht über die 
S elbstverwaltung jene Thätigkeit des Staates, welche 
darauf gerichtet ist, die Selbstverwaltungskörper 



* Theorie des französischen Verwaltungsrechts, § 62, S. 428 ff. 

* Siehe oben S. 12, 13. 

* Deutsches Staatsrecht, § 22, I. 2. Siehe auch oben S. 9. 
' Siehe oben S. 22. 
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zur Erfüllung ihrer öffentlichen Pflichten anzu- 
halten®. 

Daraus folgt natürlicher Weise noch nicht, dass die Aufsichts- 
behörde nach ihrem freien Ermessen zu beurtheilen berechtigt sei, 
was zur Erreichung der öffentlichen Zwecke der Selbstverwaltung ab- 
• solut nothwendig ist, und was derselben hindernd im Wege steht. 
Ohne eine gewisse diskretionäre Gewalt kann wohl keine Aufsichts- 
behörde auskommen, diese Gewalt muss aber vom Gesetze in der 
Weise begrenzt sein, dass innerhalb eines bestimmten Gebietes 
die Selbstverwaltungskörper frei beschliesssen und handeln dürfen, 
an keinerlei höhere Genehmigung gebunden sind, und von der 
Aufsichtsbehörde keine Weisungen entgegenzunehmen haben. Die 
staatliche Aufsicht wird in diesem Falle lediglich zu konstatiren 
haben, ob die Selbstverwaltungskörper ihre Kompetenz überschritten 
oder sonst ein Gesetz verletzt haben, oder nicht. In anderen 
Verwaltungsangelegenheiten werden die Selbstverwaltungskörper 
ohne ausdrückliche oder stillschweigende Genehmigung der Auf- 
sichtsbehörde weder endgiltig beschliessen, noch handeln dürfen. 
Die Aufsichtsbehörde hat also nach ihrem freien Ermessen darüber 
zu entscheiden, ob in der Fassung des Beschlusses oder in der 
Vornahme der Handlung ein die öffentlichen Zwecke des Selbst- 
verwaltungskörpers gefährdendes Moment gelegen ist. Andererseits 
wieder werden die Selbstverwaltungskörper verpflichtet sein, ge- 
wisse Verwaltungshandlungen vorzunehmen, welche das Gesetz 
direkt, oder die Aufsichtsbehörde auf Grund einer allgemeinen 
gesetzlichen Ermächtigung vorzunehmen anbefiehlt. In letzterem 
Falle hat die Aufsichtsbehörde wieder nach freiem Ermessen zu 
beurtheilen, was zur Erreichung der öffentlichen Zwecke der Selbst- 
verwaltung nothwendig ist. Bei all dem kann, je nach dem Stand- 
punkt der einzelnen Gesetzgebungen, der Kreis der diskretionären 
Befugnisse der Aufsichtsbehörde weiter oder enger gezogen sein, 
unter allen Umständen aber entspricht es der Freiheit der Selbst- 
verwaltung und dem Wesen der staatlichen Aufsicht, dass die 
Grenzen derselben gesetzlich festgestellt werden. 

Da die Aufsicht des Staates über die Selbstverwaltungskörper 
nicht nur eine viel weiter gehende ist, sondern auch materiell 
einen ganz anderen Inhalt hat, als die Aufsicht über einzelne 

* Vgl. hiemit Rosin, das Recht der öffentlichen Genossenschaft, § 8, II., 
womit diese Ausführungen inhaltlich übereinstimmen. Derselben Anschauung 
sind auch im Wesentlichen Gierke in seinem Artikel »Korporation« in v. Holtzen- 
dorffs Rechtslexikon, 2. B., S. 564, Loeuitiir, Lehrbuch des deutschen Ver- 
waltungsrechts, § 7 IV., und Hcenel, deutsches Staatsrecht, § 22, I, 2. 
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Personen und private Vereinigungen, sind auch die Formen, in 
der sich dieselbe bewegt, ganz andere. Die Aufsichtsbehörde 
wird durch blosse Gebote und Verbote häufig ihre Zwecke nicht 
erreichen, sie wird vielmehr selbst handelnd auftreten müssen, und 
daher namentlich, wenn es sich um Zwangsmassregeln handelt, 
an eine bestimmte gesetzliche Vorgangsweise gebunden sein.^ 

Erste Voraussetzung jedes Aktes der Aufsichtsbehörde ist 
jedenfalls die Kenntnis der Verhältnisse der Selbstverwaltung. Die 
Organe der Selbstverwaltungskörper sind daher verpflichtet, ihr 
von allen wichtigeren Vorkommnissen Mittheilung zu machen, 
über die Führung der Geschäfte Bericht zu erstatten, Ausweise, 
Protokolle, Rechnungen u. dgl. vorzulegen, und auf Verlangen Auf- 
klärungen zu ertheilen. Auch sonst muss sich die Aufsichtsbehörde 
jederzeit über den Stand der Verwaltung Kenntnis verschaffen 
können, sie muss berechtigt sein, zu diesem Behufe Kommissäre 
zu ernennen, und namentlich in die Versammlungen der kolle- 
gialen Organe Delegirte zu entsenden. Ja, es kann sogar vor- 
geschrieben sein, dass die Aufsichtsbehörde, um von diesem Rechte 
Gebrauch machen zu können, von der beabsichtigten Abhaltung 
jeder derartigen Versammlung rechtzeitig zu benachrichtigen ist. 

Handelt es sich um die Beschlussfassung in Angelegenheiten, 
für welche die Genehmigung der Aufsichtsbehörde erforderlich 
ist, ist es natürlich Sache der betreffenden Organe der Selbst- 
verwaltung, um dieselbe anzusuchen. Vor Eintreffen der Genehmi- 
gung gefassten Beschlüssen kann höchstens provisorische Rechtskraft 
zukommen. Bisweilen ist sogar vorgeschrieben, dass auch Beschlüsse, 
welche keiner höheren Genehmigung unterliegen, erst dann aus- 
geführt werden dürfen, wenn sie binnen einer bestimmten Frist 
von der Aufsichtsbehörde nicht wegen Rechtswidrigkeit kassiert, 
oder wenn sie von ihr ausdrücklich als nicht gesetzwidrig an- 
erkannt werden. Aber auch sonst ist die Aufsichtsbehörde unter 
allen Umständen berechtigt und verpflichtet, ungesetzliche Be- 
schlüsse, auf welche Weise auch immer sie davon Kenntnis er- 
halten mag, aufzuheben, oder ihre Zurücknahme zu fordern. 

Handlungen und Unterlassungen der mit der unmittelbaren 
Geschäftsführung beauftragten Organe der Selbstverwaltungskörper 
kann die Aufsichtsbehörde in der Weise erzwingen, dass sie gegen 
sie mit Ordnungsstrafen einschreitet. Ihre Befugnis hiezu ergibt 
sich schon aus der Zwangsgewalt der Behörden im Allgemeinen, 



9 Siehe über die Art und Weise, wie die staatliche Aufsicht zu führen ist, 
Rosin, Recht der öffentlichen Genossenschaft, § 8, S. 109 ff. 

Blodig, Selbstverwaltung. 4 
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wie immer man auch die rechtliche Stellung dieser Organe an- 
sehen mag. Betrachtet man sie aber, wie es vielfach geschieht, ^^ 
als eine besondere Kategorie von Staatsbeamten, so stehen sie in 
direkter Unterordnung unter der Aufsichtsbehörde, und diese kann 
gegen sie Disziplinarstrafen in Anwendung bringen. 

Den Vertretungsorganen der Selbstverwaltungskörper gegen- 
über sind Disziplinarstrafen der Natur der Sache nach ausgeschlossen. 
Daher ist vielfach die Bestimmung getroffen, dass, wenn sie wieder- 
holt gesetz- oder rechtswidrige Beschlüsse fassen, oder solche auf 
Verlangen der Aufsichtsbehörde nicht zurücknehmen wollen, 
diese sie auflösen und Neuwahlen anordnen kann. Es geschieht 
dies gewissermassen unter der stillschweigenden Voraussetzung, 
dass die gewählten Vertreter den Willen des betreffenden Ver- 
bandes nicht in richtiger Weise zum Ausdruck bringen, und 
dass sie daher durch andere zu ersetzen sind, von denen man an- 

« 

nimmt, dass sie der Aufsichtsbehörde gegenüber eine andere 
Hahung einnehmen werden. 

Unter Umständen werden die im Bisherigen besprochenen 
Massregeln nicht hinreichen, den Willen der Aufsichtsbehörde 
zur Geltung zu bringen. Wenn nämlich das pflichtwidrige Ver- 
halten der Organe eines Selbstverwaltungskörpers nicht in der 
Fassung ungesetzlicher Beschlüsse oder der Vornahme unerlaubter 
Handlungen, sondern in der Unterlassung dessen gelegen ist, wozu 
sie das Gesetz verpflichtet, wird die Aufsichtsbehörde durch Ver- 
weigerung der Bestätigung der Beschlüsse des Vertretungskörpers, 
sowie durch Auflösung desselben, und namentlich, wo Gefahr im 
Verzug ist, auch durch Massregelung der Verwaltungsorgane des 
Verbandes nichts erreichen. In solchen Fällen muss sie vielmehr 
selbst an Stelle der betreffenden Organe treten, und an ihrer 
Statt die pflichtwidrig unterlassene Handlung vornehmen. Bisweilen 
aber wird die Aufsichtsbehörde noch weiter gehen müssen. Wenn 
nämlich trotz wiederholter Auflösung die Vertretungskörper in 
ihrer Widersetzlichkeit beharren, oder die zum betreffenden Selbst- 
verwaltungskörper gehörigen Personen die Vornahme der Wahl 
verweigern, oder sonst Gründe vorliegen, welche eine geordnete 
Verwaltung schlechterdings für ausgeschlossen erscheinen lassen, 
bleibt der Aufsichtsbehörde nichts übrig, als die Geschäftsführung 
des Selbstverwaltungskörpers, insoweit sie bestimmten Organen 
obliegt, eventuell auch die gesammte Verwaltung desselben zu 



*° Siehe oben S. 43. 
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übernehmen, und durch ihre eigenen Organe besorgen zu lassen. 
Es ist dies die stärkste Aeusserung des staatlichen Aufsichts- 
rechts, das äusserste Zwangsmittel des Staates gegen das gesetz- 
widrige Verhalten eines Selbstverwaltungskörpers. Es lässt sich 
allerdings denken, dass der Staat noch einen Schritt weiter geht, 
und nicht nur die freie, selbstständige Verwaltung einer öffent- 
lichen Korporation zeitweilig durch seine eigenen Organe ausüben 
lässt, sondern dass er ihr ihre Qualität als Person des öffentlichen 
Rechts, eventuell sogar als juristische Person überhaupt entzieht. 
Dieses Mittel ist aber in den meisten Fällen nicht anwendbar, weil 
die Selbstverwaltungskörper integrierende Bestandtheile im Orga- 
nismus der öffentlichen Verwaltung sind, dem durch Vernichtung 
der Persönlichkeit eines derselben, wenn auch nur für's Gebiet 
des öffentlichen Rechts, ein nothwendiges Glied genommen würde. 



Vm. Abschnitt. 

Oeschichtlicher Abriss der Entwickelung der Selbstverwaltung. 

Die Selbstverwaltung ist eine derjenigen Institutionen des 
öffentlichen Rechts, welche vom modernen Staat nicht neu geschaffen, 
sondern nur umgeformt, und den Zeitverhältnissen angepasst worden 
sind. Man sieht auch in ihrer jetzigen Gestaltung die Spuren 
einer Jahrhunderte dauernden Entwickelung, die in den einzelnen 
Ländern die grössten Verschiedenheiten aufweist. Zahlreiche Rechts- 
sätze und Einrichtungen im Gebiete der Selbstverwaltung lassen 
sich überhaupt nur . historisch erklären, und gar manche Ver- 
schiedenheit in der Gestaltung der Selbstverwaltung in den einzelnen 
Staaten ist lediglich Folge einer grösseren oder geringeren Rück- 
sichtnahme auf die Eigenthümlichheiten ihrer Entwickelung. Auch 
auf die wissenschaftlichen Anschauungen, was eigentlich unter 
»Selbstverwaltung« zu verstehen ist, und wie ihre rechtlichen Ver- 
hältnisse im Einzelnen geordnet werden sollen, ist ihre Entwickelung 
von grösster Wichtigkeit Während nämlich einige Schriftsteller 
nur die Sätze des positiven Rechts in dem einen oder dem anderen 
Staate oder in mehreren Staaten in's Auge fassen, nehmen andere 
auch darauf Rücksicht, wie es zu dieser Gesetzgebung gekommen 
ist. Und gleichwie sie bald in der Gesetzgebung des einen, bald 

4* 
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in der des anderen Landes das der Selbstverwaltung zu Grunde 
liegende Prinzip am besten und reinsten zum Ausdruck gebracht 
finden, so sehen sie auch meist die Entwickelung in einem bestimmten 
Lande für die naturgemässeste an, und ziehen deshalb auch vorzugs- 
weise sie zur Begründung ihrer Theorien heran. Daher soll auch, 
ehe die auf die Selbstverwaltung Bezug habenden Rechtsnormen 
der positiven Gesetzgebung der einzelnen Länder zur Darstellung 
gelangen, eine kurze geschichtliche Skizze der Entwickelung der 
Selbstverwaltung vorangeschickt werden. 

Schon in der römischen Kaiserzeit bestand in den sogenannten 
»Munizipien« eine Art Selbstverwaltung, welche auch das west- 
römische Reich um mehrere Jahrhunderte überlebt hat. Im Gegen- 
satz zu so vielen anderen Rechtsinstitutionen des Alterthums ist sie 
aber auf die Gestaltung der Rechtsverhältnisse in späterer Zeit 
ohne dauernden Einfluss gewesen. Sie ist formell untergegangen, 
ohne in neueren Institutionen materiell weiter zu leben. Denn 
trotz der Ausführungen Eichhornes, Sai*igny's, Gatipp's und anderer 
Gelehrter kann man jiach dem Ergebnis der neueren Forschung 
mit Bestimmtheit annehmen, dass die römische Munizipalverfassung, 
ohne auf die Organisation der mittelalterlichen Stadtgemeinde einen 
nennenswerthen Einfluss zu üben, um das lo. Jahrhundert in den 
Theilen Südfrankreichs, wo sie sich am längsten erhalten hatte, 
fast spurlos verschwunden ist, nachdem sie in den anderen einst 
zum römischen Reich gehörigen Ländern schon bedeutend früher 
untergegangen war.^ Hierin dürfte auch die Berechtigung liegen, 
diese veralteten, und keinem modernen Recht auch nur theilweise 
zu Grunde liegenden Verhältnisse nicht weiter zu berühren. 

Dagegen bietet die Geschichte der Selbstverwaltung im Mittel- 
alter, insbesondere insoweit sie sich auf die germanischen oder aut 
die von den Germanen eroberten und dauernd behaupteten Länder 
bezieht, eine reiche Menge der verschiedenartigsten Entwickelungs- 
und Erscheinungsformen, welche materiell noch in zahlreichen 



* Siehe Hüllmann, Städtewesen des Mittelalters, 4 Bände, Bonn 1826 — 
1830, I. B., S. 262 ff. und 297 ff., Gierke, Das deutsche Genossenschaftsrecht, 
I. B., § 28 I, Maurer, Geschichte der Städteverfassung in Deutschland, 4 Bände, 
I. B., Erlangen 1869, Einleitung und § 35—38, Bethman Hollweg, Ursprung der 
lombardischen Städtefreiheit, Bonn 1846, S. 1—60, und Antonio Pertile, Storia 
del diritto pubblico e delle tonti, V. l, Padova, 1873, § 47, insbesondere Anm. 
7 — 21, wo die Lehrmeinungen über diese Materie kurz zusammengestellt sind. 
Eine Darstellung der römischen Munizipalverfassung siehe bei Ptichta, Institu- 
tionen des römischen Rechts, i. B., § 90-95, und § 138, 124, sowie einen kurzen 
aber übersichtlichen Abriss bei Pertile, Storia etc., § 2. 
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Rechtsinstituten der Gegenwart fortleben. Daher soll auch im 
Folgenden eine kurze Darstellung derselben gegeben werden.* 



* Was die Literatur der Geschichte der Selbstverwaltung betrifft, so sind 
an erster Stelle die 3 Bände iGeschichte der deutschen Genossenschaftc von 
Gierke und die Werke Maurer* s zu nennen. Diese sind: Einleitung zur Ge- 
schichte der Mark, Hof, Dorf und Stadtverfassung und der öffentlichen Gewalt, 
I. Band, München 1854. Geschichte der Markverfassung in Deutschland, i. Band, 
Erlangen 1856. Geschichte der Frohnhöfe, der Bauernhöfe und der Hofver- 
fassung in Deutschland, 4 Bände, Erlangen 1862, 1863. Geschichte der Dorf- 
verfassung in Deutschland, 2 Bände, Erlangen 1864—66. Geschichte der Stadt- 
verfassung in Deutschland, 4 Bände, Erlangen 1867—71, Hüllmann, Städte wesen 
des Mittelalters, Gaupp, Ueber deutsche StadtgrQndung, Stadtverfassung und 
Weichbild, Jena 1824, Hegel, Geschichte der Städteverfassung von Italien, 
2 Bände, Leipzig 1847, Bethmann Hollweg, Ursprung der lombardischen Städte- 
freiheit. Barthold, Geschichte des deutschen Städtewesens, 3 Theile, Leipzig, 
185 1, 1852, Arnold, Die Verfassungsgeschichte der deutschen Freistädte im An- 
schluss an die Verfassungsgeschichte der Stadt Worms, Hamburg 1852, Nitzsch, 
Ministerialität und Bürgerthum, Leipzig 1859, Heusler, Der Ursprung der deutschen 
Stadtverfassung, Weimar 1872. Inama Stemegg, Ueber die Anfänge des deutschen 
Städtewesens, in der Zeitschrift für Volkswirthschaft, Sozialpolitik und Verwal- 
tung von Böhm-Bawerk, Inama Stemegg und Plener, l. B., 4 H., Waitz, 
Die altdeutsche Hufe, Göttingen 1854, Stüve, Wesen und Verfassung der Land- 
gemeinden und des ländlichen Grundbesitzes in Niedersachsen und Westfalen, 
Jena 1851, Landau, Die Territorien in Bezug auf ihre Bildung und Entwicke- 
lung, Hamburg 1854, Thudichum, Die Gau und Mark Verfassung in Deutschland, 
Giessen 1860, und eine grosse Zahl Monographien, welche die Entwickelung 
des Gemeindewesens einzelner Staaten und Provinzen, oder auch einzelner 
Stadtgemeinden behandeln. Ausserdem findet diese Materie in den Lehrbüchern 
und Kompendien der Rechtsgeschichte, des Staats- und des Verwaltungsrechts 
Berücksichtigung. Von den ersteren wären namentlich anzuführen: Eichhorn, 
Deutsche Staats- und Rechtsgeschichte, 5. Aufl., Göttingen 1843—45. Zoepß, 
Deutsche Rechtsgeschichte, 3 B^de, 4. Aufl., Braunschweig 1871, 1872. Schulte, 
Lehrbuch der deutschen Reichs- und Rechtsgeschichte, 5. Aufl., Stuttgart 1881. 
Siegel, Deutsche Rechtsgeschichte, 2. Aufl., Berlin 1889. Steifi'Wamkoenig, 
Französische Staats- und Rechtsgeschichte, 3 Bünde, Basel 1846—48. Warn- 
koenig. Flandrische Staats- und Rechtsgeschichte, 3 Bände, Tübingen 1834—39. 
Renaud, Beiträge zur schw^eizerischen Staats- und Rechtsgeschichte, Pforzheim 
1848, Pertile, Storia del diritto pubblico e delle fonti, V. i, 2. Unter den Kompen- 
dien und Lehrbüchern des öfl'entlichen Rechts sind namentlich zu erwähnen: 
DaJümann, Politik, 3., Aufl., Göttingen 1847, Aretin, Konstitutionelles Staats- 
recht, Leipzig 1838— 1840, Stahl, Rechtsphilosophie, 3. Aufl., Heidelberg 1856, 
Bluntsclüi, Allgemeines Staatsrecht, 5. Aufl., Stuttgart 1876, Schmitthenner, 
Grundriss der politischen und historischen Wissenschaften, Giessen 1830 -1832, 
Heldy System des Verfassungsrechts der monarchischen Staaten Deutschlands, 
Würzburg 1856, 1857, und die früher auf S. I, 2, 13, 15 ff. zitirten Schriften 
von Zoepfl, Zachariae, Gerher, Stein, Schulze, G. Meyer, Loening und Gneist, 
Speziell die Geschichte der Selbstverwaltung in Preussen ist eingehend behan- 
delt in Bomhak's Geschichte des preussischen Verwaltungsrechts, 3 Bände, 
Berlin 1884. 
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I. Abtheilung. 

Die deutsche Landgemeinde des Mittelalters. 

Die älteste Personengemeinschaft war bei den Germanen, 
gleichwie bei anderen Völkern die Familie,' aus der sich im Laufe 
der Zeit erweiterte Geschlechts- und Stammesgemeinschaften ent- 
wickelten. Doch vermochten sich diese bei den Germanen nicht 
für die Dauer zu erhalten.* Die auf der Blutsverwandtschaft 
beruhende Verbindung verwandelte sich allmählig in eine auf dem 
Zusammenleben, und nachdem die Germanen sesshafl geworden,*^ 
auf dem Beisammenwohnen beruhende Gemeinschaft, während die 
engere Familie noch Jahrhunderte lang als organisirte über dem 
Einzelnen stehende Rechtsgemeinschaft, wenngleich nicht in ihrer 
einstigen Bedeutung fortbestand.^^ 

Abgesehen davon aber treten uns die Germanen in historischer 
Zeit als Völkerstämme entgegen, welche, obgleich erst seit kurzer Zeit 
sesshaft, in Gau- und Ortsgemeinden zerfallen, die auf der Verbindung 
der betreffenden Genossen mit einem bestimmten Territorium, also 
einem nachbarlichen Beisammenwohnen beruhen. Auch diese Ver- 
bände sind selbstständige Friedens- und Rechtsgemeinschaften.' 
Sie sind aber in Folge der germanischen Agrarverfassung auch 
wirthschaftliche Gemeinschaften, die aus dem Verhältnis der Genossen 
zu Grund und Boden hervorgehenden Angelegenheiten wirth- 
schaftlicher Natur werden immer wichtiger, und schon um jene Zeit 



' Vgl. Gierke, i. B., § 3. i, Tacit. Germ. C. 7, 10, 13, 15, 18—22, 32, 
Ann. I, I, IV, 72, Hist. IV, i, Caesar, Bellum Gallicum, i, 51, VI, 22, und 
zahlreiche Stellen der Leg. barb. 

* Vgl. Gierke, i. B., § 3. 2. 

" Vgl. Gierke, i. B., §7, 8. Maurer, Einleitung, § 1—3,33-37, Markenver- 
fassung, § I — 3, Dorfverfassung, i. B., § 1—3. 

• Noch lange Zeit bildete die Familie oder Sippe eine eigene Friedens- 
und Rechtsgenossenschaft unter dem Hausvater als Herrn. Er schützte die 
Familie, zu der tibrigens nicht nur Frau und Kinder, sondern auch das Gesinde 
gehörte, er vertrat sie nach aussen. (Mundium). Er hielt im Innern der Familie 
Ruhe und Ordnung aufrecht, zu welchem Behufe ihm ein Züchtigimgsrecht, 
unter Umständen sogar das Recht über Leben und Tod zustand. Tac. Germ., 
15, 19, 25. Zoepfl, Rechtsgeschichte, § 37, n. 3, 7, 8, § 80, n, 6, § 82, § 83 n. 6. 
— Auch von der einst so mächtigen Organisation der erweiterten Familie als 
Rechtsgenossenschaft finden sich im späteren Rechte noch zahlreiche Spuren. Vgl. 
darüber Gierke, i. B., § 3, Anm. 15, insbesondere die daselbst angeführten 
angelsächsischen Gesetze, und den Titel De chrenecruda in der Lex Salica. 

' Ueber die ältere Verfassung bei den Germanen siehe Siegel, § 59, 60, 
Zoepfl, 2. B., § 31, 32, Eichhorn, i. B., § 13, 14, Pertile, § \, Gierke l. B., § 4, 5. 



VIII. Abschnitt. I. Abth. Die deutsche Landgemeinde des Mittelalters. 55 

tragen diese Verbindungen den Keim ihrer künftigen Gestalt als 
Markgenossenschaften in sich.® Dabei sind Volks-, Gau und Dorf- 
gemeinden, sowie die Familie kraft eigenen Rechts bestehende 
Vereinigungen. Sie leiten ihre Existenz von keinem höheren 
Willen ab, aber auch nicht vom übereinstimmenden Willen der 
Genossen. Sie bestehen, weil sie bestehen, kraft innerer Noth- 
wendigkeit. 

Als in Folge des Entstehens und allmähligen Anwachsens der 
herzoglichen und königlichen Gewalt^ wirkliche Staaten entstanden 
waren, verloren diese Gemeinschaften zwar nicht den rechtlichen 
und thatsächlichen Grund ihrer Existenz, sie befanden sich aber 
nunmehr einem höheren Willen gegenüber, auf dessen Gebot sie 
eventuell ihre Partikularinteressen denen eines höheren Ganzen 
unterzuordnen hatten. Erst jetzt war die Möglichkeit eines Kon- 
fliktes ihres Willens mit einem höheren Willen gegeben, die 
Möglichkeit, dass ihre bisher völlig freie Thätigkeit von aussen her 
beschränkt, und sie gezwungen würden, sich nach gewissen ihnen 
gegebenen Normen zu richten. So wurde namentlich die Gewalt 
der grösseren genossenschaftlichen Gemeinwesen beschränkt. Die 
freie Wahl der Vorstände hörte auf,*® das Recht wurde nicht mehr 
vom ganzen Volke, sondern nur von einzelnen dazu berufenen 
Personen gesprochen,** ja bisweilen wurde sogar die gemeine Mark 
zu Königsland.'' Aber auch die Rechtsbefugnisse der Dorfschaften 
und der anderen kleineren Genossenschaften wurden vielfach ge- 
schmälert, doch blieb ihnen die gemeine Mark und ihre Selbst- 
ständigkeit in wirthschaftlichen Angelegenheiten gewahrt. 

Im Allgemeinen kann man also nicht behaupten, dass die 
königliche Gewalt auf die Vernichtung der bisher bestehenden 
Gemeinschaften ausgegangen sei. Sie wollte sie vielmehr nur ihrem 
Willen unterwerfen, sich vor jedem Widerspruch derselben sichern, 
ihren Bestand aber, wenigstens was die kleineren Genossenschaften 
betrifft, nicht antasten. Thatsächlich war auch in Deutschland um 
die Zeit der späteren Karolinger die alte Dorfverfassung, welche sich auf 



» Siehe Gierke, i. B., § 7-10. 

• Das Genauere hierüber siehe Siegel, § 60, 61, 64, Zoepfl, 2, B., § 33 — 
40, Eichhorn, § 33, 24, Pertile, § 7, Gierke, T. B., § 6. 

" Siehe Siegel, § 68, Zoepfl, 2. B., § 34, 35, 37, 3^ V-VlII, Eichhorn, 
§ 27, 74» 83, Pertile, § 21. 

*» Besonders früh in Frankreich, Vgl. Stein, die Munizipal Verfassung 
Frankreichs, Leipzig 1843, S. 28, 29. 

" Siehe Gierke, i. B., § 7 gegen Ende, insbesondere Anm. 15—17, und § 9 
zu Anfang. 
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die freie Hufe (Mittel- und Kleinbauern) als wirthschaftliche Grund- 
lage stützte, immer noch vorherrschend. In Italien und Frankreich 
hingegen, wo zahlreiche Latifundien bestanden, Römer, romanisirte 
Kelten und Germanen durcheinander wohnten, die breiten Schich- 
ten des Volkes an vollkommene Abhängigkeit von oben gewöhnt 
waren, und keine historisch gebildeten Gaue und Dorfschaften 
bestanden, hatte sich die deutsche Dorfverfassung überhaupt nicht 
vollständig heimisch zu machen vermocht^^. Es waren also in diesen 
Ländern wohl die natürlichen Verhältnisse für freie Genossenschaften 
verhältnismässig ungünstig, das Königthum aber war ebensowenig 
ihr prinzipieller Gegner, wie in Deutschland. 

Die Grundlagen der freien Genossenschaft wurden vielmehr 
sowohl in den germanischen, als auch in den romanischen Ländern 
durch ein Prinzip untergraben, welches Anfangs mit dem König- 
thum nichts zu thun hatte, und später sich auch ihm feindlich er- 
wies, nämlich vom Feudalismus^*. Unter ihm verloren sie ihre freie 
und unabhängige Stellung, indem das genossenschaftliche Moment 
immer mehr durch das herrschaftliche verdrängt, und der Wille 
vieler gleichstehender Genossen durch den eines einzigen höher- 
stehenden Herrn beschränkt und später ersetzt wurde. 

In Folge des Verfalles der öffentlichen Gewalt und der damit 
verbundenen Zunahme der allgemeinen Unsicherheit und der Be- 
drückung des Schwachen durch den Starken sahen sich viele 
Personen veranlasst, sich unter den Schutz eines mächtigen Herrn 
— regelmässig eines Grossgrundbesitzers zu begeben. Ein solcher 
aber war damals nicht nur Subjekt bedeutender Vermögensrechte, 
sondern in Folge der Anschauung jener Zeit, dass jeder auf seinem, 
d. h. in seinem freien eigen stehenden Grund und Boden »den 
Frieden zu wahren das Recht und die Pflicht habe«*^, war er auch 



*' Vgl. Stein, Munizipal Verfassung, S. 27. 

" Es kann natürlich hier auf das Wesen des Feudalismus, seine Entsteh- 
ung, Geschichte, Ausbreitung, und seinen endlichen Verfall nicht näher ein- 
gegangen, und ebensowenig die Frage erörtert werden, inwiefern sich schon 
im herrschaftlichen Verhältnisse des Hausvaters über die Hausgenossen und 
im alten Comitatus Keime desselben finden. Kurz und bündig ist das Zeitalter 
des Feudalismus charakterisirt bei Gierke, i. B., § 19. Ueber die Entwicklung 
des Feudalismus siehe Siegel, § 7i-73i Zoepß, 2. B., § 9, 10. Eichhont, § 27, 
70, 119, 120, 167-169, 193-195, 201—205, 364-368, Pertile, § 24, 32, Stein 
Wanikoenig, i. B., S. 140 flf. 

" Siehe Gierke, i. B., § 11, 12, 14. In Haus und Hof hatte wohl seit jeher 
Jedermann den Frieden selbst zu wahren gehabt. Als aber grössere Grund- 
besitzer durch Umzäunung ihres Besitzes denselben von der übrigen Dorfmark 
trennten, schieden sie damit auch nach und nach aus dem Frieden und Rechts- 
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im Besitze derjenigen Gewalt, welche man heute als lokale Polizei- 
gewalt bezeichnen würde, und welche in der gemeinen Mark den 
Genossen zustand.^® Durch diese Unterwerfungen nun kamen unter 
die Schutzgewalt des Grossgrundbesitzers, in der bisher nur die 
Mitglieder der Familie und das Gesinde gestanden waren, auch 
freie Männer. Dieselben pflegten zugleich auch ihren Grund und 
Boden dem Schutzherrn einzubringen, um ihn leihweise von ihm 
zurückzuerhalten". Diejenigen hingegen, die ihr Grundeigenthum 
eingebüsst hatten, wurden vom Grundherrn auf seinem Besitz als 
freie Kolonen angesiedelt. Nicht selten wurden auch Sklaven zu 
unfreien Kolonen gemacht'^. 

Alle diese Personen nun waren dem Grundherrn persönlich oder 
mit ihrem Grund und Boden, gewöhnlich aber sowohl auf die eine, 
als auch auf die andere Weise unterworfen. Bei allen sonstigen 
Unterschieden in ihrer rechtlichen Stellung aber hatten sie das 
gemeinsam, dass sie ihn als ihren Herrn betrachteten, der sie schützte, 
und unter ihnen den Frieden aufrecht erhielt. Im Laufe der Zeit 
begannen sich die Unterschiede zwischen den verschiedenen Ka- 
tegorien der einem Grundherrn unterworfenen Personen allmählig 
zu verwischen, und endlich ganz zu verschwinden. Aber schon 
lange, ehe dies geschah, hatte das Gefühl der Zusammengehörigkeit, 
welches ausserhalb der Herrschaft sich in der freien Genossen- 
schaft verkörperte, auch innerhalb des Gebietes derselben feste 
Wurzel gefasst, und unfreie genossenschaftliche Organismen er- 
zeugt*'. Da innerhalb derselben sowohl freie, als auch unfreie 
Elemente vorhanden waren, die nach und nach aufs gleiche recht- 
liche Niveau gebracht wurden, mussten erstere durch diesen Prozess 
nothwendigerweise verlieren, letztere aber gewinnen. Andererseits 
waren die so entstandenen genossenschaftlichen Organismen unter- 
einander nicht gleich. Die genossenschaftlichen Zwecke waren je 



kreis des Dorfes aus, und bildeten mit ihrer Familie, ihrem Gesinde, und ihren 
Hintersassen einen eigenen solchen Kreis. Damit in Zusammenhang steht die 
ältere Immunität. Vgl. über dieselbe Gierke, i. B., § 14, Maurer, Einleitung» 
§ 109— III und Frohnhöfe, i. B., 96—101, wo beide Arten der Immunität, näm- 
lich die ältere und die weiter unten zu erwähnende neuere genau charakterisirt 
werden. — Ueber die Entstehung des Grossgrundbesitzes in Deutschand, sowie 
überhaupt der Ungleichheit des Besitzes vgl. Maurer, Einleitung, § 37 und 92 — 
95, sowie Frohnhöfe, l. B., § 93, 94. 

*• Sehr genau wird diese Materie behandelt bei Maurer, Frohnhöfe, l. B., 
§ 3—35» kürzer bei Gierke, i. B., § 13. 

*' Siehe Maurer, Frohnhöfe, i. B., 23 und 34. 
" Siehe Maurer, Frohnhöfe, i. B., § 9—12. 
*» Siehe Gierke, i: B., § 15 und 20—23. 
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nach der Beschaffenheit des Schutzherrn und der ihm unterworfe- 
nen Personen, sowie nach den Gründen, welche dieselben zur 
Unterwerfung bewogen haben mochten, verschieden. Unter den 
verschiedenen Organismen der Art sind vor allem diejenigen her- 
vorzuheben, welche aus den landbauenden, bauermässig lebenden 
Personen gebildet waren, und eine der freien Dorfgemeinde ana- 
loge Ent\\dcklung innerhalb des herrschaftlichen Verbandes nahmen. 
Wie alle Genossenschaften waren auch sie Friedens-, Rechts- und 
Wirthschaftsgenossenschaften ; sie hatten eine persönliche und eine 
dingliche Seite, ihr eigenes Gericht, ihr eigenes Recht, ihren ei- 
genen Frieden, ihre eigene Verwaltung, nur dass diese Rechte den 
Genossen nicht selbstständig, sondern in Gemeinschaft oder in 
Unterordnung unter ihren Herren zukamen. Diese Gemeinschaften 
nun, von denen sich schon im i I.Jahrhundert Spuren finden, sind 
es, die man mit dem Worte Hofgenossenschaften bezeichnet. 
Ihr Recht ist das Hofrecht, ihr Gericht das Hofgericht, ihr Mittel- 
punkt der Frohnhof'**. 

Dabei war die eigentliche Dorfgemeinde nicht untergegangen. 
In ihrer alten Form hatte sie sich wohl nur selten erhalten, hin- 
gegen an zahlreichen Orten in und neben der Hofgemeinde, mit 
ihr durchkreuzt, einen Theil derselben ausmachend, oder wohl auch 
mehrere Hofgemeinden in sich umfassend^^ An und für sich hatte 
der Grundherr als Haupt der Hofgenossenschaft keinerlei Schutz 
und Herrschaftsbefugnisse über eine Dorfgemeinde**. Insofern aber 
diese mit der Hofgenossenschaft ganz oder theilweise zusammen- 
fiel, und die Angehörigen der Dorfgemeinde zugleich Hofgenossen 
waren, begann man sie auch rechtlich nicht mehr auseinander- 
zuhalten, wodurch die Grundherrn allgemach auch der Dorfgemeinde 
gegenüber derselben Rechte theilhaftig wurden, welche ihnen der 
Hofgenossenschaft gegenüber schon längst zustanden*'. Beschleunigt 
und befördert wurde dieser Prozess durch die insbesondere seit den 
Ottonen immer zahlreicher werdenden Immunitätsverleihungen, in- 
dem einzelne Grundherrn mit einer Anzahl gräflicher Machtbefugnisse 



*® Siehe Gierke, l. B., § 21. Sehr genau sind diese Verhältnisse entwickelt 
bei Maurer, Frohnhöfe, namentlich 4. B., § 626—650, Die Hofgenossen und ihre 
Rechte und Pflichten, § 651—717, Die Hofgerichtsbarkeit, § 718-63, Das Hof- 
recht Der Begriif dieses letzteren ist kurz erörtert bei Siegel, § 17, Zoepfl, 

1. B., § 24, EichhoYft, § 259. 

** Siehe Gierke, i. B., § 24, Maurer, Dorfverfassung, i. B., § 6, 7, 38, 39, 

2. B., § 199. 

** Siehe Maurer, Dorfverfassung, l. B., § 8, 9. 
*' Siehe Maurer, Dorfverfassung, 2. B., § 206—10. 
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über ihre freien Hintersassen ausgestattet wurden*^ während 
andererseits die Grafen, und später auch zahlreiche Vögte ihr erblich 
gewordenes Amt** in eine Grundherrschaft verwandelten*«, so dass 
die Stellung der früher lediglich ihrer Amtsgewalt unterworfenen 
Personen sich immer mehr der ihrer Hintersassen näherte. Ueber- 
haupt waren es grösstentheils diese Personalunionen zwischen den 
Trägern der öflfentlichen und der grundherrlichen Gewalt'^ welche 
gegenEnde des Mittelalters, insbesondere nach der im 15. Jahrhundert 
erfolgten Auflösung der alten Hofgenossenschaft^®, welche immer 
noch der Hort einer wenn auch schon sehr geschmälerten Freiheit 
des Bauernstandes gewesen war, die verschiedenen Klassen von 
Hintersassen, Grundhörigen, Pfleghaften und Vogteileuten** zu einer 
einzigen Masse von abhängigen Bauern herabdrückte^®. Ganz wurde 
dieses Resultat erst nach Niederwerfung der aufständischen Bauern 
erreicht, welche das letzte Mittel versucht hatten, um die Reste 
ihrer Freiheit zu behaupten. *i 

So bildeten denn bereits im 16. Jahrhundert freie, unabhängige, 
nur unter der öffentlichen Gewalt stehende Dorfgemeinden die 
Ausnahme;'* die weitaus grössere Zahl derselben unterstand 
einem Grundherrn, der sie willkürlich besteuerte,*' sich das 
Obereigenthum oder wenigstens einzelne ausgedehnte Rechte an 
der gemeinen Mark des Dorfes zuschrieb,** und in den Gemeinde- 



** Ueber die Immunitäts Verleihungen siehe Siegel, § 69, Zoepfl, 2. B., § 41, 
Eichhorti, § 86, iio, 172, 173, Pertile, § 26, Gierke, l. B., § 14, Maurer, Einleitung, 
§ 109— II, Frohnhöfe, i B., § 96— loi. 

» Siehe Siegel, § 88—91, Zoepfl, 2. B., § 53, Eichhorn, § 290, Pertile, 
§ 32, Stein Wamkoenig, i. B., S. 231 fF. und 3, B., S. 41, 158, 353—67. 

*• Siehe Gierke, l. B., § 25, Maurer, Frohnhöfe, 3. B., § 400—403. 

" Siehe Maurer, Frohnhöfe, i. B., § 190, 3. B., § 421—43, 4. B., § 796—97. 

«« Siehe Maurer, Frohnhöfe, 4. B., § 815-17, 820—23. 

'* Siehe über diese Unterschiede und deren spätere Verschmelzung, Maurer^ 
Frohnhöfe, i. B., § 3-35, 95, 105-125, 2. B., § 191-202, 212-23, 3. B, 

§ 451-54, 472-74, 478-81, 4. B., § 629-37- 

^ Siehe Gierke, 1. B., § 24, Maurer, Frohnhöfe, 4. B., § 815—17. 

^* Siehe Maurer^ Frohnhöfe, 4. B., § 828—30, Dorfverfassung, 2. B., § 210, 
219. — Eine kurze Entwicklung dieser Verhältnisse findet sich auch bei Stein, 
Verwaltungslehre, 7. Th., S. 150—164. Daselbst ist namentlich auch davon die 
Rede, dass sogar Juristen und Gelehrte aus der Zeit der ersten Entwicklung 
des absoluten Staates nur mehr eine dunkle Ahnung davon hatten, dass der 
damalige Bauernstand aus der Verschmelzung verschiedener Stände hervor- 
gegangen war. 

" So in der Schweiz, in Tirol, an der Nordsee, und zerstreut auch im 
übrigen Deutschland. Vgl. Gierke, i. B., § 49. 

" Maurer, Frohnhöfe, 4. B., § 818, 19. 

" Maurer^ Dorf Verfassung, § 208, 9. 
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Angelegenheiten nach Willkür schaltete und waltete, so dass von 
der alten Freiheit der Dorfgemeinde nur mehr kümmerliche Reste 
übrig blieben. 

In Italien und Frankreich, wo schon seit jeher der grosse 
Grundbesitz den mittleren und kleinen überwogen hatte, und die 
breiten Schichten der romanischen Bevölkerung an Unfreiheit 
mehr gewöhnt waren, als die mit viel stärkerem Individualismus 
ausgestatteten Germanen, hatte dieser Prozess schon einige Jahr- 
hunderte früher seinen Abschluss gefunden. Freie Gemeinden gab 
es daselbst nicht einmal in der geringen Zahl, wie in Deutschland. 
Zumal in Frankreich, wo begünstigt von der Schwäche der letzten 
Karolinger, der Feudalismus so mächtig geworden war, dass schon 
um die Zeit Hugo Capet's der Satz galt: »Nulle terre sans 
seigneur,«^^ wo Immunitäten noch massenhafter verliehen wurden, 
als in Deutschland, und die schütz- und hilflose Lage des Volkes 
gegen äussere Feinde einerseits, die Bedrückung durch ihre 
eigenen Grossen andererseits immer zahlreichere Unterwerfungen 
verursacht hatten, war der freie Bauernstand schon im i I.Jahr- 
hundert fast verschwunden, und die Lage der unfreien Bauern 
womöglich noch gedrückter, als in Deutschland.^* Dem entspre- 
chend ist auch in Frankreich der grosse Bauernaufstand fast zwei 
Jahrhunderte früher, als in Deutschland ausgebrochen und nieder- 
geworfen, also der letzte Rest der bäuerlichen Freiheit fast zwei 
Jahrhunderte früher vernichtet worden. Es soll jedoch auf die 
Entwickelung dieser Verhältnisse in Frankreich und Italien nicht 
weiter eingegangen werden, da sie der in Deutschland sehr 
ähnlich ist,*' und überdies die neuere Gesetzgebung in diesen 
Ländern die historische Entwicklung fast gar nicht berücksich- 
tigt hat. 

2. Abtheilung. 

Geschichte der freien Innimg nnd der Städte bis zu deren Blüthe. 

Während die Dorfgemeinden nach und nach ihre Freiheit 
verloren, entwickelte sich in den Städten eine neue Art Gemeinde- 
freiheit, die aber von der der Landgemeinden wesentlich verschieden 
war. War die Unfreiheit durch Unterwerfung des Schwachen unter den 
Starken in die Dorfgemeinde eingedrungen, so beruhte die städti- 



'^ Stein Wantkoetiig, I. B., S. 231 if., Stein, Munizipal Verfassung, S. 25- 
41., Verwaltungslehre, 7. Th., S. 140—50. 

*• Vgl. hierüber die Zitate bei Stein, Munizipal verfasung, S. 34. 

" Wenn man von den einzelnen freien Dorfgemeinden absieht, die sich 
fast nur in Deutschland erhalten haben. 
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sehe Freiheit auf dem Prinzip der Vereinigung mehrerer Schwacher 
zu gemeinsamer gegenseitiger Unterstützung.^® 

Die ältesten Vereinigungen dieser Art beruhen auf dem 
freien Willen der Theilnehmer, und werden gewöhnlich Gilden 
oder Schutzgilden genannt. Ihr Zweck ist Schutz und Trutz nach 
Aussen, und Aufrechterhaltung des genossenschaftlichen Friedens 
im Innern. Die grosse praktische Bedeutung dieser Zwecke für 
jeden einzelnen Genossen, sowie der Charakter der mittelalter- 
lichen Genossenschaft überhaupt, die den ganzen Menschen er- 
fasste, und in sein Leben entscheidend eingriff,^* machten die Gilde 
zu einer dauernden Interessengemeinschaft, zu einer Vereinigung 
für's ganze Leben der Genossen. Dabei bleibt aber der Charakter 
der Gilde als freie Gemeinschaft durchaus gewahrt, und unter- 
scheidet sie sowohl von der alten freien Dorfgemeinde, als auch 
von der Hofgemeinde und den sonstigen durch das Eindringen 
des Genossenschaftsprinzips in den herrschaftlichen Verband ent- 
standenen Gemeinwesen,*® welche in ihrem Bestand vom Willen 
der Glieder unabhängig sind. 

Die Entstehung der ersten Gilden verliert sich in nebelhaftes 
Dunkel, und sehr verschieden sind die Anschauungen über das 
anfängliche Wesen, die Bedeutung und den juristischen Charakter 
derselben. Am richtigsten dürfte es sein, sie in erster Linie als 
Lebensgemeinschaften mit universellen Zwecken aufzufassen. Hatte 
sich aus der alten Familie oder Sippe auf agrarischer Grundlage 
die Ortsgemeinde gebildet, so musste für diejenigen, für welche diese 
keinen passenden Boden zur Vereinigung zu bieten vermochte, in 
anderer Weise Hilfe geschaffen werden. Und dies geschah da- 
durch, dass statt des Besitzes und landwirthschaftlichen Berufes 
gewerbliche und Handelsberufe die Grundlage für neue Vereini- 
gungen abgaben. Mochten immerhin die alten Gilden Schutzgilden 
sein, mochte ihr Hauptzweck auch im Schutz und in der gegen- 
seitigen Unterstützung der Genossen liegen, die Genossen selbst 
wurden vornehmlich durch das Band ihres gemeinsamen Berufes 
und der daraus entspringenden Interessengemeinschaft zusammen- 
gehalten. Für sie war die Gilde das, was für diejenigen, die sich 
rriit Landwirthschaft beschäftigten, die Gemeinde war. 

Landgemeinde und Gilde sind auch die beiden Wurzeln jeder 
öffentlichrechtlichen Vereinigung geworden. Nur hat erstere, und 



»« Vgl. die Ausführungen Gierke's, 1. B., § 26, und Pertile, 2. B , § 51. 
*' Darin liegt eben der Hauptunterschied der alten Gilde vom modernen 
Verein, der eine Vereinigung zur Erreichung einzelner Zwecke ist. 
*« Vgl. Gterke, i. B., § 22, 23. 
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noch mehr die Stadtgemeinde, welche sich aus der Durchkreuzung 
von Landgemeinde und Gilde entwickelt hat, ihren Charakter als 
Berufsgenossenschaft abgestreift, und ist zu einer Vereinigung 
nebeneinander wohnender Personen zu allgemeinen Kulturzwecken 
geworden. Heutzutage bestehen bisweilen neben den Landgemein- 
den landwirthschaftliche Berufsgenossenschaften. Dagegen haben 
die aus der alten Gilde entstandenen Vereinigungen diejenigen 
Momente, welche nicht unmittelbar aus dem gemeinsamen Berufe 
entspringen, fallen gelassen. Sie haben dieselben an die Gemeinde 
abgegeben, so dass, während früher alle nur in Vereinigungen zu 
verwirklichenden Lebensinteressen entweder von der Gemeinde, 
oder von der Gilde wahrgenommen wurden, die beide in dieser 
Hinsicht an Stelle der alten Familie getreten waren, nunmehr die 
allgemeinen, auf dem Zusammenleben überhaupt beruhenden In- 
teressen von der Gemeinde allein, die besonderen Berufsinteressen 
aber von den an Stelle der Gilde getretenen Vereinigungen ge- 
wahrt werden. 

Wenngleich nun die alten Gilden bei ihrem Charakter als 
Vereinigungen zu universellen Zwecken politische, privatrechtliche, 
ja auch ethische, soziale und sogar religiöse Zwecke verfolgten, 
so war doch ihre Entwicklung je nach der Beschaffenheit des 
Hauptzweckes, den ihre Glieder entsprechend der Gestaltung ihrer 
Interessen verfolgten, eine verschiedene. Für die spätere Ent- 
wicklung der Selbstverwaltung und den ganzen Gang der Geschichte 
seit jener Zeit sind am wichtigsten und bedeutungsvollsten jene 
Gilden, welche durch ihre Verbindung mit der alten Mark- 
verfassung, aus der Vereinigung des alten Genossenschaftsprinzips 
mit dem der freien Vereinigung Grundlage der Städte geworden 
sind. Bis zu diesem Zeitpunkte hatten wohl auch Städte existirt, 
nicht nur in Italien, Frankreich, den Niederlanden, und den einst 
römischen Theilen Deutschlands am Rhein und an der Donau, 
sondern auch im übrigen Germanien, wo schon unter den frän- 
kisthen Königen*^ neue Städte gebaut worden waren. Theilweise 
entstanden die Städte an Bischofssitzen, an königliche Pfalzen, 
sie wurden aus militärischen Gründen errichtet, oder sie bildeten 
sich im Anschluss an Märkte an den Knotenpunkten des Welt- 
handels.*^ Dabei ist aber festzuhalten, dass das Wort »Stadt« im 



*^ Vgl. Maurer, Städte Verfassung, i. B., § 3—5. 

*■ Siehe über die Entstehung und anfängliche Entwicklung der Städte 
Siegel, § 94, Zoepfl, § 55, Pertiley §47, Stein Warnkoenig^ l. B., S. 260 ff., Stein, 
Munizipalverfassung, S. 42 ff., Gierke, l B., §28—30, Maurer, Städteverfassung, 
I. B., § 1—33., Gaupp, § 1-5, Hüllmann, l. B. 
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Allgemeinen noch keine rechtliche Bedeutung hat. Die »Stadt« 
ist etwas vom übrigen Lande rechtlich gar nicht verschiedenes. 
Sie kann, wie die Landgemeinde, eine freie, eine grundherrliche 
oder eine gemischte Markgemeinde sein.*^ Es können sich in ihr 
eine königliche Pfalz, ein Kloster, ein Bischofssitz, verschiedene 
Frohnhöfe, auch mehrere immune Herrschaften befinden. Natür- 
licherweise lebten so in den Städten freie und unfreie Vogtei- 
leute, Hörige, Ministerialen, überhaupt Angehörige aller Stände 
nebeneinander, ohne dass das Wort »Stadtbürger« dabei irgend 
eine rechtliche Bedeutung gehabt hätte.** Da nun jeder nach 
seinem Rechte lebte, galten in der Stadt mehrere Rechte neben- 
einander, keineswegs aber gab es ein eigenes Stadtrecht oder eine 
städtische Verfassung.** Merkmal einer Stadt war lediglich der 
Umstand, dass der betreifende Häusercomplex mit einer Mauer 
umgeben war,*® also ein rein thatsächliches Verhältnis. Die Frage 
nun, wie sich hieraus die 1 Stadt« als rechtlicher Begriff entwickeln 
konnte, wie sich im Laufe der Zeit ein eigenes, unter einem 
gleichen, einheitlichen Recht stehendes Stadtgebiet, sowie ein 
städtisches Bürgerthum, ein speziell städtisches Recht und eine 
städtische Verfassung gebildet haben, und welche der früher 
neben einander bestehenden Verfassungen Hauptgrundlage der 
neuen städtischen geworden sei, ist heftig bestritten.*' Ohne 
in die Details näher einzugehen, kann man heutzutage die 
Anschauung Eichhorn's und anderer Schriftsteller,*® die mittel- 
alterliche Städteverfassung sei Fortsetzung der römischen Muni- 
zipalverfassung, als abgethan ansehen, nachdem Pertile sogar 
für Italien ihre Haltlosigkeit nachgewiesen hat. Andere behaupten, 
die städtische Verfassung habe sich aus der Schutzgilde entwickelt.*® 
Gierke lässt sie durch Eindringen der Gildenverfassung in die alte 
Markgenossenschaft entstehen. Maurer ist der Ansicht, dass sie 
unmittelbar aus der Markgemeindeverfassung hervorgegangen sei, 
die erst, nachdem die Städte ihre Freiheit erlangt hatten, der Gilde- 
verfassung Platz machen musste. Maurer's Ansicht kann wohl nur 



" Siehe Maurer, Städteverfassung, l. B , § 19—25. 

** Ebendas., i. B , § 32, 33. 

** Ebendas., l. B., 39, 40. 

*« Ebendas., § 26—31. 

" Siehe Gierke, i. B., § 28, Maurer, Städte Verfassung, l. B., Einleitung und 
§ 41, 42, und Pertile, § 47, wo die verschiedenen Ansichten hierüber zusammen- 
gestellt und besprochen sind. 

*^ So Savigny, Gaupp, 

*5 Diese Ansicht wird von Pertile und Stein Warnkoenig vertreten. 
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für die deutschen Städte in Betracht kommen, da in Italien und 
Frankreich sich viele Städte aus früherer Zeit erhalten haben, 
sich also nicht aus der Markverfassung entwickeln konnten. 
Uebrigens sagt er selbst, dass die Entwickelung der Stadtverfassung 
aus der Markverfassung für Italien und Frankreich nur »theil- 
weise« Giltigkeit habe. 

Danach wäre also die Städteverfassung in der Weise entstanden, 
dass die freien Markgenossen, die in ummauerten Orten wohnten, 
den Versuch der Grundherrn, Bischöfe, Vögte und anderen Stadt- 
herren, mit ihnen ebenso zu verfahren, wie mit den Bewohnern 
des platten Landes, siegreich zurückgewiesen, und die Stadt von 
der Herrschaft dieser Machthaber befreit hätten. Darauf hätten sie 
die alte Markverfassung in die städtische Verfassung übertragen ; ^^ 
und weil sich inzwischen ihre städtischen Handwerke betreibenden 
Mitbürger in verschiedene gildenartige Verbindungen (Zünfte) ge- 
theilt hatten, hätten sie selbst unter sich eine ähnliche Verbindung 
(Altbürgergilde) eingegangen. Nach der Meinung der anderen 
früher genannten Autoren wäre eine Schutzgilde zum Zwecke der 
Befreiung der Stadt eingegangen, und ihre Organisation dann zur Stadt- 
verfassung umgebildet worden. Dies dürfte wohl für die meisten Städte 
Italiens und Frankreichs gelten, jedenfalls aber für die französischen 
Villes ä commune. Uebrigens handelt es sich in all diesen Fällen 
nicht um einen plötzlichen Umschwung, sondern um eine allmälige 
Entwickelung, welche durch die verschiedenartigsten Verhältnisse 
angebahnt wmrde. Hiezu gehört vor allem anderen der wirthschaft- 
liche Unterschied, der sich zwischen Land- und Stadtbewohnern 
herausbildete, nachdem letztere die agrarische Lebensweise^^ nach 
und nach mit Handel und Industrie vertauschten. Hiedurch musste 
nothgedrungen auch der Charakter der Städtebewohner verändert 
werden. Personen, welche das, was sie erwerben, durchwegs durch 
eigenen Fleiss, durch eigene Anstrengung erwerben, und keinem 
Grundherrn verdanken, der ihnen Grund und Boden überlassen hat, 
wird es bald unerträglich sein, ihren Erwerb mit Jemand andern zu 
theilen. Der Bauer mag als Höriger mit seiner Lage halbwegs zu- 
frieden sein, der Handwerker nie.^* So musste denn mit dem Auf- 
blühen von Handel und Gewerben eine tiefe geistige Kluft entstehen, 
welche die Stadt und ihre Bewohner vom platten Lande trennte. 



»« Maurer führt hier zum Beweise eine Reihe von Parallelismen zwischen 
der Mark- imd Stadtverfasstmg an 

** Siehe Maurer, Stadtverfassung, i. B., § 108. 

*=• Siehe die Ausführungen bei Stein, Verwaltungslehre, I. B., S. 451, if. 
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Dabei hatten einzelne Klassen von Städtebewohnem schon 
früher mancherlei Vorrechte besessen, indem schon seit den Karo- 
lingern die Stadtherren zunächst den freien Kaufleuten Markt- 
Münz- und Zollrechte, insbesondere freies Geleite verliehen hatten, 
aus dem sich später ein besonderer städtischer Friede heraus- 
bildete.** Vielfach wurden solche Vortheile auch den Hörigen ein- 
geräumt, um ihre Wohlhabenheit, und somit ihre Steuerkraft zu 
heben. So wurden sie bis zu einem gewissen Grade auch der Frei- 
zügigkeit und anderer Rechte theilhaftig, welche den Hörigen am 
Lande nie zustanden. Dabei ist aber nirgends von einer Wieder- 
einführung des alten Volksrechts die Rede. Denn dieses war nur 
agrarischen Verhältnissen angepasst, und wäre bei seiner Schwer- 
fälligkeit für die Städte ebenso unpraktisch gewesen, wie etwa das 
Dienst- oder Hofrecht. Aus den einzelnen Privilegien, die sowohl 
den freien Kaufleuten, als auch den Hörigen zustanden, entwickelte 
sich vielmehr ein eigenthümliches neues Recht, welches sich nach 
und nach auf alle Bewohner der Stadt, und so auf die Stadt selbst 
ausdehnte. 

So waren denn im Laufe der Zeit die Stadtbewohner 
persönlich frei und eines eigenen Rechts theilhaftig geworden. 
Steuern und Lasten konnten in vielen Fällen abgelöst werden, 
und somit war eine friedliche Weiterentwicklung denkbar, wie 
sie auch namentlich in Deutschland häufig vorkommt. Be- 
sonders war dies in den Städten geldbedürftiger Herren der Fall, 
die ihre Gerechtsame gerne verkauften. Oft hingegen kam es, 
wenn dieselben von ihren Rechten nicht lassen wollten, zu 
Streitigkeiten.*^* Früh und heftig waren die Kämpfe insbeson- 
dere im Nordosten Frankreichs, wo sie meistens mit Besiegung 
der Stadtherrn endeten, wobei sich die Könige gewöhnlich auf 
Seite der Städte stellten, und ihnen die so erworbene Freiheit in 
einer »Charte« bestätigten. Da die Bewohner solcher Städte, um sich 
frei zu machen, in Gilden zusammengetreten waren, heissen die- 
selben Villes ä communes, ihre Privilegien Chartes communales. 
Die erste Charte ist die von Cambrai, 1076.** Andere französische 
Städte erhielten durch Kauf oder Verleihung vom König, oder 
von ihren Stadtherrn mehr oder weniger umfangreiche »Privileges,« 
die aber nie so weit gingen, wie die Chartes, während auf die 



^' Siehe Maurer, Städte Verfassung, i. B., § 73—98. 

** Siehe Gierke, i. B., § 29, 2. B., § 33, und Maurer, Städteverfassung, l. B., 
§ 163-69. 

" Siehe Hüllmann, 3. B., l. Hptst. I., Stein Wanikoenig, l. B., S. 276, fF. 
Stein, Munizipal Verfassung, S. 47, fF. 

Blodig, Selbstverwaltung. 5 
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südfranzösischen Städte häufig die lombardische Städteverfassung 
übertragen wurde, die schon seit Jahrhunderten in Oberitalien 
blühte.*^ Dort nämlich hatten sich die Städte wirthschaftlich und 
geistig ungemein früh entwickelt, und suchten daher schon seit 
dem lo. Jahrhunderte sich möglichst unabhängig zu stellen. Nach 
langen blutigen Kämpfen ^^ mit den Stadtherm, wobei übrigens 
manche sich mit den Städten auch friedlich abfanden, kam es zum 
grossen Kriege zwischen den oberitalischen Städten und Barbarossa, 
der aus Gründen der höheren Politik sowohl in Deutschland, als 
auch in Italien gegen die Städte Stellung genommen hatte. Nach 
der Niederlage von Legnano 1176 musste er aber im Frieden von 
Konstanz 1183 den Städten die faktisch bestehenden Rechte, die 
sie in der letzten Zeit erkämpft oder sonst erworben hatten, förm- 
lich zugestehen. Einen weiteren Versuch, die Städte den Stadt- 
herrn wieder zu unterwerfen, unternahm Friedrich IL, veranlasst 
durch die deutschen Fürsten.^® Er bestritt ihnen nämlich das Recht, 
ihre Obrigkeiten selbst zu wählen, verbot die Aufnahme von flüch- 
tigen Hörigen und solchen Personen, die ausserhalb der Stadt 
wohnend sich in ihren Schutz begeben wollten, der sogenannten 
Pfahlbürger,^^ und untersagte ihnen den Abschluss von Bündnissen. 
Durch diese Massregeln, die übrigens zunächst gegen die deutschen 
Städte gerichtet waren, erreichte er aber nicht nur nichts, sondern 
er veranlasste sie gerade dadurch zum engsten Anschluss an- 
einander, und legte so, ohne es zu wollen, den Grund zu den 
späteren grossen Städtebündnissen. ^^ 

Während dieser äusseren Kämpfe hatten sich die Städte auch 
im Inneren konsolidirt. Die »Stadt« war nicht mehr blos ein mit 
Mauern umgebenes Stück Land, sondern ein selbstständiges Ge- 
meinwesen, eine rechts- und handlungsfähige Korporation mit fester 
Organisation®*, beruhend auf einem persönlichen und auf einem 
territorialen Element. Nach Beseitigung der Rechte der Stadt- 
herrn blieb die Stadt keiner anderen, als der kaiserlichen oder 
landesherrlichen Gewalt unterworfen, und verwaltete ihre eigenen 
Angelegenheiten ebenso selbstständig, wie die freien ländlichen 



" Siehe Hüllmann, 3. B., 2. Hptst., 2. Abschn., Stein Wamkoenigy l. B., 
S. 304, 12 ff. Eine kurze Uebersicht der Verhältnisse der französischen Städte 
findet sich bei Stein, Munizipalverfassung, S. 54. 

*' Siehe Pertile, § 49, Eichhorn, § 246. 

" Siehe Siegel, § 95. 

^» Siehe Zoepfl, § 55, X. Eichhorn, § 243, Maurer, Städteverfassung, 2. B., § 240. 

«<> Siehe Gierke, i. B., § 45. 

«* Ebendas., § 34, Einleitung und I. 
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Gemeinden. Auch waren die früheren Vollfreien, Dienstmannen, 
Hörigen und Unfreien in eine nach aussen abgeschlossene Einheit 
von Stadtbürgern zusammengeschmolzen, welche allerdings wieder 
in verschiedene Klassen zerfielen, ^^ indem die einst allein voll- 
freien Bürger, von denen in erster Linie die Befreiung der 
Stadt von der Grundherrschaft ausgegangen war, eine privilegirte 
Stellung einnahmen, und namentlich die Leitung des städt- 
ischen Gemeinwesens sich vorbehielten.®' Die übrigen, meist Nach- 
kommen von Hörigen, Unfreien und Dienstmannen, welche alle 
im Laufe der Zeit frei geworden waren, machten den weitaus 
grössten Theil der Bevölkerung aus, und waren in verschiedene 
Gilden vereinigt, die sie zum Schutz ihrer Sonderinteressen gebildet 
hatten. Freilich war hiebei ihr Zweck nicht Aufrechterhaltung des 
Friedens und der Ordnung im Allgemeinen, da ja die Stadt ihre 
Bürger schützte. Ihre Genossenschaften erscheinen vielmehr als 
Berufsgenossenschaften zur Pflege gemeinsamer Interessen. So 
unterscheidet man schon seit dem 11. Jahrhundert Verbindungen 
von Kaufleuten,®* dann aber namentlich die Zunft Verbindungen der 
Handwerker.®* Auch die altfreien Geschlechter in den Städten, 
welche die Führer in den Kämpfen gegen die Grundherrschaft gewesen 
waren, und an der Spitze der städtischen Regierung standen, schlössen 
sich, sofern sie nicht den Verbindungen der Kaufleute als solche 
angehörten, zur Erhaltung ihrer Rechte von den übrigen Bewohnern 
gilden- oder zunftartig ab.®® Hiedurch, sowie durch den ungeheuren 
Aufschwung der Gewerbe, und das steigende Selbstbewusstsein der 
Zünfte, die sich mit einer patrizisch aristokratischen Verfassung 
nicht mehr zufrieden gaben, wurden seit dem 13. Jahrhundert 
heftige Kämpfe hervorgerufen, zuerst in Italien, wo die Städte am 
vorgeschrittensten waren, und nach der Besiegung Barbarossas 
sich einer noch weit grösseren Unabhängigkeit erfreuten, als ihre 
deutschen und französischen Schwestern. Weil nun die Patrizier 
nicht nachgeben wollten, griffen die Zünfte, welche sich innerhalb 
der Städte zusammengethan, und eine Art Nebengemeinde (Com- 
munanza, commune del popolo) gebildet hatten, zu den Waffen, 
und es kam zu blutigen Kämpfen, denen dann oft noch blutigere 
Reaktionen folgten, bis endlich nach 200-jährigem leidenschafthchen 
Ringen alle Städte ausser Genua, Lucca und Venedig, wo die 



•* Siehe Maurer, Städteverfassung, 3. B., § 227—40. 

«» Siehe Gierke, i. B., § 34, III, und Maurer, Städteverfassung, 3. B., § 301 -8- 

•* Siehe Gierke, i. B., § 37. 

" Ebendas., § 38, Maurer, Städteverfassung, 3. B., S. 259-92. 

^ Siehe Gierke, i. B., § 36, Maurer, Stadtverfassung, 3. B., § 301—8- 

5* 
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aristokratische Verfassung sich erhalten hatte, sich freiwillig oder 
gezwungen benachbarten Fürsten unterwarfen, und sich dabei nur 
eine gewisse Selbstverwaltung vorbehielten.^' Anders in Frank- 
reich®^ und Deutschland. Dort, namentlich in letzterem Lande, 
fanden zwar auch heftige Kämpfe statt, doch endeten dieselben 
gewöhnlich mit einem Kompromiss, in dem den Zünften mehr oder 
weniger Antheil an der Regierung des städtischen Gemeinwesens 
gewährt woirde.®^ Hatten die oberitalischen Städte, nachdem sie 
rasch aufgeblüht, während einer kurzen Zeit Ruhm und Glanz, 
Macht und Ansehen entfaltet, so verloren sie gleichfalls in ver- 
hältnismässig kurzer Zeit nicht nur durch die Ungunst äusserer 
Verhältnisse, sondern auch durch innere Wirren, durch Mangel 
an Mässigung, durch jähen Wechsel von radikalem Demagogen- 
thum und starrer Oligarchie ihren politischen Einfluss, und waren 
ungleich den deutschen Städten nicht im Stande, die alte Freiheit 
dem Feudalismus, und theilweise auch dem ihm folgenden Abso- 
lutismus gegenüber zu behaupten. 

Inzwischen hatten aber auch die Zünfte, welche Hauptveran- 
lassung zu all diesen Veränderungen geworden waren, eine gewal- 
tige Umwandlung erfahren. Das erste, was sie in den Kämpfen 
mit den Altbürgem angestrebt und erreicht hatten, war ihre Selbst- 
ständigkeit, das Recht, ihre eigenen Organe zu wählen, ihre inneren 
Angelegenheiten selbstständig zu besorgen, namentlich diejenigen 
Bestimmungen zu treifen, welche die Art und Weise der Arbeit, 
das Verhältnis der Meister zu den Gesellen, das Lehrlingswesen 



" Siehe Pertile, 2. B., § 50. Die Entwicklung der italienischen Städte unmittel- 
bar nach dem Frieden von Ronstanz (1183) charakterisirt sich namentlich da- 
durch, dass die alten Geschlechter, aus Furcht die Herrschaft zu verlieren, 
die von ihnen geleitete Verwaltung der Stadt möglichst zu zentralisiren 
trachteten, wobei wieder die weitgehendsten Schutzmassregeln getroffen wur- 
den, um zu verhindern, dass sich ein Bürgermeister (podestä) der Alleinherr- 
schaft bemächtige. In § 51 ist von der Ausbildung der Zunft Verfassung, der 
Entwickdlung und Organisation der Communanza die Rede. Hierauf folgt 
eine Beschreibung der Kämpfe, insbesondere in der Stadt Florenz. Vgl. hierüber 
auch HüUmann^ 3. B., 2. Hptst, l. Abschn., I, i, 2. Ueber die Unterwerfung der 
Städte unter benachbarte Monarchen, siehe Pertile^ § 52 und Hällmann, 3. B., 
2. Hptst., I. Abschn , I, 3. 

•* Ebendas., 2. Abschn. 

•• Siehe Maurer, Städteverfassung, 3. B., § 309—334, und Gierke, l. B., 
§ 34, in. Ebendas., ferner im 2. B., § 30, III, bei Maurer, Städteverfassung, 
2. B., § 335—356, und bei HtUlmann^ 3. B., i. Hptst, III., und 2 Hptst, 3. Abschn. 
über die neue städtische Verfassung. Vgl. auch Siegel, § 118, und Eichhorn, 
§ 432. Üeber die Bildung von Zunftgemeinden nach Art der Communanza siehe 
Maurer, Städteverfassung, 2. B., §. 309. 
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und dgl. zum Gegenstande hatten. Sie hatten also grössere Selbst- 
ständigkeit, gewissermassen das Recht der Selbstverwaltung der 
städtischen Obrigkeit gegenüber erlangt. Später verlangten sie 
auch Theilnahme am Stadtregiment selbst, und diese wurde ihnen, 
wenn auch oft erst nach heftigen Kämpfen, meist in der Weise 
eingeräumt, dass die einzelnen Zünfte als solche neben der Gilde 
der Altbürger an der Leitung und Verwaltung des Gemeinwesens 
theilnehmen durften. So erlangten die Zünfte auch eine politische 
Bedeutung, sie wurden gewissermassen Unterabtheilungen der 
Stadtgeir'^inde,''^ mochten sie direkt als Wahlkörper fungiren, ihre 
Vorstä'' ipso jure dem Stadtrath angehören, oder ihre Theil- 
nahp^ an der Führung des städtischen Regiments in anderer 
W.-^e geregelt sein. Da sich so die Stadtverfassung gewisser- 
mas m auf der Zunftverfassung aufbaut, spricht man auch von 
Stä< .en mit Zunftverfassung.''^ 

3. Abtheilung. 

Entwickelmig der Landschaft 

Neben den bisher dargestellten genossenschaftlichen Organis- 
men bildete sich mit Beginn des 13. Jahrhundertes eine neue Form 
derselben in der Weise, dass die Idee der freien Vereinigung über die 
Mauern der Städte hinausdrang, und dass mehrere freie und unfreie 
Genossenschaften sich zu einer Gilde höherer Ordnung vereinig- 
ten, und als solche organisirten. In erster Linie sind hier die Städte 
bündnisse'* zu erwähnen, sodann die Bündnisse der Ritterschaft", 
und endlich die der Städte mit der Ritterschaft^*. Die beiden ersteren 



»• Siehe Gieiiie, i. B., § 38, IIL i., Maurer, Städteverfassung, 2. B., § 357—63. 

'« Z. B. Ebendas., 4. B., § 664-69. 

'» Siehe Gierke, i. B., § 45. 

'• Ebendas., § 46. H. 

^* Ebendas., § 51. Siehe femer über Entstehung und Entwicklung der 
Landschaft und der Landstände Siegel § 1 19, Zoepfl, § 54» 7^i Eichhorn^ § 423—27, 
546—48, 595, 96, Stein Wamkoenig, l. B., S. 404, fF., 527, ft, Pertile, 2. B., 
§ 56, 57, 73, 77, Stahl, 2. Buch, 2. Abth., § loi, f[,^ J. J. Moser, Von der 
deutschen Reichsstände, Landen, 2. Buch, Kap. 2-25. (S. 323—903.) Zoepfl, Grund- 
sätze, 2. Th., § 327> ff-» Zachariae, 5. Kap., § 108, flf., Grotefend, § 573» ff-, 
Gerber, § 39, ff., Stein, Verwaltungslehre, l. B., S. 406, ff., Schulze, Deutsches 
Staatsrecht, § 170, 71, Preussisches Staatsrecht, i. B., § 152— 54- Speziell von den 
Landständen handeln: Unger, Geschichte der deutschen Landstände, 2 Bände, 
Hannover 1844. G. D. Strube, Observ. de statuum provincialium origine et 
praecipuis juribus, in seiner Observ. jur et bist. Von demselben Nebenstunden 
2. Th., S. 424, ff. Struv, Diskurs vom Ursprung, Unterschied und Gerechtsame 
der Landstände in Deutschland, Insonderheit in Mecklenburg, Hamburg 
1741. Pütters, Beiträge zum deutschen Staats- und Fürstenrecht, B. I, Nr. VL 
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waren in Folge des ganz natürlichen Strebens der Städte und Ritter ent- 
standen, sich zur Wahrung ihrer Rechte, namentlich der aufstrebenden 
landesherrlichen Gewalt gegenüber mit gleichartigen Elementen 
zu verbinden, während die letzteren ungleichartige Elemente, die 
aber inhaltlich gleiche Rechte zu wahren hatten, zusammenbrachten. 
Die Träger der Staatsgewalt in Deutschland, Frankreich und Italien 
waren nämlich keineswegs Subjekte staatlicher Hoheitsrechte im 
heutigen Sinne des Wortes. Sie waren vor allem anderen, wenige 
Fälle ausgenommen, nicht berechtigt, einseitig Steuern und Abgaben 
zu fordern. Sofern also der Ertrag ihrer Domänen und ihrer son- 
stigen Regalien und fiskalischen Rechte zur Bestreitung ihrer Aus- 
gaben nicht hinreichte, mussten sie ihre Unterthanen zu bewegen 
suchen, ihnen freiwillig Abgaben zuzugestehen. Unter diesen Unter- 
thanen sind aber nicht alle Landesbewohner zu verstehen, sondern 
nur diejenigen, welche unmittelbar unter der öffentlichen Gewalt 
standen. So bewilligten die Grundherrn die Abgaben für ihre Hinter- 
sassen, die Städte für ihre Bewohner. Als nun seit dem 13. Jahrhundert 
solche Forderungen immer häufiger wurden, und zugleich die stei- 
gende Macht der Landesherm etwaige Gewaltstreiche derselben 
möglich erscheinen liess, fanden die in ihren Rechten bedrohten 
Städte und Grundherrn Veranlassung, sich dauernd aneinander 
zu schliessen, nachdem dies bis dahin nur von Fall zu Fall geschehen 
war, namentlich um die Abgaben zu bewilligen und zu repartiren. 
Auch erwies sich eine feste Organisation nunmehr für die nicht nur 
vorübergehenden Geschäfte der Einhebung der bewilligten Abgaben 
und die Kontrolle ihrer ordnungsmässigen Verwendung als nothwen- 



Haeberlin, Grundlinien einer Geschichte der deutschen Landstände in Schlözers 
Staatsanzeiger, Heft 67, S. 265, ff. Von demselben Handbuch des deutschen 
Staatsrechts, Th. II, S. 29, f[. Wilda, Landstände in Weiske's Rechtslexikon, 
B. VI, S. 791, ff. Maurer im Staats wörterbuche, B. VI, S. 251, ff. MohJ, Die 
geschichtlichen Phasen des Repräsentativsystemes in Deutschland, (Zeitschrift 
für die gesammten Staatswissenschaften, B. XXVII, 1871.) Dazu kommt noch 
die überaus reiche Literatur der Landstände der einzelnen Staaten. — 
Hiebei ist übrigens zu bemerken, dass fast ausnahmslos die Landstände nur 
vom Standpunkte einer ständischen Volksvertretung betrachtet werden, 
namentlich in der deutschen Literatur, weil in den kleinen deutschen Territorien 
Stadt und Landschaft zusammenfielen, die grösseren Staaten aber, wie Oester- 
reich imd Preussen, selbst nur eine Anzahl solcher durch Personalunion, höch- 
stens Realunion zusammenhängender Territorien waren. Wäre es anders ge- 
wesen, hätte Kaiser Karl VI. die pragmatische Sanktion nicht den einzelnen 
Landständen vorgelegt. Scharf gekennzeichnet ist der Unterschied bei Pertile und 
Stein Warnkoenig; in letzterem Werke werden genau die fitats g6n6raux und 6tats 
provinciaux unterschieden. Auch in seiner Verwaltungslehre zieht Stein die 
Landschaften lediglich als Selbstverwaltungskörper in Betracht. 
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dig. Die Zeit, wann solche Verbände geschaffen wurden, ist in den 
einzelnen Ländern verschieden ^ß. Ueberall aber haben sie die Erhal- 
tung der alt hergebrachten Rechte zum Zweck, sind also eigentlich 
Verbindungen zum gemeinsamen Schutz gefährdeter Interessen. 
Dabei tragen sie wenigstens anfangs einen rein privatrechtlichen 
Charakter. Das Abkommen der Stände mit den Landesherm war 
ein privatrechtlicher Vertrag. Die Rechte, welche die Grundherrn 
zu vertheidigen hatten, waren Ausfluss ihres Eigenthumsrechtes, 
haben daher erst nach und nach einen mehr öffentlichrechtlichen 
Charakter angenommen.'® In den Städten hat eine Scheidung der pri- 
vaten von den öffentlichen Gerechtsamen allerdings schon früher 
stattgefunden. 

Die Rechte, welche die Stände zu wahren hatten, waren vor 
allem anderen das Recht, nicht willkürlich besteuert zu werden. 
Daraus entwickelte sich ein Kontrollsrecht der Verwendung der 
bewilligten Summen, und ein allgemeines Petitions- und Beschwerde- 
recht anlässlich der Bewilligungen. Ebenso konnten sie Vorschläge 
machen, wie die bewilligten Summen zu verwenden seien, und 
erlangten so einen immer steigenden Einfluss auf die Verwaltung 
und Regierung des Landes, ja sogar auf die inneren Angelegen- 
heiten des Fürstenhauses,''' Eben^so war es ein altes Recht dersel- 
ben, dass ohne ihre Einwilligung das Recht des Landes nicht ab- 
geändert werden durfte '^ Sie erscheinen also in vieler Beziehung 
als die Vorgänger der modernen Parlamente.'® 

Dabei waren aber die Stände nicht immer in der Weise orga- 
nisirt, dass alle Städte und Grundherrn eines einem Landesherm 
gehörigen Landes und des ganzen Landes in einer Organisation 
vereinigt waren. Dies findet sich wohl bei den deutschen Reichs- 

'* Siehe Eichhorn, § 423, Anm. C. 

'* Im deutschen Rechte flössen überhaupt öffentliche und private Rechte 
vielfach ineinander, und gab es Jahrhunderte lang zwischen beiden keine feste 
Grenze. Vgl. Gierke, 2. B., § 17. 

^^ Eine kurze systematische Zusammenstellung dieser Rechte siehe bei 
Schulze, Lehrbuch des deutschen Staatsrechtes, § 170. 

^^ Schon im 13. Jahrh. war anerkannt worden, dass »sine consensu maiorum 
et meliorum terrae« das Landesrecht nicht abgeändert werden könne. Siehe 
hierüber Siegel, § 26, Zoepfl, § 54, IL 

'» Freilich schafft gerade das Hervortreten privatrechtlicher Momente 
einen bedeutenden Unterschied zwischen der einstigen ständischen und der 
heutigen Volksvertretung. Immerhin zeigen sich in einigen alten Ständever- 
tretungen Ansätze, welche sie den modernen Parlamenten näher brachten, so 
namentlich Einführung des Majoritätsprinzips an Stelle des Erfordernisses der 
Stimmeneinhelligkeit. Ueber diesen Unterschied siehe die Ausführungen 
BluntschU's, 
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ständen, sowie bei den französischen fitats g6n6raux und den 
italienischen Stati generali in den grösseren Staaten. Meist aber 
vereinigten sich nur die Stände einer Landschaft, eines Territoriums, 
welches geschichtlich seine Eigenthümlichkeiten in Sitte, Dialekt, 
namentlich aber im provinziellen Recht entwickelt hatte®*. Mehrere 
Landschaften konnten unter einem Landesherrn stehen® ^ mehrere 
Landesherrn konnten sich in eine Landschaft mit einheitlichen 
Ständen theilen®*. Ersteres war das häufigere, und so befanden sich 
denn in vielen Territorien und Staaten der obersten Gewalt gegenüber 
mehrere mit einem Territorium in Verbindung stehende, auf dem 
Prinzip der freien Einigung beruhende, mit einer festen Organisa- 
tion ausgestattete Körperschaften. 

Dieselben haben nun im Laufe der Zeit sich nicht begnügt, 
diejenigen Zwecke zu erfüllen, um deretwillen sie sich gebildet 
hatten, nämlich gewissermassen als (Landes- oder Provinzial-) 
Volksvertretung die Rechte ihrer Theilhaber zu wahren, sondern 
sie haben in der Folge auch zahlreiche Funktionen der öffentlichen 
Verwaltung übernommen. 

Die städtischen und ländlichen Gemeinwesen sowohl, als auch 
die Zünfte waren Verbände, welche ihre eigenen Angelegenheiten 
selbstständig verwalteten. Diese Verwaltung bestand zunächst in der 
Aufrechterhaltung des Friedens, im Rechtsschutz nach innen, in der 
Abwehr nach aussen, dann aber auch in der Pflege gemeinsamer 
Interessen, namentlich derer des Berufes, (des agrarischen, 
kommerziellen, industriellen), sowie in der Besorgung anderer 
gemeinsamer Angelegenheiten, deren Zahl mit den Fortschritten 
der Kultur natürlich stieg. Die lokale Verwaltung wurde von den 
freien und unfreien Dorfgemeinden besorgt, von letzteren natürlich 
nur theilweise, indem eine Reihe der wichtigsten Befugnisse an die 
Grundherrn übergegangen war. In den Städten wurde die Ver- 
waltung von der Stadtgemeinde geführt, innerhalb dieser Verwaltung 
aber blieb den verschiedenen Zünften und Gilden das Recht der 
selbstständigen Ordnung ihrer inneren Angelegenheiten gewahrt. 
Mit den Fortschritten der Kultur entstand aber das Bedürfnis, auch 



^^ Sehr häufig kommen Landes- u. Provinzial Vertretungen neben einander vor. 

^^ So die französischen, neapolitanischen, österreichischen und preussischen 
Provinzen. 

*' Dies ist noch heute in Mecklenburg der Fall; früher war es auch so 
in Hessen, Anhalt, Pommern und verschiedenen thüringischen Staaten, wobei 
oft die merkwürdigsten Verhältnisse in Bezug auf die Befugnisse der Gesammt- 
und Sonderstände vorkommen. Siehe hierüber die genauen Ausführungen Moser^s 
2. Buch, II.— 13. Kap. 
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für solche Angelegenheiten Sorge zu tragen, welche ihrer Natur 
nach nicht von der Lokalverwaltung wahrgenommen werden konn- 
ten. Eine Staatsgewalt, welche die Besorgung derselben in die 
Hand genommen hätte, war nicht vorhanden. So blieb denn kein 
anderer Weg übrig, als sie eigens dazu gebildeten Verwaltungs- 
oder Spezialgemeinden zu übertragen, oder mit ihrer Besorgung 
bereits bestehende Verbände zu betrauen. Ersteres ist in Deutsch- 
land selten, in Italien und Frankreich fast nie geschehen, da es 
eben an einer freien Landgemeinde, der natürlichen Grundlage der 
Spezialgemeinde fehlte. Es haben sich wohl in Deutschland ein- 
zelne Spezialgemeinden namentlich dort gebildet, wo sich die freie 
Landgemeinde ausnahmsweise erhalten hat, so vor allem anderen 
die Deichgenossenschaften in den Niederlanden und in Schleswig- 
Holstein®^. Gewöhnlich aber knüpfte man unmittelbar an die schon 
organisirten Landstände an. Es erschien auch ganz natürlich, 
dass die Träger der lokalen Gewalt das, was sie nicht allein zu 
leisten vermochten, ihrer Gesammtheit übertrugen, und so entwickelte 
sich denn thatsächlich eine Doppelregierung, eine landesfürstliche 
und eine ständische, wobei die letztere, wo Staat und Landschaft 
nicht zusammenfielen, zugleich als Verkörperung der landschaft- 
lichen Interessen und als Vorläuferin der späteren provinziellen 
Selbstverwaltung zu betrachten ist^*. 

4. Abtheilung. 

Der Verfall des Genossenschaftswesens. 

Derselbe hängt in erster Linie mit dem Wachsen der landes- 
herrlichen Gewalt zusammen, die sich in Deutschland seit Friedrich IL, 
in Frankreich und in Italien schon bedeutend früher entwickelt 
hatte. Dass als Träger derselben in Frankreich das Reich, in 
Deutschland und in Italien der Territorialstaat erscheint, ist in Be- 
zug auf die Stellung derselben zum Genossenschaftswesen nur von 
untergeordneter Bedeutung. Während es sich bis dahin haupt- 
sächlich um den Kampf zwischen Grundherrschaft und freier Ge- 
nossenschaft und Vereinigung gehandelt hatte, trat nunmehr die 
erstarkende obrigkeitliche Gewalt als Gegnerin sowohl der freien, 
als auch der unfreien Vereinigungen auf. Erste Folge davon war 
die Bildung von fest organisirten Landständen zur Wahrung der 
Standesrechte. Anfangs befanden sich dieselben der landesherrlichen 
Gewalt gegenüber auch entschieden im Vortheil, so dass vom 13. 



** Siehe Gierke, l. B., § 43, 58 zu Anfang. 

^ Siehe Stein, Verwaltungslehre, i. B , S. 406, ff. 
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bis zum 15. Jahrhundert gewissermassen zwei Staaten nebeneinan- 
der auf demselben Territorium bestanden, nämlich ein obrigkeitlicher 
und ein ständischer. Natürlich konnte dabei der Entscheidungs- 
kampf um den Besitz der alleinigen Macht unmöglich ausbleiben ; 
er wurde noch beschleunigt durch den gewaltigen Einfluss des rö- 
mischen Rechtes, das ungleich der germanischen Rechtsentwickelung 
im öffentlichen und privaten Recht zur Herstellung klarer Rechts- 
verhältnisse drängte, und namentlich das Nebeneinanderbestehen 
zweier höchster Gewalten auf einem Territorium nicht zuliess. Eine 
von beiden musste weichen, und das war regelmässig die ständische, 
welche zugleich mit ihrem Falle die ohnehin schon heftig erschüt- 
terte freie städtische und unfreie ländliche Selbstverwaltung mit 
sich riss. 

Der Grund des Sieges der obrigkeitlichen Gewalt lag übrigens 
in erster Linie in der Entartung des Ständewesens selbst.®** Der 
ständische Staat krankte vor allem anderen daran, dass er einen 
Berufstand, und zwar gerade denjenigen, welchem damals die weit- 
aus überwiegende Mehrzahl der Bevölkerung angehörte, nämlich 
den Bauernstand, von den Rechten und Privilegien der übrigen 
Stände ausschloss.®^ Da nun die Bauern Hintersassen der Grund- 
herrn waren, hätten diese letzteren eigentlich die Pflicht gehabt, 
ihre Interessen zu vertreten. Dies geschah aber nicht. Im Gegen- 
theil, seit Niederwerfung der Bauernaufstände waren die Grund- 
herren vielmehr darauf bedacht, die ihnen nunmehr unbestrittenen 
Rechte schonungslos auszunützen,®'' so dass man weit eher von 
einem Schutz der Bauern durch die Obrigkeit gegen die Grund- 
herren sprechen kann, als umgekehrt. Ueberhaupt betrachteten 
sich die Stände nicht mehr als das, was sie zur Zeit ihrer Blüthe 
gewesen waren, als Theilhaber der Regierung und Vertreter der 
Interessen eines ganzen Landes. Sie hielten sich vielmehr für Hüter 
derjenigen Rechte, durch deren ausschliesslichen Genuss sie sich von 
den anderen Klassen der Bevölkerung unterschieden. So kamen 
sie dazu, ihre Rechtsstellung lediglich als eine Summe von Privi- 
legien aufzufassen, was zur nothwendigen Folge hatte, dass sie 
denjenigen Rechten keine Bedeutung beilegten, bei welchen eine 
solche Auffassung ihrer Natur nach ausgeschlossen war, so dem Recht 
der eigentlichen Theilnahme an der Regierung. Dafür nun suchten 



^^ Siehe Über den Niedergang der Stände die systematische Zusammen- 
stellung bei Schulze, Deutsches Staatsrecht, § 171. 

^ Nur ausnahmsweise war der Bauernstand vertreten, so in Tirol, Württem- 
berg. Siehe darüber Gierke, i. B., § 51, S. 540, 41. 

®' Siehe Maurer, Dorfverfassung, 2. B., § 207—10. 
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sie diejenigen Rechte, welche, wie z. B. Steuerprivilegien, ihnen 
materielle Vortheile brachten, umso energischer zu behaupten. 
Hatten sie früher faktisch den Charakter einer wenn auch unvoll- 
kommenen Landesvertretung getragen, so büssten sie denselben 
gänzlich ein, und wurden zu einer Vertretung einzelner besonders 
privilgirter, privatrechtlicher Interessenkreise.®® 

Unter diesen Umständen hatte die öffentliche Gewalt verhältnis- 
mässig leichtes Spiel. Dem auf die Privilegien pochenden engher- 
zigen Privatinteresse wurde die »Salus publica« entgegengesetzt, und 
da die Stände sich thatsächlich nicht selten jedem Fortschritt mit 
Berufung auf ihre Privilegien entgegen setzten, wurde ihr Einfluss 
allenthalben herabgedrückt, ihre Einberufung zu einer blossen For- 
malität gemacht, oder auch ganz beseitigt. Voran ging in dieser 
Hinsicht Frankreich, wo schon 161 5 die letzten fitats gen6raux ein- 
berufen wurden. Die fitats provinciaux erhielten sich länger, theil- 
weise bis zur Revolution. Freilich besassen sie kaum mehr den 
Schatten ihrer einstigen Macht.®® Aehnlich war es in Italien, wo 
die Stände z. B. in Savoyen 1649, ^^^ ^"^ neapolitanischen Festland 
1692 das letzte Mal einberufen wurden, während die Provinzial- 
stände von Sardinien und von Sizilien bis 181 2 ein Scheindasein 
fortgeführt haben.'® Verhältnismässig am günstigsten war noch ihr 
Schicksal in Deutschland, wo abgesehen vom Reichstag, der eigent- 
lich nur eine grosse Ständeversammlung gewesen ist, sie sich in 
einigen Territorien bis zum Ausbruch der französischen Revolution 
erhalten haben. In Sachsen und Mecklenburg haben sie die Fran- 
zosenherrschaft überdauert, in letzterem Lande bestehen sie noch 
heute. In Württemberg, wo noch 1770 ihre Rechte ausdrücklich 
anerkannt wurden, wurden sie erst 1805 beseitigt. In Bayern führten 
sie schon vor der Franzosenzeit ein blosses Scheindasein, ebenso 
in Oesterreich bis 1848.^^ Nach Vertreibung der Franzosen schrieb 
Art. XIII der Bundesakte vom 8. Juni 18 14 die Einrichtung ständi- 
scher Vertretungen in den einzelnen Ländern vor.®* Nun wurden die 
Standesvertretungen zwar nicht in ihrer alten Form erneuert, wohl 
aber drangen viele rein ständische Elemente in die modernen 



•* Es ist bezeichDend, dass gerade dort, wo dieser Entwicklungsgang nicht 
in der eben gezeichneten Schärfe sich vollzogen hat, und wo namentlich der 
Bauernstand auch vertreten war, die Stände sich weit lebensfähiger erwiesen 
haben, so in Württemberg. 

*• Siehe über diese Materie 5/«n Wartikoenig, i. B., S. 336, ff., 434, ff., 586, fiF. 

»« Siehe Pertile, § 71. 

'* Siehe hierüber Moser, II. Buch, 4. Kap. 

•• Siehe Eichhorn, § 616. 
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Volksvertretungen ein, während man sie als Kreis- und Provinzial- 
vertretungen sogar in ihrer alten nur wenig modifizirten Form 
neu einführte, so in Preussen, wo sie sich bis in die neueste Zeit 
erhalten haben®^. 

Hand in Hand mit dem Verfall der Stände geht der Nieder- 
gang des Gemeinde- und Zunftwesens, theilweise in Folge der 
Entartung im Innern, theilweise in Folge des Einschreitens 
der obrigkeitlichen Gewalt. Eine völlige Vernichtung dieser 
engeren genossenschaftlichen Verbände war unmöglich, da der 
Staat wohl im Stande war, Zentralbehörden zu schaffen, die Er- 
richtung von Lokalbehörden aber, welche ihre öffentlichen Funk- 
tionen übernommen hätten, mit den grössten Schwierigkeiten ver- 
bunden gewesen wäre. Andererseits konnte man aber auch die 
Städte und unfreien Dorfgemeinden leichter im Besitz ihrer Be- 
fugnisse lassen, als die Landstände, da ihre Macht dem Landesherm 
nicht so gefahrlich werden konnte, wie die der letzteren. Daher 
begnügte sich die obrigkeitliche Gewalt auch, diese Verbände unter 
ihre Aufsicht zu stellen, und ihre Befugnisse zu verringern. 

Ganz unabhängig von der öffentlichen Gewalt waren übrigens 
die Gemeinden und Gilden nie gewesen, auch nicht zur Zeit, als sie 
im Vollbesitz ihrer Macht waren. Die Städte waren anfangs in dieser 
Hinsicht dem übrigen Lande völlig gleichgestellt®*. Bis ins 13. 
Jahrhundert standen die in Grafschaften oder Reichsvogteien gele- 
genen Städte unmittelbar unter der öffentlichen Gewalt des Reichs®^ 
während die öffentliche Gewalt über die bischöflichen und die in 
Territorien von Immunitätsherrn gelegenen Städte dem Reich nur 
zum Theil zustand®^ Seit Friedrich II. aber begannen die Landes- 
herm sich in den Besitz der öffentlichen Gewalt zu setzen, und 
so wurden die Städte in den Grafschaften und Erbvogteien zu 
landesherrlichen Städten, auf welche der Einfiuss der Reichsgewalt 
in steter Abnahme begriffen war®"'. Die wenigen noch reichsunmittel- 
bar gebliebenen Städte standen unter eigenen Vögten. Sehr häufig 
kam es auch vor, dass die Innehaber der öffentlichen Gewalt über 
eine Stadt zugleich Grundherrn derselben waren. Dann waren sie 



•" Siehe hierüber Stein, Verwaltimgslehre l. Th., S. 425, fF., 504, ff. Wie 
aus dem Gesagten ersichtlich ist, haben sich die Pro vinzial stände am längsten 
erhalten, hauptsächlich weil sie der Staatsgewalt minder gefährlich schienen. 

•* Siehe hierüber Maurer, Städteverfassung, 3. B., § 466—525, wobei § 466 
eine Uebersicht über die ganze Materie gibt. 

»* Ebendas. § 467-82. 

»« Ebendas. § 483—504. 

•^ Ebendas. § 505—22. 
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eben Subjekt zweier verschiedener Rechte^®. Dies war aber ein rein 
zufälliges Verhältnis, wenngleich die Grundherrn nach Verlust ihrer 
grundherrlichen Rechte auch diejenigen Befugnisse, welche ihnen 
als Träger der öffentlichen Gewalt zustanden, nicht mehr behaupten 
konnten. Anders war es dort, wo eine Vereinigung beider Arten 
von Rechten nicht stattfand. Deshalb haben sich auch die kaiserlichen 
Reservatrechte verhältnismässig lange erhalten. Die siegreichen 
oberitalischen Städte z. B. erkannten sie im Frieden von Konstanz 
noch ausdrücklich an, und stellten nur ihre Ablöslichkeit fest®*, ein 
Recht, von dem sie später in umfassendster Weise Gebrauch mach- 
ten. Ueberhaupt waren Kauf und Vertrag sehr häufig das Mittel, 
durch welches die Städte nach und nach immer unabhängiger 
wurden, indem sie die Rechte der landesherrlichen Gewalt käuflich er- 
warben, und dadurch selbst stückweise zu Landesherm wurden*®* 
Dies gilt namentlich von den deutschen reichsunmittelbaren Städ- 
ten*®'. Noch kräftiger, als im deutschen Territorialstaat hatte sich 
die von einem zentralen Königthum getragene öffentliche Gewalt in 
Frankreich entwickelt. Die Rechte der Grundherrn über die Städte 
waren dort zwar im Allgemeinen früher beseitigt worden, als in 
Deutschland, die Städte vermochten sich aber nicht in den Besitz der 
öffentlichen Gewalt zu setzen*®*. Sie waren freilich reichsunmit- 
telbar, indem sie nur der königlichen Gewalt unterstanden, aber in 
Frankreich waren König und Landesherr eine Person. 

Auch die Dorfgemeinden, ohne Unterschied ob freie, grund- 
herrliche oder gemischte, standen jederzeit unter der öffentlichen 
Gewalt, wer immer auch im Besitze derselben sein mochte. Uebrigens 
fiel auch am Lande oft die öffentliche mit der grundherrlichen 
Gewalt durch Identität ihrer Träger zusammen.*®* 

Der Inhalt der Rechte der öffentlichen Gewalt war in Land 
und Stadt ähnlich, namentlich Königs- und Blutbann, das Recht, 
Kriegs- und Steuerdienste zu fordern, ferner das Schutz- und 
Schirmrecht, das Geleitrecht, und das Recht zu befehlen und zu 
verbieten, aus dem sich später die Polizeigewalt entwickelte.*®* 



»» Ebendas. § 467. 

»» Siehe Pertile, 2. B., § 49. 

^«0 Siehe Maurer, Städteverfassung, 3. B., § 523—25. 

"1 Ebendas. § 461-65. 

"« Siehe Stein Warnkoenig, S. 304, ff., und Stein, Munizipal Verfassung, 
S. 49, S, 

*°" Siehe Maurer, Dorf Verfassung, 2. B., 200—204. 

^^ Maurer, Städteverfassung, 3. B., § 469-522, und Dorfverfassung, 2. B., 
§ 202, 204. 
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Viele Rechte gingen später freilich an die Städte verloren, während 
sie am Lande erhalten blieben. Jedenfalls hat sich im Allgemeinen 
die öffentliche Gewalt um die inneren Angelegenheiten der Ge- 
nossenschaften, namentlich um wirthschaftliche Angelegenheiten, 
niedere Polizei und Gerichtsbarkeit u. s. w. nicht gekümmert, und 
handelte es sich thatsächlich nur um eine Aufsicht, und nicht um 
eine Bevormundung oder Tutel. Noch geringer war der Einfluss 
der obrigkeitlichen Gewalt auf die Zünfte und Innungen, da zwischen 
beiden die Stadt stand, mochten die Zünfte eine politische Unter- 
abtheilung derselben ausmachen, oder nicht. 

All dies änderte sich zugleich mit dem inneren Verfall dieser 
genossenschaftlichen Verbände und mit der Entartung ihrer Orga- 
nisation. In den Städten hatten die Zünfte, seit sie an der Leitung 
des Gemeinwesens Theil nahmen, ihren rechtlichen Charakter von 
Grund aus geändert.!®^ Hatte man früher die Zunft gewissermassen 
als ein Amt betrachtet, in dem man thätig war,^®^ und von dem nur 
Untüchtige und Unwürdige ausgeschlossen waren, ^®' fasste man 
später die Zugehörigkeit in erster Linie als ein Recht auf, ein 
bestimmtes Gewerbe zu betreiben. Von diesem Recht wurden aber 
nicht nur Unwürdige und Untüchtige ausgeschlossen,^®® sondern 
man suchte, um die gewerbliche Konkurrenz zu verringern, Jeder- 
mann den Eintritt in die Zunft nach Möglichkeit zu erschweren, 
und so ohne Rücksicht auf das allgemeine Wohl den einzelnen 
Zunftgenossen möglichst grosse materielle Vortheile zu verschaffen. 
Je weniger es nun den Gesellen und Lehrlingen möglich war, 
sich zur Meisterschaft emporzuarbeiten, in umso grösserer Menge 
musste sich ein gewerbliches Proletariat bilden, was auch zu 
Streitigkeiten zwischen Arbeitsgebern und Arbeitsnehmern führte. 

Zugleich entartet die städtische Verfassung ohne Rücksicht 
auf ihren mehr aristokratischen oder demokratischen Charakter. 
Die mit der Leitung des städtischen Gemeinwesens betrauten Per- 
sonen schliessen sich von ihren Mitbürgern zunftartig ab, ergänzen 
sich vielfach durch Kooptation, und nehmen die Leitung des Ge- 
meinwesens, mitunter sogar gewisse Nutzungen des städtischen 
Vermögens in ganz ähnlicher Weise als Sonderrecht für sich in 
Anspruch, wie die Zünfte ihre ausschliesslichen Gewerberechte. ^^'^ 
Diese aber Hessen sich die Wandlung in der Leitung der städti- 

"«^ Siehe Gterke, i. B., § 38, Einleitung. 

»0« Ebendas. § 38, I. 2. 

"» Ebendas. § 38, I. 2. b. 

"• Ebendas. § 67, A, I. 

"» Ebendas. § 56, I. Maurer, Städte Verfassung, 4. B., § 646—59. 
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sehen Angelegenheiten um so eher gefallen, als man ihrem eng- 
herzigen Streben nach völliger Monopolisirung der Gewerbe nicht 
hindernd entgegentrat. Diese Verhältnisse begünstigten die Bestre- 
bungen der erstarkten obrigkeitlichen Gewalt ungemein. Nachdem 
die einst halb öffentlichen, halb privaten Rechte der verschiedenen 
Körperschaften zu privatrechtlichen Privilegien geworden waren, 
erschien nicht nur jede Erweiterung derselben ausgeschlossen, 
sondern im Interesse der »Salus publica» auch ihre Einschränkung 
gestattet. Die städtischen Magistrate wurden den landesherrlichen 
Beamten unterstellt, und da der absolute Staat vom Grundsatze 
ausging, er allein sei Quelle jeder öffentlichen Gewalt, konnten die 
Magistrate obrigkeitliche Rechte nur in seinem Namen ausüben, und 
insofern ihnen noch eine beschränkte Polizeigewalt und andere 
öffentlichrechtliche Befugnisse zustanden, durften sie diese nur im 
Namen der landesherrlichen Gewalt handhaben. ^^* Zugleich wurden 
sie in Bezug auf ihre wirthschaftlichen Angelegenheiten vom 
Staate, der sie als Korporationen des römischen Rechtes betrach- 
tete, und dessen Sätze auf sie anwendete, aufs äusserste beschränkt 
und bevormundet, und durften sie ohne behördliche Genehmigung 
nicht einmal wichtigere Akte der Vermögensverwaltung vornehmen. 
Nicht besser erging es den Zünften, indem auch sie zu privile- 
girten Korporationen des privaten Rechts herabgedrückt wurden. 
Der Staat bevormundete sie, entzog oder beschränkte ihr Recht, 
autonome Satzungen zu erlassen, die Landesfürsten griffen sogar 
dadurch, dass sie einzelnen Personen das Meisterrecht verliehen, 
sowie auch in anderer Hinsicht in ihre inneren Angelegen- 
heiten ein."* 

Aber selbst in denjenigen Städten, welchen es gelungen war, 
formelle Anerkennung ihrer Unabhängigkeit von jeder landes- 
herrlichen Gewalt zu erlangen, und dieselbe auch dauernd zu be- 
haupten, war die innere Entwicklung nicht anders, als in den 
landesherrlichen Städten. Von willkürlichen Eingriffen der landes- 
fürstlichen Beamten in die städtischen Gerechtsame oder einer Be- 
vormundung durch dieselben konnte freilich nicht die Rede sein. 
Dagegen vollzog sich die Umwandlung der städtischen Obrig- 
keiten in privilegirte, zunftartig abgeschlossene Korporationen ganz 
wie in den landesherrlichen Städten. Damit ging Hand in Hand 
die Einschränkung der Rechte der Gesammtbürgerschaft, und die 
Auffassung des Stadtbürgerrechts als ein in erster Linie gewerb- 
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liches Privilegium. Natürliche Folge davon war Abschliessung 
nach aussen, möglichste Erschwerung des Erwerbes des Stadt- 
bürgerrechtes für Auswärtige, Forderung eines bedeutenden 
Eintrittsgeldes von denselben, welches mit der Zeit geradezu den 
Charakter einer Einkaufssumme in ein nutzbares Privatrecht, 
nämlich den Antheil an gewerblichen Monopolen annahm.^^^ 

Parallel mit der Entartung der städtischen Gemeinwesen geht 
die der freien und unfreien Landgemeinden.^^* Was erstere betrifft, 
ist die Entwicklung fast dieselbe, wie in den Städten, nur den Ver- 
hältnissen entsprechend auf engere Grenzen beschränkt. Auch han- 
delte es sich dabei nicht um Monopole und gewerbliche Vortheile, 
sondern um Antheil an der Nutzniessung der Dorfmark, da dieses rein 
private Recht schon längst Hauptbestandtheil des Dorfbürgerrechtes 
geworden war, vor dem an Wichtigkeit die öffentlichen Rechte, 
so namentlich die Antheilnahme an der Bildung des gemeinen Willens 
immer mehr zurücktraten. Natürliche Folge davon war der Aus- 
bruch von Streitigkeiten in den Dorfgemeinden zwischen den 
markberechtigten Altbürgern und den Nachkommen der Hinter- 
sassen und zugewanderten minderberechtigten Genossen, von 
denen man Gemeindebeiträge forderte, ohne ihnen Antheil an den 
Nutzungen der gemeinen Mark zu gewähren. Diese Streitigkeiten, 
welche in den frei gebliebenen Gemeinden zu blutigen Kämpfen 
führten, endeten bisweilen mitdem Eintritt aller Gemeindeangehörigen 
in die engere Markgenossenschaft, oder es setzten die Altbürger mit 
einem Theil der Mark ihre Vereinigung als blosse Wirthschafts- 
genossenschaft fort, während der andere Theil der politischen Ge- 
meinde überlassen wurde. ^'* Hand in Hand damit geht der Verfall 
der Aemter der Dorfgemeinde. Namentlich wurde das Bürgermeister- 
oder Schulzenamt erblich, oder es wurde sogar an den Besitz 
eines bestimmten Grundstückes geknüpft, so dass dessen Besitzer 
ipso jure Schulze war. Uebrigens war durch den Niedergang der 
Gemeindefreiheit das Ansehen des Schulzenamtes so gesunken, dass 
man dasselbe häufig nur mehr als eine drückende Last empfand, 
von der man sich nach Möglichkeit freizuhalten suchte. ^^^ 

Dieselbe Entwicklung hat auch in denjenigen Gemeinden 
stattgefunden, welche zwar keinem Grundherrn, aber einem Landes- 
fürsten unterworfen waren, also in den freien, aber nicht unmittel- 



"' Siehe darüber die auf den letzten drei Seiten angeführten Zitate. 
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baren Dorfgemeinden, nur dass neben die mit dem inneren Wesen 
der Gemeinde zusammenhängenden Veränderungen noch diejenigen 
treten, welche auf die Thätigkeit der landesfürstlichen Behörde 
zurückzuführen sind. Am tiefsten aber sind natürlich diejenigen 
Gemeinden gesunken, welche neben all dem noch unter einem 
Grundherrn standen. Freilich haben die Landesfürsten oft die 
grundherrliche Gewalt den Bauern gegenüber zu beschränken ge- 
sucht. Dies thaten sie aber nie im Interesse der genossenschaft- 
lichen Freiheit, sondern meist nur aus ökonomischen Gründen zur 
Hebung der materiellen Lage des Bauernstandes. Daher be- 
schränkten sie das willkürliche Besteuerungsrecht der Grundherrn, 
fixirten die bäuerlichen Lasten, und unterwarfen die patrimoniale 
Gerichtsbarkeit und Polizei der Oberaufsicht ihrer Beamten. Die 
Gemeindefreiheit im politischen Sinne des Wortes hat aber kein 
absoluter Fürst neu zu beleben versucht. 

Neben den städtischen und den Landgemeinden kommen um 
jene Zeit an vielen Orten auch Spezialgemeinden, gemeinde- 
ähnliche Verbände für besondere Zwecke vor."® Ihr Wesen steht 
mit der alten Genossenscbaftsidee, welche grundsätzlich den ganzen 
Menschen erfasste, in Widerspruch. Sie finden sich daher in 
älterer Zeit verhältnismässig selten, und konnten sich auch 
nur langsam entwickeln. Am wichtigsten unter ihnen sind die 
Deichgenossenschaften, welche schon im Mittelalter an den Ufern 
der Nord- und Ostsee bestanden hatten. Sie machten ähnliche 
Umwandlungen durch, wie die Landgemeinden, wobei freilich 
zu bedenken ist, dass gerade in ihrer eigentlichen Heimat, 
nämlich in Friesland und Theilen von Schleswig-Holstein die Ge- 
meinden sich überhaupt von grundherrlicher Gewalt und obrig- 
keitlicher Bevormundung freier erhalten hatten, als in den meisten 
übrigen Theilen Deutschlands. Vereinzelt haben sich auch hin 
und wieder auf Grundlage der Markverfassung Gemeinden höherer 
Ordnung erhalten,*" so die schweizerischen Thalgemeinden, Ge- 
meinden höherer Ordnung bei den Friesen, in Schleswig-Holstein, 
und einigen anderen Orten. Theilweise sind dieselben Vereini- 
gungen mehrerer Gemeinden zu einer Verbindung höherer 
Ordnung, andere setzen unmittelbar die alten Zent- und Gau- 
gemeinden fort. Viele von ihnen sind gänzlich untergegangen, das 
Schicksal der anderen hat sich ähnlich gestaltet, wie das der Orts- 
gemeinden, also Verfall im Innern, und Kampf gegen die obrig- 
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keitliche Gewalt nach Aussen.^*® Jedenfalls sind sie streng zu 
scheiden von den auf ständischer Grundlage beruhenden Ver- 
einigungen, gewissermassen Landschaften niederer Ordnung, wie 
sie in den württembergischen Amtsgemeinden oder in den preussi- 
schen Kreisen vorkommen. Allerdings haben bisweilen auch die 
Landgemeinden als solche das Recht der Standschaft besessen, 
so z. B. in Württemberg und in Tirol.^** 

5. Abtheilung. 

Die franzosische Revolution und die französische Gesetzgebung über 

die Selbstverwaltung bis in die neueste Zeit 

Es ist selbstverständlich, dass in dem von der französischen 
Revolution geschaffenen Staatswesen privilegirte Korporationen 
und ständische Klassen keinen Raum finden konnten. Dagegen 
wäre der Bestand korporativer Verbände mit einer freien genossen- 
schaftlichen Verfassung mit den Prinzipien desselben keineswegs 
in V^iderspruch gestanden. Im Gegentheil, da die Revolution die 
Fesseln löste, welche das Individuum in seiner freien wirthschaft- 
lichen und geistigen Thätigkeit hemmten, hätte man erwarten 
können, dass sie auch die Freiheit der korporativen Verbände 
wieder herstellen werde, da diese eben nur durch die von ihr be- 
kämpften Prinzipien zu dem geworden waren, was sie zur Zeit 
des ancien regime waren. Dies ist aber aus Gründen, welche 
theilweise in der Eigenartigkeit der Revolution selbst, theilweise 
in den sie begleitenden Ereignissen gelegen sind, nicht geschehen. **® 

Die Gesetzgebung in den ersten Jahren der Revolution war 
wohl nicht abgeneigt, einen Theil der Lokalverwaltung selbst- 
ständigen korporativen Verbänden zu überlassen. Das Gesetz 
vom 22. Dezember 1789, welches die alten Provinzen authob, 
theilte zugleich das ganze Staatsgebiet in Departements und 
Districts, (später Arrondissements), welche ebenso wie die Ge- 
meinden ihre Angelegenheiten selbstständig verwalten sollten. ^^i 
Ehe aber die Bestimmungen dieses Gesetzes praktisch aus- 
geführt werden konnten, wurde dasselbe aufgehoben und durch 
neue Gesetze ersetzt, welche die Prinzipien des starrsten Zentral- 
ismus, und die Negierung jeder öffentlichen Gewalt, die nicht 
durch Personen ausgeübt wurde, die in strengster Abhängigkeit 
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zur Regierung standen, zum Ausdruck brachten. Dies geschah 
namentlich durch das Gesetz vom 28. Pluviöse VIII. (27. Febr. 
1800) Dasselbe machte die Departements und Districts zu 
blossen staatlichen Verwaltungsbezirken, aus deren Einwohnern 
die Mitglieder des Conseil g6n6ral und des Conseil d'arron- 
dissement ernannt wurden, welche beide den juristischen 
Charakter von Rathsversammlungen hatten, die den an der Spitze 
der betreffenden Verwaltungsbezirke stehenden Staatsbeamten zur 
Seite gestellt waren. Die Gemeinden blieben zwar juristische 
Personen des Privatrechts, aber die Gemeindevertretung, der 
Conseil municipal, hatte nur berathende Funktionen, und seine 
Mitglieder wurden, allerdings auf Grund einer von der Gemeinde 
aufgestellten Präsentationsliste, vom Präfekten ernannt. 

An dieses Gesetz nun knüpft die Entwicklung der fran- 
zösischen Selbstverwaltung an, völlig losgelöst von aller früheren 
Verhältnissen, und von der Gesetzgebung des Auslandes fast gar 
nicht beeinflusst, wohl aber auf sie starken Einfluss nehmend. Aus 
diesem Grunde soll auch die französische Gesetzgebung über 
Selbstverwaltung vor der der anderen Länder dargestellt werden. 

Die Gesetzgebung von i8c» erfuhr bis 1811 gar keine Ver- 
änderung. In diesem Jahre wurde das Departement als vermögens- 
fähig anerkannt, indem ihm einzelne Amtsgebäude überlassen 
wurden. Im Uebrigen aber blieb nicht nur während der letzten 
Regierungsjahre Napoleon's, sondern auch während der Restau- 
ration alles beim Alten, trotzdem sich schon in den späteren 
zwanziger Jahren das Streben nach der Bildung wirklicher terri- 
torialer Selbstverwaltungskörper stark bemerkbar machte. Erst 
Louis Philippe gestattete 1831 die freie Wahl der Mitglieder des 
Conseil municipal, 1833 die des Conseil g6n6ral und des Conseil 
d'arrondissement. Die Funktionen und die Rechte der Conseils 
(mit Ausnahme des Conseil d'arrondissement) wurden aber erst 
Ende der dreissiger Jahre erweitert, indem man das Ertheilen von 
Gutachten (donner avis) wohl immer noch als ihre Hauptaufgabe 
betrachtete, ihnen aber daneben, wenngleich nur ausnahmsweise 
und unter strengster staatlicher Aufsicht, das Recht der Beschluss- 
fassung, (D6cision sous Tautorit^ de Tadministration sup6rieure) und 
in ausgedehntestem Masse das Recht der Initiative einräumte. D6par- 
tement und Kommune erscheinen also in erster Linie, das Arron- 
dissement ausschliesslich als Wahlbezirke von Interessenvertre- 
tungen mit berathender Funktion, und erst in zweiter Linie als 
Subjekte der lokalen Selbstverwaltung. Bezeichnend aber ist es, 
dass das Gesetz von 1837 der Kommune ausdrücklich die (privaten) 

6* 
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Rechte eines Mineur 6mancip6 zuerkennt. Auf dem Boden dieser 
Gesetze nun stehen die von 1866 und 1867, nachdem die Gesetz- 
gebung sich etwa 30 Jahre lang fast gar nicht mit der Selbstver- 
waltung befasst hatte. Dieselben befreien das Departement und die 
Gemeinde für die meisten Rechtshandlungen und Geschäfte der 
laufenden Verwaltung von der Tutelle administrative, und ver- 
mehren die Zahl der Angelegenheiten, in denen Conseil general 
und municipal selbstständig zu beschliessen haben. 

Die gegenwärtige Gestaltung der Selbstverwaltung in Frank- 
reich beruht auf dem Gesetze vom 10. August 1871 über das 
Departement, und aui dem vom 5. April 1884 über die Gemeinde. 
Beide Gesetze bezeichnen im Interesse der Freiheit der Selbst- 
verwaltung einen entschiedenen Fortschritt. Conseil gön^ral und 
Conseil municipal gelten in erster Linie als willensbildende und 
kontroUirende Organe selbstständiger korporativer Verbände, und 
dann erst als berathende und begutachtende Kollegien. Das Gesetz 
von 1871 schuf auch einen ständigen Ausschuss des Conseil gen6ral 
als Verwaltungsorgan des Departement, während die Doppelstellung 
des Maire als Organ der Gemeinde und als Staatsbeamter vom 
Gesetz von 1884 beibehalten wurde. Uebrigens ist er, nachdem er 
seit 1882 nicht mehr ernannt, sondern in allen Gemeinden vom 
Conseil municipal gewählt wird, jedenfalls in erster Linie als Organ 
der Gemeinde anzusehen, dem dann der Staat auch die Besorgung 
gewisser staatlicher Verwaltungsgeschäfte aufträgt. Die Gesetz- 
gebung von 1871 und 1884 bildet also gewissermassen den Schluss- 
stein einer Entwicklung, in der blosse RathskoUegien dadurch, dass 
man ihre Mitglieder nicht mehr ernannte, sondern durch die Bewohner 
gewisser staatlicher Verwaltungsbezirke wählen Hess, und ihnen das 
Recht der Initiative einräumte, zuerst zu Interessenvertretungen, 
und später zu Vertretungsorganen selbstständiger kommunaler 
Verbände wurden. 

Vergleicht man damit die Entwicklung der anderen Conseils, 
welche als berathende Organe der Staatsbehörde bis in die ersten 
50er Jahre in ziemlich grosser Zahl geschaffen worden waren, 
so ist dieselbe eine ganz verschiedene. Die meisten sind blos be- 
rathende Körper, theilweise mit, theilweise ohne Initiative geblieben ; 
dasselbe gilt im allgemeinen auch vom Conseil d'arrondissement. 

Die alten zünftigen Verbindungen der Handwerker und Kauf- 
leute waren durch die Gesetzgebung der Revolution aufgehoben 
worden; dagegen wurden am 3. Nivose XL (21. Dezember 1802) neue 
kaufmännische Interessenvertretungen geschaffen, welche später das 
Recht der Initiative erhielten, und 22. Dezember 1872 zu Korpo- 
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rationen mit einer allerdings ziemlich beschränkten Selbstverwaltung 
umgestaltet wurden. Uebrigens wurden in den letzten Jahrzehnten 
auch mehrere andere Conseils durch Einräumung des Rechts der 
Initiative, und durch die Bestimmung, dass ihre Mitglieder nicht 
ernannt, sondern von den Interessenten gewählt werden sollten, zu 
wirklichen Interessenvertretungen gemacht. 

Die französische Gesetzgebung über die Selbstverwaltung 
wurde auch auf die von Napoleon eroberten nicht französischen 
Gebietstheile ausgedehnt, und mehr oder weniger vollständig sogar 
auf einzelne andere Länder, insbesondere des Rheinbundes über- 
tragen. Doch hat sich dieselbe nur ausnahmsweise zu behaupten 
vermocht. Mit der Abschüttlung der Fremdenherrschaft entledigten 
sich die deutschen Staaten auch des fremden Rechts,^^* so dass 
die französische Kommunalverfassung heute nur noch in Elsass- 
Lothringen zu Recht besteht. *^^ Wohl aber haben sich einzelne 
Grundsätze derselben in fremden Gesetzgebungen, namentlich 
in zahlreichen Gemeindeordnungen erhalten, so dass abgesehen 
von Italien, dessen Kommunalsystem grösstentheils auf französischer 
Grundlage aufgebaut ist, die belgische, die holländische, und sogar 
mehrere deutsche Gemeindeordnungen als Mittelbildungen zwischen 
dem deutschen und dem französischen Gemeinderecht angesehen 
werden können. Im Allgemeinen aber hat sich die Selbstverwal- 
tung in Deutschland, nachdem man erkannt hatte, dass der Staat 
nicht allein jede öffentliche Verwaltung führen könne, durchaus 
auf nationaler Grundlage entwickelt, seit den 20 er Jahren völlig 
unbeeinflusst von französischem Wesen, wohl aber unter steter 
Wechselwirkung der einzelnen Gesetzgebungen unter einander. 
Daher soll die Entwicklung der Selbstverwaltung in den deutschen 
Staaten auch im Zusammenhang dargestellt werden. 

6. Abtheilung. 

Entwicklung der Selbstverwaltnng in Deutschland seit der französischen 

Revolution. 

Die erste Kommunalgesetzgebung nach der französischen Revo- 
lution auf deutschrechtlicher Grundlage ist die preussische Städte- 
ordnung des Freiherrn von Stein vom 19. November 1808, welche den 
Städten ausgedehnte Befugnisse der Selbstverwaltung unter staat- 



*•* Dies geschah in Braunschweig, Oldenburg, Hannover, Kurhessen un- 
mittelbar nach Vertreibung der Franzosen, in Bayern (mit Ausschluss der Pfalz) 
1818, in Baden 1831, in Westfalen 1841, in der Rhemprovinz 1845, in Nassau 1848. 

"' Siehe Maurer, Städteverfassung, 4. B., § 684—87. 
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lieber Aufsicht einräumte.^^* Obwohl aber dieses Gesetz einen ge- 
waltigen Fortschritt bezeichnet, ist es doch noch von zahlreichen 
privatrechtlichen Elementen durchsetzt, während in den Landge- 
meinden trotz Aufhebung der Leibeigenschaft die alten Verhältnisse 
fortdauerten, insbesondere die Patrimonialpolizei und Patrimonial- 
jurisdiktion der ehemaligen Grundherrn bestehen blieb. Inzwischen 
war nicht nur in den zu Frankreich geschlagenen Theilen Deutsch- 
lands, sondern auch im Königreich Westfalen, sowie in den Gross- 
herzogthümern Berg und Frankfurt die französische Kommunalver- 
fassung eingeführt worden. Auch erhielten 1808 und 1809 Bayern 
und Baden, ja sogar nach den Befreiungskriegen 1819 und 1821 
Nassau und Hessen Gemeindegesetze nach französischem Muster; 
nur hielten dieselben im Gegensatz zu ihrem Vorbild noch die 
Schranken aufrecht, welche die Gemeindegenossen untereinander 
und von allen Auswärtigen schieden. In den übrigen Ländern 
hingegen wurde die französische Gesetzgebung nach und nach be- 
seitigt, und zum Theil, wie in Hannover und Kurhessen, das alte 
Recht wieder hergestellt, während in anderen Staaten neue Gesetze 
erlassen wurden."* Dabei diente den norddeutschen Städteordnungen 
vielfach die preussische Städteordnung zum Vorbild, im Uebrigen 
aber bewegt sich die Gesetzgebung im Ganzen und Grossen noch 
in den Prinzipien des Wohlfahrtsstaates. In den süd- und west- 
deutschen Gemeindeordnungen hatten sich auch noch zahlreiche 
französische Elemente erhalten, indem dieselben namentlich zwischen 
Stadt- und Landgemeinden keinen, oder doch nur einen unbedeu- 
tenden Unterschied machten.^*« 

Dabei steht die Gemeindegesetzgebung durchwegs in engstem 
Zusammenhang mit der Verfassungsgesetzgebung der einzelnen 



"* Siehe Maurer, Städteverfassung, 4. B., § 688 flF., sowie Rönne und Simon, 
die preussischen Städteordnungen vom 19. November 1808 imd vom 17. März 
1831, Breslau 1834. 

"" Siehe hierüber und über das folgende Gierke, i, B., § 57, imd Maurer, 
Städteverfassung, 4, B., § 688—99, Dorf Verfassung, 2. B., § 243-69, worin die 
Geschichte der deutschen Gemeindegesetzgebungen (Oesterreich inbegriffen) 
von den Freiheitskriegen bis in die 60 Jahre ausführlich behandelt ist. Eine 
Uebersicht dieser Gesetze findet sich bei Gierke, i. B., § 57, zu Anfang, und 
bei Maurer, Städteverfassung, 4. B., § 683, und Dorfverfassung, 2. B., § 243—45. 

*" In ähnlicher Weise zeigt sich der französische Einfluss auch in der 
bureaumässigen Organisation des städtischen Gemeindevorstandes, wie er in 
der preussischen Rheinprovinz in der Regel noch heute besteht, in der Nach- 
bildung des Departement in den bayerischen Kreisgemeinden, sowie in zahlrei- 
chen anderen gesetzlichen Bestimmungen. 
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Staaten. Gleichwie nämlich die ständische Verfassung eines Landes 
auf der grundherrlichen Verfassung der Landgemeinde und der 
ihr entsprechenden Organisation der städtischen Gemeinwesen 
beruht, so ist die freie Selbstverwaltung in Land und Stadtgemeinde 
natürliche Grundlage der konstitutionellen Staatsverfassung. Daher 
sind auch die deutschen Gemeindeordnungen mit Ausnahme der 
preussischen Städteordnung von 1808 erst mit den Verfassungen 
entstanden, ja sie sind vielfach nur Ausführung von grundsätzlichen 
Bestimmungen über das Gemeindewesen, welche in den Verfassungs- 
urkunden enthalten sind. Die bayerische Gemeindeordnung vom 
17. Mai 181 8 ist sogar um einige Tage älter, als die Verfassung. Die 
Gemeindeordnungen der anderen süddeutschen Staaten sind meist 
im Anschluss an die Verfassungsurkunden in den .20er Jahren 
entstanden, die badische jedoch erst 31. Dezember 1831, also 13 Jahre 
nach Erlass derVerfassung."^ Die norddeutschen Gemeindeordnungen 
sind zum grössten Theil aus den 30er Jahren. Einige von ihnen, so 
z. B. die kurhessische vom S.Januar 1831 sind in ihren Grundzügen in 
der Verfassung enthalten, andere bilden sogar einen integrierenden 
Bestandtheil derselben, so die von Hannover, Braunschweig, Alten- 
burg und Meiningen. Dagegen ist in Oldenburg schon 1833, ehe 
noch eineVerfassung bestand, eine Gemeindeordnung erlassen worden, 
und zwar in der ausgesprochenen Absicht des Gesetzgebers, die 
Staatsbürger gewissermassen politisch zu erziehen und für den 
Parlamentarismus reif zu machen. 

In den beiden Grossstaaten Oesterreich und Preussen wurden 
erst nach 1848 Gemeindeordnungen erlassen. In Preussen galt 
wohl noch die mehrfach abgeänderte Städteordnung von 1808. Auch 
bestand in der Rheinprovinz die im Wesentlichen auf französischen 
Rechtsgrundsätzen beruhende Landgemeindeordnung vom 23. Juli 
1845. Für die Landgemeinden in den übrigen Provinzen war jedoch 
das geltende Recht nicht einheitlich kodifizirt, sondern zum Theil 
im Landrecht, zum Theil in anderen Gesetzen enthalten, zum Theil 
beruhte es auf dem Herkommen und Ortsstatuten. Von den öster- 
reichischen Kronländern hatte nur Tirol eine Gemeindeverfassung. 
In den Jahren, welche der Revolution von 1848 folgten, wurden im 
Zusammenhang mit den neuen Verfassungen auch eine Reihe von 
Gemeindeordnungen erlassen, welche aber nach kurzer Zeit wieder 
aufgehoben wurden, oder überhaupt nur Entwurf geblieben 



"' Hauptsächlich in Folge der ungünstigen Besitzverhältnisse von Grund 
und Boden am Lande, wodurch wegen der prinzipiellen Gleichstellung der 
Land- und Stadtgemeinden auch diese letzteren keine Gemeindeordnung erhielten. 
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sind. "8 Dagegen bestehen die Gesetze der späteren 50er Jahre, 
welche an ihre Stelle getreten sind, und in denen meist wieder die 
Reaktion mehr oder weniger zum Ausdruck kommt, zum Theil 
noch jetzt."» 

Dass es auch, nachdem schon in den meisten Staaten Ver- 
fassungen bestanden, welche eine Regelung des G^emeindewesens 
in Aussicht stellten, und trotzdem der Ruf nach der »freien Ge- 
meinde« überall laut wurde, mit der Gemeindegesetzgebung nur 
langsam vorwärts ging, findet seine Erklärung hauptsächlich in der 
Stellung der Landgemeinden zu den ehemaligen Grundherren. 

Die in engster Beziehung mit den neuen Verfassungen ste- 
henden Gemeindeordnungen nämlich beruhten natürlich auf dem 
Prinzip der Gleichstellung aller Staatsbürger vor der obrigkeitlichen 
Gewalt, mochte sich diese Gleichstellung vielleicht auch noch in 
mancher Beziehung als gleiche Bevormundung äussern. Eine prin- 
zipielle Scheidung der Staatsbürger nach Klassen, sowie Abhängig- 
keit der einen von den anderen war schon nicht in Einklang mit 
dem Wesen des absoluten Staates, noch viel weniger aber mit 
dem des konstitutionellen, und der im Geiste desselben abgefassten 
Gemeindeordnungen. In den Städten, wo trotz der Entartung der 
Verfassung im 17. und 18. Jahrhundert die ständischen Prinzipien 
niemals eine so weitgehende rechtliche Abhängigkeit einzelner 
Theile der Bevölkerung von anderen herbeigeführt hatten, wie 
am Land, bestand die allgemeine Gleichheit wenigstens in dem 
Masse, in dem sie nothwendige Grundlage der Selbstverwaltung 
im konstitutionellen Staate ist. In den Landgemeinden hingegen 
war, trotzdem die Leibeigenschaft schon bis 1830 grösstentheils 



"8 Oest. G.-O. vom 17. März 1849, ersetzt durch die G.-O. vom 24. April 1859, 
preuss. G.-O. vom 11. März 1850, aufgehoben durch G. vom 24. Mai 1853, und er- 
setzt durch die Städteordnungen vom 30. Mai 1853, 19. März 1856 und 15. Mai 1856 
lür die Ostlichen Provinzen, für Westfalen und die Rheinprovinz, sowie durch die 
westf. L.-G.-O. vom 19. März 1856 und das Gesetz vom 15. Mai 1856 für 
die Landgemeinden der Rheinprovinz, hann. St.-0. vom i. Mai 185 1, L.-G.O. 
vom 4. Mai 1852, ersetzt durch die St.-O. vom 24. Juni 1858 und die L.-G.-O. 
vom 28. April 1859, nass. G.-O. vom 12. Dezember 1848, ersetzt durch die G.-O. 
vom 26. Juli 1854, weim. G.-O. vom 22. Februar 1850, ersetzt durch die G.-O. vom 
18. Jänner 1854. ^er Entwurf einer bayer. G.-O. von 1850 ist unausgeführt ge- 
blieben. Dagegen sind die braunschw. St.-0. und L.-G.-O., beide vom 19. März 1850 
erst in neuester Zeit durch andere ersetzt worden, während die Bestimmungen 
vom 15. Februar 1851, durch welche das bad. B.-R.-G. vom 31. Dezember 1831 
modifizirt wurde, grossentheils noch gegenwärtig in Kraft stehen. 

"' So die preuss., hann., kurh. und nass, Gesetze, wenn auch in stark 
modifizirter Form. 
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aufgehoben worden war, die Hauptmasse der bäuerlichen Bevöl- 
kerung immer noch unter der patrimonial obrigkeitlichen Gewalt 
der Grundherrn.!«® Eine Zusammenfassung dieser disparaten Ele- 
mente zu gleichgestellten Mitgliedern einer Gemeinde hätte 
gewissermassen schon den Keim des Todes in sich getragen, 
da bald der Grundherr auch innerhalb des neuen Gemeindever- 
bandes sein politisches und wirthschaftliches Uebergewicht geltend 
gemacht hätte. So war denn eine den konstitutionellen Grundsätzen 
entsprechende, auf der Gleichheit der Staatsbürger beruhende 
Gemeindeordnung am Lande erst mit der Durchführung der Grund- 
entlastung und der Aufhebung der noch bestehenden patrimonialen 
Gerechtsame möglich, wenngleich auch dann noch die wirth- 
schaftliche Ungleichheit in manchen Ländern zur Ausscheidung 
des Grossgrundbesitzes aus der vorwiegend bäuerlichen Gemeinde 
geführt hat. Dies ist auch der Grund, weshalb in den Gemeinde- 
ordnungen, die vor Durchführung der Grundentlastung erlassen 
wurden, Städte und Dorfgemeinden so ganz verschieden behandelt 
werden, dass in einigen Ländern, so z. B. in Preussen, Land- 
gemeindeordnungen überhaupt so lange Zeit nicht zu Stande kamen, 
und dass es in Baden, wo Stadt und Landgemeinden grundsätzlich 
gleich behandelt wurden, erst 1831 zu einer Gemeindeordnung kam^ 
trotzdem schon 181 8 eine Verfassung erlassen worden war. 

Dabei war auch nach der neuen Gesetzgebung die Gemeinde- 
freiheit eine äusserst beschränkte. Die Gemeindeordnungen gestehen 
zwar in der Regel den Stadt- und Landgemeinden die selbstständige 
Verwaltung ihrer Angelegenheiten zu, verstehen aber darunter 
meist nur die Vermögensverwaltung, und machen auch auf diesem 
Gebiete die Beschlussfassung über wichtigere Angelegenheiten von 
der Genehmigung der Aufsichtsbehörde abhängig. Obrigkeitliche 
Funktionen üben die Gemeinden mit geringen Ausnahmen nur im 
Namen und Auftrag des Staates aus. Die Gemeindevorsteher und 
Beamten werden wohl meist gewählt, bedürfen aber in der Regel 
der Bestätigung der Aufsichtsbehörde, werden von ihr streng über- 
wacht, und ist bei ihrer Doppelstellung als Organ der Gemeinde 
und des Staates ihr Beamtencharakter entschieden vorherrschend.*^^ 
Eine Ausnahme machen, abgesehen von den Entwürfen und den 
ohnehin meist kurzlebigen legislativen Schöpfungen der Periode 
nach 1848 nur die Gemeindegesetze von Württemberg, Olden- 
burg, Braunschweig, Weimar und mehreren anderen kleineren 



*•• Siehe über diese Materie Sfehi, Verwaltungslehre, i. Th., S. 489 ff. 
"^ Siehe Gierke, l. B., § 57. 
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Staaten. Immerhin ist dadurch, dass theoretisch ein Selbstver- 
waltungsrecht der Gemeinde anerkannt ist, eine Grundlage gege- 
ben, auf der die spätere Gesetzgebung eine nicht nur auf dem Prinzip 
der Gleichheit, sondern auch auf dem des selbstständigen privaten 
und öffentlichrechtlichen Wirkungskreises der Gemeinde beruhende 
Selbstverwaltung aufbauen konnte. 

Und dies ist seit Beginn der 6oer Jahre wenigstens theilweise 
geschehen. Voran geht Oesterreich mit seinem anerkannt muster- 
giltigen, dem deutschrechtlichen Prinzip der freien Selbstverwal- 
tung im weitesten Masse entgegenkommenden Gemeindegesetz 
von 1862. Dann folgt eine Reihe kleinerer deutscher Staaten mit 
neuen Gemeindeordnungen und Novellen, und nach Aufbau des 
deutschen Reiches die Gesetzgebung der Mittelstaaten und Preus- 
sens. Nach diesen Gesetzen wird häufig ein eigener und ein über- 
tragener Wirkungskreis der Gemeinde unterschieden. In den An- 
gelegenheiten des ersteren handelt sie kraft eigenen Rechts und 
in eigenem Namen, im übertragenen Wirkungskreis im Namen 
des Staates. Die Ausübung obrigkeitlicher Funktionen, namentlich 
die Lokalpolizei, fällt wohl nach den meisten Gesetzgebungen in 
den übertragenen Wirkungskreis der Gemeinde, sie kann ihr 
aber nicht willkürlich entzogen werden. Das Schwergewicht der 
Thätigkeit der Gemeinde im eigenen Wirkungskreise liegt allerdings 
noch vielfach in der Vermögensverwaltung. Zur Vornahme wich- 
tiger Akte derselben ist nach wie ♦or höhere Genehmigung erfor- 
derlich. Die kommunalen Verwaltungsorgane werden von mehreren 
Gesetzgebungen noch immer theoretisch als Staatsbeamte betrach- 
tet, doch ist ihre Stellung faktisch meist von der Aufsichtsbehörde 
ziemlich unabhängig. 

Wesentlich anders ist die Entwickelung der Selbstverwaltung 
der territorialen Kommunalverbände höherer Ordnung. Zieht man 
hiebei zunächst die Landschaften in Betracht,*^^ so ist ihr Schicksal 
eng mit dem der Landstände verbunden. Während zur Zeit der 
französischen Herrschaft dieselben dort, wo sie sich noch erhalten 
hatten, grösstentheils aufgehoben wurden,i^^ versprach Art. 13 der 
deutschen Bundesakte die Herstellung einer landstädtischen Ver- 
fassung, wenngleich Art. 55 der Schlussakte dieselbe als innere 
Angelegenheit eines jeden Landes erklärte, und die ModaHtäten 
ihrer Errichtung den Einzelstaaten überliess. In der That wurden 
auch in mehreren norddeutschen Staaten, wo wegen der Kleinheit des 



'8* Ebendas., § 60. 

*3» So z. B. in Württemberg, Baden, Hessen. 
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Territoriums Staat und Landschaft zusammenfielen, die alten Land- 
stände, wie sie im vorigen Jahrhunderte bestanden hatten, wieder- 
hergestellt. *'* In anderen Ländern^«* hatten sie die Revolution und 
ihre Folgen überdauert, brauchten also nicht erst neu geschaffen 
zu werden. Die konstitutionelle süd- und mitteldeutsche Staaten- 
gruppe wieder erneuerte zwar nicht die ständische Verfassung, 
aber sie nahm in die einzelnen Verfassungen noch vielfach 
ständische Elemente auf,**® während in Preussen, wo überhaupt keine 
allgemeine Landesverfassung eingeführt worden war, lokale stän- 
dische Vertretungen für Provinzen und Kreise in unmittelbarer 
Anknüpfung an die alten Verhältnisse bestanden.'*' Auch in Oester- 
reich wurden die Landstände beibehalten, und theilweise sogar 
neuorganisirt, freilich aber an ihrer alten Bedeutungslosigkeit 
nichts geändert, wogegen die württembergischen Amtskörper- 
schaften, eine schon im 15. Jahrhundert auf ständischer Grundlage 
entstandene Einrichtung, sich schon früh zu modernen Kommunal- 
verbänden höherer Ordnung umgewandelt haben, und noch heute 
als lebenskräftige Selbstverwaltungskörper bestehen.**® Eine ähn- 
liche Umwandlung haben in den letzten Jahrzehnten auch die 
meisten preussischen Provinzen und Kreise und die österreichischen 
Landschaften durchgemacht, während in einer Reihe anderer 
deutscher Staaten ohne direkte Anknüpfung an ältere Verhältnisse, 
theilweise sogar nach fremdem Muster (in Bayern nach französischem, 
in Hessen nach preussischem) unmittelbar durch gesetzgeberische Akte 
gemeindeähnliche Selbstverwaltungskörper höherer Ordnung ins 
Leben gerufen wurden. 

Andere Kommunalverbände sind die Amts- oder Sammt- 
gemeinden, Bürgermeistereien und gemeindeähnliche Verbände 
für besondere Zwecke. Dieselben sind meistens aus der Vereinigung 
mehrerer Gemeinden entstanden, deren jede für sich einzelne Ge- 
meindezwecke nicht erreichen konnte, und die sich daher, ohne 
ihre selbstständige juristische Persönlichkeit aufzugeben, zu einer 
erweiterten Gemeinde vereinigt haben.^'* Andere Sammt- und 
Spezialgemeinden sind als integrierender Bestandtheil des Organis- 
mus der öffentlichen Verwaltung von der Gesetzgebung einiger 



^^ So z. B. in Hannover, Kurhessen, Nassau. 
*^ So z, B. in Sachsen, Braunschweig, Mecklenburg. 
>" So vor Allem in der Zusammensetzung der ersten Kammer. 
"' Siehe Loening, Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechts, § 41, 43> 
und Schulze, preussischen Staatsrecht, i. B., § 146, 149. 

**• Loening, Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechts, § 42 L 
So z. B. die niederOsterreichischen Verwaltungsgemeinden. 
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Staaten theilweise im Anschluss an ältere derartige Verbände errich- 
tet worden.**^ Die wenigen Gemeinden, welche sich unmittelbar 
aus den alten Gau- und Thalgemeinden entwickelt haben, sind in 
neuester Zeit aufgehoben worden, dagegen haben sich die Deich- 
verbände nicht nur erhalten, sondern sie sind auch zum Vorbild 
für andere von der Gesetzgebung im Interesse der Landeskultur 
neugeschaffene wirthschaftliche Vereinigungen geworden. 

Was die alten Zünfte und sonstigen Berufskorporationen 
betrifft, ^*^ so haben sich dieselben ungeachtet ihres inneren Verfalls 
in mehreren deutschen Staaten über die Revolutionszeit hinaus 
erhalten ;!*' bisweilen wurden sie während der politischen Reaktion 
wieder hergestellt. In anderen Theilen Deutschlands hingegen wur- 
den sie bei Einführung der Gewerbefreiheit aufgehoben, so ins- 
besondere in den zum verkleinerten Preussen gehörigen Ländern, 
und in den meisten einst französischen Provinzen, ferner in 
Nassau, den süddeutschen und einigen kleineren mittel- und nord- 
deutschen Staaten.*** Dabei war nicht selten, wie z. B. in Frankreich 
und Nassau, das Vermögen der aufgehobenen Zünfte für Staats- 
gut erklärt worden. In anderen, meist norddeutschen Gesetzgebun- 
gen, namentlich in Preussen, wurden sie entweder ausdrücklich 
in freie Vereine verwandelt, indem man den Eintrittszwang auf- 
hob, und ihnen die meisten öffentlichrechtlichen Befugnisse ent- 
zog, oder man gestattete wenigstens den bisherigen Mitgliedern 
der Zunft zu einer gewissermassen als Rechtsnachfolgerin derselben 
aufzufassenden freien privatrechtlichen Vereinigung zusammenzu- 
treten. Lehnten sie dies ab, sollte das Zunftvermögen unter sie 
vertheilt, eventuell zu gemeinnützigen gewerblichen Zwecken ver- 
wendet werden. Andere Gesetzgebungen lassen die Zünfte als 
Zwangsverbände mit obrigkeitlichen Befugnissen fortbestehen. 



'*® So z. B. die Schul-, Wege- und Kirchengemeinden, und die Amtsgemein- 
den imd ähnliche Verbände in Preussen und mehreren anderen deutschen 
Staaten. Die westfälischen Aemter und die rheinländischen Bürgermeistereien 
stehen mit dem französischen Canton in Zusammenhang, obwohl dieser nicht 
ein SelbstverwaltungskOrper, sondern blos ein staatlicher Verwaltungsbezirk ist. 

*** Siehe Gierke, i. B., § 67, 68, G, Meyer, Lehrbuch des deutschen Ver- 
waltungsrechts, I. B., § 120, und Loening, Lehrbuch des deutschen Vervvaltungs- 
rechts, § 114. 

^^* So in Oesterreich, Sachsen, Mecklenburg und den früher sächsischen 
1815 zu Preussen geschlagenen Landesth eilen. 

**' Die Aufhebung der alten Zünfte erfolgte übrigens in der Regel nicht 
für alle Gewerbe zugleich, und in der Weise, dass man ihnen ihre Vorrechte 
nach und nach entzog. Anders in denjenigen deutschen Staaten, deren Gebiet 
unter französischem Recht stand, oder welche sich, wie Nassau, bei ihrer Ge- 
setzgebung unbedingt an das französische Vorbild hielten. 
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gestalten sie aber im Uebrigen zeitgemäss um. Insbesondere stellen 
sie es nicht mehr in's Belieben der Zunft, durch Erschwerung des 
Eintritts und andere Massregeln das Gewerbe zu monopolisiren, 
und so die Gewerbefreiheit faktisch illusorisch zu machen. Dies 
ist namentlich der Standpunkt der österreichischen Gewerbeordnung. 

Ausser den an die Stelle der alten Zünfte getretenen Berufs- 
genossenschaften kennt das moderne Recht noch eine Anzahl 
anderer korporativer Verbände von Berufsgenossen, welche aber 
von geringen Ausnahmen abgesehen lediglich ein Produkt der neu- 
eren Gesetzgebung sind. Einige von ihnen, wie namentlich die 
Handels- und Gewerbekammern, und die Berufsgenossenschaften 
der höheren Berufe sind auf dem Boden der Interessenvertretung 
entstanden, und haben sich theilweise erst im Laufe der Zeit zu 
Selbstverwaltungskörpern entwickelt.*** 

Andere Berufsgenossenschaften verfolgen ausschliesslich oder 
in erster Linie wirthschaftliche Zwecke der Genossen. Hatte einst 
die allgemeine Rechtsunsicherheit, und die Gefahr, von mächtigen 
Grundherren unterdrückt zu werden, die Schwachen zum Zusammen- 
schluss aneinander bewogen, so stehen heutzutage die Angehörigen 
des Arbeiterstandes hilflos da, wenn sie sich nicht wenigstens für 
ausserordentliche Fälle der wirthschaftlichen Noth zu gegenseitiger 
Hilfeleistung assoziieren. Der moderne Staat hat nun, ohne jedoch 
prinzipiell die freie Vereinigung auszuschliessen, zu diesem Behufe 
Zwangsverbände errichtet, und zur Theilnahme an derselben auch 
die Unternehmer herangezogen. Derzeit bestehen solche Assozia- 
tionen, welche sich nur zum kleinen Theil an ältere Organisationen 
anschliessen,^*^ als Unfalls-, Kranken-, Invaliden- und Alters- 
versorgungskassen hauptsächlich für industrielle und Bergarbeiter.**^ 



«** Siehe oben S. 19. 

*** So z. B. die Bruderladen und Knappschafts vereine der Bergarbeiter. 

»*• Siehe Gierke, i. B., § 70 B., I. 2. 



Zweiter besonderer Theil. 



IM ersten Theil wurde der Begriff der Selbstverwaltung besprochen, 
und die rechtliche Stellung erörtert, welche ihr nach der Ansicht 
der einzelnen Schriftsteller als integrierender Bestandtheil des 
Organismus der öffentlichen Verwaltung im konstitutionellen Staate 
zukommt. Hierauf wurde in kurzen Zügen dargestellt, wie sie zu 
dem geworden ist, was sie gegenwärtig ist. Es wurde ausgeführt, 
wie die Vorläufer der Selbstverwaltungskörper, die genossenschaft- 
lichen Verbände des Mittelalters ohne Dazuthun des Staates ent- 
standen sind, und sich selbstständig entwickelt haben. Dann wurde 
gezeigt, wie sie, nachdem sie Jahrhunderte lang, zum Theil fast völlig 
unabhängig vom Staat ihre eigenen Zwecke verfolgt, durch Verfall 
im Innern und durch ungünstige äussere Einflüsse nach und nach 
ihre Bedeutung verloren, und endlich vom absoluten Staat zu blossen 
Staatsanstalten gemacht, oder gänzlich aufgehoben wurden. Zum 
Schluss wurde erörtert, wie diese Körperschaften unter der Herr- 
schaft des konstitutionellen Staates in verjüngter Form neu erstanden 
sind, um zugleich mit anderen Schöpfungen des modernen Rechts- 
lebens an der Führung der öffentlichen Verwaltung Theil zu nehmen. 
Nunmehr soll die Stellung, welche die Selbstverwaltung nach den 
positiven Gesetzgebungen im modernen Staate einnimmt, zur Dar- 
stellung gelangen. Dabei soll mit der Besprechung der Gemeinde 
begonnen werden, da dieselbe nicht nur kleinster Selbstverwaltungs- 
körper mit allgemeinen Zwecken ist, sondern auch, weil ihre recht- 
liche Stellung für die anderer Selbstverwaltungskörper massgebend 
geworden ist. 
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L Abschnitt. 

Die Ortsgemeinde/ 



I. Abtheilung. 

Das Gemeindegebiet 

l. 

Allgemeines. 

Unter Gemeindegebiet ist das Stück Land zu verstehen, über 
welches eine bestimmte Gemeinde die Gemeindegewalt in analoger 
Weise ausübt, wie der Staat über sein Gebiet die Staatsgewalt. ^ 
Es handelt sich also hiebei um ein dem öffentlichen Rechte ange- 
höriges Verhältnis, um eine lokal begrenzte Gewalt, um eine Art 
Gebietshoheit, die sich im Laufe der Zeit entwickelt hat.* Das 



' Die Literatur über die Gemeinde ist eine sehr reichhaltige, obwohl es 
abgesehen von den darauf bezüglichen Artikeln in den rechts- und staats- 
wissenschaftlichen Wörterbüchern und Encyklopädien an monographischen Ab- 
handlungen fast gänzlich fehlt. Die Hauptmasse fmdet sich in den verschie- 
denen Lehrbüchern und Kompendien des Staats- und Verwaltungsrechts. Unter 
denselben sind namentlich hervorzuheben : DaMmann, Politik, § 238 flf., Aretin, 
konstitutionelles Staatsrecht, 3. Th., S. 22 ff., Stahl, Rechtsphilosophie, 2. B., 
2. Abth. § 4 ff , Bluntschli, Allgemeines Staatsrecht, 2. B., 11. B., Schmitthenner, 
Grundlinien, § 120 ff.^ Held, System des Verfassungsrechts, 2. B., § 497 ff., 
Zoepfl, Grundsätze des gemeinen deutschen Staatsrechts, 2. B., § 420 ff., Za- 
chariae, Deutsches Staats- und Bundesrecht, i. Th., 4. Kap. § 105, Grotefend, 
Das deutsche Staatsrecht der Gegenwart, § 515 ff., Gerber, Grundzüge, § 20, 
21, Steifty Verwaltungslehre, l. Aufl., l. B. S. 431 ff., 2. Aufl., l. Th., 2. B., 
S. 214 ff., Gareis, Allgemeines Staatsrecht, §32, Sarwey, Allgemeines Verwaltungs- 
recht, § 40, Schulze, Lehrbuch des deutschen Staatsrechts, § 160—64, G. Meyer, 
Lehrbuch des deutschen Staatsrechts, § iio— 14, Loening, Lehrbuch des deutschen 
Verwaltungsrechts, § 33—40, Gierke, Art Gemeinde, Gemeindebeamte, u. s. w. 
in V. Holtzendorffs Rechtslexikon, 2. B., S. 42—67, Brater, Art. Gemeinde in 
Bluntschli's Staats Wörterbuch, 4. B., S. 109—61, Loening, Art. Gemeinde, in 
seiner Ausgabe von Bluntschli' s Staatswörterbuch, I. B., S. 736 ff., Joüy, Art. 
Gemeinde, Gemeindebezirk, u. s. w. in StengePs Wörterbuch des deutschen 
Verwaltungsrechts, i. B., S. 495, 500, 512, 518, 545, 571, Rosin, Souveränität, 
Staat, Selbstverwaltung, Gemeinde, in Hirth's Annalen des deutschen Reichs. 
Ueber das Gemeinderecht einzelner Staaten siehe: Z7/6nc/i^ Lehrbuch des öster- 
reichischen Staatsrechts, § 97 — 115, und in Marquardsen's Handbuch, 4. B., 
I. H. B., § 116—20, Scheda, Spezialentscheidungen in Gemeindesachen, Wien 
1868, Swieceny, Das Heimatsrecht, 2. Aufl., Wien, 186 1, Gamon, das Heimats- 
gesetz mit Spezialentscheidungen, Linz, 1861, Scheda, das Heimatsrecht, Wien, 
1861, Ingierok, Das Heimatsrecht in Oesterreich, Wien 1886, Rauchberg, ELritik des 
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rechtliche Verhältnis der mittelalterlichen Dorfgemeinde zu ihrem 
Gebiet beruhte auf dem Sondereigenthum der Genossen an Haus 

österreichischen Heimatsrechts in der Zeitschrift für Volkswirthschaft, Politik und 
Verwaltung von Böhm-Bawerk, Inania Stemegg und Plener 2. B., i. H., Röjtne, 
Preussisches Staatsrecht, 2. B., § 305 fF., Schulze, Preussisches Staatsrecht, i. B., 
§ 131 — 43, und in Marquardsen*s Handbuch, 2. B, 2. H. B., § 38, Bomhak, Preus- 
sisches Verwaltungsrecht, i. B., § 100 — 116, Grotefend, Lehrbuch des preus- 
sischen Verwaltungsrechts, i. B., § 193, 196—220, 234—61, Neukamp, Die 
Staats- und Selbstverwaltung Westfalens, Bochum 1887, Derselbe, Die Staats- 
und Selbstverwaltung der Rheinprovinz, Essen 1888, Kessler, Die preus- 
sische Selbstverwaltung und ihre Fortbildung, Worms 1890, Keil, Die Grund- 
sätze des öffentlichen Rechts, und der preussische Entwurf einer Landgemeinde- 
ordnung für die 7 Ostlichen Provinzen im Archiv für öffentliches Recht von 
Läband und Stoerk^ 6. B., S. 345—77 Seidel, Preussisches Stadtrecht, Berlin 1891, 
Keü, Die Landgemeinde in den östlichen Provinzen Preussens, und die Versuche, 
eine Landgemeinde zu schaffen, in den Schriften des Vereins für Sozialpolitik, 
43. B., Leipzig 1890, Hom, Landgemeindeordnung, Berlin 1892, Freytag, Die 
Landgemeindeordnung für die 7 östlichen Provinzen der Monarchie vom 
3. Juli 1891, Breslau 1892, Pözl, Lehrbuch des bayerischen Verfassungsrechts, 
5. Aufl., München 1877, § 97, Seydel^ bayerisches Staatsrecht in Marquardsen's 
Handbuch, 3. B., i. H. B., § 44—53 und 80—82, Mohl, Staatsrecht des König- 
reichs Württemberg, 2, Th,, S. 143 ff., Gaupp, württembergisches Staatsrecht in 
Marquardsen's Handbuch, 3, B., i. H. B., § 58—62, und die übrigen Bearbei- 
tungen des Staatsrechts der deutschen und ausserdeutschen Staaten in dem- 
selben, lieber das französische Gemeinderecht siehe Mayer, Theorie des fran- 
zösischen Verwaltungsrechts, § 64, 65, 67, und Faivre, La loi municipale du 
5. avril 1884, 7. Edition, Paris, die Besprechung dieses Gesetzes von Weiss und 
Blondel im Archiv für öffentliches Recht von Lahand imd Stoerk, 2. B., S. 569—80, 
und die Art. Commune und Maire im Dictionnaire de l'administration fran^aise 
von Maurice Block, Paris 1877, und Supplements annuels. 

Was die gegenwärtig in Kraft stehenden Gemeindegesetze betrifft, so 
gehören dieselben meistentheils den letzten 3 Jahrzehnten an. Die älteren Ge- 
setze, welche noch jetzt in Geltung stehen, sind durch Nachtrags- und Abän- 
derungsgesetze bedeutend modiiizirt. Im einzelnen sind zu nennen. Frank- 
reich: Loi sur Porganisation municipale vom 5. April 1884. In Elsass- Lothringen 
gilt noch im Wesentlichen die ältere französische Gesetzgebung, namentlich die 
Gesetze vom 18. Juli 1837, vom 5. Mai 1855, vom 24. Jali 1867, vom 22. Juli 
1870, femer das Gesetz vom 30. Dezember 1871, vom 24. Februar 1872, vom 
24. Jänner 1873, 25. Juni 1873, und andere. Italien : La legge comunale e pro- 
vinciale, testo unico del 10 febbrajo 1889, und Abänderungsgesetze vom 7. Juli. 
1889 imd 3. Juli 1892, dazu die kgl. Dekrete vom 6. Juli und 21. Dezember 1890. 
Holland: Gemeindegesetz vom 29. Juni 1851 und Abänderungsgesetze vom 
7. Juli 1865, 28. Juni 1881, 26. Juli 1885, 15. April 1886 und Art. X der Zusatz- 
artikel zur rev. Verf, von 1887. Belgieft: Ges. vom 30. März 1836 und vom 
30. Dezember 1887. Die für die Gemeindewahlen giltigen Bestimmungen des 
Wahlgesetzes vom 18. Mai 1872, abgeändert durch die kgl. Erlasse vom 17. Mai 
1878 und 5. August 1881, und die Gesetze vom 24. August 1883 imd 26. Mai 
1888. Oesterreich: G. G. vom 5. März 1862, und die Gemeindeordnungen für 
die einzelnen Königreiche und Länder sammt Wahlordnungen aus den Jahren 
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und Hof und dem Gesammteigenthum an der gemeinen Mark. 
Freilich war sowohl das eine als auch das andere kein rein privat- 



1863—66, deren Text aus im Wesentlichen gleichlautenden Regierungsvorlagen 
hervorgegangen ist, weshalb auch im Folgenden, wenn nicht von Eigenthümüch- 
keiten der einzelnen Länder die Rede ist, immer nur die Paragraphen dieser 
letzteren zitirt werden sollen. (Reg.-V.) Im einzelnen haben die Landesgesetze 
folgendes Datum: Böhmen: G.-O. u. W.-O. vom 16. April 1864. Bukowina .-G.O. 
W.-O. vom 14. November 1863. DcUmatien: G.-O. u. W.-O. vom 30. Juli 1864. Galt- 
zien u, Lodomerien: G.-O. u. W.-O. vom 12. August 1866. Görz 1*. Gradiska: 
G.-O. u. W.-O. vom 7. April 1864. Istrien: G.-O. u. W.-O. vom 10. Juli 1863. 
Kärnten: G.-O. u. W.-O. vom 15. März 1864. Krain: G.-O. u. W.-O. vom 
17. Februar 1866. Mähren: G.-O. imd W.-O. vom 15. März 1864. Oberösterreich: 
G.-O. u. W.-O. vom 28. April 1864. Niederösterreich: G.-O. u. W.-O. vom 
31. März 1864. Scdzburg: G.-O. u. W.-O. vom 2. Mai 1864. Schlesien: G.-O. 
u. W.-O. vom 15. November 1863. Steiermark: G.-O. u. W.-O. vom 2. Mai 1864. 
Tirol: G.-O. u. W.-O. vom 9. Januar 1866. Vorariherg: G.-O. vom 22. April 
1864, W.-O. vom 29. Juni 1890. Für Triest ist das Statut vom 12. April 1850 
zugleich Stadtordnung und Landesordnung. Dazu die Gemeindegesetze der Städte 
mit eigenem Statut : Das Gesetz vom 19. Dezember 1890 für Wien, die G.-O. für 
Prag vom 27. April 1850 und die Gesetze vom 26. September 1883, 18. November 
1884, 20. Januar 1887 und 22. März 1889. G.-G. für Graz vom 8. Dezember 1869. Eine 
Aufzählung der Städteordnungen, die bis zum Jahre 1882' reicht, findet 
sich bei Ulbrich, Lehrbuch des österreichischen Staatsrechts, § II4. H.-G. vom 
3. Dezember 1863. Preussen: St.-0. für die östlichen Provinzen vom 30. Mai 
1853, G. vom 30. Mai 1853 für die Städte von Neuvorpommerfi und Rügen^ 
L -G.-O. vom 3. Juli 1891. Westfälische St-O. vom 19. März 1856, L.-G -O. 
vom 19. März 1856. St.-0. für die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856, L.-G.-O. 
vom 23. Juli 1845, abgeändert durch G. vom 15. Mai 1856. G.-O. für Sigma- 
ringen vom 6. Juni 1840, L.-G.-0. von Hechingen vom 19. Oktober 1833. Gesetz, 
betreffend die Verfassung und Verwaltung der Städte und Flecken von Schleswig- 
Holstein vom 14. April 1869 und Landgemeinde Verfassung vom 22. September 
1867, beide mit geringen Modifikationen 16. Dezember 1870 und 2. November 
1874 in Lauenburg eingeführt. Rev. St-O. für Hannover vom 24. Juni 1858, 
G. betr. die Landgemeinden vom 28. April 1859, G.-O. für Kurhesseti vom 
23. Oktober 1834, für Nassau G.-O. vom 26. Juli 1854 und W.-O., abgeändert 
durch G. vom 26. April 1869. G., die Einrichtimg des Gemeinde wesens betr. 
vom 9. Oktober 1849, imd Verord. vom 6. Dezember 1852 und 5. Februar 1865 für 
Homburg, Gemeindeveriassungsgesetz für Frankfurt am Main vom 25. März 1867, 
L,-G.-0. für die Gemeinden der Umgebung vom 12. August 1824, und für die von 
Hessen und Bayern 1866 abgetretenen Landestheile das hess. G.-G. v. 8. Januar 1852, 
und die bayer. Verord. vom 17. Mai 1818 sammt Novelle vom i. Juli 1834. Alle diese 
Gesetze sind vielfach abgeändert durch die Kreisordnungen, von denen nur die für die 
östl. Prov. älter ist, als die L.-G.-O., und durch das Zust. G. vom I. August 1883 und 
17. März 1892. Bayern : G.-O. für die Landestheile diesseits des Rheins vom 29. April 
1869, abgeändert durch G. vom 19. Januar 1872, und 14. März 1890, G.-O, für die 
Pfalz vom 29. April 1869, abgeändert durch G. vom 19. Januar 1872, G. über 
Heimat etc. vom 16. April 1868, abgeändert durch G. vom 23. Februar 1872 und 
17. März 1892. Sachsen: Rev. St.-O., St.-0. für mittlere und kleinere Städte, und 
L.-G.-0., alle drei vom 24. April 1873. Dazu Abänderung von 23. März 1880, u. 

Blodiff, Selbstverwaltung. 7 
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rechtliches Verhältnis, da mit dem Eigenthum an Grund und Boden 
auch das Recht und die Pflicht verbunden war, den Frieden zu 



24. April 1886, u. G. vom 30. April 1890. Württemberg: Verwaltungsedikt vom l. März 
1822, Abänderung vom 6. Juli 1849, G. vom 16. Juni 1885, betr. die Gemeinde- 
angehprigkeit, G. vom 21. Mai 1891, betr. die Verwaltimg der Gemeinden, 
Stiftungen, Amtskörperschaften, G. vom 15. Juni 1853, betr. Besteuerung des 
Einkommens für die Zwecke der Amtskörperschaften und Gemeinden, vom 
17. September 1853 über zusammengesetzte Gemeinden, und G. vom 24. Januar 
1854, betr. die Aufsicht über verwahrloste Gemeinden. Baden: G.-O. und 
Bürgerrechtsgesetz vom 31. Dezember 1831, abgeändert und ergänzt durch G. 
vom 15. Februar 185 1, 4. Oktober 1862, 5. und 14. Mai 1870 und 7. Juni 1874, 
St.-O. vom 20. Juni 1884, abgeändert durch G. vom i. Mai 1886, G.-O. für 
mittlere Gemeinden vom 22. Juni 1890. Dazu die Städtewahlordnung vom 
16. November 1874 und die Gemeinde Wahlordnungen vom 16. Mai 1870 für 
kleinere, und vom 8. Juli 1890 für mittlere Gemeinden. Hessen: St.-0. vom 
13., L.-G.-O. vom 15. Juni 1874, G. vom 18. Mai 1885, die Wahlen zur Ver- 
tretimg und Verwaltung der Gemeinden, Kreise und Provinzen betr., Oldenburg: 
Rev. G.-O. vom 15. April 1873, abgeändert durch Verord. vom 17. Februar 
1880 und G. vom 22. Dezember 1884. Anhalt: Gemeinde, Stadt und Dorf- 
ordnung vom 26. Mai 1882, abgeändert durch G. vom 7. April 1887. Braun- 
schweig: St.-O. und L.-G.-O., beide vom 18. Juni 1892. Weimar: G.-O vom 
24. Juni 1874, Nachtrag vom 21. Dezember 1883, 12. Dezember 1886, und 
15. Oktober 1889. Meiningen: Edikt, die Verwaltung und Verfassung der Land- 
gemeinden betr. vom 15. August 1840, G. vom 11. und 31. März 1848 und 
15. April 1868. Kobtirg: G.-G. vom 22. Februar 1867, Nachtr. vom 24. Juni 1869. 
Gotha: G.-G. vom ii. Juni 1858, Zusatzbestimmungen vom 16. Mai 1869. Alten- 
burg: D.-O. vom 13. Juni 1876. Die Städteordnungen in Meiningen und Alten- 
burg beruhen wesentlich auf Statuten; für Koburg und die koburg'sche Stadt 
Neustadt bestehen besondere Städteordnungen. Schw.-Rudolstadt: G.-O. vom 
9. Juni 1876, Abänderungen vom 28. März 1885 und 2. Dezember 1886. Schu\- 
Sondershausen: G.-O. vom 15. Jänner 1876. Reuss, ä. L, G.-O. vom 25. Januar 1871, 
Nachtrag vom 24. Dezember 1876, Abänderung vom 6. Mai 1884, G., die Errichtung 
einer neuen Behörde für die in erster Instanz auszuübende Beaufsichtigung der 
städtischen Gemeindeverwaltung betr. vom 6. Mai 1884. Reuss j, L.: Rev. 
G.-O. vom 17. Juni 1874, Abänderungen vom 25. Dezember 1877, 20. Dezember 
1883 und 28. Juli 1890. Lippe: St.-O. vom 17. April 1886, Abänderung vom 
15. Juni 1888, für die Landgemeinden Verord. vom 2. März 184 1^ die Gemeinde- 
verfassung betr., und Verord. das Heimatrecht betr., vom 2. März 1841. 
Schaumburg- Lippe : L.-G.-O. vom 7. April 1870, St.-0. vom 7. April 1870, 
Abänderungen vom 18. Dezember 1870 und 22. Februar 1877. Waldeck: G.-O. 
vom 6. April 1888, H.-G. vom 16. August 1855. 

' Ueber den rechtlichen Charakter und Bedeutung der Gebietshoheit der 
Gemeinde siehe Gierke, Das deutsche Genossenschaftsrecht, 2. B., S. 870 ff., 
Rosin, Das Recht der öffentlichen Genossenschaft, § 4, N. 2, Preuss, Gemeinde, 
Staat, Reich als Gebietskörperschaften, und HaeneTs Ausführungen zur Revision 
der Methode und Grundbegriffe des Staatsrechts, im Archiv für öffentliches 
Recht von Laband und Stoerk, 5. B., S. 457—79. 

' Ueber die Entwickelung der Rechtsverhältnisse der Gemeinde zu ihrem 
Gebiet siehe Gierke, l. B., § 8, § 53, B. I, 2. B., § 9, 10, 22, 26. 
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wahren, woraus sich später das Recht der Ortspolizei entwickelt 
hat Erst nach und nach, und in den Städten bedeutend früher, 
als am Land, spaltete sich dieses halb private und halb öffentlich- 
rechtliche Verhältnis in ein Eigenthum der Gemeinde an gewissen 
Liegenschaften einerseits, und ein Gewaltverhältnis über ein be- 
stimmtes Gebiet andererseits. So weit sich noch das Gesammtei- 
genthum der Genossen an der Gemeindemark erhalten hatte, ver- 
wandelte es sich in privates Eigen der Gemeinde als solcher, in 
Gemeindegut, während sich ihre öffentliche Gewalt unabhängig von 
jedem privatrechtlichen Verhältnis auf alle innerhalb eines bestimmten 
Gebietes gelegenen Liegenschaften erstreckte. Als in der Folgezeit 
die Gemeinde zu einer blossen Unterabtheilung des Staates gemacht 
wurde, musste sich die ihr zustehende öffentliche Gewalt, die sie 
freilich nur im Namen des Staates ausübte, naturgemäss auch auf 
diejenigen Grundstücke ausdehnen, welche bisher unter keiner 
Gemeindegewalt gestanden waren, aber nunmehr, wie zu einem 
staatlichen Gerichts- oder Steuersprengel, so auch zu einer bestimmten 
Gemeinde gehören mussten.* Doch haben nur die französische 
Gesetzgebung und ihre Nachbildungen diese Konsequenz voll und 
ganz gezogen. Die meisten deutschen Gemeindeordnungen hingegen, 
welche die Gemeinde als eine Staatsanstalt oder als eine Unter- 
abtheilung des Staates auffassen, erklären zwar auch, dass in der 
Regel jedes Grundstück im Staatsgebiet auch einer bestimmten 
Gemeinde angehören müsse, sie nehmen aber von dieser Regel 
gewisse Grundstücke aus. Dies gilt namentlich von unbewohnten 
oder nicht in Kultur stehenden Landstrichen, sowie von denjenigen 
Grundstücken, welche Personen gehören, die ausnahmsweise keiner 
Gemeindegewalt unterstehen. 

Wenn man in der Gemeinde eine Staatsanstalt sieht, ist ihr 
Gebiet lediglich der räumliche Wirkungskreis, innerhalb dessen die 
Gemeinde die ihr vom Staate übertragenen Funktionen ausübt, und 
die Gebietshoheit der Gemeinde eine Art staatlicher Amtsgewalt, 
deren rechtliche Grundlage ausschliesslich in der Gebietshoheit des 
Staates gelegen ist. Fasst man aber die Gemeinde als eine selbst- 
ständige Person des öffentlichen Rechts auf, welche innerhalb eines 
bestimmten Gebietes allgemeine Kulturzwecke in ähnlicher Weise 
zu erfüllen hat, wie der Staat im Staatsgebiet, so ergibt sich daraus 
ein unmittelbares Herrschaftsverhältnis der Gemeinde über ihr Gebiet. 
Gleichwie alles, was sich innerhalb des Staatsgebietes befindet, der 
Staatsgewalt unterworfen ist, so ist alles, was sich im Gemeinde- 



* Siehe Gierke, i. B., § 57, B. I. 



100 Zweiter besonderer Theil. 

gebiet befindet, der Gemeindegewalt unterworfen.^ Die Gebietshoheit 
der Gemeinde ist qualitativ der des Staates ähnlich, und nur 
quantitativ von ihr verschieden. Die Gemeinde erweist sich auch 
hier als ein Mikrokosmus des Staates, als eine Person des öffent- 
lichen Rechts mit einem doppelten, einem persönlichen und einem 
realen Substrat. Man versteht also unter der Gebiets- 
hoheit der Gemeinde die öffentliche Gewalt, welche 
sie über ihr Gebiet, ähnlich wie der Staat über das 
Staatsgebiet auszuüben befugt ist. 

Durch die Anerkennung der Gemeinde als Korporation des 
öffentlichen Rechts mit selbstständigem Gemeindezweck und als 
Subjekt einer Gebietshoheit verliert der Grundsatz: »Jedes Grund- 
stück im Staat muss einer Gemeinde angehören«, noch nicht seine 
Geltung. Denn auch abgesehen davon, dass die Gemeinde in Bezug 
auf die Geschäfte des übertragenen Wirkungskreises immer noch 
gewissermassen als ein staatlicher Verwaltungsbezirk anzusehen 
ist, steht sie auch in Sachen des eigenen Wirkungskreises den ein- 
zelnen Staatsbürgern als Obrigkeit und als nothwendiges Glied 
im Gesammtorganismus der öffentlichen Verwaltung gegenüber, 
welches in keinem Theile des Staates entbehrt werden kann. 

Daher erklären auch die Gesetzgebungen, mögen sie theoretisch 
auf dem einen oder dem anderen Standpunkt stehen : »Jedes Grund- 
stück muss einer Gemeinde angehören«, »das gesammte Staatsgebiet 
zerfällt in Gemeinden«, u. dgl. m., oder sie schreiben vor, dass 
jedes bisher zu keiner Gemeinde gehörige Grundstück einer solchen 
zugetheilt werde. ^ Nur ausnahmsweise kann ein Stück Land von 



^ Siehe die Ausfahrungen Rosin* s im Recht der Öffentlichen Genossenschaft, 
§ 4, N. 2. Auf die Frage, was eigentlich Gebietshoheit ist, kann hier nicht näher 
eingegangen werden. Es genügt auch zur Charakterisirung der Gebietshoheit der 
Gemeinde darauf hinzuweisen, dass dieselbe juristisch ein Analogen der staat- 
lichen Gebietshoheit ist. Genaueres darüber siehe in dem zitirten Buche von Preuss. 

« Art. I. des Ost. G.-G. vom 5. März 1862 und § 5 der Reg.-V., § 2, AI. i der 
preuss. L.-G.-O. für die östl. Prov., § 6 der westf., § 3, 4 der rheinl., § i, Abs. 2 der 
schl.-holst L.-G.-O., i. Abs. des hann. G. vom 28. April 1859, § 5, Abs. i der 
kurh., Art. 3, Abs. i der bayer., Art. 3 der pfälz. G.-O., § 5 der sächs. L.-G.-O., 
§ I des würt. Verw.-Ed., § 6 der braunschw. L.-G.-O., Art. 3, § 3 der old., § 10 der 
anh., Art. i, 3, Abs. 2 der weim. G.-O., § 3 des goth., Art. 6, Abs. l des kob., Art. i, 
2, Abs. I des mein. G.-G. vom 11. März 1848, § l, 5 des alt. G. vom 18. Dezem« 
ber 1854, Art. l, 3, Abs. 2 der schw.-rud., Art. l, 3 der schw.-sond., Art. I, 4, Abs. 2 
der reuss. ä. L., Art. i, 3, Abs. 2 der reuss. j. L.-G.-O., § 6, Abs. 2 der schaiunb.- 
lipp. L.-G.-0., § 4 der wald. G.-O. — Wo das französische Recht gilt, oder ein- 
mal gegolten hat, wie z. B. in Nassau, versteht es sich von selbst, dass jedes 
innerhalb des Staatsgebietes gehörige Grundstück zu einer Gemeinde gehören 
muss, wenn auch die neueren Gemeindegesetze hierüber nichts erwähnen. 
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der Gemeindegewalt eximirt sein, nämlich wenn es unbewohnt ist, 
oder solchen Personen zum Aufenthalt dient, die ausnahmsweise 
keiner Gemeindegewalt unterstehen. Daher gehören bisweilen alle 
oder gewisse im Eigenthum des Landesfürsten stehenden Grund- 
stücke dem Gemeindeverbande nicht an, hin und wieder auch die 
dem Aerar gehörigen Realitäten. So bestimmt Art. I des öster- 
reichischen allgemeinen Gemeindegesetzes vom 5. März 1862 und § 5 
der Reg.-V., dass »die zur Wohnung oder zum vorübergehenden 
Aufenthalte des Kaisers bestimmten Gebäude, Gärten und Anlagen 
nicht zum Verbände der Ortsgemeinde gehören«. Aehnliche Bestim- 
mungen treffen einzelne deutsche Gesetzgebungen/ während in 
anderen Staaten, so z. B. in Bayern, Württemberg, Hannover, dem 
Könige gehörige Grundstücke nur von den direkten Gemeindesteuern 
befreit sind, die als Zuschlag zu den Staatssteuern eingehoben werden.® 

Die zweite Ausnahme von der allgemeinen Regel, dass jedes 
Grundstück einer Gemeinde angehören müsse, besteht darin, dass 
gewisse unbewohnte Gebiete vom Gemeindeverbande ganz oder in 
gewisser Hinsicht gelöst sind. So bestimmt Art. 3 der bayerischen 
Gemeindeordnung, dass grössere Waldungen, Freigebirge und 
Seen, die vor Erlass des Gemeindegesetzes eine eigene, ausserhalb 
des Gemeindeverbandes stehende Gemarkung bildeten, auch fernerhin, 
solange sie unbewohnt bleiben, zu keiner Gemeinde gehören sollen. 
Die Ortspolizei wird in diesen Gemarkungen von der Distrikts- 
gemeinde ausgeübt, einzelne Funktionen fallen dem Eigenthümer 
zu,® Dagegen ist nach § 7, und 152 — 55 der Braunschw. L.-G.-O. 



^ So z. B. bleiben nach § 82, AI. a der sächs. L.-G.-O. »Die kgl. Schlösser 
und deren Zubehöningenc vom Gemeindeverband ausgeschlossen, nach Art. 3, 
Abs. 2 der weim. G.-O. »Diejenigen Grundbesitzungen, welche der immittel- 
baren Benutzung des Landesfürsten vorbehalten sindc und »diejenigen fiskalischen 
Waldungen, welche zu dem Kameralforstbezirk geborene; ähnliche Bestimmun- 
gen treffen § 54 des goth., Art. 6 des kob. G.-G., Art 3 der schw.-rud. G.-O. 
xmd andere Gesetze. Dabei ist meistens vorgeschrieben, dass die Besitzer exi- 
mirter Grundstücke alle oder einzelne der sonst die Gemeinde treffenden Aus- 
lagen zu tragen haben. Trotzdem kann man nicht von selbstständigen Gutsbe- 
zirken sprechen, wie ja auch z. B. die schw.-rud. G.-O. neben einander Ge- 
meinden, Gutsbezirke und weder einer Gemeinde, noch einem Gutsbezirk an- 
gehörige Grundbesitzungen außsählt. Dagegen sind § 9 der anh. G.-O. die herzogL 
Schlösser sammt Zubehör, sowie gewisse Forsten und Domänen geradezu als 
»selbstständige Gutsbezirke« bezeichnet. 

* Dieses Vorrecht ist aber nur Ausfluss der persönlichen Freiheit des 
Landesfürsten von staatlichen Abgaben. 

* Nach einigen Gesetzen, so nach § 54, 56, 57, 205, 206 des goth., Art. 5, 
6 des kob. G.-G., Art. 3, Abs. 3, AI. 2 der schw.-rud., dem gleichen Art. der 
reuss. j. L.-G.-O. und der Zusatzbestimmung vom 17. Juni 1874 brauchen der- 
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für die keinem Gemeindeverband zugehörigen Gemarkungen vom 
Eigenthümer ein eigener Lokalpolizeibeamter zu bestellen, der durch 
die Aufsichtsbehörde zu bestätigen ist. Noch weiter gehen die 
§ 174 — 77 der Bad. G.-O. für mittl. Gemeinden, indem dieselben die 
polizeiliche Aufsicht über Waldungen mit abgesonderter Gemarkung 
einem benachbarten Bürgermeister überweisen, oder einen beson- 
deren »Stabhalter« aus den Einwohnern der Gemarkung damit be- 
trauen. Die Eigenthümer der Waldungen haben daneben noch eine 
Reihe anderer Funktionen der Gemeinde in Bezug auf Wegeunter- 
haltung, Schulwesen und Armenunterstützung den übrigen Ein- 
wohnern gegenüber zu erfüllen, so dass die badischen Gemar- 
kungen mit ihrem natürlichen Substrat von Land und Leuten 
gewissermassen die Brücke zu den selbstständigen Gutsgebieten bilden. 

IL 

Stadt- und Landgemeinden. Sonstige Verschiedenheiten in der 

rechtlichen Stellung der Oemeinden. 

Die Gemeinden sind die kleinsten Selbstverwaltungskörper, 
welche Zwecke allgemeiner Natur verfolgen. Im Uebrigen aber sind 
ihre Rechtsverhältnisse oft höchst verschieden gestaltet. Der Begriff 
»kleinster Selbstverwaltungskörper« ist ein relativer, kein absoluter, 
und können daher diese »kleinsten Selbstverwaltungskörper« unter- 
einander in Bezug auf die Grösse und sonstige natürliche Be- 
schaffenheit ihres Gebietes und seiner Bewohner die mannigfachsten 
Verschiedenheiten aufweisen, welche dann auch in den Rechtsver- 
hältnissen der Gemeinde mehr oder weniger zum Ausdruck kommen. 

Der tiefgreifendste Unterschied, der sich in dieser Hinsicht im 
grössten Theile Europa^s entwickelt hat, ist der zwischen Stadt- und 
Landgemeinden, doch ist er nicht von allen Gesetzgebungen in 
gleicher Weise berücksichtiget worden. So macht die neuere fran- 
zösische Gesetzgebung, wie schon bei Darstellung der Geschichte der 
Selbstverwaltung angedeutet wurde, grundsätzlich zwischen Stadt- 
und Landgemeinden keinen Unterschied. Nur Paris und Lyon 
nehmen eine exzeptionelle Stellung ein.^® Auch die Gemeinde- 



artige vom Gemeindeverbande eximirte Gemarkungen nicht einmal unbewohnt 
zu sein. Die Bewohner derselben werden benachbarten Gemeinden zugewiesen, 
imd haben die Grundbesitzer einzelne gewöhnlich den Gemeinden obliegende 
Aufgaben, namentlich die Erhaltung gewisser Wege zu besorgen. Man kann 
also gewissermassen von einer partiellen Exemption von der Gemeindegewalt 
sprechen. 

'® Siehe Libon^ Staatsrecht der französischen Republik in Marquardsen*s 
Handbuch, 4. B., i. H. B., § 61. 
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Ordnungen von Holland, Belgien und der bayerischen Rheinpfalz 
stellen Stadt- und Landgemeinden rechtlich völlig gleich, während 
in Italien nur in Städten, die mehr als 10.000 Einwohner haben, 
oder Hauptorte von Provinzen oder Kreisen sind, der Bürger- 
meister gewählt, in den übrigen Gemeinden vom König ernannt 
wird.^* Auch in Elsass-Lothringen sind Stadt- und Landgemeinden 
rechtlich gleichgestellt, nur Strassburg und Metz stehen unter einer 
besonderen Aufsichtsinstanz. Auch die Gemeindeordnungen mehrerer 
westdeutscher Staaten, die lange Zeit ganz unter dem Einfluss des 
französischen Rechts standen, machen zwischen Stadt- und Land- 
gemeinden einen verhältnismässig geringen Unterschied. Dies ist 
namentlich in der preussischen Rheinprovinz, in Kurhessen, in 
Nassau,** im Grossherzogthum Hessen und in Baden der Fall, 
während in Württemberg, wo die Grundherrschaft nie so mächtig 
geworden war, wie im übrigen Deutschland, und die Bauern sogar 
in den Landständen vertreten waren, der Gegensatz zwischen Land 
und Stadt sich überhaupt nicht in der gleichen Schärfe entwickelt 
hat.*^ In einer Anzahl kleinerer Staaten endlich haben sich keine 
grösseren Städte zu bilden vermocht, und ist so der Hauptanlass 
weggefallen, Stadt- und Landgemeinden verschieden zu behandeln.** 

Im grössten Theil des deutschen Rechtsgebietes hingegen sind 
die Rechtsverhältnisse der Stadt- und Landgemeinden verschieden 
geordnet. So bestehen für die meisten preussischen Provinzen, für 
Sachsen, das rechtsrheinische Bayern, Braunschweig, Oldenburg 
und andere Kleinstaaten^^ besondere Städte- und Landgemeinde- 
ordnungen, oder es stellt ein allgemeines Gemeindegesetz für Stadt- 
und Landgemeinden verschiedene Normen auf. In Oesterreich hin- 
gegen besteht für jedes Kronland nur eine Gemeindeordnung, es 
steht aber grösseren Städten und Kurorten frei, um eigene Statuten 
anzusuchen. Für die Landeshauptstädte sind solche unter allen 
Umständen zu erlassen.*^ 



^^ Art. 123 des kom. und prov. G. 

*' Dies gilt aber nur betreffs der rechtlichen Stellung der Gemeinden, wie 
sie in den Gemeindegesetzen normiert ist. Die Kr.-O. und das Zust.rG. unter 
scheiden zwischen Stadt- und Landgemeinden, und zählt daher erstere alle 
Städte taxativ auf. 

*" Die württembergischen Städte unterscheiden sich von den Landge- 
meinden nur dadurch, dass ihnen ipso jure das Marktrecht zusteht. 

** So in Weimar, den beiden reuss'schen und Schwarzburg'schen Fürsten- 
thümerü und Waldeck. 

" So in Anhalt, Koburg, Gotha, Lippe und Schaumburg-Lippe. 

*« Art. XXII. des G. vom 5. März 1862. Aehnlich in Altenburg und Meiningen. 
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Ob eine Gemeinde Stadt- oder Landgemeinde ist, hängt nach 
den meisten Gesetzgebungen von ihrer historischen Entwickelung ab. 
Andere Gemeindeordnungen erklären dafür die Zahl der Einwohner 
für massgebend. So bestimmt Art. i der hess. St.-O., dass alle 
Gemeinden, welche mehr als io.cx)0 Einwohner haben, Städte seien. 
Gemeinden mit mindestens 3000 Einwohnern kann das Städterecht 
verliehen werden. Aehnlich nach Art. 3 des bad. G. vom 
24. Juni 1874, wobei übrigens einzelne grössere Städte nach dem 
Gesetze unter allen Umständen der Städteordnung unterstehen. 
Auch in Württemberg sind die geringen Verschiedenheiten in der 
rechtlichen Stellung der einzelnen Kategorien von Gemeinden 
lediglich von der Zahl ihrer Einwohner abhängig." Die rheinl. 
St.-O. berücksichtigt in gleicher Weise sowohl die Einwohnerzahl, 
als auch die geschichtliche Entwickelung einer Gemeinde als Stadt, 
indem § i derselben erklärt, dass nur solche Gemeinden unter die 
Bestimmungen der Städteordnung fallen, die mindestens 10.000 Ein- 
wohner haben, und zugleich im Provinziallandtag im Stande der 
Städte vertreten sind, oder zur Zeit der Verkündigung der G.-O. 
von 1850 unter der revidirten St.-0. von 1831 standen. Anderen 
im Provinziallandtag im Stande der Städte vertretenen Gemeinden 
kann das Stadtrecht verliehen werden. 

Einzelne Gesetzgebungen unterscheiden unter den Stadt- und 
Landgemeinden noch grössere und kleinere Gemeinden, indem 
sie namentlich in die Organisation kleiner Städte Elemente auf- 
nehmen, wie sie sonst der Landgemeindeverfassung eigenthümlich 
sind, und umgekehrt. Die Unterschiede zwischen grösseren und klei- 
neren Gemeinden derselben Art sind meist nicht so tiefgreifend, wie die 
zwischen Stadt und Landgemeinden; oft bestehen sie nur in der 
Verschiedenheit der Aufsichtsbehörde, Exemption von der Gewalt 
der Kommunalverbände höherer Ordnung, bisweilen aber auch in 
einer ziemlich weit gehenden Verschiedenheit der Organisation und 
Kompetenz. So treffen § 72, 73 der preuss. St.-O. für die östl. 
Prov. und § 94 — 98 der für Schl.-Holst. Bestimmungen, wonach 
die Verfassung von Städten mit weniger als 2500 Einwohnern der 
der Landgemeinden ähnlich gemacht werden kann. Fast das gleiche 
gilt nach § 72, 73 der westf St.-O., während umgekehrt in Rhein- 
preussen und Hessen die Verfassung der Städte im Allgemeinen 
der der Landgemeinden ähnlich ist, grössere Städte aber nach § 66 
der rheinl. und Art. 99 der hess. St.-O. eine Verfassung mit kolle- 
gialem Vorstand annehmen können. Auch § i der sächs. 'St-O. 



" § 2 des Verw.-Ed. 
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vom 24. April 1873, unterscheidet grössere, mittlere und klei- 
nere Städte. Dabei sind im Zweifel Städte mit mehr als 6000 
Einwohnern als grössere anzusehen, und unterliegen der revidirten 
Städteordnung, die anderen können erklären, dass sie sich dieser 
Städteordnung unterwerfen wollen. Daneben bestehen noch Sonder- 
rechte einzelner grösserer Städte. In Preussen bilden die grösseren 
Städte eigene Stadtkreise,*® in Bayern gibt es mittelbare und un- 
mittelbare Städte, welche den Distriktsgemeinden gleichgestellt 
sind, und in erster Instanz unter der Aufsieht der Kreisregierung 
stehen.*^ In den österreichischen Kronländern, in denen Bezirks- 
vertretungen bestehen, sind die Landeshauptstädte und einzelne 
grössere Städte aus dem kommunalen Bezirks verbände in jeder 
Hinsicht, andere Städte mit eigenem Statut jedoch nur in gewisser 
Beziehung ausgenommen.*® Auch Art. i, § 2 der old. und Art. 33 
der anh. G.-O. unterscheiden mehrere Kategorien von Städten. 
Auch die Landgemeindeordnungen treffen bisweilen für grös- 
sere und für kleinere Gemeinden besondere Bestimmungen. Dabei 
handelt es sich aber in der Regel nur um Verschiedenheiten in 
ihrer Organisation, indem in kleineren Gemeinden die Versammlung 
aller Wahlberechtigten neben die gewählte Gemeindevertretung 
oder an ihre Stelle tritt, oder indem grössere Landgemeinden eine 
Verfassung mit kollegialem Vorstand einführen können. Zahlreiche 
Beispiele hiefür liefert die Gesetzgebung der meisten deutschen 
Kleinstaaten, sowie die preussischen, hessischen und sächsischen 
Gesetze. 2^ In Baden bestehen für grössere und kleinere Land- 
gemeinden sogar verschiedene Gemeindeordnungen. 



" Nach § 4 der Kreisordnimg für die östl. Prov. sind Städte mit mindestens 
25.000 Einwohnern aus dem Kreisverbande auszuscheiden. Kleineren Städten kann 
dies nur durch kOnigl. Verordnimg gestattet werden. 

" Art. 155 der G.-O. Das Gesetz vom 17. Mai 1818 unterschied Städte 
erster, zweiter und dritter Klasse, grössere Märkte, Land- und Ruralgemeinden. 

"*• § 3 des böhm., § 2 des gal., § 2 des schles., § 3 des steier., § 7 des 
tir. Ges. über die Bezirksvertretimg. 

«* So nach § 49, 74 der preuss. L.-G.-O. für die östl. Prov., § 24 der westf., 
§ 45 der rheinl., § 16 der schl.-holst., § 51 der hann. L.-G.-O , § 37 der kurh., 
§ 27 der nass. G.-O. Femer nach § 31 der sächs., Art. il der hess. L.-G.-O., 
nach § 122 der anh., Art. 46, Abs. 2 der weim. G.-O., § 71 des goth., Art. 8 der mein. 
G.-G. vom 22. August 1840, nach § 14 der alt. D.-O., nach Art. 139 der 
schw.-rud., Art. 61 der reuss. j. L., Art. 59 der reuss. ä. L.-G.-O., § 24 der 
schaumb.-lip. L.-G.-O., § 34 der wald. G.-O. Natürlich kann hiebei nicht von 
solchen gesetzlichen Anordnungen gesprochen werden, nach welchen die Zahl 
der Mitglieder der Gemeindevertretung, des Gemeindevorstandes, der Gehilfen 
des Bürgermeisters u. s. w. je nach der Zahl der Einwohner oder stimmberech- 
tigten Bürger in der Gemeinde festgesetzt wird. Denn durch solche Bestim- 
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Nachdem zwischen den einzelnen Arten der Gemeinden so 
bedeutende rechtliche Unterschiede bestehen, wirft sich von selbst 
die Frage auf, wie eine Gemeinde einer Kategorie in eine andere 
übergehen kann, wie namentlich eine Landgemeinde zur Stadt- 
gemeinde wird, und umgekehrt. Wo es blos auf den Unterschied 
in der Höhe der Bevölkerung ankommt, wird die Frage leicht zu 
lösen sein. Anders ist es, wo der Unterschied zwischen Stadt- und 
Landgemeinde ein rein historischer ist, und im Laufe der Zeit ein 
thatsächlich zur Stadt gewordenes Dorf auch rechtlich dazu gemacht 
werden soll. Wider den Willen einer Gemeinde kann eine solche 
Aenderung meistens nur durch Gesetz erfolgen; willigt die Ge- 
meinde hingegen ein, oder hat sie selbstständig die Initiative er- 
griffen, so genügt oft ein blosser Verwaltungsakt, wobei die Um- 
w^andlung einer Stadt in eine Landgemeinde gewöhnlich an mindere 
Bedingungen gebunden ist, als das umgekehrte. In Preussen bedarf 
es in beiden Fällen einer königlichen Verordnung.** In Bayern 
kann eine Stadtgemeinde jederzeit die Landgemeindeverfassung 
annehmen, wenn zwei Drittel der Gemeindebürger zustimmen. 
Soll aber eine Landgemeinde in eine Stadtgemeinde verwandelt, 
oder eine Stadt unmittelbar der Kreisregierung unterstellt werden, 
ist die Genehmigung des Königs erforderlich.*' Wenn die sächs. 
St.-O. bestimmt, dass Städte mit weniger als 6000 Einwohnern er- 
klären können, die St.-O. für grosse Städte annehmen zu wollen, 
so hat es natürlich dabei sein Bewenden,** zur Verwandlung einer 
Landgemeinde in eine Stadt bedarf es aber einer eigenen Ver- 
ordnung. Dass in Baden und Hessen Gemeinden mit 3000 Ein- 
wohnern unter Genehmigung der Aufsichtsbehörde die St.-O. an- 
nehmen können, davon ist schon die Rede gewesen. Wo das 
Gesetz die Städte namentlich anführt, wie z. B. §1 der kurh. 
G.-O. oder § i der lipp. St.-O., ist jede Veränderung im Stande 
derselben regelmässig nur wieder durch ein Gesetz möglich. Haben 
die einzelnen Städte besondere Statute, so werden dieselben durch 



mungen, die sich übrigens fast in allen deutschen und ausserdeutschen Gemeinde- 
ordnungen finden, wird keine qualitative thatsächliche Verschiedenheit in der 
Organisation der Gemeinden begründet. 

" § I, Abs. 2 der L.-G.-O. für die östl. Prov., § 96 der St.-0. für Schl- 
Holst., § 30 der Verord. vom 22. September 1867, die L.-G.-Verf. in SchL-Holst 
betreffend, § i der westf. St.-O. und der L.-G.-O., § i der rheinl. und § 4 der 
hann. St.-O. 

" Art. 9 der G.-O. 

^* Doch bestimmt § i, dass ein nach dem i. Oktober 1873 gefasster Be. 
schluss auf Abänderung der städtischen Verfassung der Genehmigung des Mini- 
steriums bedarf. 
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Gesetze bestätigt, oder wie z. B. in Oesterreich, geradezu in der 
Form von Gesetzen erlassen. Sonst wird es, wo das Gesetz keine 
besondere Bestimmung trifft, wohl am angemessensten sein, zur Be- 
antwortung dieser Frage diejenigen Normen, die über sonstige 
Veränderungen im Bestand der Gemeinden bestehen, analog in 
Anwendung zu bringen. Danach wird im Allgemeinen die Ver- 
wandlung einer Land- in eine Stadtgemeinde und umgekehrt wider 
Willen derselben nur durch ein Gesetz, sonst unter Umständen 
schon durch einen konstitutiven Akt der Aufsichtsbehörde erfolgen 
können. 

III. 

Gemeinde und Ortschaft -Abtheilungen der Gemeinde. — 

Theilgemeinden. 

Die alte Dorfgemeinde bestand aus einem Komplex von 
Ansiedlungen sammt der dazu gehörigen Mark. Später hat sich 
das geändert: Einmal bildeten sich in einer Mark mehrere Ort- 
schaften, die dann zusammen eine Gemeinde ausmachten. Anderer- 
seits konnten mehrere Gemeinden thatsächlich zu einer Ortschaft 
zusammenwachsen, wie es namentlich bei grösseren Städten 
häufig vorkommt. Heutzutage sind »Gemeinde« und »Ortschaft« 
zwei sich durchkreuzende Begriffe, wobei das rechtliche Ver- 
hältnis beider zu einander verschiedenartig gestaltet sein kann. 

So kann eine grössere Gemeinde in mehrere Bezirke getheilt 
werden, welche aber nur administrative Unterabtheilungen der 
Gemeinde sind, denen ebensowenig juristische Persönlichkeit zu- 
kommt, wie einem staatlichen Gerichts- oder Steuersprengel.** 

Ferner ist es möglich, dass verschiedene Ausgaben nicht von 
der ganzen Gemeinde zu tragen sind, sondern nur von denjenigen 
Theilen derselben, denen sie ausschliesslich zu Gute kommen. Als 
solche Theile stellen sich nun häufig einzelne Ortschaften dar. 
Dadurch wird jedoch keinerlei juristische Persönlichkeit begründet, 
und deshalb kann man auch nicht von Konkurrenz der Ortschaften 
sprechen, sondern nur von verschiedener Steuerpflicht der einzelnen 
Steuerpflichtigen je nach ihrem Wohnorte. Wohl aber kommt es 
vor, dass einzelne Ortschaften thatsächlich eigenes Vermögen be- 
sitzen, und in dieser Hinsicht als Subjekte privater Rechte erscheinen. 
Dies ist namentlich dann der Fall, wenn Ortschaften, die früher 
selbstständige Gemeinden gewesen sind, zu einer Gemeinde vereinigt 



» Vgl. z. B. § 2 des Wiener G.-St, § 60 der preuss. St.-O. für die östl. 
Prov. und der westf., § 55 der rheinl., § 62 der schL-holst., § 67 der frankf., § 42 
der hann. St.-O., § 53 der kurh. G.-O. 
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werden, ohne dass es jedoch zu einer Vermischung des beider- 
seitigen Vermögens kommt. ^^ Ob solche juristische Personen des 
Privatrechts zugleich auch administrative Unterabtheilungen der 
Gemeinde sind, ist gleichgiltig.*^ 

Im Gegensatz zu den bisher angeführten Fällen sind in 
einzelnen Ländern Abtheilungen von Gemeinden thatsächlich auch 
als korporative Verbände des öffentlichen Rechts anerkannt, denen 
obrigkeitliche, namentlich ortspolizeiliche Funktionen übertragen 
sind. In diesem Falle sind die Gemeindefraktionen gewissermassen 
Gemeinden niederer Ordnung innerhalb der Ortsgemeinden, die 
nicht nur einen privatrechtlichen, sondern auch einen selbst- 
ständigen öffentlichen Eechtskreis besitzen, und als Selbstver- 
waltungskörper angesehen werden können. Dies gilt vor allem 
anderen von den dalmatinischen Gemeindefraktionen, welche 
je aus einer oder auch aus mehreren Ortschaften bestehen. Ihre 
Organisation ist ein Abbild der Gemeindeorganisation, ihr Wir- 
kungskreis beschränkt sich nicht nur auf die Verwaltung ihres 
eigenen Vermögens, sondern sie verfolgen auch lokale Wohlfahrts- 
zwecke im ausgedehntesten Masse; ihr Vorstand, der auf den 



'^ So z. B. zahlreiche Gemeinden, die durch das österreichische Gesetz von 
1849 vereinigt wurden. Besonders häufig haben sich derartige Verhältnisse 
aus der Zeit erhalten, da die Regierungen willkürlich Gemeinden vereinigten 
und nur, um ihre Rechte als Privatrechtskorporationen nicht zu verletzen, sie 
innerhalb der neugebildeten Gemeinde als private Rechtssubjekte fortbestehen 
liessen. Siehe Gierke, i. B., § 57, B. I. 

"^ Beispiele für all diese Fälle bieten die Gesetzgebungen in grosser Zahl. 
Grössere Städte zerfallen gewöhnlich in Bezirke. Die meisten Gemeindeord- 
nungen anerkennen einzelne Ortschaften als Subjekte privater Rechte, so 
z. B. § 69 der österr. Reg.-V. die einst selbstständigen, später zu einer Ge- 
meinde vereinigten Ortschaften. Ebenso können die bei gewissen Auslagen 
allein Betheiligten nach den § 70, 71 nicht nur einzelne Personen, sondern auch 
Ortschaften als solche sein. Die Gesetzgebung von Görz, Böhmen, Krain, Ober- 
Oesterreich hat sogar zur Verwaltung der Vermögensangelegenheiten dieser 
Ortsgemeinden die Bildung von dem Gemeindevorstand und der Gemeindever- 
tretung ähnlichen Organen angeordnet. Ganz ähnlich ist es in Bayern. 
Dort kennt sowohl die für die Länder am rechten Rheinufer giltige G.-O., 
(Art. 5, 45, 153) als auch die pfälzische (Art. 5, 36, 85), Ortschaften als selbst- 
ständige Vermögenssubjekte und als Konkurrenzbezirke. Dabei ist jedoch wie 
in Oesterreich der Grundsatz festgehalten, dass es sich nur um Aufbringung 
der Geldmittel, nie aber um wirkliche Führung einer Verwaltung handle. Die 
Vermögensverwaltung wird entweder von den Organen der Gemeinde, oder 
von eigens dazu bestimmten Personen geführt. Auch die französischen und 
belgischen »Sections de commune« sind blos Subjekte von Vermögensrechten. 
Trotzdem werden erstere von Mayer in seiner Theorie des französischen Ver- 
waltungsrechts, § 67 als Selbstverwaltungskörper angesehen. 
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TemavorschlagdesKonvokates vomGemeinderath ernannte Capovilla 
besorgt als Organ der Gemeinde die Geschäfte der Lokalpolizei. 
Daneben, bestehen die Konvokate, eine Art Fraktionsvertretungen, 
welche über die Verwaltung des Fraktionsvermögens und über Ange- 
legenheiten der lokalen Wohlfahrtspflege Beschluss zu fassen haben.»» 
Noch deutlicher zeigt sich der öffentlichrechtliche Charakter 
der württembergischen Theilgemeinden, deren Rechtsverhältnisse 
durch das Gesetz vom 17. September 1853 geordnet sind. Aus 
mehreren Ortschaften bestehende Gemeinden können nämlich in 
Theilgemeinden zerfallen, welche nicht nur vermögensfahig sind, 
sondern auch örtliche Verwaltungsangelegenheiten selbstständig 
besorgen. Ihre Organisation ist der der Gemeinde nachgebildet. 
Während aber in Dalmatien der Capovilla über Temavor- 
schlag des Konvokates (Theilgemeinderathes) vom Gemeinde- 
rath bezeichnet wird, werden die württembergischen »Anwälte« 
(Bürgermeister der Theilgemeinden) nur in den kleinsten Theil- 
gemeinden vom Gemeinderath ernannt, sonst aber von den wahl- 
berechtigten Einwohnern der Theilgemeinde gewählt. Besonders 
hervorzuheben ist, dass ihnen das Gesetz ausdrücklich lokalpolizei- 
liche Befugnisse, ja sogar polizeiliche Strafgewalt zuschreibt, wobei 
festzuhalten ist, dass es sich nicht, wie in Dalmatien, um blosse 
Ausübung des der ganzen Gemeinde zustehenden Rechts gewisser- 
massen im übertragenen Wirkungskreis der Theilgemeinde handelt, 
sondern um ein ihr im eigenen Wirkungskreis zustehendes Recht. 
Aehnliche Bestimmungen trifft Art. I § 3 der old. G.-O., wo sogar 
von einer »Selbstverwaltung« der in einer Gemeinde befindlichen 
Ortschaften die Rede ist. 

Es wäre nun naheliegend, die dalmatinischen, und noch mehr 
die württembergischen und oldenburgischen Theilgemeinden als 
wirkliche Ortsgemeinden aufzufassen. Dazu aber fehlt ihnen die 
Allgemeinheit des Zweckes, die zum Begriffe der Ortsgemeinde 
gehört. Daher kann sich das kommunale Leben nicht in den Theil- 
gemeinden konzentriren, welche auch nur in einzelnen Gemeinden 
eines Landes, nicht aber im ganzen Gebiet desselben eingeführt 
sind, und schon deshalb nicht im Stande sind, als wirkliche 
Ortsgemeinden zu fungiren. Sie sind also Personen des öffent- 
lichen Rechts und Selbstverwaltungskörper, aber keine Orts- 
gemeinden. Ihre Einrichtung beruht auf historischen und Zweck- 
mässigkeitsgründen. Während man nämlich sonst bei Zusammen- 
legung von Gemeinden allgemein nur die Vermögensrechte berück- 



" § 22—28, 65-68 der dalm. G.-O. 
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sichtigte, sie also nur als Personen des Privatrechts fortbestehen 
Hess, war es ganz dem Geist der württembergischen und olden- 
burgischen Gesetzgebung entsprechend, ihnen auch wenigstens 
einige ihrer öffentlichen Rechte zu lassen. In Dalmatien endlich, 
wo einzelne Gemeinden aus 50 Ortschaften bestehen, die oft weit 
von einander entfernt sind, und ganz verschiedene Interessen ver- 
folgen, bei ihrer geringen Grösse aber nicht selbstständige Gemeinden 
sein können, war es zweckmässig, ihnen in Anknüpfung an frühere 
Verhältnisse ein Stück kommunalen Lebens zu lassen. Es sind 
dies eben nur vereinzelte Ausnahmen, welche den Charakter der 
Ortsgemeinde als kleinster Selbstvervv^altungskörper mit allgemeinen 
Zwecken nicht alteriren können. 

IV. 

Neubildung und Aufhebung von Gemeinden. — Veränderungen 

der Gemeindegrenzen. 

Wenn die Gemeinde eine blosse administrative Unterabtheilung 
des Staates ist, muss ihr Bestand ausschliesslich vom staatlichen 
Willen abhängig sein. Auf ihren Willen kann es dabei nur inso- 
weit ankommen, als sie zugleich auch als Korporation des Privat- 
rechts und Subjekt von Vermögensrechten erscheint. Daher wird 
in den meisten Gesetzgebungen, welche diesen Standpunkt ein- 
nehmen, die Verpflichtung der Verwaltungsbehörde ausgesprochen, 
ehe eine Gemeinde in mehrere Theile getheilt, oder ganz oder zum 
Theil mit einer anderen Gemeinde vereinigt wird, die betheiligten 
Gemeinden und Privatpersonen gutachtlich zu vernehmen.*^ Auch 
gestatteten sie, dass mehrere Gemeinden, die mit einander vereinigt 
werden, ihr Vermögen behalten, und als private Korporationen auch 
weiter verwalten. Fasst man aber die Gemeinde als eine Kor- 
poration des öffentlichen Rechts auf, so folgt daraus, dass der Staat 
nicht willkürlich über die Existenz und Integrität ihres Gebietes 
verfügen kann. Es wäre aber zu weit gegangen, zu behaupten, 
dass keine Gebietsveränderung ohne Genehmigung der betheiligten 
Gemeinden vorgenommen werden dürfe. Denn der Staat muss als 
Souverän berechtigt sein, unter gewissen Voraussetzungen nicht nur 
wohlerworbene Rechte einzelner Staatsbürger, sondern auch solche 
von privaten und öffentlichen Korporationen aufzuheben. Ja, man 
wird gerade bei öffentlichen Korporationen dieses Recht des Staates 
besonders betonen müssen, weil öffentliche Rechte, wie sie denselben 
regelmässig zustehen, leichter mit dem öffentlichen Wohl koUidiren 



•» Siehe Gierke, i. B., § 57. B. I. 



I. Abschnitt, i. Abth. IV. Neubildung und Aufhebung von Gemeinden etc. m 

werden, als private Rechte. Auch sind die Gemeinden Glieder im 
Gesammtorganismus der öffentlichen Verwaltung, also Theile eines 
grösseren Ganzen, welche sich im allgemeinen Interresse, für das 
sie ja selbst thätig sind, auch Beschränkungen ihrer wohlerworbenen 
Rechte gefallen lassen müssen. Aus ihrer rechtlichen Stellung als 
öffentliche Korporationen folgt ferner, dass, wenn eine Gemeinde 
sich in mehrere Theile theilen will, oder wenn mehrere Gemeinden 
sich mit einander vereinigen, oder ihre Grenzen abändern wollen, 
dies nicht ohne Genehmigung der Staatsgewalt geschehen darf. 

Die Gemeinde hat also im konstitutionellen Staat ein Recht 
darauf, dass über ihr Gebiet nicht willkürlich verfügt wird. Die 
Behörde soll weder beliebig Gemeinden aufheben, theilen und ihre 
Grenzen verändern, noch darauf gestellte Anträge der Gemeinden 
beliebig zurückweisen dürfen. Die Gemeindeordnungen treffen jedoch 
meist nur für den ersten, praktisch wichtigeren Fall Vorsorge, wobei 
blosse Grenzveränderungen im Allgemeinen leichter vorgenommen 
werden können, als die Vereinigung oder Neubildung von Gemeinden. 

Daher bestimmen auch, um jeder administrativen Willkür vor- 
zubeugen, die meisten Gesetzgebungen, dass die Neubildung oder 
die Aufhebung bestehender Gemeinden wider den Willen der be^ 
theiligten Gemeiden nur im Wege eines Gesetzes erfolgen kann. 
Dies gilt ausnahmslos nach Art. 3 der belgischen Verfassungs- 
urkunde, und nach Art. 5, 6 des französischen G.-G., sofern es sich 
um die Vereinigung von Gemeinden verschiedener Kantone, oder 
um die Theilung und Neubildung von Gemeinden handelt. Dagegen 
ist Art. 74 der italienischen Verfassungs-Urkunde, welcher sogar 
die Regelung der Abgrenzung der Gemeinden für Sache der Gesetz- 
gebung erklärt, durch verschiedene Ausnahmen durchbrochen.*® 

Unter den deutschen Gemeindeordnungen schliesst vor allem 
die österreichische jede Vereinigung von Gemeinden wider ihren 
Willen im blossen Verwaltungswege aus. Wohl aber können sich 
zwei oder mehrere Gemeinden desselben Bezirkes auf ihren An- 
trag, wenn die politische Landesbehörde keine Einwendung erhebt, 
mit Bewilligung der Bezirksvertretung oder des Landesausschusses 
vereinigen. Zur Trennung einer Gemeinde in mehrere Theile ist 
jederzeit ein Landesgesetz erforderlich.*^ 

^ Art. 15—17 des Gem.- u. Prov.-G. 

•* § 2, 3 der Reg.-V. Im Einzelnen weicht wohl die Fassung der ver- 
schiedenen Landesgesetze von einander ab. So bestimmt § 2 der kämt., § 83 der 
oberösterr., und § 86 der salz. G.-O., dass Gemeinden, welche den ihnen gesetz- 
lich obliegenden Verpflichtungen nicht nachzukommen vermögen, durch ein 
Landesgesetz vereiniget werden können, wobei jedoch das Vermögen der ver- 
einigten Gemeinden getrennt bleibt. 
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Auch nach den meisten Gesetzgebungen der Staaten des 
deutschen Reichs kann die Aufhebung oder Neubildung einer Ge- 
meinde gegen den Willen der Betheiligten in der Regel nur im 
Wege der Gesetzgebung stattfinden. Sind sie aber einverstanden^ 
ist gewöhnlich nur ein konstitutiver Akt der Aufsichtsbehörde, 
eventuell eine ministerielle oder landesherrliche Verordnung erfor- 
derlich. Ausserdem ist in beiden Fällen bisweilen die Anhörung 
des Vertretungs- oder des kollegialen Verwaltungsorganes eines 
Selbstverwaltungskörpers höherer Ordnung vorgeschrieben. 

Ein Gesetz ist zur Neubildung oder Aufhebung von Gemeinden 
unbedingt erforderlich nach § 4 der drei bad. Gemeindeordnungen 
und nach der Gesetzgebung mehrerer Kleinstaaten. •* Ebenso ver- 
langt Art. 4 der bayer. und der pfälz. G.-O. ausdrücklich ein Ge- 
setz, wenn ohne Zustimmung der betheiligten Gemeinden eine der- 
selben getheilt oder mit einer anderen vereinigt werden soll. In anderen 
Fällen genügt eine ministerielle Verfügung^*. Mehrere Gesetzgebun- 
gen erklären stillschweigend, dass die Neubildung und Aufhebung 
von Gemeinden nur unter Zustimmung der Betheiligten durch einen 
administrativen Akt erfolgen könne. Sie verlangen also, wenn die 
Zustimmung derselben nicht vorliegt, ein Gesetz, da doch nicht 
anzunehmen ist, dass die Betheiligten berechtigt sein sollen, durch ihren 
Widerspruch die im öffentlichen Interesse vielleicht unumgänglich 
nothwendige Vereinigung oder Theilung von Gemeinden unter allen 
Umständen zu hindern.'* Dies ist namentlich der Standpunkt der 
preussischen Gesetzgebung. So verlangt § 2 Abs. 3 der preuss. 
St.-O. für die östl. Prov. und der westf. St.-O. zur Vereinigung 
einer Stadt mit einer Landgemeinde ausser dem Einverständnis 
der Betheiligten eine kgl. Verordnung, § 6 Abs. 2 der westf. 
L.-G.-O. bei Vereinigung zweier oder mehrerer Landgemeinden 
Genehmigung des Königs. Die Neubildung von Gemeinden durch 
Zusammenlegung von Theilstücken, welche von einzelnen Ge- 
meinden abgetrennt wurden, ist an die gleichen Bedingungen 
geknüpft, wie Grenzveränderungen. Ebenso nach § i Abs. 3, 4 
der schl.-holst. L.-G.-O. Nach § i der nass. G.-O. findet die Tren- 



" So nach § 6 der braunschw. St.-0., § 2, 9 der L.G-.-O., Art. 2, § 2 
der old., § 6 der wald. G.-O., ebenso nach § l der nass. G.-O. bei Auflösung 
bestehender Gemeindeverbände. 

'■ Auch in Anhalt kann die Vereinigung mehrerer Gemeinden nach § 13 
der G.-O. wider ihren Willen nur durch ein Gesetz angeordnet werden, sonst 
durch freie Uebereinkunft derselben unter Genehmigung der Regierung. 

• * Derselben Ansicht ist Loening^ Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechts, 
§ 33i S. 156, Anm. 2. 
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nung bestehender Gemeindebezirke und die dadurch nothwendig 
werdende Bildung neuer durch Vertrag der Gemeinden mit Ge- 
nehmigung der Landesregierung nach Anhörung des Bezirksrathes 
statt. Nach § 54 des hann. Ges. vom 6. August 1840 und Min.-Erl. vom 
8. August 1874 kann die Neubildung und die Vereinigung von Ge- 
meinden nur unter Genehmigung des Oberpräsidenten erfolgen. In- 
sofern von den Gemeindegesetzen noch Anhörung des Kreistages vor- 
geschrieben ist, hat an dessen Stelle nach § 25 das Zust.-G. die 
des Kreisausschusses zu treten. Auch in Hessen ist jede Auflösung 
und Vereinigung von Gemeinden nach Art. 3, Abs. i der L.-G.-O. und 
Art. 5, Abs. I, 2 der St.-0. von der Genehmigung des Grossherzogs 
abhängig, wobei noch Anhörung des Kreistages vorgeschrieben ist. 
§ 7 der Sachs. L.-G.-0. wieder verlangt die Genehmigung des 
Ministers. Aehnlich nach der Gesetzgebung mehrerer Klein- 
staaten.'^ 

Dabei gestatten jedoch die meisten Gemeindeordnungen der 
Regierung, wenn sie auch normaler Weise die Theilung und Ver- 
einigung von Gemeinden von der Zustimmung der Betheiligten 
abhängig machen, im Falle eines dringenden Bedürfnisses die be- 
treffende Massregel trotz des Widerspruchs derselben durch- 
zuführen, oder sie setzen fest, dass ihre Zustimmung durch 
die Beschlussfassung gewisser Organe eines Kommunalverbandes 
höherer Ordnung oder ehrenämtlicher Kollegien ersetzt werden 
kann. Dies ist vor allem der Standpunkt der preuss. L.-G.-O. für 
die östl. Prov. Nach § 2, Abs. 3 erfolgt nämlich die Neubildung 
oder Vereinigung von Gemeinden durch kgl. Verordnung, wobei 
die Zustimmung der Betheiligten normaler Weise vorausgesetzt 
wird, aber durch den Kreisausschuss ersetzt werden kann. Dagegen 
steht jedoch den Betheiligten der Beschwerdeweg nach Massgabe 
des § 123 des Ges. über die allg. L.-V. offen. Auch bestimmt 
AI. 2 desselben Paragraphen, dass Landgemeinden, welche ihre 
öffentlichen Pflichten nicht zu erfüllen vermögen, durch kgl. An- 
ordnung aufgelöst werden können. Fast gleich lauten § 7, Abs. 3 
der Sachs. L.-G.-O. und § 4 der weim. G.-O., nur dass in letzterer 
nichts von einer »dringenden Nothwendigkeit« gesagt ist.^® 



■* So nach § 99 des alt. Gr.-G. und § 2 der D.-O., nach Art. 6 der schw.- 
rud., Art. 2 der schw.-sond., Art. 4 der reuss. j. L. G.-O. In Els.-Lothr. ist 
nach dem G. vom 24. Juli 1867 und § I der Verord. vom 23. Juli 1879 ^u 
allen Grenzänderungen der Gemeinden ein Gesetz nothwendig, wenn der Bezirks- 
rath mit der Vornahme derselben nicht einverstanden ist. 

" Aehnlich nach Art. 10, 12 des kob., § 211, 13 des goth. G.-G. und Art 
7. Abs. 3 der reuss. ä. L. G.-O. 

Blodif, Selbstverwaltung. 8 
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Endlich gibt es noch Gesetzgebungen, welche lediglich die 
Vernehmung der Betheiligten vorschreiben, im Uebrigen aber der 
Regierung gestatten, mit oder ohne Einwilligung derselben Ge- 
meinden zu theilen und zusammenzulegen. So erfolgt nach Art. 6 
des franz. G.-G. die Vereinigung mehrerer Gemeinden durch Dekret 
im Staatsrath. Willigen aber die betheiligten Gemeinden und die 
Commissions syndicales ein, kann schon der Conseil general die 
Bewilligung ertheilen. In Italien kann nach Art. 15 — 17 des Gem.- 
und Prov.-G. die Regierung einzelne Gemeinden auf ihren Antrag 
zusammenlegen. Kleinere Gemeinden, welche ihren Verpflichtungen 
nicht nachzukommen vermögen, können nach Vernehmung ihrer 
Vertretungen und der etwa betheiligten Privatpersonen durch ein 
kgl. Dekret vereinigt werden, wenn der Provinzialrath erklärt, dass 
die gesetzlichen Voraussetzungen zutreffen. Ebenso können grös- 
sere Gemeindefraktionen auf ihr Verlangen durch ein kgl. Dekret 
zu selbstständigen Gemeinden gemacht werden. 

Von den deutschen Gemeindegesetzen gestatten verhältnis- 
mässig nur wenige der Regierung die Zusammenlegung und Theilung 
von Gemeinden nach blosser Anhörung der Betheiligten im admini- 
strativen Wege vorzunehmen. Doch ist dies nach § 6 der rheinl. 
L-G-O., nach § 4 der kurh. G-O., nach dem würt. Erl. vom 
17. Oktober 1839, ^^^ nach den Gemeindeordnungen einiger 
Kleinstaaten der Fall.'' 

Zur Vornahme solcher Gebiets-Veränderungen, welche weder 
die Neubildung, noch die Aufhebung einzelner Gemeinden zur 
Folge haben, ist, auch wenn die Betheiligten nicht damit einver- 
standen sind, der Erlass eines Gesetzes nur nach wenigen Gemeinde- 
ordnungen erforderlich. Doch ist die Frage ihrer Zustimmung 
meistens insoferne von Bedeutung, als im Falle, dass dieselbe 
vorhanden ist, eine niedere Behörde zur Vornahme des konstitutiven 
Verwaltungsaktes zuständig ist. Fehlt sie hingegen, ißt gewöhnlich 
eine höhere Behörde kompetent, oder die Einholung eines Gut- 
achtens von Organen eines Selbstv^erwaltungskörpers höherer Ord- 
nung, bisweilen, wie z. B. regelmässig in Preussen, Genehmigung 
des Landesfürsten erforderlich. Jedenfalls aber müssen die Be- 
theiligten mit ihren Wünschen und Beschwerden wenigstens ver- 

•• So nach Art. 8, Abs. i und Art. 10 der mein. G.-G. von 1848; nach 
§ 9 der schaumb.-lipp. L -G.-O. erfolgt die Zusammenlegung kleinerer Ort- 
schaften, welche nicht im Stande sind, ihren Verpflichtungen als Gemeinden 
nachzukommen, durch die Regierung, wobei, wenn die Betheiligten ihre Zustim- 
mung verweigern, zuvor die Amtsversammlung mit ihrem Gutachten anzu- 
hören ist. Aehnlich nach § 2 der lipp. L.-G.-O. 
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nommen werden, und schreiben auch hier die Gemeindegesetze 
vielfach vor, dass gegen deren Willen die betreffenden Grenz- 
veränderungen nur im Falle eines »dringenden öffentlichen Be- 
dürfnisses«, vorzunehmen seien. 

Art. 3 der belg. und Art. 74 der ital. Verf.-Urk. verlangen 
für Aenderungen der Gemeindegrenzen ebenso unbedingt ein Gesetz» 
wie bei Theilung und Zusammenlegung von Gemeinden. Auch 
fallen Gebietsveränderungen der Gemeinden, bei denen es sich nicht 
um Abtrennung ganzer Fraktionen handelt, nicht unter die Be- 
stimmungen des Art. 17 des ital. Gem.- undProv.-G. In Frankreich 
werden Veränderungen der Gemeindegrenzen nach Art. 6 des G.-G. 
in gleicher Weise vorgenommen, wie die Vereinigung mehrerer 
Gemeinden, ebenso in Elsass-Lothringen.*® 

In Oesterreich dürfen nach § 4 der Reg.-V. die Gemeinde- 
grenzen wider den Willen beider betheiligten Gemeinden nur durch 
ein Landesgesetz geändert werden. Wenn jedoch mindestens eine 
Gemeinde darum ansucht, wird die Bewilligung von der Bezirksver- 
tretung oder dem Landesausschusse ertheilt, sofern die politische 
Landesbehörde sich damit einverstanden erklärt hat. Nur in Salz- 
burg, Vorarlberg und regelmässig auch in Tirol ist, wenn nicht 
beide Gemeinden übereinstimmen, unter allen Umständen ein Landes- 
gesetz erforderlich. 

Von den Gemeindegesetzen der Staaten des deutschen Reichs 
bestimmen nur § 6 der braunschw. St.-O., § 9 der L.-G.-O. und 
Art. 3 § 4 der old. G.-O., dass Gemeindegrenzen wider Willen der 
Betheiligten lediglich im Wege der Gesetzgebung abgeändert werden 
können, während im Falle ihrer Uebereinstimmung eine blosse 
Verordnung genügt. 

In Preussen beschliesst über Grenzveränderungen der Ge- 
meinden, wenn die betheiligten Gemeinden übereinstimmen, nach 
§ 8 und 25 des Zust.-G. bei Stadtgemeinden der Bezirksausschuss, 
und bei Landgemeinden der Kreisausschuss. Daneben kommen 
noch mehrfach provinzielle Verschiedenheiten vor ; so werden nach 
§ 22 der westf. Kr.-O. Grenzveränderungen durch den Minister im 
Einvernehmen mit dem Bezirksausschusse vorgenommen. Aehnlich 
nach § 2 der rheinl. St.-O., während nach § 6 der L.-G.-O., und 
§ 4 der kurh. G.-O. die Genehmigung des Landesherrn gefordert 
wird. Diese letztere ist allgemein nothwendig, wenn Veränderungen 
in den Grenzen der Gemeinden aus Gründen des öffentlichen 
Wohles gegen den Willen der Betheiligten vorgenommen werden. 



"* Siehe Anm. 35. 

8» 
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Nur nach § 2, Abs. 4 der L.-G.-O. für die östl. Prov. genügt auch 
in diesem Falle der Beschluss des Kreisausschusses, gegen den 
aber den Betheiligten der Beschwerdeweg offen steht. Nach Art. 4 
der bayer. G.-O. werden Veränderungen der Gemeindegrenzen 
vom Minister im Einverständnis mit den Betheiligten, wenn jedoch 
»ein dringendes öffentliches Interesse vorliegt«, auch ohne dasselbe 
vorgenommen. In Sachsen können nach § 7, Abs. i der L.-G.-O. 
und § 135, AI. a der St.-O. mehrere Gemeinden im gegenseitigen 
Einverständnis mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde ihre Grenzen 
ändern. Wenn es aber das öffentliche Interesse erfordert, ist nach 
§ 7, Abs. 3 der L.-G.-O. und § 8 der St.-O. der Minister auch ohne 
Einwilligung der Betheiligten zur Abänderung der Gemeindegrenzen 
berechtigt. Aehnliche Grundsätze gelten auch nach den Gemeinde- 
ordnungen der meisten Kleinstaaten.*^ 

Was die »Betheiligten« betrifft, so sind darunter in erster 
Linie die Gemeinden zu verstehen, welche aufgehoben, vergrössert 
oder verkleinert werden sollen. Doch rechnen, sofern es sich um 
die Abgabe von Gutachten seitens der Betheiligten handelt, die 
meisten deutschen Gesetzgebungen auch die Besitzer derjenigen 
Liegenschaften dazu, welche ganz oder zum Theil von einer 
Gemeinde zur anderen geschlagen werden sollen, ja bisweilen 
werden sie sogar den betheiligten Gemeinden völlig gleichgestellt, 
und kommt ihrem Widerspruch die gleiche rechtliche Bedeutung 
zu. Letzteres ist z. B. nach den preussischen Städteordnungen, der 
L.-G.-O. für die östl. Prov. und der sächs. L.-G.-O.*'» der Fall. 

Bisweilen werden über Veränderungen im Gemeindegebiete, 
welche durch Gemeinheitstheilungen verursacht werden, von der 
Gesetzgebung besondere Normen getroffen. Es ist nämlich möglich, 

" Nach § 12 der anh. G.-O. kann die Regierung nach Anhörung des 
Kreisausschusses die Grenzen einer Gemeinde auf ihren Antrag auch gegen 
den Willen der anderen dabei betheiligten Gemeinden ändern. Nach Art. 4 
Abs. 5 der weim. und Art. 2 der schw.-sond. G.-O. erfolgt die Aenderung von 
Gemeindegrenzen durch Entschli essung des Landesherm, nach § 3 Abs. 3 der 
lipp., § 5 Abs. 4 der schaumb.-lipp. St.-O. und § 7 der L.-G.-O. durch die Re- 
gierung, nach § 5 der wald. G.-O. durch den Landesdirektor, während andere 
Gesetzgebungen, so Art. 9 des kob., § 52 des goth., Art. 10 des mein. G.-G. 
von 1848, § 2 der alt. D.-O., Art. 6 der schw.-rud., Art. 7 der reuss. ä. L. und 
Art. 4 der reuss. j. L. G.-O. die »Zustimmungc oder »Genehmigungc des Mini- 
steriums, der Regierung oder des Landesfürsten verlangen. 

** Ebenso in Braunschweig, Lippe, Schaumburg-Lippe und anderen Klein- 
staaten, Nach 15—17 das ital. Gem.- u. Prov.-G. werden die Beschlüsse und An- 
träge betreffs Veränderungen im Bestand, oder in der Abgrenzung der Gemein- 
den veröffentlicht, und es steht den betheiligten Grundbesitzern und allen 
Wählern das Recht zu, ihrer Meinung darüber Ausdruck zu geben. 
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dass mehrere Gemeinden im Gebiete einer von ihnen gemein- 
schaftlich Liegenschaften besitzen, oder dass ein in einer Gemeinde 
befindliches Grundstück im Gesammteigenthum oder im gemein- 
samen Eigenthum mehrerer Grundbesitzer steht, die verschiedenen 
Gemeinden angehören. Auch kann mehreren Gemeinden gemein- 
schaftliches Eigenthum an einer Gemarkung zustehen, welche keiner 
Gemeinde politisch zugehört, und nunmehr unter die Miteigenthümer 
vertheilt werden soll. Obwohl nun privatrechtliche Verhältnisse 
mit Grenzänderungen der Gemeinden nichts zu thun haben, hat man 
aus praktischen Gründen nicht selten beides in Verbindung gebracht, 
und besondere Rechtssätze dafür aufgestellt, welche aber ihrem 
Inhalt nach in das Gebiet des Verwaltungsrechts der Volkswirth- 
schaftspflege fallen. 

2. Abtheilung. 

Die zur Gemeinde gehörigen Personen. 

I. 

Allgemeines. 

Das zweite natürliche Substrat der Gemeinde sind die zu ihr 
gehörigen Personen. Während aber das Verhältnis der Gemeinde- 
gewalt zum Gemeindegebiet immer und unter allen Umständen ein 
und dasselbe ist, nämlich eine Gebietshoheit, und kein Grundstück 
zugleich unter der Gebietshoheit mehrerer Gemeinden stehen kann, 
ist das Verhältnis der Gemeinde zu den ihr unterworfenen Per- 
sonen nicht immer das gleiche, und kann man auch zugleich der 
Gewalt mehrerer Gemeinden unterworfen sein. So stehen gewisse 
Personen in einem vollkommenen Abhängigkeitsverhältnis zur Ge- 
meinde, ganz wie die Staatsbürger zur Staatsgewalt. Andere Per- 
sonen wohnen in der Gemeinde, ohne in dem Sinne zu ihr zu 
gehören, noch andere haben in ihr blos Grundstücke, oder gewerb- 
liche Etablissements, ohne sich daselbst dauernd aufzuhalten. Da- 
gegen ist dem modernen Rechte die mittelbare, durch eine andere 
Person vermittelte Gemeindeangehörigkeit unbekannt. Jedermann 
steht zur Gemeindegewalt, sowie überhaupt zu jeder öffentlichen 
Gewalt in einem unmittelbaren, unvermittelten Unterthänigkeits- 
verhältnis, mag dabei auch der Grund, warum er gerade dieser 
Gewalt unterworfen ist, in einem ähnlichen Verhältnis einer anderen 
Person gelegen sein. Uebrigens hat sich der rechtliche Charakter 
der Zugehörigkeit zur Gemeinde im Laufe der Zeit gänzlich ver- 
ändert. Im Mittelalter waren die Markgemeindegenossen die in 
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der Gemeinde ansässigen, selbstständigen Bauern, der abstrakte 
Gemeindebegriff ist gänzlich unbekannt, man kann also eigentlich 
nicht so sehr von einer Gemeindeangehörigkeit, als vielmehr von 
einem Genossenrecht sprechen, welches sowohl auf einer dinglichen» 
als auch auf einer persönlichen Grundlage beruhte.^ Personen, die 
nur zur Haushaltung eines Genossen gehörten, wie FamiliengHeder, 
Gesinde u. s. w. waren nur mittelbare Genossen, Hintersassen der 
Gemeinde. Sie gehörten ihr nur durch Vermittelung des Haus- 
vaters oder Dienstgebers an, und hatten weder Stimmrecht in der 
Genossenschaftsversammlung, noch ein selbstständiges Recht auf 
die Nutzungen der Dorfmark. Zu den Hintersassen gehörten auch 
diejenigen, welche zwar persönlich unmittelbar dem Friedens- und 
Rechtskreis der Genossenschaft angehörten, welche aber keinen 
Grundbesitz oder wenigstens kein selbstständiges Bauerngut besassen. 
Dies trifft nicht nur bei Taglöhnem und Handwerkern, sondern 
auch bei kleinen Grundbesitzern (Köttnern, Hüttnern, Büdnern) zu. 
Dieselben hatten weder Anspruch auf einen vollen Antheil an den 
Nutzungen der Dorfmark, noch Stimmrecht in der Vollversammlung 
der Genossen. Doch wurden ihnen in der Regel beschränkte 
Nutzungsrechte eingeräumt, und wurden sie auch bisweilen in 
Angelegenheiten, welche ihr Interesse in erheblichem Masse be- 
rührten, zur Genossenschafts Versammlung beigezogen.* 

Als später das genossenschaftliche Recht als ein pri- 
vates Antheilrecht an den Nutzungen der Dorfmark aufgefasst 
wurde, welches mit dem Eigenthum an Grund und Boden 
verbunden war, bisweilen aber auch als ein selbstständiges Recht 
frei vererbt, veräussert und verpfändet werden konnte, begann 
man sowohl die Kumulirung, als auch die Theilung einzelner 
XJenossenrechte zuzulassen. Da es in Folge dessen halbe Ge- 
nossenrechte und sonstige aliquote Theile derselben gab, lag es 
nahe, die Rechte der nicht vollberechtigten Genossen, soweit sie 
einen beschränkten Antheil an den Nutzungen der Dorfmark 
hatten, als Bruchtheile eines vollen Genossenrechts aufzufassen. 
Die Hauptmasse der nicht vollberechtigten Genossen hingegen, 
deren Zahl durch Neuanziehende in beständigem Wachsen be- 
griffen war, wurden nach und nach zu Ungenossen herabgedrückt, 
indem man ihre Rechte nach Möglichkeit beschränkte, und sie 
trotzdem zur Theilnahme an den genossenschaftlichen Lasten 
heranzog. Dies geschah namentlich, seitdem in Folge des Ein- 



* Siehe Gierke, l. B., § 53, B. I. i, Maurer, Dorfverfassung, i. B., § 50—54. 
« Gierke, I. B., § 53, B. I. 2, Maurer, Dorfverfassung, l. B., § 55—61. 
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greifens der obrigkeitlichen Gewalt und des Verfalls des Gemeinde- 
lebens die Antheilnahme an den Marknutzungen Hauptinhalt des 
Genossenrechts geworden war, und die Genossenschaft sich in 
eine privilegirte Korporation umzugestalten begann, deren Theil- 
nehmer bisweilen sogar auf eine bestimmte Zahl beschränkt wurden.' 
So bildete sich denn im Laufe der Zeit ein engerer und ein wei- 
terer genossenschaftlicher Verband, welch letzterer an Bedeutung 
namentlich dadurch gewann, dass er es war, dem die Gesetz- 
gebung die Sorge für die Armen, die Kirche und Schule, soweit 
diese Angelegenheiten überhaupt Sache der Gemeinde waren, 
überwies.* Natürlich konnten unter diesen Umständen diejenigen, 
welche die genossenschaftlichen Lasten mittrugen,, nicht für die 
Dauer der Zeit von der Ausübung der genossenschaftlichen Rechte 
ausgeschlossen bleiben. In den frei gebliebenen Landgemeinden 
kam es zu Aufständen, in den anderen griff die Landesgesetz- 
gebung regelnd ein, und es wurde der weitere Verband zur po- 
litischen Ortsgemeinde, während die Vollgenossen oder Altbürger 
ihren bisherigen genossenschaftlichen Verband meist in der Form 
einer Realgemeinde, einer privatrechtlichen Vereinigung fortsetzten, 
daneben blieb ihnen, oder überhaupt den grösseren Grundbesitzern, 
meist noch eine bevorzugte Stellung in der poHtischen Gemeinde 
gewahrt.^ 

In den Städten waren Anfangs dieselben Klassen unter den 
Bewohnern vorhanden, wie am Lande, nämlich vollberechtigte 
Grundbesitzer und Hintersassen. Als später alle Städte bewohner 
persönlich frei wurden, hörte dieser Unterschied auf, und es bil- 
dete sich dafür der Gegensatz zwischen den Geschlechtern, von 
denen die Befreiung der Stadt von der Grundherrschaft ausge- 
gangen war, und den übrigen Bewohnern der Stadt, welchen weder 
Antheil an der Leitung des Gemeinwesens, noch Mitgenuss des 
städtischen Vermögens zustand.® Nach dem Siege der Zünfte 
wurde der Kreis der vollberechtigten Bürger beträchtlich erweitert, 
wobei jedoch den Patriziern vielfach noch besondere Vorrechte 
gewahrt blieben. Die übrigen Bewohner nahmen als Schutz- 
genossen oder Beisassen lediglich an der Friedens- und Rechts- 
gemeinschaft der Stadt theil, wofür sie gewisse Abgaben zu ent- 
richten hatten. Als sich jedoch später die vollberechtigte Bürger- 

• Siehe oben S. 80. 

* Gierke, i. B., § 55 A. II. 

* Ebendas., B, C, Maurer, Dorf Verfassung, l. B., § 66—72, 2. B., 

§ 231-35. 

• Gierke, 1. B., § 34, III, IV, Maurer, Städte Verfassung, 2. B., § 227—39. 
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Schaft in eine privilegirte Korporation umgestaltete, und das Recht, 
Gewerbe zu betreiben den Hauptinhalt des städtischen Bürger- 
rechts ausmachte,' wurden die Beisassen zu Ungenossen herab- 
gedrückt, welche die städtischen Lasten mittragen mussten, während 
sie an den Rechten der Bürger nicht theilnehmen durften, und 
ihnen der Eintritt in die engere Genossenschaft derselben aufs 
äusserste erschwert wurde.® 

Neben den vollberechtigten Bürgern und den Schutzgenossen 
oder Beisassen kommen sowohl in den Städten, als auch in den 
Landgemeinden noch diejenigen Personen in Betracht, welche sich 
zwar nicht in der Gemeinde dauernd aufhielten, daselbst aber Häuser 
oder Grundstücke besassen. Sie gehörten der Friedens- und 
Rechtsgemeinschaft der Gemeinde persönlich nicht an, und hatten 
daher auch keinen Anspruch auf die Rechte der Vollgenossen. 
Doch wurde ihnen bisweilen in Angelegenheiten, die für sie von 
besonderem Interesse waren, namentlich in den Landgemeinden, 
das Stimmrecht in der genossenschaftlichen Versammlung, und ein 
beschränktes Recht der Theilnahme an den Nutzungen der ge- 
meinen Mark eingeräumt.^ 

All dies änderte sich, als die Gesetzgebung die inneren An- 
gelegenheiten der Gemeinde nach einheitlichen Normen zu regeln, 
und insbesondere die Rechtsverhältnisse der verschiedenen zu einer 
Gemeinde gehörigen Personen mit dem Charakter der Gemeinde 
als Unterabtheilung des Staates in Einklang zu bringen suchte. 
Am weitesten ging in dieser Hinsicht die französische Gesetz- 
gebung der Revolution und der darauf folgenden Jahre, und die 
deutsche Gesetzgebung, so weit sie sich an das französische Vor- 
bild hielt. Dieselbe hob nämlich jeden Unterschied zwischen 
Vollbürgern, Beisassen, Schutzgenossen u. dgl. auf, und führte in 
Stadt und Landgemeinden in gleicher Weise einen ganz neuen 
Begriff der Gemeindeangehörigkeit ein. Wie nämlich die Gemeinde 
eine administrative Unterabtheilung des Staates, und ihr Gebiet 
ein blosser Verwaltungsbezirk war, so sollte die Gemeindezuge- 
hörigkeit ein Kompetenzverhältnis, das Recht aber, an der Bildung 
des Gemeindewillens theilzunehmen — insoweit man nach dem 
damaligen Stand der Gesetzgebung von einem solchen überhaupt 
sprechen konnte, ein Ausfluss des Staatsbürgerrechts sein. War 
aber das Staatsbürgerrecht Unterlage der Gemeindeangehörigkeit, 



^ Siehe oben S. 78, 79. 
« Gierke, i. B., § 56 I. 
• Maurer, Dorf Verfassung, i. B., § 65, Städteverfassung, 2. B., § 240. 
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musste das eine Rechtsverhältnis durch das andere nothwendio:er- 
weise bedingt sein. Wer nicht Staatsbürger war, konnte nicht 
Gtemeindeangehöriger sein, andererseits aber musste jeder Staats- 
burger einer bestimmten Gemeinde angehören.^* Die deutschen 
Gemeindeordnungen, welche im Allgemeinen auf französischer 
Rechtsgrundlage beruhen, haben allerdings noch einige Elemente 
des alten Rechts beibehalten, indem sie z. B. das Recht, an den 
Gemeindenutzungen theil zu nehmen, nicht allen Gemeindeange- 
hörigen zugestehen.^* 

Auch diejenigen deutschen Gemeindeordnungen, denen nicht 
das französische Recht zum Vorbild gedient hatte, sahen die Ge- 
meinde als eine Unterabtheilung des Staates an, und bestimmten, 
dass in der Regel jeder Staatsbürger einer Gemeinde angehören 
müsse, aber auch nur Staatsbürger einer solchen angehören können." 
Dagegen betrachteten sie das Gemeindebürgerrecht, wenn es auch 
durch das Staatsbürgerrecht bedingt war, nicht als einen blossen 
Ausfluss desselben, sondern als ein selbstständiges Recht, das durch 
besondere rechtliche Thatsachen und vertragsmässige Akte er- 
worben wurde. In allen deutschen Staaten aber war es nunmehr 
ausnahmslos die staatliche Gesetzgebung, welche die leitenden 
Grundsätze aufstellte, wer Angehöriger einer Gemeinde sei, und 
worin die hauptsächlichen Rechte und Verpflichtungen der ver- 
schiedenen zu einer Gemeinde gehörigen Personen bestehen.*' Der 
Gemeinde blieb meist nur ein beschränktes Satzungsrecht vorbe- 
halten, so z. B. die Bestimmung * der Höhe der Einkaufssumme 
innerhalb eines bestimmten Maximums, die Ertheilung der Dispens 



*® Siebe Steitty Verwaltungslehre, 2. Th.. S. 299 Ö., und Maurer, Dorfver- 
fassung, 2. B., § 245. 

" Art. 2, 9, 14 des mein. G.-E. von 1840, § 21 der goth. Verordn. von 1834. 

*" Siehe über diese ganze Materie Gierkey l. B., § 57 B. IL, Maurer, 
Dorfverfassung, 2. B., § 250—58, und G. Meyer, Lehrbuch des deutschen Staats- 
rechts, § 112. 

*■ VgL z. B. § 5 der preuss. Städteordnungen von 1853 und 1856, § 35 
der rheinL G.-O. von 1845, § 15 der Tvestf. L.-G.-O. von 1856, § 9, 22 der kurh. 
G.-O. von 1834, § 86 der nass. G.-O. von 1854, § 35 AI. 5 des öst. G.-G. von 
1849» § 74 der bayer. G.-O. von 1834, § 62, 63 der würt Verf., § 40 der bad. G.-O. 
von 1831, Art. 51 der hess. G.-O. von 1821, § 84 der weim. G.-O. von 1840. 
§ 109 des alt. Gr.-G. von 183 1. — Dass bisweilen Standesherm, Beamte und 
Soldaten vom Gemeinde verband ausgenommen sind, ist eine vereinzelte Aus- 
nahme, während die Bewohner eines selbstständigen Gutsbezirkes, wenn sie 
nicht durch eine ausdrückliche gesetzliche Bestimmung einer Gemeinde zu* 
getheilt sind, unter der Gemeindegewalt der Gutsherrschaft stehen. 
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von einzelnen gesetzlichen Erfordernissen beim Erwerb des Bürger- 
rechts/* u. a. m. 

Die Klasse der alten Vollbürger, die sich in den Landgemeinden 
vielfach noch bis Ende des i8. Jahrhunderts erhalten hatte, wurde 
von den neueren Gemeindegesetzgebungen nicht aufgenommen. 
Zwar bestand sie vielfach als Realgenossenschaft fort, oder 
ihre Mitglieder hatten wenigstens erhöhten Anspruch auf Mitgenuss 
an der gemeinen Mark; oft auch waren den Grundbesitzern be- 
sondere politische Rechte gewährt worden, der öffentlich-rechtliche 
Charakter der Gemeinde war aber nicht mehr der einer Genossenschaft, 
die lediglich aus gewissen Grundbesitzern bestand.^* Im Allgemeinen 
unterschied man nunmehr in Stadt und Land eine einheitliche Klasse 
von Gemeindeangehörigen, unter denen einige, meist Bürger genannt, 
Träger der politischen Rechte in Bezug auf die Leitung des Ge- 
meinwesens waren. *^ Dafür hatten sie wieder die Pflicht, unbesol- 
dete Ehrenämter für die Gemeinde zu übernehmen. ^^ Die Rechte 
und Pflichten der Gemeindeangehörigen waren nach den einzelnen 
Gesetzgebungen höchst verschieden bestimmt. Ihre hauptsächliche 
Pflicht war allgemein die Steuerpflicht, ^* ihr wichtigstes Recht das 
Recht auf ungestöflen Aufenthalt in der Gemeinde und der An- 
spruch auf Armenunterstützung. Ausserdem hatten sie ein Recht 



'^ So z. B. nach den preuss. Gesetzen über die Aufnahme neu anziehender 
Personen und den Erwerb der preuss. Staatsbürgerschaft, beide vom 31. Dezember 
1842, nach den preuss. Gesetzen über das Einzugs, Bürgerrechtsgeld, u. s. w. 
vom 19. Mai 1860, 24. Januar 1861, 2. März 1867, nach § 31 der kurh., § 82 
der nass. G.-O. und anderen Gesetzen. 

** Singulare Ausnahmen finden sich in § 4 der lipp. L.-G.-O. von 184 1, 
und § I, 2, 5, 7—9 der schw.-rud. Gemeinde Verwaltungsordnung von 1821, 
theilweise auch in § 136 der neuen schw.-rud. G.-O. von 1876. 

*• Vgl. z. B. § 5 der preussischen Städteordnungen von 1853 und 1856, 
§ 13 der frankf. St.-O-, § 18 der hann. St.-O. von 1851, § 19 der von £858, 
§ 15 der westf. L.-G.-O, § 20 der kurh. G.-O., Art. 17 des bayer. G.-G. von 
1834, § 65 der Sachs. St.-O. von 1832, § 14 der braunschw. St.-0. und der 
L.-G.-O. von 1850, § 3—5 der anh. dess. und der anh. bernb. St.-O., § 6 der 
weim. G.-O. von 1840, Art. 29 des kob., § 5 AI. 5 des goth. G.-G., § lo der 
lipp. St.-O. von 1843, § 15 der wald. G.-O. von 1855. 

" So z. B. § 74, 75 der preuss. St.-O. für die östl. Prov. und der w^estf. 
St.-O. § 78 der westf. L.-G.-O., Art 19 der bayer. G.-O. von 1834, § 11, 23 der 
braunschw. St-O., § 13 derL.G-O. von 1850, § 6 der anh. dess. und der anh. 
bernb. St.-O., § 93 des goth. G.-G. § 103 des alt. Gr. G. 

" So z. B. g 13, 36 der hann, St.-O. von 1858, § 9, 25 der kurh. G.-O.^ 
Art. 13 des bayer. G.-G. von 1834, § 25 des würt. Verw.-Ed., Art. 2, 63, 64 des 
B. R.-G., § I des bad. B.-R.-G. (angetretenes und nicht angetretenes Bürger- 
recht,) § I,' 5, x86 des goth., Art. 31, 47 des mein. G.-G. vom 11. März 1848^ 
§ 14 der wald. G.-O , § 37 des H.-G. 



I. Abschnitt. 2. Abth. I. Allgemeines. 123 

auf Benutzung der Gemeindeanstalten und Mitgenuss an den Ge- 
meindestiftungen, bisweilen auch Antheil an den Nutzungen des 
Gemeindevermögens. ^^ Nach einigen Gesetzgebungen hatten sie 
auch das Recht, einen Hausstand zu gründen, Grundstücke zu 
erwerben und Gewerbe zu betreiben.^o In anderen Ländern standen 
diese Rechte Jedermann, wenigstens allen Staatsbürgern zu,^! 
während sie nach mehreren meist älteren Gesetzgebungen noch 
den Gemeindebürgern vorbehalten blieben, freilich meistens 
in der Weise, dass wer einen Hausstand gründen, Grund und 
Boden erwerben, oder ein Gewerbe betreiben wollte, zum Erwerb 
des Bürgerrechts in der betreffenden Gemeinde verpflichtet war. 2* 
Hauptsächliches Recht der Gemeindebürger bleibt das aktive und 
passive Wahlrecht in die Gemeindevertretung. Dabei werden nicht 



" So z. B. § 22, 23 des öst. G.-G. von 1849, § 37 der hann. St -O. von 
1858, § 38 der Sachs. L.-G.-O. von 1838, § 5 des goth. G.-G., § 14, 112, 114 
der wald. G.-O. von 1855. 

«•> So z. B. Art. 2 des würt., § 72 des bad. B.-R.-G. 

** Z. B, das Recht, Gewerbe zu treiben Überall dort, wo allgemeine Ge- 
werbefreiheit eingeführt war. 

*' In dieser Hinsicht weist die Gesetzgebung namentlich der kleineren 
Staaten die grOssten Verschiedenheiten auf. So sind nach § 22 der hann. St.-0. 
diejenigen zum Erwerb des Bürgerrechts verbunden, die ein Gewerbe betrei- 
ben, oder ein Wohnhaus, eventuell ein anderes Grundstück erwerben wollen. 
Ebenso sind nach § 20 der kurh. G.-O. alle Gemeinde-Angehörigen, welche 
selbstständig ein Geschäft betreiben, einen eigenen Haushalt führen, oder hei- 
raten wollen, zum Erwerb der Gemeindemitgliedschaft verpflichtet, worunter in 
den meisten Fällen das Bürgerrecht, bisweilen das Beisitzrecht (Bürgerrecht 
ohne Wahlrecht) zu verstehen ist. Femer bestimmt § 27, dass alle nach § 26 
hiezu persönlich befähigten Personen, die ein Wohnhaus besitzen, Landwirth- 
schaft oder ein Gewerbe betreiben, oder vom Ertrag gewisser Vermögen leben, zum 
Erwerb des Bürgerrechts jederzeit berechtigt, regelmässig aber auch verpflichtet 
sind. Nach § 5 des goth. G.-G. darf sich nur der Bürger oder Nachbar ver- 
ehelichen, Grundstücke kann aber auch der Nichtheimatberechtigte (also nicht 
nur der heimatberechtigte Nichtbürger) erwerben. In Koburg darf nach Art. 
26, 29 des G.-G. nur der Bürger oder Nachbar sich verehelichen oder Wohn- 
gebäude erwerben. Der Gemeindeangehörige (Heimatberechtigte) kann aber nicht 
nur sonstige Grundstücke erwerben, sondern auch »jede Art von Nahrung 
selbstständig betreiben«, sofern dem nicht sonstige gesetzliche Beschränkungen 
entgegenstehen. Nach Art. 16 des mein. G.-G. von 1848 wieder verpflichtet 
nur der Erwerb städtischer Häuser unbedingt »zur Gewinnung des Bürger- 
rechts«, an welches sonst allgemein das Recht der Verehelichung und des Ge- 
werbebetriebes geknüpft ist. — Sehr häufig war den Gemeindebürgem das 
Recht auf die Nutzungen des Gemeindegutes vorbehalten. So z. B. nach § 3 
des nass. Ed. von 1816, § 68 des G.-G. von 1854, § 17, 18 der bayer. G.-O. von 
1834, Art. 3 des würt., § i des bad. B.-R.-G., Art. 24 der weim. rev. G.-O., 
§ 102 des alt. Gr.-G., Art. 29 des kob., Art. 17 des mein. G.-G. von 1848. 
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selten die grösseren Haus- und Grundbesitzer, oder überhaupt die 
Höchstbesteuerten besonders berücksichtigt. 2» Die Klasse der Schutz- 
bürger und Schutzgenossen war wohl grösstentheils aufgehoben 
worden. Wo dies jedoch nicht der Fall war, hatten sie Anspruch, 
in der Gemeinde zu wohnen und die Gemeindeanstalten zu benutzen, 
wofür sie aber gewisse Abgaben zu entrichten hatten.'* Die For- 
ensen oder Flurgenossen hingegen waren als besondere Klasse auch 
von den meisten neueren Gesetzgebungen anerkannt worden. Sie 
hatten natürlich Steuern zu zahlen, dafür aber ein, wenn auch 
beschränktes Recht der Antheilnahme an der Bildung des Gemeinde- 
willens, wenigstens insofern es sich um Beschlüsse über Angelegen- 
heiten handelte, an deren Erledigung sie durch ihren in der Ge- 
meinde gelegenen Besitz oder ihr daselbst betriebenes Gewerbe 
interessirt waren. Allgemein hatten sie das Recht auf Benutzung 
der Gemeindeanstalten, am Lande oft auch Mitgenuss an der Mark- 
nutzung. '^ 

Erworben wurde das Recht der Gemeindeangehörigkeit, das 
nunmehr mit dem Heimatrecht, dem Recht auf Armenunterstützung 
meist völlig identisch geworden war, auch vielfach geradezu dessen 
Namen angenommen hatte, durch Geburt, Verehelichung, Erwerb 
durch den Gewalthaber, Zuweisung durch die Regierung bei heimat- 
losen Personen, und endlich durch Aufnahme von Seite der Ge- 
meinde, welche vom Vorhandensein gewisser Bedingungen abhing, 
dann aber auch unter Umständen nicht verweigert werden durfte.*^ 
Verloren wurde das Heimatrecht natürlich durch Verlust des 
Staatsbürgerrechts, sowie durch Erwerb eines anderen Heimat- 



" Z. B. nach § 26 der westf., § 54 der hann. L.-G.-O., wonach grössere 
Grundbesitzer als solche Mitglieder der Gemeindevertretung sind. Nach § 72 
der preuss. G.-O. von 1850 und § 16 der Städteordnungen von 1853 soll die 
Hälfte der Gemeindeabgeordneten aus Grundbesitzern bestehen. Vgl. femer 
§ 38, 39 der kurh., § 95 der bayer. G.-O. von 1834, Art. 24 der hess. G.-O., 
Art. 10 des mein. G-G. von 1840. 

•* § 35 der kurh. G.-O., Art. 10—12 des würt. B.-R.-G., Art. 42—46 der 
weim. rev. G.-O., § 59 des goth., Art. 48 des kob. G.-G. 

" § 13 der hann. St.-0., § 65 der L.-G.-O., § 12 der braunschw. St.-0., 
§ 13 der L.-G.-O. von 1850, Art. 49, 50 der weim. rev, G.-O., § 63 des goth., 
Art. 53 des kob., Art. 39, 40 des mein. G.-G. von 1848, § 9 der lipp. St.-O. von 
1843, § 119 der wald. G.-O. 

" § 10 ff. der kuih., § 70 ff. der nass. G.-O., Art. 13 ff. des würt., § 4 ff. 
des bad. B.-R.-G, § 6 ff. des goth., Art. 24, 25 des kob., Ait. 32 ff. des mein. 
G.-G. von 1848, § 9 ff. des alt. G. von 1833, § 27 ff. des anh -dess. H.-G., § 19 
der anh. bernb. G.-O , § 4 ff. der lipp. Verord. vom 2. März 1841, § 16 ff. des 
wald. H -G., ähnlich auch § 12 der hann. St.-0. 
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rechts, bisweilen schon durch Aufgeben des Wohnsitzes.^^ Das 
Bürgerrecht wurde durch Verleihung erworben, die nach einer 
Anzahl von Gesetzgebungen nicht willkürlich versagt werden 
konnte,*® wobei aber dem Recht, Gemeindebürger zu werden, vielfach 
auch die Pflicht dazu entsprach. Dabei war das Heimatrecht in 
der Regel als Minus im Bürgerrechte enthalten, und konnten Hei- 
matberechtigte dasselbe im Allgemeinen leichter erwerben. Ebenso 
ging es auch durch Verlust des Heimatrechts ipso jure verloren, 
sonst durch Verzicht, der allerdings nur dort unbedingt statthaft 
war, wo der Erwerb des Bürgerrechts keine Pflicht war.^^ Nach 
anderen Gesetzgebungen war das Bürgerrecht geradezu zu einem 
qualifizirten Heimatrechte geworden, indem Heimatberechtigte, die 
bestimmten gesetzlichen Anforderungen entsprachen, so namentlich 
gewisse Steuern zahlten, oder Grund und Boden besassen, ipso 
jure Gemeindebürger waren,*® oder das Bürgerrecht nach Erfüllung 
gewisser Bedingungen antreten konnten. Da hiebei auch Kinder, 
Wahnsinnige u. s. w. häufig das Bürgerrecht erlangten, sah man sich 
genöthigt, das Recht von seiner Ausübung zu unterscheiden, letztere 
eventuell den gesetzlichen Vertretern der nicht handlungsfähigen 
Gemeindebürger zu übertragen. 

Bisweilen war der Erwerb der Gemeindeangehörigkeit oder 
des Bürgerrechts, beziehungsweise Antritt des Letzteren von der 
Zahlung einer Aufnahmsgebühr abhängig, welche unter Umständen 
ermässigt oder ganz erlassen wurde, namentlich bei solchen Per- 
sonen, die nicht durch Aufnahme, sondern durch familienrechtliche 
Thatsachen, so durch Geburt oder Ehe des betreffenden Rechts theil- 
haftig wurden, oder welche zum Erwerb des Bürgerrechts ver- 
pflichtet waren. Nicht selten war dieses Eintritts-, Antritts-, Ein- 
kaufs- oder Bürgergeld nur mit Rücksicht auf gewisse Gemeinde- 
nutzungen zu entrichten, und von deren Höhe abhängig, oder es 



»^ § II, 13, 16 ff. der kurh., § 89 der nass. G.-O., §66 des würt., § 71, 73 
des bad. B.-R.-G., § 45 des goth., G.-G. Art. 26 des kob. H.-G., § 46 des alt. 
G. von 1833, § 47 ^er anh.-dess. G.-O., § 22 der lipp. Verord. vom 2. März 1841, 
§ 33 flf. des wald. H.-G. 

" So z. B. § 21 der hann. St.-0., § 26 ff. der kurh. G.-O., Art. 37 der 
weim. rev. G.-O., Art. 31 ff. des kob., Art, 18 des mein. G.-G. von 1848, § 12 
if. der lipp. St.-O. von 1843, § 15 ff. der schaumb.-lipp. St.-0., § 16 der wald. G.-O- 

«» Z. B. nach § 32, 33 der hann. St.-O., § 30 der kurh. G.-O., Art. 46 
des kob., Art. 28 des mein. G.-G. von 1848, § 23 ff. der lipp. St.-O. von 1843, 
§ 26 der schaumb.-lipp. St.-O. § 17 ff. der wald. G.-O. 

*° Z. B. nach § 71 ff. der nass , G.-O., nach dem würt. G. vom 6. Juli 
i849i § 74 ff' des bad. B.-R.-G,, § 2 der anh.-dess. und der anh. bemb. D,-0,, 
§ 5, AI. 5 des goth. G.-G., § 14, 15. der schaumb.-lipp. L.-G.-O. 
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war für diese letzteren neben dem Eintrittsgeld noch ein besonderer 
Betrag zu erlegen. ^^ 

So liegen also den deutschen Gemeindegesetzgebungen, so 
abweichend ihre Bestimmungen im Einzelnen auch sein mögen, im 
Allgemeinen doch dieselben Prinzipien zu Grunde. Namentlich ist 
ihnen das Verschmelzen des alten Beisitzerrechts mit dem staatlich 
normirten Recht auf Unterstützung im Falle der Dürftigkeit eigen- 
thümlich. Gerade in Bezug auf diesen letzten Punkt jedoch, 
welcher die Gesetzgebung der Mittel- und Kleinstaaten seit Beginn 
unseres Jahrhunderts von der früheren unterscheidet, trifft eine 
deutsche Gesetzgebung ganz andere Bestimmungen, und zwar eine, 
welche für die spätere Gestaltung der Armenunterstützung und des 
Heimatswesens in ganz Deutschland grundlegend geworden ist, 
nämlich die preussische. Daher soll auch, ehe das geltende Recht dar- 
gestellt wird, ein kurzer Abriss ihrer Entwicklung gegeben werden. 

Die preussische Gesetzgebung hat den Rechtsbegriff der 
Heimatgemeinde aufgegeben, und beruht auf dem Prinzip der An- 
gehörigkeit an die Gemeinde des Wohnsitzes. Schon Th. IL, Tit. 19, 
§ II, 12 des allg. L.-R. setzte fest, dass wer zu den öffent- 
lichen Lasten der Gemeinde beigetragen habe, auch 
unterstützungsberechtigt sei, also namentlich die Flur- 
und Schutzgenossen. 1842 wurde ein freies Niederlassungsrecht 
eingeführt, und bestimmt, dass derjenige unterstützungsberechtigt 
sei, der i. von der Gemeinde ausdrücklich aufgenommen war, 
2. sich in ordnungsmässiger Weise niedergelassen hatte, 3. nach 
erlangter Grossjährigkeit sich in der Gemeinde 3 Jahre aufgehalten 
hatte- ^^ Freizügigkeit, Gewerbefreiheit, das Recht, überall Grund- 



" Z. B. nach § 28, 37 der hann. St.-0., § 23, 24, 31 der kurh., § 74, 84, 
85 der nass. G.-O., Art. 29—31 des würt., § 13, 33 ff. des bad. B.-R.-G., § 31, 
32 des goth., Art. 37, 38 des kob., Art. 22 ff. des mein. G.-G. von 1848, § 3 des 
alt. G. von 1833, § 12 der lipp. Verord. vom 2. März 1841, § 13 der St.-0. von 
1843, § 22 des wald. H.-G., § 112 der G.-O. — Im Einzelnen sind die Bestim- 
mungen der Gemeindeordnungen über die Zahlung der Einkaufsgelder, die Fälle, 
in welchen ein grösseres, ein geringeres Einkaufsgeld, sei es für den Erwerb 
des Angehörigkeits- oder des Bürgerrechts, sei es für die »Gemeindenutzungen« 
oder für die »bürgerlichen Nutzungenc zu entrichten ist, höchst verschieden. 
Dasselbe gilt auch von der Art der Zahlung, indem gewöhnlich die Abgabe ein 
für alle Mal, hin und wieder jedes Jahr fortlaufend als Entgelt für die Nutzun- 
gen zu leisten ist. Nach § 36 des bad. B.-R.-G. z. B. hat derjenige, welcher 
das Bürgerrecht behufs Verehelichung mit einer Bürgerstochter oder Witw^e 
erlangen will, nur das halbe Einkaufsgeld zu erlegen. Kommt aber die Heirat 
nicht zu Stande, muss er die andere Hälfte nachzahlen. Siehe auch § 28 der 
kurh. G.-O. 

^' Siehe hierüber G. Meyer, Verwaltungsrecht, I. B., S. loi, 102. 
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besitz zu erwerben und die Verehelichungsfreiheit mussten auch 
immer mehr dazu beitragen, dem Heimatrecht seinen Inhalt zu 
nehmen, seine Ausbildung zu verhindern, und es zu einer blossen 
Vorstufe des Bürgerrechts herabzudrücken. Daher unterscheiden 
auch seit 1850 die Gemeindeordnungen '^ nur zwischen Gemeinde- 
mitgliedern, die in der Gemeinde ihren Wohnsitz haben, und den 
Gemeindebürgem. Erstere haben einen Anspruch auf ungestörten 
Aufenthalt in der Gemeinde, auf Armenunterstützung, femer das 
Recht der Benutzung der Gemeindeanstalten, Antheil an den 
Nutzungen des Gemeindevermögens, wofür übrigens ein Einkaufs- 
geld erhoben werden kann, und erlangen, sofern sie sonst noch 
gewisse Eigenschaften besitzen, das Bürgerrecht. Dafür sind sie 
aber auch durch die blosse Thatsache des dauernden Aufenthaltes zur 
Zahlung der Gemeindesteuern verpflichtet. Die Bürger, welche 
eigentlich nur qualifizirte Gemeindeangehörige sind, nehmen an der 
Verwaltung der Gemeinde theil, und sind verpflichtet, Ehrenämter 
unentgeltlich zu übernehmen. 

Auch in den anderen deutschen Staaten verlor das Heimat- 
recht immer mehr an Bedeutung. Einen grossen Theil seines 
Inhalts verlor es durch die Gewerbefreiheit, Freizügigkeit, Nieder- 
lassungsfreiheit und Verehelichungsfreiheit, welche nach und nach 
fast überall eingeführt wurde. Die Benutzung der Gemeinde- 
anstalten stand faktisch auch Auswärtigen zu, welche in der Ge- 
meinde wohnten, war also kein den Heimatberechtigten eigen- 
thümliches Recht, und die Antheilnahme an den Gemeindenutzungen 
wurde meist selbstständig durch Einkauf erworben. So blieb denn 
von allen Rechten, welche einst den so reichen Inhalt des Heimat- 
rechts ausgemacht hatten, im Wesentlichen nur der Anspruch auf 
Armenunterstützung, und eventuell die Möglichkeit, leichter das 
Bürgerrecht zu erlangen. 

Die Gesetzgebung des norddeutschen Bundes und des deutschen 
Reichs nun hat die im preussischen Recht zum Ausdruck gelangten 
Grundsätze auf ganz Deutschland ausgedehnt. Zunächst wurde 
durch das Freizügigkeitsgesetz vom i. November 1867 ein freies 
Niederlassungsrecht begründet, und den Gemeinden untersagt, von 



" § 2—4 der G.-O. von 1850, § 3—6 der St.-0. für die östl. Provinzen 
von 1853, der westf. St-O. von 1856 und der St-O. für die Rheinpr. von 1856, 
§ 6-15 der G.-V.-O. für Frankfurt von 1867, § 4—9 der schL-holst. St.-O. von 
1869, § 2, 14—22 der westf. L.-G.-O. von 1856, § 12—16, 33—36 der L.-G.-O. für 
die Rheinpr. von 1845, Art. 11 des G. von 1856. — Schon die St.-0. von 1808 und 
183 1 hatten zwischen Bürgern und Schutzverwandten unterschieden, die ohne 
Bürger zu sein, im Gemeindegebiet wohnten. 
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Neuanziehenden eine Abgabe zu fordern. Dagegen wurde ihnen 
ausdrücklich gestattet, Personen, welche sich über drei Monate 
in einer Gemeinde aufhalten, gleich den Gemeindeangehörigen 
zu den Gemeindelasten heranzuziehen. Durch das Gesetz vom 
4. Mai 1868 wurde die Verehelichungsfreiheit, und durch die Ge- 
werbeordnung vom 21. Juni 1869 die Gewerbefreiheit, wo dieselbe 
nicht ohnedies schon bestand, eingeführt. Das bedeutsamste Reichs- 
gesetz aber, welches in die rechtlichen Verhältnisse der Gemeinde- 
angehörigkeit entscheidend eingriff, ist das Gesetz über den Unter- 
stützungswohnsitz vom 6. Juni 1870. Dasselbe löste nämlich den An- 
spruchauf Armenunterstützung gänzlich von der Angehörigkeit an die 
Heimatgemeinde ab, und bestimmte, dass derselbe lediglich durch 
zweijährigen ununterbrochenen Aufenthalt in einem Ortsarmenver- 
bande, als welcher allerdings regelmässig die Gemeinde erscheint, er- 
worben werde. In der Folgezeit wurden diese Gesetze auf das 
ganze Gebiet des deutschen Reichs, das Gesetz über Verehelichungs- 
freiheit und den Unterstützungswohnsitz jedoch nicht auf Bayern 
und Elsass-Lothringen ausgedehnt. 

Nachdem so das Heimatrecht nach und nach den grössten 
Theil seiner praktischen Bedeutung eingebüsst hatte, zogen mehrere 
deutsche Gesetzgebungen daraus die letzte Konsequenz, und gaben 
auch den formellen Begriff desselben auf, indem sie nach preussischem 
Vorbild, die Rechtswirkungen desselben, soweit sie noch geblieben 
waren, also namentlich Theilnahme an den Gemeindenutzungen 
und Erleichterung im Erwerb des Bürgerrechts, das seine praktische 
Bedeutung im Allgemeinen noch immer erhalten hatte, unmittelbar 
an den Wohnsitz oder längeren Aufenthalt in einer Gemeinde 
knüpften. 

II. 

Die Bechtsverhältnisse der zur Gemeinde gehörigen Personen 
in Frankreich^ Holland^ Belgien und Italien. 

Die Gesetzgebung dieser Länder zeigt entschieden die Ten- 
denz, die Gemeindeangehörigkeit mit all ihren rechtlichen Wir- 
kungen, insbesondere den Anspruch auf Armenunterstützung an 
die Thatsache des Wohnsitzes oder dauernden Aufenthalts in einer 
Gemeinde zu knüpfen. Daher ist der Begriff der Heimatgemeinde 
entweder, wie im preussischen Recht, gänzlich fallen gelassen, 
oder es kommen nebeneinander die Heimatgemeinde und die 
Gemeinde des Unterstützungswohnsitzes juristisch in Betracht. 

So ist die Armenunterstützung in Frankreich nach dem 
Gesetz vom 7. frim. V. (27. November 1896) zwischen Staat, 
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Departement und Gemeinde vertheilt, wobei jedoch letztere als eigent- 
liches Zentrum der öffentlichen Unterstützung erscheint. Der Unter- 
stützungswohnsitz in einer Gemeinde wird nach dem Gesetz vom 
24. vend. II. (15. Oktober 1893), durch einjährigen Aufenthalt nach 
erlangter Volljährigkeit erworben.** 

Mit dem französischen Recht stimmt im Wesentlichen das 
holländische überein/^ während in Belgien und Italien für die 
Armenunterstützung sowohl die Geburtsgemeinde, als auch die 
Gemeinde des Wohnsitzes in Betracht kommen kann. In Belgien 
ist regelmässig die Geburtsgemeinde Unterstützungswohnsitz, doch 
kann ein solcher auch durch dreijährigen Aufenthalt erworben 
werden.'^ Auch in Italien ist die Geburtsgemeinde nur zur Unter- 
stützung derjenigen Armen verpflichtet, welche nicht durch fünf- 
jährigen Aufenthalt in einer anderen Gemeinde einen Unterstützungs- 
wohnsitz erlangt haben.*' 

Das Recht, an der Bildung des Gemeindewillens theilzunehmen, 
ist lediglich ein Ausfluss des Staatsbürgerrechts, und steht daher 
mit dem parlamentarischen Wahlrecht in engstem Zusammenhang, 
wobei sich jedoch vielfach die Tendenz zeigt, das Wahlrecht in 
der Gemeinde auch solchen Personen zuzugestehen, die nicht 
Parlamentswähler sind. So hat das Wahlrecht in die Gemeinde- 
vertretung in Frankreich seit 1831 die Wandlungen des parlamen- 
tarischen Wahlrechts mitgemacht, und beruht jetzt auf dem System 
des allgemeinen Stimmrechts. Doch ist nach Art. 14 des G.-G. 
nur derjenige berechtigt, in die Gemeindevertretung zu wählen, 
welcher sich mindestens sechs Monate in der Gemeinde aufgehalten 
hat, oder in die Rolle derjenigen Personen eingetragen ist, welche 
zur Zahlung einer der vier direkten Steuern oder zu Natural- 
leistungen in der Gemeinde herangezogen werden, mögen sie sich 
in der Gemeinde aufhalten, oder nicht. In Holland hatte Art. 6 
des Ges. vom 4. Juli 1850 bestimmt, dass man, um in den Gemeinde- 
rath wählen zu können, die Hälfte derjenigen Summe an direkten 
Steuern bezahlen müsse, welche von den Parlamentswählern gefordert 



" Siehe Loetiing, Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechts, § 185, und 
Lebon, Französisches Staatsrecht, § 69. 

'* G. vom 28. Juni 1854 über die Armenunterstützung, und vom l. Juni 
1870 über den Unters tützungswohnsitz. 

•• G. vom 14. März 1876 und Abänderungsgesetze. Siehe hierüber Vauthier, 
Das Staatsrecht des Königreichs Belgien, in Marquardsen's Handbuch, 4. B., 
I. H.-B., § 100. 

" G. vom 17. Juli 1890. Siehe hierüber Brusa, bas Staatsrecht des König- 
reichs Italien, in Marquardsen's Handbuch, 4. B., l. H.-B., § 68. 

Blöd ig, Selbstverwaltung. 9 
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wird. Nachdem aber die rev. Verfassung von 1887 das allgemeine 
gleiche Stimmrecht für die Wahlen in die zweite Kammer ein- 
geführt hatte, wurde bestimmt, dass alle Parlamentswähler auch in 
den Gemeinderath wahlberechtigt sein sollen, obgleich die Ver- 
fassung diese Gleichstellung nicht verlangt. In Belgien ist nach 
Art. 2 des Ges. vom 30. März 1836 die Fähigkeit, in den Ge- 
meinderath zu wählen, von der Zahlung einer bestimmten Summe 
an direkten Steuern abhängig, wobei jedoch der Zensus ein be- 
deutend niederer ist, als der bis zur Einführung des allgemeinen 
Wahlrechts von den Wählern der zweiten Kammer verlangte. 
Durch das Gesetz vom 24. August 1883, welches durch das vom 
26. Mai 1888 einige Abänderungen erlitten hat, wurde ausserdem 
Personen von höherer Bildung ohne Rücksicht auf ihre Steuer- 
leistung das Wahlrecht in die Gemeindevertretung eingeräumt. 
Aehnlich ist es in Italien, indem Art. 19 — 31 des Gem.-u. Prov.-G. 
alle Parlamentswähler als Gemeinderathswähler bezeichnet, daneben 
aber noch eine zweite Klasse derselben aufstellt, bei denen die 
Anforderungen in Bezug auf persönliche Eigenschaften und in 
Bezug auf die Steuerleistung um ein erhebliches geringer sind, 
als bei den Parlamentswählem. 

III. 

Die Rechtsverhältnisse der zur Gemeinde gehörigen Personen 
nach der Gesetzgebung der deutschen Staaten. 

Es ist schon früher ausgeführt worden, dass auch dort, wo der 
Begriff des Heimatrechts von der Gesetzgebung nicht formell fallen 
gelassen wurde, dasselbe den grössten Theil seines rechtlichen In- 
halts eingebüsst hat. Nur in zwei Ländern hat es seine alte Be- 
deutung wenigstens im Wesentlichen bis jetzt erhalten, nämlich 
in Oesterreich *® und in Bayern.^® In beiden Ländern bildet der 
Anspruch auf ungestörten Aufenthalt in der Gemeinde und auf 
Armenunterstützung den hauptsächlichen Inhalt desselben.*® Er- 
worben wird das Heimatrecht durch die gewöhnlichen familien- 
rechtlichen Thatsachen (Abstammung, Verehelichung u. s. w.) und 
durch Aufnahme.*^ Während aber nach österreichischem Recht 
die Gemeinde dieselbe regelmässig frei ertheilen oder verweigern 



■• Art. II. des G.-G. vom 3. Dezember 1862, § 7 der Reg.-V. 
•• G. vom 16. April 1868 und Nachtragsgesetze vom 23. Februar 1872, 
8. August 1878, und 21. April 1884. 

*o § I des öst. H.-G. und § 9 der Reg.-V., Art. 13 des bayer. H.-G. 
** § 5-10 des öst., Art. 1—7 des bayer. H.-G. 
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kann,*' und nur ausnahmsweise heimatlose Personen einer bestimmten 
Gemeinde zugetheilt werden,** kennt das bayerische Recht einen 
gesetzlichen Anspruch auf Verleihung des Heimatrechts durch Er- 
sitzung,** in der Pfalz durch einseitige Erklärung selbstständiger 
Personen, die sich in einer Gemeinde niedergelassen haben.** 

Das Recht, an der Wahl der Gemeindevertretung mitzuwirken, 
eventuell in der Gemeindeversammlung seine Stimme abzugeben, 
steht in Oesterreich allen Gemeindeangehörigen zu, die in der 
Gemeinde eine direkte Steuer entrichten, oder im Besitz einer 
höheren Bildung sind.*® In letzterem Punkte weichen die Landes- 
gesetzgebungen im Einzelnen wohl sehr von einander ab.*' Den 
Gemeindeangehörigen sind in Bezug auf das Stimm- und Wahlrecht 
diejenigen Personen gleichgestellt, welche, ohne heimatberechtigt 
zu sein, in der Gemeinde gewisse direkte Steuern bezahlen, wobei 
es im Allgemeinen rechtlich gleichgültig ist, ob sie in der Gemeinde 
ihren Wohnsitz haben, oder nicht. Art. 4 des Staatsgrundgesetzes 
über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger vom 21. Dezember 1867 
bestimmt: »Allen Staatsbürgern, welche in einer Gemeinde wohnen, 
und daselbst von ihrem Realbesitze, Erwerbe oder Einkommen 
Steuern entrichten, gebührt das aktive und passive Wahlrecht zur 
Gemeindevertretung unter denselben Bedingungen, wie den Ge- 
meindeangehörigen«. Die Wahlordnungen der einzelnen Kron- 
länder nun sehen wenigstens für die Grundbesitzer vom Erfordernis 
des Wohnsitzes in der Gemeinde ab.*® Endlich erklären noch die 
Wahlordnungen übereinstimmend die Bürger und Ehrenbürger für 
wahlberechtigt. Ersteren bleibt nach § 9 der Reg.-V. ausserdem 
noch der Anspruch auf die für sie besonders bestehenden Stiftungen 
und Anstalten vorbehalten, letztere haben überhaupt die Rechte 
der Gemeindemitglieder ohne die Pflichten derselben. Dabei wird 



*' Die Gemeinde ist dabei ^ur insofern beschränkt, als § 8— lo des H.-G 
die bedingte oder betagte Ertheilung des Heimatrechts untersagen und gewisse 
^Öentliche Fimktionäre dasselbe unmittelbar nach dem Gesetze erlangen. 

*^ Doch hat die Gemeinde im Falle der Unterstützung solcher Personen 
unter Umständen nach § 27 des H.-G. einen Regressanspruch an die Nachbar- 
gemeinden oder das Land. 

44 Art. 5-7 des H.-G. 

** Art. 29. 

*• § I der Wahlordnungen. 

^^ Siehe die Zusammenstellung des partikularen Rechts bei Ulbrich, 
Oesterreichisches Staatsrecht, § 104. 

*« Die neueren Wahlordnungen der Städte mit eigenem Statut erklären 
sogar alle Staatsbürger für wahlberechtigt, die im Gemeindebezirk wohnen, und 
bei denen gewisse Voraussetzungen zutreffen. So § i der W.-O. für Wien. 

9* 
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das Bürgerrecht auf verschiedene Weise erworben, so durch Ab- 
stammung, Verehelichung, Verleihung, ja selbst durch Kealbesitz, 
das Ehrenbürgerrecht nur durch Verleihung/' Das Recht der 
Theilnahme an den Nutzungen des Gemeindevermögens hängt im 
Allgemeinen vom Herkommen ab.^® 

In Bayern steht das Stimm- und Wahlrecht im Allgemeinen 
den Bürgern zu. Erworben wird das Bürgerrecht, welches das 
Heimatrecht in sich schliesst,^^ durch Verleihung, die einerseits 
unter gewissen Bedingungen nicht versagt werden darf,*^ anderer- 
seits aber auch von den hiezu Befähigten angesucht werden muss.** 
In der Pfalz erwerben die in einer Gemeinde Heimatberechtigten 
unter gewissen Umständen das Bürgerrecht ipso jure, andere haben 
das Recht und die Pflicht, *** dasselbe zu erwerben. Der Mitgenuss an 
den Nutzungen des Gemdndevermögens ist im rechtsrheinischen 
Bayern vom Besitz des Bürgerrechts, in der Pfalz vom Besitz des 
Heimatrechts abhängig.^* 

Personen, die nicht in der Gemeinde wohnen, können in 
Bayern im Allgemeinen das Bürgerrecht nicht erwerben, und sind 
daher auch nicht wahlberechtigt. Ausnahmsweise gestattet die 
Gemeindeordnung für's rechtsrheinische Bayern, dass Inländer, 
welche in einer Gemeinde ein besteuertes Wohnhaus besitzen, oder 
mit direkten Steuern in demselben Betrage veranlagt sind, wie 
einer der drei höchstbesteuerten Einwohner, die Verleihung des 
Bürgerrechts beanspruchen können.**^ Femer bestimmt das Gesetz, 
dass bei Beschlussfassung über einzelne ausdrücklich genannte An- 
gelegenheiten gewisse Höchstbesteuerte, auch wenn sie nicht Bürger 
sind, in der Gemeindeversammlung ein Stimmrecht haben sollen.^' 

Während so in Bayern und Oesterreich das Heimatrecht 
seine Bedeutung als rechtliche Voraussetzung des Anspruches auf 
Armenunterstützung und regelmässig auch als Vorstufe des Bürger- 
rechts und Bedingung des Wahlrechts in der Gemeinde unge- 
schmälert erhalten hat, ist es im übrigen Deutschland ganz oder 



*• § 8 der Reg.-V. 

^<^ § II, 63. Die Gemeinden sind berechtigt, dafQr, sowie für die Ertheilung 
des Bürger- und Heimatrechts Abgaben zu erheben. 

^^ Art. 19 der bayer., Art. 10, ll, 13 der pfälz. G.-O. 

" Art. 10, II, 13 der G.-O. 

" Art. 17. 

'^* Art. 10—13 der pfälz. G.-O. 

" Art. 32 der bayer., Art. 25 der pfälz. G.-O. 

" Art. 15 der bayer. G.-O. 

^^ Art. 47. 
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theilweise vom Recht der Angehörigkeit an die Gemeinde des 
Wohnsitzes verdrängt worden.^® In Bezug auf die Armenunter- 
stützung ist gegenwärtig im ganzen Geltungsgebiet des Reichs- 
gesetzes vom 6. Juni 1870 die Gemeinde des Unterstützungswohn- 
sitzes an die Stelle der Heimatgemeinde getreten. Also auch dort, 
wo es formell noch ein Heimatrecht gibt, werden unterstützungs- 
bedürftige Personen nicht von ihrer Heimatgemeinde, sondern von 
derjenigen Gemeinde unterstützt, in welcher sie — in der Regel 
durch zweijährigen freiwilligen Aufenthalt — das Recht des Unter- 
stützungswohnsitzes erworben haben. ^® Auch die Pflicht, zu den 
Lasten der Gemeinde beizutragen, ist vom Heimatrecht unabhängig, 
und lediglich an die Voraussetzung des dreimonatlichen Aufent- 
haltes gebunden. ^^ Diejenigen Gesetzgebungen, welche auch den 
formellen Begriff" des Heimatrechts aufgegeben haben, bestimmen 
geradezu, dass alle diejenigen, welche sich eine gewisse Zeit — 
die nach den einzelnen Gesetzgebungen verschieden ist — freiwillig 
in einer Gemeinde aufgehalten oder daselbst ihren Wohnsitz auf- 
geschlagen haben, Angehörige derselben sind. Die rechtlichen 
Wirkungen dieser Art Gemeindeangehörigkeit sind denen des 
Heimatrechts gleich, also, da Anspruch auf Armenunterstützung 
und Steuerpflicht nicht mehr in Frage kommen können, namentlich 
das Recht der Theilnahme an den Nutzungen des Gemeinde- 
vermögens, sofern dieselben nicht den Bürgern vorbehalten sind, 
und eventuell leichterer Erwerb des Bürgerrechts.^^ In den übrigen 



^^ In Eis ass- Lothringen gilt noch das französische Recht, modifizirt durch 
§ 3, 6 des G. vom 24. Januar 1873. 

'^* Genaueres über die Armenunterstützung nach deutschem Reichsrecht 
siehe G. Meyer, Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechts, i. B., § 37—40, 
und Loening, Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechts, § 181—83. 

•<* Das Freizüg^gkeitsgesetz vom i. November 1867, welches im § 8 diese 
Bestimmung trifft, gilt für ganz Deutschland, auch für Bayern und Elsass- 
Lothringen. 

*^ Dass dies schon seit längerer Zeit der Standpunkt der preussischen Ge- 
setzgebung ist, wurde bereits früher ausgeführt. In neuerer Zeit ist derselbe 
aber auch von der Gesetzgebung mehrerer Mittel- und Kleinstaaten angenommen 
worden; so § 14 der sächs. rev. St.-0., § 14, 15 der L.-G.-O., Art. 46 des würt. 
G. von 16. Juni 1885, § 7a der bad. St.-O., § 9a der G.-O. für mittl. 
Gem., Art. 6 der hess. St.-0., Art. 5 der L.-G.-O., § 10 der braunsch. St.-O., 
§ 12 der L.-G.-O., Art. 3, § 1 der old., § 6 der anh., Art. 2 der weim. G.-O., 
§ 4 der alt. D.-O., Art 2, 19 der schw.-rud , Art. 17 der schw.-sond., Art. 20 
der reuss. ä. L., Art. 17 der reuss. j. L. G.-O., § 2 der lipp. St -O. Dasselbe 
gilt auch nach § 35 der hann. St.-0. und § 3 No. II. b. der Domizilordnung 
vom 6. Juli 1827 für die Landgemeinden, beides mit Rücksicht auf die Bestim- 
mungen des Freizügigkeitsgesetzes. 
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deutschen Staaten hingegen hat sich das Heimatrecht, trotzdem es 
einen grossen Theil seines Inhalts eingebüsst hat, bis heute erhalten, 
so dass eine auf der Heimat und eine auf dem Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt beruhende Gemeindeangehörigkeit neben 
einander bestehen. ^^ 

Im Gegensatz zum Heimatrecht hat das Bürgerrecht (Ge- 
meinderecht, aktives Gemeinderecht) seine Bedeutung bewahrt. 
Den Bürgern steht nämlich auch nach den neueren Gemeinde- 
ordnungen das aktive und passive Wahlrecht in der Gemeinde zu,^* 
und bleibt ihnen der Anspruch auf die für sie bestimmten Stiftungen, 
die Benutzung der speziell für sie errichteten Anstalten, und 
bisweilen auch das Recht der Theilnahme an den Nutzungen des 
Gemeinde Vermögens vorbehalten.^* Dafür sind sie verpflichtet, un- 
entgeltlich Gemeindeämter zu übernehmen, wenn sie nicht gewisse 
Entschuldigungsgründe geltend machen können. ^^ 



" Jetzt nur mehr nach § 9 ff . der kurh., § 70 fF. der nass. G.-O., Art. 24 ff. 
des kob., § i. 5 S. des goth., Art. 31 ff", des mein. G.-G. von 1848, § 6 der 
schaumb.-lipp. St.-O., § 2, 3 der L.-G.-0., § 2 der wald. G.-O. 

** § 5 der preuss. St.-O. für die östl. Prov., der westf. mid der rheinl. 
St.-O., § 6 der schl.-holst., § 13 der frankf., § 19 der hann. St-O., § 20 der 
kurh., § 68 AI. 2, 3 der nass. G.-O., § 40 der L.-G.-0. für die östl. Prov., § 15 
der westf., § 16 der rheinl. L.-G.-O., § 44 der sächs. St.-0., § 34 der L.-G.-O., 
Art. I des würt. G. vom 16. Juni 1885, § i, AI. 2, 3 des bad. B.-R.-G., § 9a. 
9b. der G.-O., § 7c der St.-O., Art. 13 der hess. St..O. und der L.-G-O., Art. 5 
§ I der old. G.-O., § 14 der braunschw. St.-O., § 15, 18 der L.-G.-O., § 44, 45, 
iio der anh., Art. 19 der weim. G.-O., Art. 29 AI. 3, 4b des kob., § 5 AI. 5 des 
goth., Art. 17, AI. 7, 8 des mein. G.-G. von 1848, § 5 der alt. D.-O., Art. 23 
der schw.-rud., Art. 20 der schw.-sond., Art. 26 der reuss. ä. L., Art. 21 der 
reuss. j. L. G.-O., § 6 der lipp. St.-0., § 4 der L.-G.-O., § 13 der schaumb.-lipp. 
St.-0., § 14 der L -G.-O., § 15 der wald. G.-O. 

" § 68 AI. 4 der nass. G.-O., § l AI. 4 des bad. B.-R.-G., § 64 der St.-0., 
Art. I des würt. G. vom 16. Juni 1885, § 46 der anh. G.-O., (für Städte) Art. 
19 AI. I der weim. G.-O., Art. 29 AI. i des kob., Art. 17 AI. 6 des mein. G.-G. 
von 1848, Art, 23 AI. l der schw.-rud., Art. 20 AI. I der schw.-sond., Art. 
26 AI. I der reuss. ä. L., Art. 21 AI. I der reus. j. L. G.-O. 

^ Als Entschuldigungsgründe gelten namentlich höheres Alter, Krankheit, 
häufigere geschäftliche Abwesenheit, Bekleidung eines unbesoldeten Gemeinde^ 
amtes während der letzten Periode, Bekleidung eines Staats- oder Kirchen- 
amtes, bisweilen auch Ausübung der ärztlichen Praxis. Siehe § 74, 75 der 
preuss. St.-O. für die östl. Prov., § 74, 75 der westf., § 79, 80 der rheinl., § 9, 
10 der schl.-holst, § 31, 43 der hann. St.-O., § 47, 48 der kurh. G.-O., § 11, 
12 der nass. W.-O. und § 36 der hess.-kass. Kr.-O., § 65 der L.-G.-O. lür die 
östl. Prov,, § 78 der westf. L.-G.-O. Art. 27 des rheinl. G. vom 15. Mai 1856 
und § 25 der Kr.-O., Art. 174 der bayer., Art. 103 der pfälz. G.-O., § 8, 33 der 
hann. Kr.-O., Art. 15—18 des würt. G. vom 16. Juni 1885, § 47, 48 der sächs. 
StO., § 38, 39 der L.-G.-O., § 7c der bad. St-O., § 18 a der G.-O. für mittlere» 
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Dabei ist das Gemeindebürger recht in Deutschland seinem juristi- 
schen Charakter nach kein blosser Ausfluss des Staatsbürgerrechts, 
wenngleich es durch dasselbe bedingt ist.^^ Im Uebrigen erscheint es 
bisweilen als ein selbstständiges von der Gemeindeangehörigkeit 
durchaus verschiedenes Recht, bisweilen ist es eine blosse Quali- 
fikation derselben, wobei ihm wieder die Angehörigkeit an die 
Heimatsgemeinde, oder die Angehörigkeit an die Gemeinde des 
Wohnsitzes oder dauernden Aufenthaltes zu Grunde liegen kann. 

So bestimmen nach dem Vorbild der preussischen Städte- 
ordnungen eine Reihe deutscher Gemeindegesetze, dass alle Ge- 
meindeangehörigen, bei denen gewisse Voraussetzungen, so nament- 
lich Vollbesitz der bürgerlichen Ehre, längerer Aufenthalt in der 
Gemeinde, ein bestimmter Zensus, Besitz von Häusern oder Grund- 
stücken u. dgl. m. zutreffen, ipso jure Bürger oder Gemeindeberechtigte 
sind.^'' Andere Gesetzgebungen, welchen der Erwerb der Gemeinde- 
angehörigkeit durch die blosse Thatsache des Wohnsitzes oder länge- 
ren Aufenthalts unbekannt ist, erklären jeden Heimatberechtigten, dem 



§17 der für kleinere Gemeinden, Art. 112, 113 der hess. St.-O., Art. 87, 88 der 
L.-G.-O., Art. 7 der old. § 47, 48 der anh. G.-O., § 22—26 der braunschw. 
St.-O., § 35—38 der L.-G.-O., Art. 64, 65 der weim. G.-O., Art. 47, 95, 96, 112 
des kob., § 93—95, 112 des goth., Art. 6, 11 des mein. G.-G. von 1840, § 18—20 
der alt. D.-O., Art. 76, 77, 142 der schw.-rud., Art. 52, 53, 62 der schw.-sond. 
Art. 76, 77, 88 der reuss. ä. L., Art. 78, 79, 89 der reuss. j. L. G.-O., § 14, 15 
der lipp. St.-O., § 14 der L.-G -O , § 25 der schaumb.-lipp. St.-O., § 64 der 
L.-G 0., § 21 der wald. G.-O. 

^ Dagegen ist in einigen deutschen Ländern entweder unbedingt, oder 
im Falle der Reziprozität an Stelle der Staatsangehörigkeit ReichsangehOrig- 
keit getreten, indem letztere in dieser Beziehung, wie so oft sonst die erstere 
ersetzt. Dies gilt z. B. nach § 3, 6 des G. vom 24. Januar 1873 ftlr Elsass- 
Lothringen, § 41 der preuss. L.-G.-O. für die östl. Prov. § 6 der schl.-holst. 
Art 13, § 7 der hess. St-O., Art. 13 der L.-G.-O., Art. 5, § 2 der old. G.-O., 
und nach den meisten neueren Gemeindegesetzen. 

*' § 5 der preuss. St.-0. für die östl. Prov., der westf. und der rheinl. 
St.-O. verlangen ausser einjährigem Wohnsitz einen Zensus von 12 Mark, Besitz 
eines Wohnhauses oder Betrieb eines in bestimmter Weise qualifizirten Ge- 
werbes, wobei es einen Unterschied macht, je nachdem es sich um den Bürger- 
rechtserwerb in einer Stadt mit mehr oder weniger als 10.000 Einwohner han- 
delt. Aehnlich nach § 7 der St.-O. für Schlesw.« Holst. In den Landgemeinden 
hat der Besitz eines Gutes dieselbe Bedeutung für den Erwerb des Bürger- 
rechts, wie in der Stadt der eines Wohnhauses, Vgl. § 41 der preuss. L.-G.-O. 
für die östl. Prov., § 10 der schl.-holst, § 15—20 der westf., § 33—36 der rheinl. 
L.-G.-0., theilweise abgeändert durch Art 11, 12 des G. vom 15. Mai 1856, 
§ 8 der hann. L.-G.-O., ferner § 14 der sächs. L.-G.-O., § 7a der bad. St-O., 
§ 15, 16 der braunschw. L.-G.-O., Art 5, § 2 der old., § 115 der anh. 
G.-O. (für Landgemeinden), § 5 der alt. D.-O., § 7 der lipp. St.-O. 
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die genannten Eigenschaften zukommen, als Bürger. Diese Auffassung 
des Bürgerrechts als ein qualifizirtes Heimatrecht liegt den meisten 
Gesetzgebungen ausserhalb Preussens vor Erlass der norddeutschen 
Bundes- und deutschen Reichsgesetze über Freizügigkeit und Unter- 
stützungswohnsitz zu Grunde. Sie findet sich übrigens schon in älterer 
Zeit, indem namentlich am Lande diejenigen Heimatberechtigten, 
welche einen eigenen Hausstand und Grundbesitz von einer bestimmten 
Quantität oder Qualität hatten, Gemeindebürger waren. Die spätere 
Gesetzgebung der meisten deutschen Staaten hat neben dem Grund- 
besitz auch den Handels- imd Gewerbebetrieb berücksichtigt, so 
dass nur mehr in den Landgemeinden von Schleswig-Holstein und 
einigen Kleinstaaten das Gemeindebürgerrecht ausschliesslich Grund- 
und Realitätenbesitzern zusteht^® Seinen Charakter als qualifizirtes 
Heimatrecht hat es natürlich überall dort eingebüsst, wo man die 
Gemeindeangehörigkeit durch dauernden Aufenthalt oder Wohnsitz 
erwirbt, so dass es sich gegenwärtig nur noch in einigen Klein- 
staaten findet.^® 

Nach anderen Gesetzgebungen endlich ist das Gemeinde- 
bürgerrecht im Allgemeinen wohl auch durch das Heimatrecht 
oder die Gemeindeangehörigkeit bedingt, aber keine blosse Quali- 
fikation derselben, sondern ein durchaus selbstständiges Recht, 
welches durch Geburt, Verehelichung oder ausdrückliche Ver- 
leihung erworben wird.''^ Einige Gemeindeordnungen kennen auch 
den Erwerb des Bürgerrechts durch Antritt des angeborenen 
Bürgerrechts. Dies bedeutet aber nur, dass gewisse Personen das 
Bürgerrecht leichter erwerben, als andere, da ihnen der Anspruch 



•® Siehe Loening, Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechts, § 34, am 
Ende. 

•• § 5, AI. 5 des goth. G.-G., § 15 der schaumb.-lipp. L.-G.-O., § 16 der 
wald. G.-O. Dasselbe gilt auch nach § 5 der lipp. L.-G.-O., der alterthüm- 
lichsten aller deutschen Gemeindeordnungen, indem danach nur diejenigen Mit- 
glieder der Gemeinde stimmberechtigt sind, welche eine Haus- oder Hofstätte 
im eigenthümlichen oder doch im erblichen Besitz haben, und ihr Vermögen selbst 
verwalten. Das gleiche kann übrigens auch nach Art. 136 der schw.-rud. G.-O. 
statutarisch festgesetzt werden. 

"^^ § 21 der hann. St.-O., § 34 der kurh., § 70 der nass. G.-O., § 14 der 
Sachs. St-O., Art. 2 des würt G. vom 16. Juni 1885, § 4 des bad. B.-R.-G., Art 
55> 59 der hess. L.-G.-O., Art. 67, 71 der St.-O., § 15 der braunschw. St.-O. 
Art. 21 der weim. G.-O., Art. 18 des mein. G.-G. von 1848, Art. 31 des kob. 
G.-G., § 50 der anh. G.-O. (für Städte), Art. 24 der schw.-sond., Art. 25 der 
schw.-rud. Art 24 der reuss. j. L. und § 29 der reuss. ä. L. G.-O., sofern die 
Gemeinde von dem ihr in Art. 25 eingeräumten Rechte Gebrauch gemacht, und 
;sich für die Beibehaltung des Ortsbürgerrechts entschieden hat, femer § 15 
der schaumb.-lipp. St.-O. 
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darauf gewissermassen »angeboren« ist. Das angeborene Bürger- 
recht ist eigentlich ein Rest des alten Heimatrechts, welches 
man, nachdem es seinen rechtlichen Inhalt zum grössten Theil 
verloren, und praktisch nur mehr als Vorstufe zum Bürgerrecht 
in Betracht kommt, direkt zu einem »angebomen Bürgerrechte« 
gemacht hat.^^ 

Nach den meisten dieser Gesetzgebungen kann übrigens auch 
für neu anziehende die Verleihung des Bürgerrechts nicht will- 
kürlich versagt werden, während andererseits gewisse Personen 
zum Erwerbe desselben verpflichtet sind,^^ also in vieler Hinsicht 
ein Ersatz für den ipso jure Erwerb. Ueberhaupt ist der praktische 
Unterschied zwischen beiden Systemen ein geringer, da auch beim 
ipso jure Erwerb des Bürgerrechts eine formelle Anmeldung und 
Bescheinigung des Vorhandenseins der erforderlichen Voraus- 
setzungen nöthig sein wird.'* In dem einen Fall handelt es sich 



^^ So namentlich in Nassau und nach dem bad. B.-R,-G. 

'* Die Ertheilung des Bürgerrechts darf nicht willkürlich versagt werden 
nach § 26 der hann. St.-0., § 27, 28 der kurh., § 79 der nass. G.-O., § 17 der 
Sachs. St.-0., Art. 7 des würt. G. vom 16. Juni 1885, § 20 des bad. B.-R.-G., 
Art. 59 der hess. L.-G.-O., Art. 67 der St.-0., § 15 der braunschw. St.-O., 
Art. 27 der weim. G.-O., Art. 25, Abs. 2, 3 des mein. G.-G. von 1848, Art. 40 
des kob. G.-G., § 53 der anh., Art. 29 der schw.-sond., Art. 33 der schw.- 
rud-, Art. 30 der reuss. j. L., Art. 35' der reuss. ä. L. G.-O., § 22 der 
schaumb.-lipp. St.-O. — Diejenigen, welche zum Erwerb des Bürgerrechts 
berechtigt sind, sind bisweilen geradezu identisch mit denen, welche dazu ver- 
pflichtet sind. So nach § 27, Abs. 2 der kurh. G.-O., § 15 der braunschw. 
St.-0., § 53 der anh. G.-O. Die zum Erwerb des Bürgerrechtes verpflichteten 
Personen sind von den hiezu berechtigten verschieden nach § 22 der hann., § 17 
der Sachs. St.-0., § 27 der weim, G.-O. imd den Gemeindeordnungen mehrerer 
anderer Kleinstaaten, während in Württemberg, Baden, Hessen, und anderen 
Staaten überhaupt keine Verpflichtung zum Erwerbe oder zum Antritt des 
angeborenen Bürgerrechts existirt. Ziemlich zahlreich sind dabei die Aus- 
nahmen betreffs der Militärpersonen, Beamten und Frauen. Wer zum Erwerb 
des Bürgerrechts verpflichtet ist, seiner Verpflichtung aber nicht nachkommt, 
kann durch Geldstrafen dazu gezwungen, oder wider seinen Willen in die 
Bürgerrolle eingetragen werden. Wenn aber ältere Gesetzgebungen, so z. B. 
Art. 16, Abs. 2, AI. 5 des mein. G.-G. von 1848 der Gemeinde gestatten, ihn 
zum Verkaut seines Hauses zu verhalten, so sind derlei Bestimmungen durch 
die neuere Reichsgesetzgebung als aufgehoben zu betrachten. — Auch bestimmt 
§ 13 der Gew.-O., dass die Verpflichtung Gewerbetreibender, das Bürgerrecht 
in einer Gemeinde zu erwerben, von der Gemeindebehörde erst nach drei Jahren 
geltend gemacht werden kann, wobei der Gewerbetreibende weder zur Zahlung 
eines Bürgergeldes, noch zur Aufgabe eines anderweitig erworbenen Bürger- 
rechts verhalten werden darf. 

'* So schreibt z. B. § 15 der sächs. L.-G.-O. persönliches Erscheinen des 
Bewerbers beim Gemeinde vorstand und Leistung eines Angelöbnisses vor. 
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eben um einen deklaratorischen, im anderen um einen konstitu- 
tiven Rechtsakt der Gemeindebehörde. 

Namentlich dort, wo das Bürgerrecht als solches Antheil an 
den Gemeindenutzungen gewährt, ist der Erwerb desselben, auch 
der ipso jure Erwerb von der Zahlung eines Antritts- oder Ein- 
kaufsgeldes abhängig.'* Nach anderen Gesetzgebungen kauft man 
sich in die Nutzungen als solche ein."^ Bisweilen kommen beide 
Einzahlungen neben einander vor, und wird die Höhe des Ein- 
kaufsgeldes vielfach nach den Nutzungen berechnet, während es 
für denjenigen überhaupt wegfallt, der zwar das Bürgerrecht er- 
langen will, aber schon von Anfang an auf die Theilnahme an 
denselben verzichtet. Wo man sich in die Nutzungen selbstständig ein- 
kaufen muss, werden dies regelmässig auch Nichtbürger thun können. 

Wenn jeder Gemeindeangehörige, der einen bestimmten 
Jahresbeitrag an direkten Steuern entrichtet, oder eine bestimmte 
Quantität Grund und Boden besitzt, ipso jure Gemeindebürger ist, 
oder auf Verleihung des Bürgerrechts Anspruch hat, liegt es nahe, 
auch Frauen, Minderjährige und juristische Personen zum Erwerb 
desselben zuzulassen, und ihnen zu gestatten, die politischen Rechte 
eventuell durch Stellvertreter auszuüben. Die meisten Gesetz- 
gebungen haben auch diese Konsequenz gezogen, und gestatten 
wenigstens einigen der genannten Personen, das Bürgerrecht zu 
erwerben, oder sie sprechen ihnen neben den Bürgern ein wenn auch 
beschränktes Stimm- oder Wahlrecht zu. Die österreichische Ge- 
setzgebung, nach welcher das Wahlrecht überhaupt unabhängig vom 
Bürgerrecht gewissen Gemeindeangehörigen zusteht, macht in 



'* § 52 Abs. 2 der preuss St.-0. für die östl. Prov., § 51 Abs. 2 der westf., 
§ 47 Abs. 2 der rheinL, § 16 der frankf., § 28 der hann. St.-O., § 31 der kurh., 
§ 84 AI. 2 der nass. G.-O., § 56 Abs. 2 der westf. L.-G -O., Art. 9 des würt. 
G. vom 16. Juni 1885, § 35 des bad. B.-R.-G., Art. 74 der hess. St.-O., Art 62 
der L.-G.-O., § 20 der braunsch. St-O., Art. 25 der weim. G.-O., §31 des goth. 
Art. 22 des mein. G.-G. von 1848, Art. 27 der schw.-sond., Art. 29 der schw.- 
rud., Art. 26 AI. 2 der reuss. j. L., Art. 31 AI. 2 der reuss. ä. L. G.-O., 
§ 55 Abs. I der schaumb.-lipp. L.-G.-O., § 23 der St.-O. Alle diese Bestim- 
mungen sind natürlich durch den vorhin angeführten § 13 der Gew.-O. modifizirt 

'» § 52 Abs. 3 der preuss. St.-O. für die östl. Prov., § 51 Abs. 3 der 
westf., § 47 Abs. 3 der rheinl , § 21 der schl.-holst, § 37 der hann., § 61 
der frankf. St.-O., § 24 der kurh. G.-O., § 72 der L.-G.-O. für die östl. Prov., 
§ 56 Abs. 3 der westf., § 18 der rheinl. L.-G.-O., § 21 der sächs. St.-O., Art. 22, 
33 des würt. G. vom 16. Juni 1885, § 37 des bad. B.-R.-G., Art. 75 der hess. 
St.-O., Art. 63 der L.-G.-O., Art. 4, § 2 der old , Art. 26 der weim. G.-O., § 32 
des goth., Art. 23 des mein. G.-G. von 1848, Art. 28 der schw.-sond , Art. 30 
der schw.-rud., Art. 29 der reuss. j. L., Art. 34 der reuss. ä. L. G.-O , 
§ 5 der lipp. St.-O., § 55» Abs. 2 der schaumb.-lipp. L.-G.-O., § 112 der wald. G.-O- 
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dieser Hinsicht zwischen Männern und Frauen, selbstständigen 
und nicht selbstständigen, natürlichen und juristischen Personen 
gar keinen Unterschied.'® Nicht so weit gehen die Gemeinde- 
ordnungen der deutschen Staaten. Einige, wie z. B. die rheinl. 
und schl.-holst. St.-O. oder die rheinl. L.-G.-O. beschränken das 
Bürgerrecht auf selbstständige volljährige Männer, andere lassen 
zum Erwerb desselben Frauen und minderjährige Personen nur 
ausnahmsweise und in beschränktem Masse zu. Desgleichen steht 
in der Regel nicht allen, sondern nur gewissen höchstbesteuerten 
juristischen Personen ein Stimm- oder Wahlrecht zu.'' In ausge- 
dehnterem Masse werden die genannten Personen zum Erwerb des 
Bürgerrechts oder zum Wahl- und Stimmrecht in denjenigen 
Gemeinden zugelassen, in denen fi-üher nur die Besitzer selbst- 
ständiger Bauerngüter Gemeindebürger sein konnten, und in denen 
auch die neuere Gesetzgebung, wenngleich sie auch anderen Per- 
sonen den Erwerb des Bürgerrechts ermöglicht, die Grundbesitzer 
noch immer in mehrfacher Hinsicht begünstigt.'® 



^« Siehe oben S. 131. 

" So sind nach § 8 der preuss. St.-O. für die östl. Prov. und der westt. 
St.-O. nur gewisse höchstbesteuerte juristische Personen stimmberechtigt, 
niemals aber Frauen und unselbstständige Personen. Nach § 22, 26 der hann. 
St.-0. können auch Frauen das Gemeindebürgerrecht erwerben, sie sind aber 
nach § 83 vom Stimmrecht ausgeschlossen. Ebenso nach § 17, 44 der sächs. 
St.-O., dagegen sind nach § 25 der hann. St.-O. die Geschäftsführer juristischer 
Personen zum Erwerb des Bürgerrechts verpflichtet. Nach Art. 6, 12 des 
würt. G. vom 16. Juni 1885 können Frauen und Kinder das Bürgerrecht er- 
werben, aber sie haben kein Stimmrecht. Auch in Baden können nach § 4 iF. 
Frauen das Bürgerrecht antreten, ein Stimm- oder Wahlrecht kommt ihnen jedoch 
nicht zu. Die Gemeindeordnungen der thüringischen Staaten schliessen im Allge- 
meinen Kinder und juristische Personen vom Erwerbe des Bürger- oder Ge- 
meinderechts aus, lassen aber Frauen meist im weitesten Umfang zu demselben 
zu. Daneben haben gewöhnlich gewisse höchstbesteuerte nicht selbstständige 
und juristische Personen ein wenn auch bisweilen beschränktes Stimm- imd 
Wahlrecht. So nach Art. 22, 34 der weim. G.-O , Art. 32, 33, 62 des kob., Art. 14 
des mein. G.-G. von 1840, Art. 14, 19 des G. von 1848, Art. 26, 27, 134 der 
schw.-rud., Art. 23, 24, 38 der schw.-sond., Art. 22, 46 der reuss. ä. L., Art. 
25, 48 der reuss. j. L. und § 20 der wald. G.-O. Im Einzelnen weichen die 
Bestimmungen der verschiedenen Gesetze wohl sehr von einander ab. So sind 
nach Art. 48 der reuss. j. L. G.-O. Frauen, obwohl sie zum Bürgerrechte zugelassen 
werden, nur als Höchstbesteuerte stimmberechtigt, nach Art. 46, 138 der reuss. 
ä. L. G.-O. nur dann, wenn in der Gemeindeversammlung über gewisse im 
Gesetz genannte Angelegenheiten Beschluss gefasst werden soll. 

" So spricht § 45 der preuss. L.-G.-O. für die östl. Prov. Frauen, un- 
selbstständigen und juristischen Personen, welche im Gemeindebezirke Grund- 
stücke von der im Gesetze bezeichneten Beschaifenheit besitzen, zwar nicht das 
volle Gemeinderecht, aber das Stimm- und Wahlrecht zu. Nach § 20 der westf. 
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Die meisten Gesetzgebungen gehen aber noch weiter, und 
gestehen das Bürgerrecht oder Stimm- und Wahlrecht nicht nur 
gewissen durch Grundbesitz oder Steuerleistung qualifizirten Ge- 
meindeangehörigen zu, sondern auch Personen, welche, ohne sich 
in der Gemeinde aufzuhalten, oder ihr rechtlich »zuzugehören,€ da- 
selbst Grundstücke besitzen oder ein Gewerbe betreiben. Danach 
steht die Ausübung der politischen Rechte in der Gemeinde einer- 
seits allen Gemeindeangehörigen, aber auch nur Gemeindeange- 
hörigen zu, bei denen gewisse Voraussetzungen zutreffen, während 
andere Voraussetzungen Jedermann, mag er Gemeindeangehöriger 
sein oder nicht, zur Ausübung der politischen Rechte befähigen.'® 
Nach anderen Gemeindeordnungen können Personen, die nicht 
Gemeindeangehörige sind, nur als Höchstbesteuerte an den poli- 
tischen Rechten in der Gemeinde theilnehmen. Grundbesitz und 
Steuerleistung befähigen also auch nach ihnen Jedermann zur Aus- 
übung der politischen Rechte. Das Mass der geforderten Steuer- 
leistung und die Grösse des erforderlichen Grundbesitzes sind aber 
bei Gemeindeangehöri^en geringer, als bei Auswärtigen. Der 
Mangel des persönlichen Erfordernisses der Gemeindeangehörigkeit 
wird gewissermassen durch einen erhöhten Zensus ersetzt. Die- 
jenigen Auswärtigen aber, bei denen die gesetzlichen Erfordernisse 
zutreffen, werden geradezu zu den »Bürgern« oder »Gemeinde- 
berechtigten« gerechnet, oder es steht ihnen als »Ausmärkern« 
oder »Forensen« neben denselben ein Stimm- und Wahlrecht zu.®* 



L.-G.-O. sind Frauen und nicht selbstständige Personen, wenn sie im Gemeinde- 
bezirk mit einem Wohnhaus angesessen sind, stimm- und wahlberechtigt, juri- 
stische Personen nur als Höchstbesteuerte nach § i6. Aehnlich nach § lo der 
schl.-holst, § 8, 14 der hann., § 34 der sächs., § 15, 16 der braunschw. L.-G.-O., 
§ 4, 5 der alt. D.-O., § 16—18 der schaumb.-lipp. St.-0., § 15 der L.-G.-O. 

" In der Regel werden in dieser Hinsicht die Personen, welche in der 
Gemeinde nicht wohnen, aber Grund und Boden besitzen oder ein Gewerbe 
betreiben, den Frauen, unselbstständigen und juristischen Personen gleichgestellt. 
So nach § 45 der preuss. L.-G.-0. für die östl. Prov., § 10 der schl.-holst, § 8, 
14 der hami. L.-G.-O., § 14, 17 der sächs. St.-0., § 14, 34 der L.-G.-O , Art. 12 
des würt. G. vom 16. Juni 1885, § 15, 16 der braunschw. L.-G.-O., § 4, 5 der 
alt D.-O., § 9 der lipp. St.-O. und § 15 der schaumb.-lipp. L.-G.-0. 

** So sind nach § 8 der preuss. St.-O. für die östl. Prov. und der westf. 
St.-O. imd § 16 der L.-G -O. Personen, welche im Gemeindebezirk nicht wohnen 
oder mit einem Wohnhaus angesessen sind, nur dann stimm- und wahl- 
berechtigt, wenn sie an direkten Steuern mehr zahlen, als einer der drei höchst« 
besteuerten Einwohner. Wer mit einem Wohnhaus in der Gemeinde ange- 
sessen ist, und einen bestimmten Jahresbeitrag an Grundsteuer entrichtet, hat 
nach § 15 IL 3 a. der westf. L.-G.-O. das volle Gemeinderecht Letzteres gilt 
auch nach Art. ii des rheinl. G.-G. vom 15. Mai 1856, während andere Forensen 
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'3. Abtheilung. 

Die Organisation der Gemeinde. 

i. 

Allgemeines. 

Träger der genossenschaftlichen Gewalt in der Markgemeinde 
des Mittelalters war die Gesammtheit der vollberechtigten Ge- 
nossen. ^ Da die Versammlung derselben nicht ein genossen- 
schaftliches Organ, sondern die Genossenschaft selbst war, 
konnte ihr prinzipiell keine Angelegenheit, welche überhaupt 
die Genossenschaft anging, entzogen sein. Dagegen konnte sie 
thatsächlich nicht selbst alle Geschäfte der Genossenschaft un- 
mittelbar wahrnehmen. In gewisser Beziehung war dies Sache 
jedes einzelnen Genossen. So war es z. B. Recht und Pflicht eines 
jeden, Feld-, Forst- und Markfrevel zu rügen, und die dabei betrof- 
fenen nöthigenfalls zu pfänden." Zur Führung anderer Geschäfte 
der laufenden Verwaltung, insbesondere zur Vorbereitung und 
Ausführung genossenschaftlicher Beschlüsse, sowie eventuell zur 
Fassung provisorischer Beschlüsse stellte man schon frühzeitig 
einen, in grösseren Gemeinden auch mehrere Vorsteher auf. Die- 
selben wurden nicht nur in freien, sondern häufig auch in ge- 
mischten und grundherrlichen Gemeinden von den Genossen frei 
gewählt; sie waren lediglich ihre Stellvertreter und Beauftragten, 
somit Organe der Genossenschaft, also nicht Organe der Grund- 
herrschaft, der öffentlichen Gewalt oder eines anderen äusseren 
Machtfaktors, und ebensowenig Träger irgend einer Gewalt 
in der Gemeinde kraft eigenen Rechts.' In späterer Zeit schob 
sich zwischen Genossenschaftsversammlung und Vorsteher ein 
engerer Ausschuss der Genossen ein, welcher an Stelle der 
Vollversammlung in denjenigen Angelegenheiten Beschluss zu 



nach § 36 nur durch besondere Verleihung das Gemeinderecht erlangen können. 
Aehnliche Bestimmungen, wie die beiden Städteordnungen, treffen auch die 
meisten Anm. 77 zitirten Gemeindegesetze der thtlringischen Staatengruppe. 
Andere Gemeindeordnungen, so die rheinl. und die schl. -holst. St.-0., die kurh. 
G.-O. und die bad. Gemeindeordnungen sprechen den Forensen überhaupt kein 
Stimm- und Wahlrecht in der Gemeinde zu. 

* Siehe Gierke, 2. B., § 18, und Maurer, Dorfverfassung 2. B., § 172—178. 
« Ebendas., § 159. 

• Ebendas., § 160—67. 
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fassen hatte, die nicht vom Vorsteher selbstständig besorgt wer- 
den durften. Die Stellung dieses genossenschaftlichen Organes 
war in den einzelnen Gemeinden eine verschiedene. Bisweilen 
war sein Wirkungskreis ein so ausgedehnter, dass er die ge- 
nossenschaftliche Versammlung auch in einer Anzahl wichtigerer 
Angelegenheiten vertrat, und so gewissermassen ordentliches 
Beschluss fassendes Organ der Gemeinde wurde. An anderen 
Orten musste er nur vom Gemeindevorsteher in gewissen Fällen 
beigezogen werden. Bisweilen hatte er nicht nur an Stelle der 
genossenschaftlichen Versammlung Beschlüsse zu fassen, sondern 
einzelne Angelegenheiten selbstständig zu besorgen, so dass er 
gewissermassen ein kollegialer Vorstand war. Dies war na- 
mentlich in einer Anzahl grundherrlicher Gemeinden der Fall, 
wo ein herrschaftlicher Beamter als erster Gemeindevorsteher fun- 
girte, und die übrigen Vorsteher später zu blossen Gemeinde- 
ausschüssen wurden. In seltenen Fällen bestanden ein engerer 
und ein weiterer Ausschuss nebeneinander. Dagegen hat sich in 
vielen Gemeinden überhaupt kein Ausschuss gebildet, indem die 
Beschlussfassung über alle Angelegenheiten, die nicht von den 
Vorstehern selbstständig besorgt werden durften, Sache der Ge- 
meindeversammlung blieb.'* 

Auch in der Organisation der Stadtgemeinde sind zahlreiche 
Elemente der alten Dorfmarkverfassung enthalten. Die oberste 
Gewalt in der Stadt stand der Gesammtheit der vollberechtigten 
Bürger zu. Doch hatte sich dieselbe nur in wichtigeren Angele- 
genheiten die Beschlussfassung und oberste Kontrolle vorbehalten, 
während im Uebrigen eine kollegiale Behörde, der Stadtrath, an 
dessen Spitze ein Bürgermeister stand, die Verwaltung des städtischen 
Gemeinwesens führte, und dasselbe nach innen und aussen vertrat. 
Die Art der Entstehung und die rechtliche Stellung des Stadtrathes 
ist in den einzelnen Städten verschieden. Sehr häufig ist er, nach- 
dem ein Dorf zur Stadt erhoben wurde, aus dem kollegialen 
öemeindevorstand, bisweilen auch aus dem Ausschuss der G^enossen- 
schaftsversammlung entstanden, oder er ist ein Kollegium der Ge- 
meindevorsteher mehrerer zu einer Stadt zusammengewachsener 
Dörfer. In anderen Städten hat sich der Stadtrath erst später an 
Seite des Gemeindevorstehers entwickelt, vielfach wurde er auch 
zugleich mit der Erhebung eines Ortes zur Stadt gebildet. Seinem 
juristischen Charakter nach ist er zugleich ein Ausschuss der Voll- 
versammlung und ein kollegialer Vorstand, wobei bald das eine, 



* Ebendas., § 168—71. 



I. Abschnitt 3. Abth. I. Allgemeines. 143 

bald das andere Moment vorherrschte. Wo seine Mitglieder nicht 
frei gewählt wurden, sondern sich durch Kooptation ergänzten, was 
namentlich dort der Fall war, wo er gleich bei der Verleihung des 
Stadtrechts an einen Ort gebildet wurde, war sein Charakter als 
kollegialer Vorstand entschieden vorherrschend. Im Uebrigen 
aber war er bald eine engere Vertretung der Gemeinde, bald ein 
erweiterter Vorstand, gewöhnlich aber beides zugleich.^ 

Hierin lag der Keim einer Spaltung des Stadtrathes in zwei 
verschiedene Organe, eine Entwicklung, welche durch die Kämpfe 
der Altbürger mit den Zünften befördert und beschleunigt wurde, 
da man leichter geneigt war, diese an der Vertretung, als 
an der Regierung der Stadt theilnehmen zu lassen. Thatsächlich 
finden sich schon im 13. Jahrhundert in verschiedenen deutschen 
Städten, namentlich aber in Italien ein weiterer und ein engerer 
Stadtrath als kommunale Vertretung und kollegialer Vorstand 
nebeneinander. Da nun die Mitglieder dieses letzteren sich durch 
Kooptation ergänzten, oder nur von einem kleineren Kreise Wahl- 
berechtigter gewählt wurden, verlor er allgemach den Charakter 
eines Gemeindeorgans, und entwickelte sich zu einer Obrigkeit, 
die ihre Rechte nicht im Namen und Auftrag der Gemeinde, sondern 
kraft eigener Gewalt über die Gemeinde ausübte. Dem entsprechend 
wurde es wichtigste Aufgabe des weiteren Rathes, die Bürgerschaft 
gegenüber der städtischen Obrigkeit zu vertreten und ihre Rechte 
zu wahren. Bei Beschlussfassung über wichtigere Angelegenheiten 
wurde nicht selten sowohl der engere, als auch der weitere Rath, 
meist durch die schon abgetretenen Mitglieder der letzten Wahl- 
periode verstärkt, oder es wurden beide Räthe in ein Kollegium 
vereinigt. Hin und wieder kommt es auch vor, dass zwischen den 
weiteren und engeren oder grösseren und kleineren Rath noch ein 
mittlerer geschoben wurde. Die Geschichte des Städtewesens weist 
in dieser Beziehung die verschiedenartigsten Kombinationen auf.^ 

Das gleiche gilt auch von der Zusammensetzung der stadt- 
räthlichen Kollegien und dem Gewicht der einzelnen Stimmen in 
denselben. In manchen Städten hatte sich die Herrschaft der 
Patrizier erhalten, oder sie war zwar gestürzt, aber wiederhergestellt 
worden. In anderen Städten herrschte ein reines Zunftregiment, 
wobei entweder die Zünfte als Wahlkörper für den Stadtrath fun- 
girten, oder die Zunftvorsteher ipso jure Mitglieder desselben 
waren. In den meisten deutschen Städten hatten die Aufstände 



* Gierke, i. B., § 29 IL 5> § 34 H- Maurer, Städteverfassung, i. B., § 143—162 

• Ebendas., 3. B., § 433—450, Pertile, § 50. 
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der Zünfte nicht, wie so häufig in Italien, mit der Vernichtung der 
einen oder der anderen Partei geendet, sondern mit einem Kom- 
promiss, welcher zur Folge hatte, dass den Zünften mehr oder 
weniger Theilnahme an der Leitung des Gemeinwesens eingeräumt 
wurde. Die Mitgliedschaft im engeren Rath blieb in der Regel 
den Patriziern vorbehalten, während im weiteren Rath ihre Ver- 
treter neben denen der Zünfte sassen. Nicht selten traten auch die 
Patrizier in eine eigene Zunft, die Altbürgergilde zusammen, welche 
ihre Vertreter in ähnlicher Weise bezeichnete, wie die anderen 
Zünfte.^ 

Der Verfall der Stadt- und Landgemeinden brachte nicht viele 
äussere, wohl aber sehr bedeutende innere Veränderungen in ihrer 
Organisation mit sich. In den Dorfgemeinden wurden die Vor- 
stände in grundherrliche oder obrigkeitliche Beamte verwandelt, 
oder sie wurden durch solche verdrängt und zu untergeordneten 
Hilfsorganen derselben herabgedrückt Auch wurden sie nicht 
mehr von der genossenschaftlichen Versammlung^' frei gewählt, 
sondern sie mussten von der grundherrlichen oder staatlichen 
Behörde mindestens bestätigt werden. Gewöhnlich wurden sie 
aber geradezu von ihr ernannt. Später wurde ihr Amt erblich, 
ja es knüpfte sich sogar häufig an den Besitz gewisser Grund- 
stücke, eine Entwicklung, die sich übrigens auch in den wenigen 
frei gebliebenen Landgemeinden findet. Dabei schwindet der 
Charakter des Gemeindevorstehers oder Schulzenamtes als eines 
genossenschaftlichen Amtes immer mehr, und treten dafür die mit 
demselben verbundenen materiellen Vortheile in den Vordergrund. 
In Folge dessen musste es selbst als ein vorwiegend privates Recht 
erscheinen, welches, auch wenn es nicht mit dem Besitz bestimm- 
ter Realitäten verbunden war, häufig frei veräussert, bisweilen 
sogar getheilt werden konnte. Wo keine erheblicheren materiellen 
Bezüge mit demselben verbunden waren, sank es zu völliger Be- 
deutungslosigkeit herab, und wurde wegen der damit verbundenen 
Verpflichtung, den obrigkeitlichen und vielfach auch den herr- 
schaftlichen Beamten unentgeltlich Hilfsdienste zu leisten, allgemein 
als eine drückende Last empfunden. 

Wie mit dem Schulzenamte, so war es auch mit den übrigen 
Gemeindeämtern, während die genossenschaftliche Vollversamm- 
lung immer seltener, und nur unter der Aufsicht obrigkeitlicher 
und grundherrlicher Beamter zusammenkommen durfte, und endlich 



' Gierke, i. B., § 34 III., 2. B., § 30, Maurer, Städte Verfassung, 2. B., 
§ 335—362. 
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lieh gar nicht, oder blos bei Verkündigung neuer Verordnungen, 
öffentlichen Verlautbarungen u. dgl., jedenfalls aber nicht zur 
Fassung selbstständiger Beschlüsse einberufen wurde.® 

In den Städten bildete sich der engere Rath, welcher als 
kollegialer Vorstand die Regierung führte, seit dem 14. Jahrhundert 
zuerst in der aristokratischen, dann aber auch in den Städten mit 
Zunftverfassung in ein oligarchisches Kollegium um, das sich 
nach aussen abschloss, und nicht durch Wahl, sondern durch 
Kooptation ergänzte. So wurde die Mitgliedschaft in denselben 
faktisch und vielfach auch rechtlich ein Vorrecht weniger 
Familien. In Folge dessen betrachtete der Stadtrath, dessen recht- 
licher Charakter als städtische Obrigkeit nunmehr unzweifelhaft 
feststand, die Bürger, sogar die Vollbürger geradezu als seine 
Unterthanen. Dies war umso leichter möglich, als die Theilnahme 
derselben an der Führung des städtischen Regiments nach und 
nach fast völlig beseitigt wurde. Der an Stelle der Vollversamm- 
lung getretene Bürgerausschuss, weitere oder grosse Rath, welcher 
die Bürgerschaft der städtischen Obrigkeit gegenüber zu vertreten 
hatte, sank nach und nach zu einer blossen Scheinvertretung 
herab. Bisweilen wurden seine Mitglieder vom engeren Rath er- 
nannt, an anderen Orten von den Zünften, an deren Spitze häufig 
gleichfalls oligarchische Kollegien standen, gewählt, oft ergänzten 
sie sich auch selbstständig durch Kooptation, so dass das Organ 
der Bürgerschaft, welches ihre Rechte der Obrigkeit gegenüber 
wahren sollte, selbst zur Obrigkeit wurde, und zur Gemeinde oft 
in nicht minder schroffen Gegensatz trat, als der engere Rath.* 

Im Laufe der Zeit aber, und besonders früh dort, wo sich 
die landesherrliche Gewalt recht kräftig entwickelt hatte, in Preussen 
schon im 15. Jahrhundert, wurde die städtische Obrigkeit zu einem 
blossen Organ der landesfürstlichen Obrigkeit, indem die Landes- 
herren die Mitglieder der städtischen Rathskollegien ernannten, 
oder sich wenigstens ihre Bestätigung vorbehielten, und sie bei 
ihrer Amtsführung durch ihre eigenen Behörden überwachen Hessen. 
Der Umstand, dass die Magistrate jede öffentlichrechtliche Befugnis 
nur im Namen und Auftrag des Staates ausüben konnten, und 
sogar bei allen wichtigeren Akten der kommunalen Vermögens- 
verwaltung an die Genehmigung der landesfürstlichen Behörde 
gebunden waren, musste ihren Charakter als Organe des Staates 
und landesfürstliche Beamte nur noch mehr zur Geltung bringen. 



• Gierke, I. B., § 53 B. III., § 55 A I. 2. 

• Gierke, l. B., § 56, I. 
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Sie wurden auch in den meisten deutschen Territorialstaaten des 
17. und 18. Jahrhunderts als solche angesehen.^® 

Am stärksten aber kommt der Grundsatz, dass die kommu- 
nalen Organe eigentlich Bedienstete des Staates seien, in der 
Gesetzgebung der französischen Revolution zum Ausdruck, und 
zwar in ganz gleicher Weise in Stadt- und Landgemeinden.^^ Darnach 
steht an der Spitze der kommunalen Verwaltung ein von der Zentral- 
behörde ernannter Staatsbeamter, der Maire, und ihm zur Seite 
ein RathskoUegium, der Conseil municipal. Der Maire ist aber von 
demselben gänzlich unabhängig, und steht dafür unter strenger 
Aufsicht der übergeordneten Behörde. Im Laufe der Zeit hat sich 
die rechtliche Stellung des Conseil municipal und des Maire 
verändert. Ersterer hat sich, seitdem seine Mitglieder nicht 
ernannt, sondern gewählt wurden, in eine Interessenvertretung, 
und später in das willensbildende und kontroUirende Organ eines 
Selbstverwaltungskörpers umgestaltet. Der Maire ist nicht mehr 
ausschliesslich Staatsbeamter, sondern er ist das oberste Verwaltungs- 
organ der Gemeinde als selbstständigen kommunalen Verbandes, 
dessen sich allerdings der Staat auch zur Besorgung staatlicher 
Funktionen bedient. Aeusserlich aber ist die Organisation der Ge- 
meinde auch nach dem neuesten Gesetze vom 5. April 1884 dieselbe 
geblieben. Der Maire allein ist mit der Führung der kommunalen 
Verwaltung unter der Kontrolle des Conseil municipal betraut. 
Von einem kollegialen Vorstand findet sich keine Spur. Eine 
gesetzliche Verpflichtung zur Annahme kommunaler Aemter ist 
dem französischen Recht unbekannt. Auch ist die Organisation 
der Gemeinde überall die gleiche, und wird namentlich zwischen 
Stadt- und Landgemeinden kein Unterschied gemacht." 

In denjenigen Theilen Deutschlands, in welchen die Gemeinde- 
gesetzgebung nicht, oder wenigstens nicht wesentlich von den 
Grundsätzen des französischen Rechts beeinflusst wurde, hat sich 
die Organisation der Gemeinde in Stadt und Land meist verschieden 
entwickelt. Die erblichen und die mit dem Besitz gewisser 
Grundstücke verbundenen Gemeindeämter sind, wenngleich zum 
Theil erst in neuester Zeit, aufgehoben worden,^* ebenso mit geringen 
Ausnahmen die Ergänzung der staatsräthlichen Kollegien durch 
Kooptation. Die Gemeindeämter werden in der Regel durch Wahl, 

" Ebendas. II. 

" Gesetz vom 28. pluv. VIII. (17. Februar 1800.) 
" Siehe oben S. 102. 

*• So z. B. in den östlichen preussischen Provinzen erst durch § 36 der 
Kr.-O. vom 13. Dezember 1872. 
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und nur ausnahmsweise durch Ernennung seitens der Regierung 
besetzt. Trotzdem gelten sie nach den meisten Gesetzgebungen 
als Staatsämter, und die Gemeindebeamten als Staatsbeamte, deren 
rechtliche Stellung der Regierung gegenüber allerdings eine weit 
unabhängigere ist, als die der übrigen Staatsbeamten. Nach an- 
deren Gesetzgebungen sind die Inhaber kommunaler Aemter 
Organe der Gemeinde, denen die Regierung auch die Besorgung 
gewisser staatlicher Geschäfte überträgt. Dabei ist die unentgeltliche 
Uebernahme dieser Aemter meist allgemeine Bürgerpflicht 

Die Gemeindeversammlung ist in den Städten fast ausnahmslos, 
und häufig auch am Lande durch eine gewählte Vertretung ersetzt. 
Bisweilen bestehen beide neben einander. Die Gemeindevertretung 
gilt nirgends als ein blosses RathskoUegium, sondern vielmehr als 
ein Organ, welches den Gemeindewillen zum Ausdruck bringt, und 
die Verwaltung kontroUirt. In erster Beziehung konkurrirt sie 
vielfach mit dem kollegialen Gemeindevorstand, der in den meisten 
Städten an die Stelle des alten Stadtrathes getreten ist, nach 
mehreren Gemeindeordnungen aber auch am Lande eingeführt ist. 
Wo letzteres der Fall ist, nähert sich die Verfassung der Land- 
gemeinden der städtischen Verfassung, während dort, wo auch in 
den Städten der Vorstand nach französischem Vorbild bureaumässig 
organisirt ist, die städtische Verfassung der der Landgemeinde 
ähnlich ist. Ueberhaupt ergibt sich daraus, dass die Prinzipien des 
französischen Rechts die einzelnen Gesetzgebungen mehr oder 
weniger beeinflusst haben, eine Reihe von Kombinationen. Die 
Gesetzgebung der deutschen Staaten hat sich in der letzten Zeit 
wohl zum grossen Theil vom französischen Einfluss befreit, doch 
finden sich, namentlich in der Gleichstellung von Stadt- und Land- 
gemeinden noch zahlreiche Spuren derselben. Noch mehr gilt dies 
von der belgischen, holländischen und italienischen Gesetzgebung, 
welche daher auch in Zusammenhang mit der französischen dar- 
gestellt werden soll. 

IL 

Die Organisation der Gemeinde in Frankreich, Italien, 

Holland und Belgien. 

Die gegenwärtige Gestaltung der französischen Gemeinde- 
organisation beruht auf dem Gesetz vom 5. April 1884, welches 
auf alle Gemeinden des Landes — ausser Paris und Lyon — in 
gleicher Weise Anwendung findet.^* Als willensbildendes und 

'* Siehe oben S. 102. 

10* 
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kontroUirendes Organ der Gemeinde fungirt der Conseil municipal, 
dessen Mitglieder ebenso wie die Abgeordneten der zweiten Kammer 
gewählt werden.^* Die Zahl derselben beträgt je nach der Ein- 
wohnerzahl der Gemeinde zwischen 10 und 36.^* Der Conseil 
municipal hält jährlich vier ordentliche und daneben noch nach 
Bedarf ausserordentliche Sessionen ab. Letztere finden statt, wenn 
der Präfekt, der Unterpräfekt oder die Mehrheit der Mitglieder des 
Conseil selbst es verlangen, oder wenn der Maire es für noth- 
wendig findet^^ Dieser, das oberste kommunale Verwaltungsorgan, 
wird seit 1884 in allen Gemeinden vom Conseil municipal aus 
seiner Mitte gewählt. Je nach der Einwohnerzahl der einzelnen 
Gemeinden werden ihm i — 12 in gleicher Weise gewählte Hilfs- 
beamte (Adjoints) beigegeben,^® die ihn in gewissen Fällen zu ver- 
treten haben, von ihm zur Besorgung einzelner Geschäfte delegirt 
werden können, sonst aber kein Kollegium bilden, und daher nicht 
selbst Gemeindevorstand, sondern nur ein Organ desselben sind.^* 
Ebenso ist die Besorgung derjenigen Geschäfte, welche in den über- 
tragenen Wirkungskreis fallen, ausschliesslich Sache des Maire.**^ 

Die französische Gesetzgebung gilt, allerdings nicht in ihrer 
heutigen Gestalt, sondern in der, welche sie vor 1871 hatte, auch 
in Elsass-Lothringen. Danach werden die Bürgermeister (Maires) 
und Beigeordneten oder Adjunkten (Adjoints) nicht vom Gemeinde- 
rath gewählt, sondern vom Statthalter oder Bezirkspräsidenten aus 
der Mitte desselben ernannt. Sonst ist die Organisation der Ge- 
meinde im Allgemeinen die gleiche, wie in Frankreich, namentlich 
besteht zwischen Stadt und Landgemeinden kein rechtlicher 
Unterschied.** 

Stärker sind die Prinzipien des französischen Rechts in Italien 
modifizirt, wo für die Gestaltung der Gemeindeorganisation die 
Bestimmungen des Gesetzes vom 30. Dezember 1888 in dem auf 
Grund der der Regierung am 10. Februar 1889 ertheilten Vollmacht 
festgestellten Text massgebend sind. Der Gemeinderath, consiglio 
municipale, wählt nämlich aus seiner Mitte einen permanenten 
Ausschuss, giunta municipale.** Dieser hat den Gemeinderath, 



^* Art. I, 14, 61, 71 des G.-G. 

« Art. 10. 

" Art, 46-48. 

" Art. 73. 

" Art. 82, 84, 90. 

>* Art. 91, 92, 98. 

'* Art. I des G. vom 22. Juli 1870. 

** Art. 12, 115 des Gern- u. Prov.-G. 
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während er nicht tagt, zu vertreten,^* daneben aber auch gewisse 
Geschäfte selbstständig zu besorgen,** so dass er zugleich auch 
kommunales Verwaltungsorgan ist. Er ist aber nicht Gemeinde- 
vorstand, wie die Magistrate in den deutschen Städten. Das Ge- 
setz bezeichnet vielmehr ausdrücklich und ausschliesslich den 
Bürgermeister (sindaco) als Leiter der kommunalen Verwaltung, 
und zugleich auch als Beamten der Regierung.** Als solcher be- 
sorgt er selbstständig die meisten Geschäfte des übertragenen 
Wirkungskreises der Gemeinde, namentlich steht er an der Spitze 
der lokalen Polizei.*^ Abgesehen davon, dass er in gewissen Ge- 
meinden ernannt, in anderen hingegen gewählt wird,*' ist die Or- 
ganisation aller italienischen Gemeinden die gleiche. 

Die Organisation der holländischen und belgischen Gemein- 
den weist bedeutende Spuren deutscher Rechtsbildung auf, so dass 
sie in dieser Hinsicht gewissermassen die Brücke zwischen dem 
französischen und deutschen Recht bildet. Es besteht nämlich in 
beiden Ländern zwischen Stadt und Landgemeinden kein recht- 
licher Unterschied; die Bürgermeister werden, wie nach älterem 
französischen Recht, nicht gewählt, sondern ausnahmslos vom 
König ernannt.*» Sie sind aber nicht alleinige Vorsteher der Ge- 
meinde, wie die französischen maires und die italienischen sindaci, 
sondern Vorsitzende eines kollegialen Vorstandes, welche daneben 
allerdings auch gewisse Geschäfte selbstständig zu besorgen haben. 
In Holland besteht nämlich in jeder Gemeinde ein vom Gemeinde- 
rath gewählter Magistrat (dagelijksch bestuur), welcher an der 
Spitze der kommunalen Verwaltung steht.*' Der Bürgermeister ist 
Vorsitzender des Gemeinderaths und des Magistrats,'® führt die 
Beschlüsse dieses letzteren aus,*^ vertritt die Gemeinde nach aussen" 
und handhabt die Ordnungspolizei.'* Bei Gefahr im Verzug ist er 
mit ausserordentlichen Vollmachten ausgestattet.'* Im Uebrigen 
wird die Gemeindeverwaltung, sowohl was die Angelegenheiten 



" Art. 116. 
»* Art. 117. 
" Art. 121. 

•• Art. 131—33. 

*' Art. 123. 

'* Art. 59 des holl. G.-G. vom 29. Juni 1851, und belg. G. vom l. März 1848.* 

«» Art I, 79, 91, 179 des G.-G. 

^ Art. 70. 

■' Art. 71. 

" Art. 66, 70. 

»« Art. 188, 89. 

»* Art. 68, 186, 87. 
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des eigenen, als auch die des übertragenen Wirkungskreises be- 
trifft, im Allgemeinen nicht vom Bürgermeister allein, sondern 
vom ganzen Magistrat geführt.'^ 

Auch in Belgien steht an der Spitze der Gemeinde ein kol- 
legialer Vorstand, nämlich ein vom König ernannter Bürgermeister 
und die vom Gemeinderath gewählten Schöffen (6chevins.)** Die 
Kompetenz des belgischen Magistrats ist in Bezug auf den eigenen 
Wirkungskreis der Gemeinde mit der des holländischen im Ganzen 
und Grossen übereinstimmend.*'' Dagegen werden die Geschäfte 
des übertragenen Wirkungskreises meist vom Bürgermeister 
allein besorgt, indem dasselbe Gesetz, welches die Wahl der 
Schöffen an Stelle ihrer Ernennung durch den König setzte, zu 
gleich bestimmte, dass mit dem Vollzug der Gesetze und Ver- 
ordnungen der Regierung ausschliesslich der Bürgermeister betraut 
sein solle, wenn nicht ausdrücklich das ganze Schöffenkollegium 
damit beauftragt ist, was allerdings bei einer ziemlich grossen 
Zahl von Gesetzen der Fall ist. Desgleichen steht dem Bürger- 
meister allein die Handhabung der gesammten Ortspolizeigewalt 
zu,*® in ausserordentlichen Fällen ähnlich wie dem holländischen 
Bürgermeister auch das Recht, Polizeiverordnungen zu erlassen, 
welches für gewöhnlich dem Gemeinderath vorbehalten ist.*' 

III. 

Die Organisation der Gemeinde nach den deutschen Gesetzgebungen. 

Während die Gesetzgebung des deutschen Reichs wenigstens 
einzelne allgemeine Normen über die Rechtsverhältnisse der zu 
einer Gemeinde gehörigen Personen aufgestellt hat, ist in Bezug 
auf die Organisation der Gemeinde ausschliesslich die Gesetzgebung 
der Einzelstaaten kompetent. In Folge dessen vermochten sich die 
Verschiedenheiten in der Entwicklung derselben voll und ganz 
Geltung zu verschaffen, und haben auch thatsächlich die verschieden- 
artigsten Organisationsformen erzeugt, so dass, um eine systematische 
Behandlung derselben zu ermöglichen, die wichtigeren Gemeinde- 
organe und die sonst in der Gemeindeorganisation hervortretenden 
Jlauptmomente gesondert zur Darstellung zu bringen sind. 



" Art. 126. 

^ Art. 9 des G. vom 30. Dezember 1887. 

" Art. 90—93, 95—100, 102 des G. vom 30. März 1836. 

»« G. vom 30. Juni 1842. 

'• Art. 94 des G, vom 30. März 1836. 
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A. WiUensbildende und kontrollirende Gemeindeoi^^ane. 

I. Die Gemeindeversammlung. 

In früherer Zeit allein zur Bildung des Gemeindewillens be- 
rufen, hat die Gemeindeversammlung in vielen Ländern ganz oder 
zum Theil einer gewählten Gemeindevertretung Platz gemacht, 
und sich heutzutage nur noch in einer Anzahl deutscher Land- 
gemeinden erhalten. Willensbildendes und kontroUirendes Organ 
der Gemeinde mit Ausschluss jeder gewählten Vertretung ist sie 
blos nach Art. 123, 146 der bayer., Art. 54, 79 der pfälz. G.-0.,*<* 
und nach § 10 der lipp. L.-G.-O. Sehr häufig aber tritt die Ge- 
meindeversammlung in kleineren Gemeinden obligatorisch oder 
fakkultativ an Stelle der gewählten Gemeindevertretung, oder sie 
ist zwar der gewöhnliche Ausdruck des Gemeindewillens, aber es 
kann in grösseren Gemeinden eine gewählte Vertretung eingeführt 
werden, welcher einige oder auch alle Funktionen der Gemeinde- 
versammlung übertragen werden. So ist nach § 23, 24 der westf. 
und nach § 45 der rheinl. L.-G.-O. in kleineren Gemeinden** die 
Gemeindeversammlung, in grösseren eine gewählte Vertretung 
gewöhnlicher Ausdruck des Gemeindewillens, doch kann in West- 
falen durch das Gemeindestatut die Bildung einer Gemeindever- 
tretung auch in grösseren Gemeinden ausgeschlossen werden. Nach 
§ 37 Abs. I der kurh. G.-O. kann in kleinereij Landgemeinden die 
Gemeindeversammlung die Funktionen des gewählten Ausschusses 
ausüben, während nach § 27 der nass. G.-O. in Gemeinden mit 
mehr als 1500 Einwohnern der Bürgerausschuss die Funktionen 
der Gemeindeversammlung übernehmen muss, in kleineren Ge- 
meinden nur unter gewissen Voraussetzungen dieselben übernehmen 
kann. Nach § 12, 16 der schl.-holst. und § 41, 51 der hann. L.-G.-O. 
ist zwar die Gemeindeversammlung regelmässig das beschluss- 
fassende und kontrollirende Organ der Gemeinde, es kann aber 
mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde in grösseren Gemeinden an 
ihre Stelle eine gewählte Vertretung gesetzt werden. Nach § 49 
der preuss. L.-G.-O. für die östl. Prov. kann in kleineren Gemeinden 



** Im rechtsrheinischen Bayern gilt dies nur für die Landgemeinden, in 
der Pfalz, wo Stadt und Landgemeinden rechtlich völlig gleich stehen, für 
alle Gemeinden ohne Unterschied. 

** Kleinere Gemeinden sind diejenigen, welche nicht mehr als 18 stimm- 
berechtigte Einwohner haben. Uebrigens weichen die Gesetzgebungen betreffs 
der Frage, welche Gemeinden zu den grösseren, und welche zu den kleineren 
gehören, sehr von einander ab. Häufig unterscheiden sie Gemeinden mit mehr, 
und solche mit weniger als 300 Einwohnern. 
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durch die Aufsichtsbehörde oder durch die Gemeinde selbst an 
Stelle der Gemeindeversammlung eine gewählte Vertretung einge- 
führt werden, während grössere Gemeinden unter allen Umständen 
eine solche haben müssen. 

Eine ganz eigenthümliche Zusammensetzung weist die Ge- 
meindeversammlung in den sächsischen Landgemeinden auf. Nach 
§31 der L.-G.-O. kann nämlich in kleineren Gemeinden die sonst 
obligate gewählte Gemeindevertretung in Wegfall kommen, und es tritt 
an ihre Stelle die Versammlung aller ansässigen stimmberechtigten 
Gemeindemitglieder, sowie eine statutarisch zu bestimmende, jedoch 
nicht über den dritten Theil der ansässigen Gemeindemitglieder 
zu steigende Anzahl von Abgeordneten der unansässigen stimm- 
berechtigten Gemeindemitglieder. Auch nach den Gemeinde- 
ordnungen mehrerer Kleinstaaten ist in grösseren Gemeinden eine 
gewählte Vertretung, und in kleineren die Vollversammlung aller 
Stimmberechtigten wenigstens das Regelmässige. *2 

Aber auch dort, wo eine gewählte Gemeindevertretung als 
regelmässiges Organ des Gemeindewillens besteht, bleiben bisweilen 
einzelne wichtige Angelegenheiten der Beschlussfassung durch die 
Gemeindeversammlung vorbehalten. Hierher gehören vor allem 
anderen die Bestimmungen des § 76 der öst. Reg.-V. Danach kann 
der Gemeindeausschuss für neue Erwerbungen und Unternehmungen, 
welche zunächst die Vermehrung der Gemeindeeinkünfte zum Zwecke 
haben, sowie zur Tilgung und Verzinsung von Darlehen, die 
behufs solcher Unternehmungen oder Erwerbungen aufzunehmen 
sind, Gemeindeumlagen nur dann beschliessen, wenn ein bestimmter 
Theil aller Stimmberechtigten (nach den meisten Landesgesetzen 'Z^), 
die zugleich einen bestimmten Theil der in der Gemeinde vorge- 
schriebenen direkten Steuern (auch meist ^/4) entrichten, dazu 
seine Zustimmung gibt. Nach § 52 der hann. L.-G.-O. kann auch, 
wo eine gewählte Gemeindevertretung eingeführt ist, die Beschluss- 
fassung über bestimmte Gemeindeangelegenheiten der Gemeinde- 
versammlung vorbehalten werden. Ebenso bestehen Gemeinde- 
versammlung und Vertretung neben einander nach § 37 Abs. 2 
der kurh. G.-O., nach § 9, 42 der bad. G.-O. für mittlere Gemeinden, 
§ 9 der G.-O. für kleinere Gemeinden und nach der Gesetzgebung 
mehrerer Kleinstaaten.^^ 



*• So nach § 121, 122 der anh., Art. 46 der weim. G.-O., Art. 76 des kob., 
§ 71 des goth., Art. 8 Abs. 2 des mein. G.-G. vom 15. August 1840, Art. 2 
Abs, 2 des G. vom 31. März 1848, Art. 14 der alt. D.-O., Art. 138, 39 der 
schw.-rud., Art. 59 der reuss. ä. L., Art 61 der reuss. j. L. G.-O. 

*' Art. 44 der weim. G.-O., § 38 der alt. D.-O., Art 14 des mein. G.-G. von 
1840, Art. 49 der schw.-rud , Art. 59 der reuss. ä. L., Art. 6i der reuss. j. L. G.-O, 
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Stimmberechtigt sind in der Gemeindeversammlung alle An- 
gehörigen der Gemeinde, welche der politischen Rechte theilhaftig 
sind, also die Bürger, und diejenigen, welche ihnen in dieser Hin- 
sicht gleichgestellt sind. Dabei ist aber das Stimmrecht derselben 
nicht immer gleichwerthig. Wo es nämlich vom Vorhanden- 
sein eines bestimmten Grundbesitzes oder einer bestimmten Steuer- 
leistung abhängt, liegt es nahe, die Stimmen nach Bedarf zu theilen 
und zu kumuliren. So gibt § 7, 8 der österr. Wahlordnungen 
den Mitbesitzern einer steuerpflichtigen Realität zusammen eine 
Stimme. Sehr kompliziert ist das Verhältnis der einzelnen Stimmen 
in der Gemeindeversammlung nach der Gesetzgebung mehrerer 
deutscher Staaten. So soll in derselben nach § 17 der hann. 
L.-G.-O. das Stimmgewicht derjenigen Grundbesitzer, deren Besitz 
wenigstens zwei Pferde fordert, überwiegen, und darf die Stimmen- 
zahl der Nichtansässigen nur ein Drittel von der der Grundbesitzer 
betragen. Ferner ist das Stimmrecht nach der Grösse des Grund- 
besitzes abgestuft, wobei jedoch kein Gemeindemitglied im Allge- 
meinen mehr als ein Drittel aller Stimmen in sich vereinigen soll. 
Trägt es aber allein sämmtliche Gemeindelasten, können ihm aus- 
nahmsweise auch mehrere, eventuell sogar alle Stimmen zugestan- 
den werden. Nach § 31 der sächs. L.-G.-O. haben die nicht an- 
sässigen Gemeindemitglieder in die Vollversammlung der Ansässigen 
Abgeordnete zu entsenden, deren Zahl aber den dritten Theil der 
ansässigen Gemeindemitglieder nicht übersteigen darf. Auch nach 
§ 48 der preuss. L.-G.-O. für die östl. Prov, müssen zwei Drittel 
sämmtlicher Stimmen in der Gemeindeversammlung auf die mit 
Grundbesitz angesessenen Mitglieder entfallen. Uebersteigt ihre 
Zahl ein Drittel der Gesammtzahl der Stimmen der Mitglieder der 
Gemeindeversammlung, werden sie durch Abgeordnete vertreten. 
Das Stimmrecht der Grundbesitzer und Gewerbetreibenden stuft 
sich nach ihrer Steuerleistung ab, wobei jedoch kein Stimmberech- 
tigter mehr als ein Drittel der Gesammtzahl der Stimmen führen 
darf. Aehnlich ist es auch nach § 25 der westf und § 10 der 
schl.-holst. L.-G.-O. Bisweilen wird die Abstimmung in der Ge- 
meindeversammlung nach Klassen vorgenommen, so nach § 117 
der anh. G.-O., oder nach der Grösse der Steuer, wie nach Art. 34 
Abs. 3 der weim. G.-O.*^ Dabei wird oft Vorsorge getroffen, dass ein 
Mitglied nicht zu viel Stimmen in sich vereint, so z. B. in den 
östl. preuss. Provinzen, wo niemand mehr als ein Drittel aller 



** Aehnlich nach § 35 der alt. D.-O., Art. 25 des mein. G.-G. vom 15. April 
1868 und Art. 46 Abs. 3 der reuss. ä. L. G.-O. 
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Stimmen haben darf.** In Süddeutschland haben im Allgemeinen 
alle Wahlberechtigten gleiches Stimmrecht, nur wird zur Beschluss- 
fassung in gewissen Angelegenheiten verlangt, dass die Majorität 
der Stimmen zugleich einer bestimmten Steuerleistung entspreche. So 
in Bayern nach Art. 47 der G.-O., wobei zugleich bestimmt ist, dass die 
Stimmen mit dem Steuerbetrag zunehmen, aber Niemand mehr, als 
ein Drittel aller Stimmen in der Gemeinde vereinigen darf; ähnliches 
gilt in Oesterreich, wenn die Gemeindeversammlung berufen wird. 

Was die Art und Weise der Abstimmung betrifft, so bietet 
dieselbe nicht viel juristisch relevantes. Wer sein politisches Recht 
nicht selbst ausüben kann, nimmt an der Gemeindeversammlung 
durch 3einen gesetzlichen Stellvertreter Theil, sofern das Recht 
der Stimmabgabe nicht überhaupt als ein rein persönliches gilt.*® 
Wer zur Abgabe seiner Stimme persönlich befähigt ist, kann sich 
nach den meisten Gemeindeordnungen nicht, oder nur in Aus- 
nahmsfällen vertreten lassen.*' Uebrigens gelten in Bezug auf die 
Modalitäten der Stimmabgabe in der Gemeindeversammlung und 
bei der Wahl der Gemeindevertretung die gleichen Grundsätze,*® 
ebenso betreffs der Leitung der Verhandlungen, der Handhabung 
der Sitzungspolizei, und der Art und Weise der Abstimmung. 
Doch ist hin und wieder in der Gemeindeversammlung die Stellung 
von Initiativanträgen, ja bisweilen sogar jede Diskusion ausge- 
schlossen, so dass nur über die von der Leitung vorgelegten An- 
träge entschieden wird. In denjenigen Gemeinden, in denen es 
keine gewählte Gemeindevertretung gibt, kann natürlich von der- 
artigen Beschränkungen keine Rede sein. 

2. Diegewählte Gemeindevertretung. 

Zuerst ein blosser Ausschuss der Gemeindeversammlung zur 
Beschlussfassung über minder wichtige Angelegenheiten hat sich 
die gewählte Gemeindevertretung im Laufe der Zeit zum ordent- 
lichen willensbildenden und kontroUirenden Organ der Gemeinde 



** In Altenburg kann ein Stimmberechtigter nicht mehr als die Hälfte 
aller Stimmen weniger einer Stimme haben, in Meiningen nicht mehr, als ein 
Viertel. 

*• Siehe oben S. 138. Selbstständige unverheiratete Frauen können in 
der Regel unter den hiezu befähigten Gemeindeangehörigen nach freier Wahl 
einen Stellvertreter bezeichnen. Nur ausnahmsweise können sie ihr Stimm- 
oder Wahlrecht persönlich ausüben, so z. B. nach § 12, 14 der hann. L.-G.-0. 

*' Art. 15 Abs. 4 der bayer., Art. 18 der pfälz. G.-O. 

*• Abgesehen vom Verhältnis der einzelnen Stimmen zu einander, von dem 
noch ausfQhrlich gesprochen werden soll. 
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entwickelt, und ist jetzt in den Städten fast ausnahmslos an Stelle 
der Gemeindeversammlung getreten, während in den Landgemeinden 
häufig beide neben einander bestehen. 

So hat sich denn das alte Recht der Theilnahme an der Ge- 
meindeversammlung in ein Wahlrecht in die Gemeindevertretung 
verwandelt, heutzutage gewiss das wichtigste politische Recht in 
der Gemeinde. Dass dasselbe ebenso wie das Stimmrecht in der 
Gemeindeversammlung, wo eine solche noch existirt, in erster 
Linie den Bürgern, ausserdem aber auch anderen, namentlich durch 
Grundbesitz oder Steuerleistung dazu qualifizirten Gemeindeange- 
hörigen und Forensen zukommt, davon war schon im Abschnitt 
über die zur Gemeinde gehörigen Personen die Rede. Auch in 
Bezug auf das Gewicht der einzelnen Stimmen sind die verschie- 
densten Modalitäten möglich. Wo nach einer Gemeindeordnung 
Gemeindeversammlung und gewählte Vertretung neben einander 
bestehen, gelten für's Stimmrecht in der einen und für's Wahl- 
recht in die andere in der Regel, aber nicht immer die gleichen 
Grundsätze. 

Allgemeines gleiches Stimmrecht besteht namentlich im süd- 
lichen Deutschland (ausser Baden).^® In anderen deutschen Staaten 
hingegen wird die Wahl klassenweise vorgenommen, indem die 
Wahlberechtigten ihrer Steuerleistung entsprechend in Klassen ein. 
getheilt werden, wobei verschiedene Arten der Eintheilung möglich 
sind. Zunächst ist das Klassensystem anzuführen, welches auch 
für die Wahlen in die zweite Kammer des preussischen Landtags 
gilt, und in den österreichischen Gemeindewahlordnungen, sowie 
in den meisten preussischen Gemeindeordnungen eingeführt ist.^® 
Danach sind die Wahlberechtigten in drei Klassen eingetheilt, deren 
erste alle umfasst, auf welche die höchsten Beträge der direkten 
Staatssteuern bis zum Drittel ihres Gesammtbetrages fallen. In 



*» Art. 171 der bayer. G -O. (für Städte), § 45 der sächs. St.-O., Art. 12 
des würt. G. vom 15. Juni 1885, Art li, 13 der Hess. St.-0. und der L.-G.-O., 
§ 37 der schl.-holst, § 83 der hann. St-O. (vorbehaltlich anderweitiger statu- 
tarischer Feststellung), § 38 der kurh., Art. 5 § i der old., § 45 der anh. G;-0., 
(für Städte) § 72, 75 des goth. G -G., § 61 der schaumb.-lipp. St.-0. 

*° § I der Ost. Wahlordnungen, § 13 der St.-O. für die östl. Prov. und 
der westf., § 12 der rhcinl. St.-0., § 50 der L.-G.-O. für die östl. Prov. 
(abweichend von § 48, der das Verhältnis der einzelnen Stimmen in der Ge- 
meindeversammlung festsetzt), § 27 der westf L.-G.-O., (abweichend von § 25) 
§ 50 der rheinl., § 6 der schL-holst. L.-G.-O., § 3 der nass. W.-O., § 21 
der braunschw, L.-G.-O., § 30 der St.-0., § H7 der anh. G.-O., (für Landge- 
meinden), § 10 der alt. D.-O. (abweichend von § 35) § 24 der schw.-sond. G.-O., 
§ 24 der lipp. St,-0., § 22 der schaumb.-lipp. L.-G.-O., § 40 der wald. G.-O. 
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gleicher Weise reicht die zweite Klasse bis zum zweiten Drittel, 
zur dritten gehören alle übrigen Wahlberechtigten. Ziemlich kom- 
plizirt ist die Klasseneintheilung in Baden. Nach § 35 der St.-0. 
besteht die erste Klasse der Wahlberechtigten aus den Höchst- 
besteuerten, und umfasst das erste Zwölftel, die zweite Klasse das 
zweite und dritte, die dritte die neun übrigen Zwölftel. Aehnlich 
nach § 35 der G.-O. für mittlere Gemeinden. Die Eintheilung der 
Wahlberechtigten erfolgt nach Massgabe ihrer Steuerleistung. 

Nach § 30 der sächs. L.-G.-O. sind die ansässigen Gemeinde- 
angehörigen nach dem Umfang ihres Grundbesitzes und dem Be- 
trag ihrer Steuern in Wählerklassen zu scheiden, denen sich die 
nicht Ansässigen als besondere Klasse anschliessen. § 53 der 
hann. L.-G.-O. bestimmt nur, dass die Wahl in den Gemeinde- 
ausschuss in der Regel nach Abtheilungen geschehen soll, für 
welche die in der Gemeinde bestehenden Stimmklassen als Anhalt 
dienen. In einigen Staaten endlich sind die Wahlberechtigten in 
der Weise geordnet, dass den Mindestbesteuerten eine Stimme, 
den höher besteuerten aber eine Mehrheit von Stimmen zusteht, 
wobei jedoch, wie in der Gemeindeversammlung, Niemand mehr, 
als eine bestimmte Anzahl von Stimmen haben darf.*^ 

Sofern der Besitz der politischen Rechte in der Gemeinde 
auch Frauen, Minderjährigen und juristischen Personen zusteht, 
üben dieselben das Wahlrecht in die Gemeindevertretung gleich 
dem Stimmrecht in der Gemeindeversammlung durch ihre gesetz- 
lichen, eventuell durch ihre frei gewählten Vertreter aus. Sonst 
muss in der Regel jeder seine Stimme persönlich abgeben, doch 
lassen eine Anzahl Gemeindeordnungen, namentlich zu Gunsten 
der Forensen, Ausnahmen von diesem Grundsatz zu.'^^ 



** Art. 34, 50 der weim. G.-O., Art. 65 des kob , Art. 25 des mein. G.-G. 
von 1868, Art. 46 der reuss. ä. L. G.-O. In Schwarzb.-Rudolstadt gilt § 136 der G.-O., 
wonach statutarisch festgestellt werden kann, dass den Grundbesitzern oder 
gewissen Klassen derselben ein aussclüiessliches oder verstärktes Stimmrecht 
zustehen solle, in gleicher Weise für die Abstimmungen in der Gemeindever- 
sammlung und die Wahl der Gemeindevertretung. 

*■ So bestimmt z. B. § 4, 5 der öst. Wahlordnungen in AI. 3 und 4, dass 
Personen, welche zur Besorgung öffentlicher Geschäfte von der Gemeinde ab- 
wesend sind, zur Ausübung des Wahlrechts einen Bevollmächtigten bestellen 
können, imd dass die Besitzer einer in der Gemeinde gelegenen Realität oder 
einer daselbst betriebenen Gewerbsuntemehmung, w6nn sie in einer anderen 
Gemeinde ihren ordentlichen Wohnsitz haben, ihr Wahlrecht durch einen Be- 
vollmächtigten ausüben können. Siehe auch § 46 Abs. i AI. 3 und Abs. 2 der 
preuss. L-G.-O. für die östl. Prov., § 20 der westf., § 14 der hann. L.-G.-O. 
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Wählbar in die Gemeindevertretung sind im allgemeinen 
diejenigen, welchen das aktive Wahlrecht und die persönliche Aus- 
übung desselben zusteht. Personen, welche nicht in der Gemeinde 
wohnen, aber daselbst Grund und Boden besitzen, oder ein Ge- 
werbe betreiben, steht in der Regel nur das aktive Wahlrecht zu, 
oder sie sind berechtigt, die auf sie gefallene Wahl abzulehnen. 
Hin und wieder ist das passive Wahlrecht auch durch ein höheres 
Alter bedingt, als das aktive Wahlrecht und die persönliche Aus- 
übung desselben.** Femer bestimmen die Gemeindeordnungen 
nicht selten, dass gewisse Personen wegen ihres Berufs oder ihrer 
Beschäftigung nicht wählbar seien. So werden namentlich Staats- 
beamte, Gemeindebeamte und Beamte von Kommunalverbänden 
höherer Ordnung von der Wählbarkeit ausgenommen. Wo dies 
nicht der Fall ist, können sie wenigstens die auf sie gefallene 
Wahl ablehnen. Staatsbeamte und Lehrer bedürfen nicht selten, um 
die Wahl annehmen zu können, der Genehmigung ihrer vorgesetzten 
Behörde.** Häufig dürfen auch, namentlich in Landgemeinden, 
nahe verwandte oder verschwägerte Personen nicht gleichzeitig 
Mitglieder der Gemeindevertretung sein. Werden mehrere zugleich 
in dieselbe gewählt, und tritt nicht einer von ihnen freiwillig 
zurück, so darf nur der Aelteste die Wahl annehmen. Bei gleichem 
Alter entscheidet meist das Loos.** Endlich schreiben noch mehrere 
Gemeindeordnungen vor, dass eine bestimmte Anzahl Mitglieder 
der Gemeindevertretung im Gemeindebezirk mit einem Wohnhaus 
angesessen sein, bedeutenderen Grundbesitz haben, oder zur 
Klasse der Höchstbesteuerten gehören müsse. *^ 



*• So ist nach § 7 der W.-O. für Wien und den Wahlordnungen für andere 
österreichische Städte mit eigenem Statut das aktive Wahlrecht durch die 
Zurücklegung des 24., das passive durch die Zurücklegung des 30. Lebens- 
jahres bedingt. 

^ So z. B. nach § 10, 11 der Ost. Wahlordnungen, nach § 17 der preuss. 
St.-0. für die östl. Prov. und der westf., § 16 der rheinl., § 38 der schl.- 
holst., § 26 der frankf., § 85 der hann. St-O., § 48 der kurh. G.-O., § 53 der 
L.-G.-0. für die östl. Prov., § 30 der v^restf., § 51 der rheinl. L.-G.-0., Art. 
174 der bayer. G.-O., § 47 der Sachs. St.-0., § 38 der L.-G.-0., und nach den 
meisten anderen Gemeindegesetzen. 

^ So z. B. nach den preussischen Städteordnungen und Landgemeinde- 
ordnungen. 

»« Nach § 16 der preuss. St.-O. für die östl. Prov. und der westf., 
§ 15 der rheinl., § 23 der frankf., § 53 der schl.-holst, § 40 der sächs. St.-O. 
soll die Hälfte, nach § 52 der preuss. L.-G.-O. für die östl. Prov. und § 29 der 
westf. L.-G.-O. sollen zwei Drittel der Gemeindevertreter in der Gemeinde mit 
einem Haus ansässig sein. Nach § 52 der rheinl. L.-G.-O. muss die Hälfte der 
Vertreter aus Grundbesitzern bestehen, nach § 38 der kurh. G.-O. und Art. ll 
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Die Wahl der Mitglieder der Gemeindevertretung wird meistens 
in ähnlicher Weise vorgenommen, wie die der Abgeordneten der 
zweiten Kammer. Die Abstimmung ist in den Städten, und viel- 
fach auch am Lande schriftlich und geheim. Grössere Gemeinden 
werden zum Behufe der Wahl meist in Bezirke getheilt. Gewählt 
ist regelmässig derjenige, der die absolute Majorität aller abgege- 
benen Stimmen für sich hat. Kommt beim ersten Wahlgang 
keine absolute Majorität zu Stande, so wird eine Stichwahl 
ausgeschrieben. Die Gesetze treffen gewöhnlich auch genauere 
Bestimmungen über die Vorbereitung der Wahl, namentlich über 
Anfertigung und Auslegung der Listen, über das Verfahren bei 
Beanständung derselben, dann über die Vornahme der Wahl selbst, 
über die Bestellung und Thätigkeit der mit der Leitung derselben 
betrauten Wahlkommission, und über die Entscheidung von Be- 
schwerden und Reklamationen gegen das Resultat der Wahl. All 
diese Normen, welche in vieler Hinsicht an den Vorgang bei den 
Parlamentswahlen erinnern, sind in der Regel in den Gemeinde- 
ordnungen selbst enthalten. Doch bestehen bisweilen auch beson- 
dere Geraeindewahlordnungen, so z. B. für die österreichischen 
Kronländer und Städte mit eigenem Statut, für Nassau und Baden, 

Die Gemeindeordnungen setzen auch die Grundzüge fest, an 
welche sich die Gemeindevertretungen bei ihren Berathungen und 
Abstimmungen zu halten haben. Die Sitzungen sind in der Regel 
öffentlich, doch kann der Vorsitzende aus Gründen der Sittlichkeit 
und des öffentlichen Anstandes auf einen Beschluss der Majorität 
hin, bisweilen auch aus eigener Initiative die Oeffentlichkeit aus- 
schliessen. Desgleichen kann er, wenn die Ordnung gestört wird, 
einzelne oder auch alle Zuhörer abtreten und den Zuhörerraum 
sperren lassen. ^^ Er ist überhaupt nicht nur mit der Leitung der 



doi hess. St.-O. und der L.-G.-O. aus Höchstbesteuerten. Nach § 53 der hann. 
und § 30 der sächs. L.-G.-O. soll sogar die Zahl der zu wählenden Mitglieder 
der Gemeindevertretung unter die Hauptklassen der Wähler vertheilt werden. 
Nicht minder vielgestaltig sind die Gesetze der Kleinstaaten. 

" Art. XIV. des Ost. G.-G. vom 5. März 1862, § 46 der Reg.-V., § 45, 46 der 
preuss. St.-0. für die östl. Prov. und der westf., § 42, 43 der rheinl, § 56 der 
schl.-holst, § 55, 56 der frankf., § iio der hann. St.-0., § 15 der nass., 
Art. 105, 117 der bayer. G.-O., § 77 der sächs. St.-0. Nach § 68 der L.-G.-O. 
kann die Oeffentlichkeit der Sitzungen statutarisch festgesetzt werden, während 
nach § 109 der preuss. L.-G.-O. für die östl. Prov. überhaupt nur beschränkte 
Oeffentlichkeit stattfindet. Im Einzelnen weichen die Bestimmungen der verschie- 
denen Gesetze sehr von einander ab. Wo die Sitzungen im Allgemeinen Öffentlich 
abgehalten werden, darf die Oeffentlichkeit bei gewissen Debatten, so namentlich 
bei Feststellung des Gemeindebudgets überhaupt nicht ausgeschlossen werden. 
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Verhandlungen, sondern auch mit der Handhabung der Sitzungs- 
polizei betraut, und hat daher meistens auch die Befugnis, gegen 
Ruhestörer mit Ordnungsstrafen einzuschreiten. Wo der Gemeinde- 
vorstand bureaumässig organisirt ist, ist der Gemeindevorsteher 
oder Bürgermeister regelmässig auch Vorsitzender der gewählten 
Gemeindevertretung. Wo aber ein kollegialer Magistrat an der 
Spitze der Gemeinde steht, wählt sich die Gemeindevertretung 
gewöhnlich ihren eigenen Vorsitzenden.^® 

Die Gesetze bestimmen auch, wie oft im Jahre ordentliche 
Sitzungen der Gemeindevertretung stattzufinden haben, unter 
welchen Umständen ausserordentliche Sitzungen einberufen werden 
können, und von wem die Einberufung verlangt werden kann. 
Sie schreiben auch genau vor, wie viel Mitglieder zur Beschluss- 
fähigkeit nothwendigerweise anwesend sein müssen, und was für 
Strafen diejenigen treffen, welche unentschuldigt oder ohne drin- 
gende Abhaltung wegbleiben. Ist eine Versammlung beschluss- 
unfähig, wird derselbe Gegenstand nochmals auf die Tagesordnung 
gesetzt, und eine neue Sitzung einberufen. Bei dieser, oder nach 
einigen Gesetzen bei einer in gleicher Weise berufenen dritten 
Sitzung kann ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen 
Mitglieder der betreffende Beschluss gefasst werden. Für die Be- 
schlussfassung in einzelnen besonders wichtigen Angelegenheiten 
ist eine qualifizirte Majorität erforderlich. Abgestimmt wird meist 
durch Erheben von den Sitzen, bisweilen auch mittels Stimmzettel. 
Wer am Resultate der Abstimmung mittelbar oder unmittelbar 
persönhch interessirt ist, hat sich der Abstimmung, bisweilen sogar 
der Theilnahme an der Debatte zu enthalten. Im Uebrigen erinnern 
die Formen der Geschäftsbehandlung in vieler Hinsicht an die 
parlamentarischen. Dabei enthalten jedoch die Gemeindeordnungen 
meist nur die grundlegenden Bestimmungen darüber, und über- 



■* § 38 der preuss. St.-O. für die östl. Prov. und der westf., § 48 
der schl.-holst., § 48 der frankfurt., § 100 der hann. St.-O., Art I16 der bayer. 
G.-O. (für Städte), § 71 der sächs. St-O., ebenso nach § 72 der rheinl. und 
Art. 105 der hess. St.-0., wenn der Vorstand kollegial organisirt ist. Auch in 
einigen Kleinstaaten wählen die Gemeindevertreter einen (vom Vorsitzenden des 
kollegialen Vorstandes verschiedenen) Vorsitzenden, so nach § 54 der braun- 
schw. St.-0. Nach Art. 23 § i der old. G.-O. wählt gleichfalls die städtische 
Gemeindevertretung einen eigenen Vorsitzenden, der aber in Städten II. Klasse 
mit dem Gemeindevorsteher identisch sein kann. Aehnlich auch § 83 der anh. 
G.-O. (für Städte) und § 45 der lipp. St.-O. Seltener ist der Vorsitzende des 
kollegialen Gemeindevorstandes (Bürgermeister) zugleich auch Vorsitzender der 
Gemeindevertretung, so nach den öst. Städtestatuten, nach § 28 der nass. G.-O. 
und § 52 der bad. St.-O. und der G.-O. für mittl. Gem. 
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lassen die Feststellung der Details der Gemeindevertretung selbst, 
welche zu diesem Behufe eine eigene Geschäftsordnung aufstellt, 
die gewöhnlich von der Aufsichtsbehörde bestätigt werden muss. 
Bisweilen wird ausdrücklich gestattet, Mitglieder, welche ihrer Be- 
stimmung zuwiderhandeln, mit Ordnungsstrafen zu belegen. Solche 
sind Geldbussen und Ausschluss aus der Versammlung für eine 
bestimmte Zahl von Sitzungen, eventuell für die ganze Dauer der 
Wahlperiode.^® Wo es an derlei Bestimmungen fehlt, kann der 
Vorsitzende nur die Redner zur Ordnung rufen, und ihnen 
nöthigenfalls das Wort entziehen. Da übrigens die Mitglieder der 
Gemeindevertretung nicht immun sind, versteht es sich von selbst, 
dass sie auch für Aeusserungen, die sie in ihrem Beruf machen, 
strafrechtlich verantwortlich sind. 

Die Gemeindevertretung erneuert sich gewöhnlich in der 
Weise, dass periodisch ein Theil der Mitglieder ausscheidet, also 
immer nur theilweise Neuwahlen stattfinden.^® Für Mitglieder, welche 
in der Zwischenzeit abgehen, oder verhindert sind, an den Versamm- 
lungen theil zu nehmen, treten die Ersatzmänner ein, die in be- 
stimmter Anzahl bei jeder Wahl mitgewählt werden, eventuell 
finden in der Zwischenzeit Ersatzwahlen statt. 

Wenn man von einer gewählten Gemeindevertretung spricht, so 
bedeutet dies nicht, dass alle Mitglieder derselben gewählt sein müssen. 
Einige unter ihnen können ihr auch kraft eigenen Rechts angehören, 
gerade wie an der Gemeindeversammlung auch gewählte Vertreter 
derjenigen Gemeindeangehörigen theilnehmen, welchen keine volle 
Stimme zukommt.®^ Diejenigen Personen, welche, ohne dass sie in 
die Gemeindevertretung gewählt werden, in derselben Sitz und 
Stimme haben, sind grössere Grundbesitzer und Höchstbesteuerte. 
Indem man nämlich Steuerleistung und Wahlrecht mit einander in 
Verbindung bringt, kommt mannicht nur dazu, Stimmen zu theilen 
und zu kumuliren, und so einzelnen Wählern einen grösseren Einfluss 
auf die Wahl der Mitglieder der Gemeindevertretung einzuräumen, 
sondern man gestattet gewissen Höchstbesteuerten, gewissermassen 
als ihre eigenen Abgeordneten in den kommunalen Vertretungskörper 



*• § 48 der preuss. St.-O. für die östl. Prov., § 47 der westf., § 44 der 
rheinl., § 57 der schl.-holst, § 58 der frankf., § 72 der sächs. St-O. 

®° Die Periode beträgt z. B. in Oesterreich und Nassau 3, in Weimar 4, 
in Kurhessen 5, in Bayern und Hessen 9, sonst gewöhnlich 6 Jahre. Meist alle 
zwei oder drei Jahre erneuern sich die Vertretungen zur Hälfte oder zum 
Drittel. 

" Siehe S. 153. 
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einzutreten. •• Da aber diese Mitglieder desselben meist nur einen 
bestimmten Bruchtheil aller Mitglieder ausmachen dürfen, bleibt 
der Charakter der Gemeindevertretung als wirkliche Vertretung 
gewahrt.^' 

Ferner bestimmen einzelne Gesetze, dass das beschlussfassende 
Organ der Gemeinde in gewissen Fällen durch Personen, welche 
ihm für gewöhnlich nicht angehören, verstärkt werde. So sind 
namentlich die Forensen und andere sonst nicht stimmberechtigte 
Personen berechtigt, bei Beschlussfassung über Angelegenheiten, 
welche auch für sie von Interesse sind, an der Abstimmung in 
der Gemeideversammlung theilzunehmen.^* Auch die gewählte 



** Das derartigen Bestimmungen zu Grunde liegende Prinzip ist ein ganz 
anderes, als bei den sogenannten Virilstimmen in kommunalen imd staatlichen 
Vertretimgskörpem. Bischöfe, Aebte, Rektoren sind nur deshalb ohne Wahl 
Mitglieder eines Landtages, Kreistages u. s. w., weil sie schon kraft ihres 
Amtes die berufenen Vertreter derjenigen Interessenkreise sind, welchen das 
Gesetz eine Vertretung gewähren will. Es ist daher eine Wahl unnöthig. Wohl 
aber wird sie dort erforderlich, wo der Inhaber der Virilstimme nicht mehr ohne 
weiters als einzig möglicher durch sein Amt berufener Vertreter eines Interessen- 
kreises erscheint, so z. B. wenn mehreren Klöstern (deren doch jedes seinen 
besonderen Vorstand hat) zusammen ein Vertreter zukommt. In diesem Falle, 
wie z. B. nach § 2 der buk. L.-W.-0 , oder nach § 3 d. I. der tir. findet natur- 
gemäss eine Wahl statt. Immer aber haben derartige Inhaber von Virilstimmen 
gewisse Interessenkreise zu vertreten. Ebenso vertreten die den Bezirks- und 
Kreis Vertretungen kraft ihres Amtes angehörigen Bürgermeister ihre Gemeinden. 
Nicht anders ist auch die Stellung derjenigen Grossgrundbesitzer, deren Besitz 
nicht im Gemeindeverband ist. Dagegen haben diejenigen Grossgrundbesitzer, 
die nur in ihrer Eigenschaft als Zahler bedeutender Steuern Mitglieder kommu- 
naler Vertretimgskörper sind, in erster Linie jeder sich selbst zu vertreten. 

•• So ist es in einem grossen Theile Oesterreichs; die § 16, 17 der G.-O. 
von Böhmen, Mähren, Schlesien^ Galizien, Bukowina, Niederösterreich, Kämthen 
und Krain gewähren gewissen Höchstbesteuerten, (meist solchen, die mindestens 
ein Sechstel aller direkten Gemeindesteuern entrichten) das Recht, auch ohne 
Wahl in den Gemeindeausschuss einzutreten. In gleicher Weise gehören nach 
§ 54 der hann. L.-G.-O. gewisse höchstbesteuerte Grossgrundbesitzer kraft 
eigenen Rechts der Gemeindevertretung an. 

•* So bestimmt z. B. Art. 47 der bayer. G.-O., dass wenn die Gemeindever- 
sammlung Über die Einführung neuer und die Erhöhung bestehender Gemeinde- 
umlagen, sowie Über Unternehmungen und Einrichtungen, zu deren Ausführung 
eine Umlage erforderlich ist, Beschluss fasst, sofern mehr als ein Drittel aller 
in der Gemeinde angelegten und bei der Umlage in Berechnung zu ziehenden 
direkten Steuern von fünf oder weniger als fünf Personen gezahlt wird, jede 
derselben in der Gemeindeversammlung stimmberechtigt ist. Dabei richtet sich 
das Gewicht der einzelnen Stimmen nach der Steuerleistung, doch darf die 
Zahl der Stimmen eines Einzelnen nicht mehr als ein Drittel aller stimmbe- 
rechtigten Personen betragen. Aehnlich Art. 130 der weim. G.-O., Art. 62 des 
kob. G.-G., Art. 46 der reuss. ä. L. G.-O. und andere Gesetze. 

Blodig, Selbstverwaltung. II 
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Gemeindevertretung wird, wenn es sich um die Beschlussfassung 
über besonders wichtige Angelegenheiten handelt, hin und wieder 
durch ausserordentliche Mitglieder verstärkt. ^^ 

B. Verwaltmigsorgane der Gemeinde. 

I. Der Gemeindevorstand. 

Die erste Stelle unter den kommunalen Verwaltungsorganen 
nimmt der verfassungsmässig an die Spitze der Gemeindeverwaltung 
gestellte Vorstand ein. Seine rechtliche Stellung, insbesondere die 
Abgrenzung seines Wirkungskreises gegenüber der Gemeinde- 
vertretung oder Versammlung ist verschieden, je nachdem er koUe- 
gialisch oder bureaumässig organisirt ist. In ersterem Falle ist 
seine Kompetenz in der Regel eine umfangreichere, dagegen 
werden gewisse Verwaltungsangelegenheiten selbstständig vom 
Vorsitzenden erledigt. Wenn eine einzelne Person an der Spitze 
der Gemeinde steht, ist die Leitung der Geschäfte allerdings in 
ihrer Hand vereinigt, dagegen ist ihr Wirkungskreis der Gemeinde- 
vertretung oder Versammlung gegenüber regelmässig enger be- 
grenzt, als es beim kollegialen Gemeindevorstand der Fall ist 

Ein kollegialer Gemeindevorstand findet sich dort, wo 
die Prinzipien der französischen Gemeindeorganisation überhaupt 
nicht Eingang gefunden, oder sich wenigstens nicht dauernd be- 
hauptet haben, in den meisten Städten, seltener in den Land- 
gemeinden. In diesen ist der Vorstand gewöhnlich bureaumässig 
organisirt, ebenso in Land und Stadt nach deiijenigen Gemeinde- 
ordnungen, in denen sich die Grundsätze der französischen Ge- 
meindeorganisation erhalten haben. ®® 

a. Der kollegiale Gemeindevorstand. 

Die Mitglieder des kollegialen Gemeindevorstandes werden 
nach den meisten Gemeindeordnungen gewählt. Die Ernennung 
derselben durch eine Staatsbehörde ist dem deutschen Rechte un- 
bekannt, wohl aber unterliegt ihre Wahl bisweilen der Bestätigung 
durch die Aufsichtsbehörde. 

Die Wahl wird entweder von allen Stimmberechtigten in der 
Gemeindeversammlung^' oder durch die Gemeindevertretung vor- 

•» Siehe z. B. § 82 der kurh. G.-O. 

•« Siehe oben S. 147, 48. 

•' Dies ist bisweilen auch dort der Fall, wo eine gewählte Gemeinde- 
vertretung besteht. So z. B. in Württemberg nach Art. 9 des G. vom 6. Juli 
1849, nach § 5 der nass. W.-O., nach § 102 des goth. G.-G. (in kleineren Städten) 
und nach Art. 53 der schw.-rud. G.-O. (in Städten überhaupt). 
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genommen.®^ In letzterem Falle sind die Stimmen aller Wähler 
gleichwerthig. In der Gemeindeversammlung gilt in der Regel, 
aber nicht immer das auch bei anderen Abstimmungen übliche 
Stimm Verhältnis. ^^ Daneben kommen in einzelnen Staaten noch 
andere eigenthümliche Wahlarten vor, welche eine Kombination 
der genannten darstellen. So werden nach § 53 der hann. St.-O. 
die neu eintretenden Mitglieder des Magistrates gemeinsam von den 
vorhandenen und einer gleich grossen Zahl Delegirter der 
Gemeindevertretung, des Kollegiums der Bürgervorsteher gewählt. 
Noch komplizirter ist der Wahlmodus in Schleswig-Holstein, wo 
nach § 31 der St.-O. eine in der Weise zusammengesetzte Kom- 
mission für jedes Magistratsmitglied einen Ternavorschlag macht, 
an den dann die Bürgerschaft bei der Wahl gebunden ist.'® Dieser 
Wahlmodus erinnert an die alte Kooptation der städtischen Magistrate, 
ja er ist eigentlich nur eine abgeschwächte, etwas modernisirte 
Form derselben, ein Ueberrest der entarteten städtischen Gemeinde- 
verfassung aus der Zeit des Verfalles des Städtewesens. 

Was die passive Wahlfähigkeit in den kollegialen Gemeinde- 
vorstand betrifft, so ist dieselbe meist an die gleichen Voraus- 
setzungen geknüpft, wie die Wählbarkeit in die Gemeindevertretung. 
Ausserdem aber verlangen einige Gemeindeordnungen noch, dass 
eine oder mehrere Stellen im Gemeindevorstand mit juristisch 
gebildeten Personen besetzt werden. Aber auch wo dies nicht der 
Fall ist, müssen nach den meisten Städteordnungen eine bestimmte 
Anzahl Mitglieder des Magistrates oder kollegialen Gemeinde- 
vorstandes eine feste Besoldung erhalten. Dieselben werden dann 
in der Regel auch auf längere Zeit, bisweilen für die ganze Dauer 
ihrer Arbeitsfähigkeit gewählt, und für pensionsfähig erklärt. Auch 
wird Niemand verpflichtet, derartige ihm angetragene Aemter zu 
übernehmen. Denn die mit denselben verbundenen Amtsgeschäfte 
sind von so bedeutendem Umfang, dass sie regelmässig die volle 



«« So nach den Statuten der österreichischen Städte, nach § 31 der preuss. 
St.-0. für die östl. Prov., § 31 der westf., § 41 der frankf. St.-0., § 39 der 
kurh., Art. 192 der bayer. G.-O. (für Städte), § 68, 91 der sächs., § 11 der 
bad. St.-0. und der G.-O, für mittl. Gem., sowie nach § 70 der rheinl. und Art. 
103 der hess. St.-0., in den Städten mit kollegialischer Verfassung des Vorstandes. 
Ebenso nach § 61, 62, 64 der lipp. § 41 der schaumb.-lipp. St.-O., nach § 64 
der Reuss. j. L. G.-O. und in einigen goth. Städten nach § 102 des G.-G. 

•• So in Baden, wo diese Wahl nach allgemeinem gleichen Stimmrecht 
stattfindet, während sonst daselbst das Dreiklassensystem gilt. 

'* In ähnlicher Weise wird in Braunschweig nach § 68 der St.-0., in 
den old. Städten nach Art. 30, § 4 der G.-O. der Magistrat vom abtretenden 
Magistrat und den Stadtverordneten in gemeinsamer Sitzung gewählt. 

II» 
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Arbeitskraft eines Menschen in Anspruch nehmen, und jede ander- 
weitige gleichzeitige berufsmässige Beschäftigung ausschliessen. So 
wird das kommunale Ehrenamt selbst zum Berufsamt, und Jemandem 
einen Beruf aufzunöthigen, liegt nicht in der Absicht der Gesetz- 
gebung. 

Die Anstellung besoldeter Magistratsmitglieder ist den Stadt- 
gemeinden in einem grossen Theil Deutschlands zur Pflicht gemacht. 
So muss nach § 71 der bayer. G.-O. in den unmittelbaren (d. h. in 
den unmittelbar unter der Kreisregierung stehenden) Städten dem 
Magistrat mindestens ein rechtskundiges besoldetes Mitglied ange- 
hören. § 84 der Sachs. St.-O. verlangt ein rechtskundiges, § 10 der 
bad. St.-O. ein besoldetes Mitglied des kollegialen Vorstandes. Wo 
die Anstellung besoldeter oder rechts- und sachkundiger Mitglieder 
der Gemeinde nicht zur Pflicht gemacht wird, treffen die Gesetz- 
gebungen häufig besondere Bestimmungen für den Fall, dass dies 
statutarisch festgesetzt wird, oder dass sich sonst die Gemeinde 
freiwillig dazu entschliesst. So gestattet § 29 der preuss. St.-0. 
für die östl. Prov. ausdrücklich die Anstellung besoldeter Mitglieder 
des Magistrates, deren Rechtsverhältnisse dann § 31, 64, 65 ordnen. 
Ebenso § 29, 31, 64, 65 der westf., § 28, 30, 77, 78 der schl.-holst, 
§ 38, 41, 71, 72 der frankf. St.-O., und § 68, 70 der rheinl. und 
Art. IUI, 103 der hess. St.-O. in denjenigen Städten, in denen der 
Vorstand koUegialisch organisirt ist. Aehnliche Bestimmungen 
trifft Art. 71 der bayer. G.-O. betreffs juristisch gebildeter Mitglieder 
des Vorstandes in den nicht unmittelbaren Städten und technisch 
gebildeter Mitglieder überhaupt, Art. 19 des würt. G. vom 21. Mai 
1891 und § 43 der hann. St.-O., während § 40 derselben vorschreibt, 
dass ein Theil der Mitglieder des Vorstandes (der Senatoren) aus 
Handel- und Gewerbetreibenden bestehen müsse.''* 

Die Wahl der nicht besoldeten Mitglieder des kollegialen 
Gemeindevorstandes erfolgt meistens auf die Dauer von 6 Jahren, 
mit partieller Erneuerung des Kollegiums nach 2 oder 3 Jahren. 
Dagegen werden rechtskundige und technisch gebildete, sowne 
überhaupt besoldete Mitglieder regelmässig für längere Zeit gewählt, 
und wie Beamte förmlich angestellt. So gilt in Preussen ihre Wahl 
nach dem G. vom 25. Februar 1856, § 31 der St.-O. für die östL 



^* Auch die Gesetzgebung der kleineren Staaten trifft verschiedene in 
diese Materie einschlägige Bestimmungen. So z. B. § 59 der lipp. St.-O., 
letzter Absatz, wo den Gemeinden gestattet wird, statutarisch eine besondere 
Qualifikation der Mitglieder des kollegialen Gemeindevorstandes zu verlangen, 
und § 67 der braunschw. St.-O., der sogar drei besoldete Magistratsmitglieder 
neben vier unbesoldeten verlang^. 
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Prov. und der westf., und § 30 der schl.-holst. St.-O. auf 12 Jahre, 
eventuell auf Lebenszeit ; nach Art. 74 der bayer. G.-O. erlangen 
die besoldeten Mitglieder des Magistrats, wenn sie nach 3 Jahren 
wieder gewählt werden, die Stellung definitiver Staatsbeamten. 
Nach § 86 der sächs. St.-O. sind regelmässig alle besoldeten Mit- 
glieder des Magistrates, nach § 44 der hann. St.-0. alle Mitglieder 
desselben auf Lebenszeit zu wählen,'* eine Bestimmung, die in Ver- 
bindung mit der noch zum Theil geltenden Kooptation den hanno- 
veranischen städtischen Verwaltungen ein ganz eigenthümliches 
Gepräge aufdrückt. 

Auch das staatliche Bestätigungsrecht hängt häufig davon ab, 
ob es sich um besoldete oder unbesoldete Mitglieder des kolle- 
gialen Gemeindevorstandes handelt. In einigen Staaten freilich 
bedarf die Wahl aller Magistratsmitglieder der Bestätigung einer 
staatlichen Behörde, so namentlich in Preussen und Hessen. In 
Bayern steht dieses Recht der Regierung nur betreflfs der besoldeten 
Mitglieder des Magistrates zu, in den meisten übrigen Staaten 
überhaupt nicht.'* 

Da dem kollegialen Gemeindevorstand die Besorgung der 
Geschäfte der laufenden Verwaltung obliegt, unterlassen es die 
Gesetzgebungen, über die Zahl und Dauer der Sessionen, sowie 
über die Unterscheidung der ordentlichen von den ausserordent- 
lichen Sessionen genauere Bestimmungen aufzustellen, wie es bei 
der gewählten Gemeindevertretung der Fall ist. Auch ist für die 
Sitzungen des Vorstandes nicht Oeffentlichheit vorgeschrieben. Im 
Uebrigen treffen die Gesetzgebungen Bestimmungen über die Zahl 
der Mitglieder, welche bei der Abstimmung anwesend sein müssen, 
sie zählen die Angelegenheiten auf, über welche ausnahmsweise 



^' Doch können sie unter Umständen schon nach 12 Jahren verabschiedet 
werden. 

'* Nach § 33 der St.-0. für die östl. preuss. Prov. und der westf., 
sowie nach § 55 der hann. St.-O. Wird nach zweimaliger Wahl die Be- 
stätigung versagt, tritt kommissarische Besetzung ein. Uebrigens kann nach 
§ 13 des Zust.-G. die Bestätigung vom Regierungspräsidenten ohne Zustim- 
mung des Bezirksauschusses nicht versagt werden. Doch kann diese letztere vom' 
Minister ergänzt werden, der auch auf Antrag der Gemeinde gegen den Willen des 
R^erungspräsidenten und des Bezirksausschusses die Zustimmung ertheilen kann. 
In Hessen hat nach Art. 104 der St.-0. gleichfalls die Aufsichtsbehörde ein Be- 
stätigungsrecht aller Mitglieder des Magistrates, ebenso nach § 66 der lipp. St.-0. 
In Bayern ist nach Art 78 der G.-O. nur für die Wahl der besoldeten Magi- 
stratsmitglieder eine Bestätigung nöthig, in Reuss. j. L. nach Art. 85 der G.-O. 
far die Wahl von Gemeindevorstandsmi^liedern, die ausnahmsweise auf längere 
Zeit, als 6 Jahre gewählt werden. 
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nur eine qualifizirte Majorität Beschluss fassen kann, und stellen 
auch einzelne grundlegende Normen über die Art und Weise der 
Abstimmung und die Führung der Debatte auf. Die Einzelheiten 
werden, wie in der gewählten Gemeindevertretung, durch die Ge- 
schäftsordnung festgesetzt. Bisweilen werden in dieselben auch 
Bestimmungen über die Disziplinar- und Ordnungsstrafgewalt des 
Vorsitzenden aufgenommen, wobei das Gesetz ein Strafmaximum 
feststellt. 

Ueberhaupt obliegt die Leitung der Verhandlungen, und die 
Aufrechterhaltung der Ordnung im Kollegium dem Vorstand. Er 
vertheilt die Geschäfte der laufenden Verwaltung unter die einzelnen 
Mitglieder und führt die Aufsicht über sie. Da ihm aber durch 
die Gesetzgebung ausserdem noch verschiedene Verwaltungsauf- 
gaben sowohl im eigenen, als auch im übertragenen Wirkungs- 
kreise der Gemeinde zur selbstständigen Besorgung überwiesen 
sind, kommt er nicht nur in seiner Eigenschaft als Vorsitzender, 
sondern auch als besonderes verfassungsmässiges Organ der Ge- 
meinde in Betracht. 

b. Der Vorsitzende des kollegialen Gemeindevorstandes. 

Der Vorsitzende des Vorstandes wird gleich den anderen Mit- 
gliedern desselben unmittelbar von der Gemeindeversammlung oder 
Vertretung gewählt.''* Daneben kommt es aber auch vor, dass erst die 
Vorstandsmitglieder aus ihrer Mitte den Vorsitzenden wählen,'* und 
endlich kennen einzelne Gemeindegesetze ein Zusammentreten der 
Mitglieder der Gemeindevertretung und des Vorstandes behufs Wahl 
des Vorsitzenden dieses letzteren.'^ Gerade bei diesen verschiedenen 
Modalitäten, die Wahl vorzunehmen, zeigt sich deutlich, dass der 
Vorsitzende des kollegialisch organisirten Vorstandes zugleich ein 
selbstständiges Organ der Gemeinde ist. Sonst wäre jede Mitwirkung 

'* § 24 des Wiener, § 57 des Prager, § 22 des Grazer G.-St., und die 
Gemeindeordnungen der übrigen Österreichischen Städte mit eigenem Statut. 
§ 31 der preuss. St.-0. für die östl. Prov., § 31 der westf. St.-0., § 70 der 
rheinl. und Art. 103 der hess. St.-O. betreffs der Städte mit kollegialem Vor- 
stand, Art. 195, 97 der bayer. G.-O., §11 der bad. Gemeindeordnungen. Nach 
Art. I des würt. G. vom 21. Mai 1891 wird der Ortsvorsteher sogar direkt von 
der Gemeinde versammlimg gewählt, trotzdem eine gewählte Vertretung, der 
BtLrgerausschuss vorhanden ist. Siehe femer § 102 des goth. G.-G., Art. 53 der 
schw.-rud. G.-O., § 38, 57 der lipp. St-O. 

'» Art 119 der pfälz. G.-O. 

'« § 91 der Sachs. St.-O., § 40 der kurh. G.-O. und § 41 der schaumb.- 
Jipp, St.-0. Aehnlich nach § 9 der nass. W.-O., Art. 30, § 4 der old. G.-O. und 
§ 68, 70 der braunschw. St.-0. 
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der Gemeindevertretung bei seiner Wahl, und noch viel mehr die 
Vornahme derselben durch die Gemeindevertretung allein inkonse- 
quent und unzweckmässig. Seltener wird der Vorsitzende von 
einem ausserhalb der Gemeinde stehenden Machtfaktor ernannt, 
wobei wieder verschiedene Organe zur Präsentation berechtigt sein 
können.''^ 

Im Allgemeinen ist jedes Mitglied des kollegialen Vorstandes 
auch als Vorsitzender wählbar. Dabei verlangen aber die meisten 
Städteordnungen, dass er eine feste Besoldung, eventuell mit 
Pensionsanspruch erhalte. In diesem Fall erfolgt seine Wahl 
regelmässig auf längere Zeit, unter Umständen für die Dauer seiner 
Arbeitsfähigkeit. So wird sein Amt, wie das der anderen besol- 
deten Mitglieder des Vorstandes zum Berufsamt, und zwar nicht, 
wie bei ihnen so häufig nur fakkultativ, wenn es die Gemeinde 
statutarisch festsetzt, sondern wenigstens nach den meisten Städte- 
ordnungen obligatorisch.''* 

Wenn der Staat schon im Allgemeinen ein Interesse daran 
hat, dass nur geeignete Personen an die Spitze der kommunalen 



^^ Nach § 40 der frankf. St.-O. präsentirt die Stadtverordnetenversammlung 
3 Kandidaten, an welche aber der König nicht gebunden ist. § 12 des würt. 
Verw.-£d., nach welchem die Regierung den Schultheiss zu ernennen hatte, 
aber in gewissen Fällen an die Präsentation der Gemeinde gebunden war, ist 
durch Art. i des G. vom 21. Mai 1891 aufgehoben. 

^* So wird nach § 25 des Wiener Gem.-St. dem Bürgermeister eine an- 
gemessene Wohnung sammt Funktionsgebahren für die Dauer seiner Amts- 
wirksamkeit eingeräumt. Dagegen gilt seine Wahl, ebenso wie die der anderen 
Mitglieder des Vorstandes, der Stadträthe, nur für 6 Jahre. In Prag erhält der 
Bürgermeister nach § 63 des Gem.-St. eine feste Besoldung, und wird nach § 59 
für die Dauer von drei Jahren gewählt, die anderen Mitglieder des Stadtrathes 
nach § 66 nur auf ein Jahr. Wird jedoch dieselbe Person durch drei Wahl- 
perioden hintereinander zum Bürgermeister gewählt, so gilt nach § 60 die dritte 
Wahl auf Lebenszeit, und erlangt nach § 64 der Gewählte einen Anspruch aut 
Pension. Auch nach § 26 des Grazer Gem.-St. wird der Bürgermeister besoldet, 
und für drei Jahre gewählt, während der Gemeinderath die anderen Mitglieder des 
Stadtrathes, sofern sie aus seiner Mitte hervorgehen, nur für ein Jahr wählt. 
Aehnlich nach den meisten anderen Gemeindeordnungen der Ost. Städte mit eigenem 
Statut. Nach § 31 der preuss. St.-0. für die Ostl. Prov. und der westf. St.*0. 
und dem G. vom 25. Februar 1856 muss der Bürgermeister besoldet werden, und 
wird regelmässig auf zwOlf Jahre, unter Umständen auf Lebenszeit gewählt. 
Ebenso nach § 30 der schL-holst., sowie nach § 70 der rheinl. und Art. 103 der hess. 
St.-0. in den Städten, in denen der Vorstand kollegialisch organisirt ist. Auch § 43 
der hann. St.-0. schreibt Besoldung des Bürgermeisters in grosseren Städten 
vor. Nach § 2 des kurh. G. vom 15. Mai 1863 werden die Orts vorstände auf 
mindestens 8 Jahre, eventuell auf Lebensdauer gewählt. Ueber ihre Gehalts- 
und Pensionsansprüche handeln § 57, 58 der G.-O., und das Pensionsgesetz vom 
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Verwaltung gestellt werden, und daher die Gemeindeordnungen 
ein staatliches Bestätigungsrecht anderer Mitglieder des kollegialen 
Vorstandes normiren, so gilt dies in noch höherem Masse vom 
Vorsitzenden. Denn es konzentrirt sich nicht nur die ganze kom- 
munale Verwaltung in seiner Hand, sondern er fungirt auch, da 
die Besorgung der in den übertragenen Wirkungskreis der Ge- 
meinde gehörigen Angelegenheiten vorzugsweise ihm überwiesen 
ist, als staatlicher Ehrenbeamter, somit als Vertrauensmann des 
Staates. Daher treffen die meisten Gesetzgebungen die Bestim- 
mung, dass seine Wahl der Bestätigung eines staatlichen Organes, 
einer höheren oder niederen Behörde, eventuell sogar der des 
Landesherm unterliege.'® 

c. Der Gemeindevorsteher in Gemeinden fnit bureatimässig 

organisirtem Vorstand, 

Wo der Gemeindevorstand koUegialisch organisirt ist, ist 
seine Kompetenz zwischen dem ganzen Kollegium und dem Vor- 
sitzenden desselben als selbstständigem Organ der Gemeinde ge- 



27. März 1872. § I des nass. G. vom 26. April 1869 normirt die Amtsdauer mit 
6 und 12 Jahren. Nach Art. 74, Absatz 2 der bayer. G.-O. werden rechtskundige 
Magistrate und Bürgermeister in den Städten zunächst auf drei Jahre, dann 
definitiv angestellt. Nach Art. I des würt. G. vom 21. Mai 1891 wird der Orts- 
vorsteher auf Lebenszeit gewählt, nach § 17 der bad. St.-O. auf neun Jahre, 
wobei § I9d seine Besoldungs- und Pensions Verhältnisse ordnet. Nach § 83, 86 
der Sachs. St.-0. muss der Bürgermeister in grösseren Städten besoldet sein, 
und wird regelmässig auf Lebensdauer gewählt. Aehnliche Bestimmungen trifft 
die Gesetzgebung mehrerer Kleinstaaten, so Art. 30, § 3, 4 der old. G.-O., § 74 
der braunschw. St.-0., § 103 des goth. G.-G., § 70 der schw.-rud. G.-O., § 60, 
62 der lipp. St.-O. 

'» Art XXn. des öst. G.-G. vom 5. März 1862, § 33 der preuss. St.-O. für 
die östL Prov. und der westf. St-O., § 32, 33 der schL-holst, § 55 der hann, St.-0., 
§ 50 der kurh., § 6 der nass. G.-O. und § 71 der rheinl. St.-0. in den Städten 
mit kollegialischem Vorstand. Dabei erfolgt die Bestätigung des Vorsitzenden 
(Bürgermeisters) in Städten mit mehr als loooo Einwohnern nach den meisten 
Gemeindeordnungen durch den König, sonst nach § 13 des Zust.-G. durch 
den Regierungspräsidenten, wobei betreffs der Rechtsmittel im Falle der Nicht- 
bestätigung dasselbe gilt, wie bei anderen Vorstandsmitgliedern. In Bayern 
sind nach Art. 78 der G.-O die städtischen Bürgermeister von der Kreisregierung, 
in den unmittelbaren Städten vom Ministerium zu bestätigen, in der Pfalz nach 
Art 57 der G.-O. die Bürgermeister sämmtlicher Gemeinden von der Kreis- 
regierung. Die Bürgermeister der Landgemeinden des rechtsrheinischen Bajtems 
werden nach Art. 126 von der Bezirksbehörde bestätigt. Aehnliche Bestim- 
mungen treffen § 92 der sächs. St.-0., Art. i des würt. G. vom 21. Mai 1891, 
Art. 104 der hess. St.-0., Art. 30, § 5 der old. G.-O., § 71 der braunschw. St.-O., 
§ III des goth, G.-G., Art. 70 der schw.-rud. G.-O., § 66 der lipp., § 44 der 
schaumb.-lipp. St.-0. 



L Abschnitt 3. Abth. III. Die Organisation der Gemeinde etc. 160 

theilt. Dieser hat nämlich gewisse Geschäfte allein zu besorgen, 
während er bei anderen nur als Mitglied des Kollegiums, wenn 
auch als primus inter pares in Betracht kommt. Wo aber der Ge- 
meindevorstand bureaumässig organisirt ist, ist die Besorgung aller 
Gemeindeangelegenheiten, soweit sie überhaupt in den Wirkungs- 
kreis des Vorstandes fällt, in der Hand einer Person, des Vorstehers, 
Schulzen oder Bürgermeisters konzentrirt. Wenn auch einzelne 
Gesetzgebungen Beigeordnete, Adjunkten und Schoppen als Mit- 
glieder des Vorstandes bezeichnen, so bilden sie mit dem Vor- 
steher doch kein Kollegium. Er ist nicht blos primus inter pares, 
sondern ihr Vorgesetzter, und sie seine Hilfsbeamten, die sich an 
seine Weisungen zu halten, und seinen Anordnungen nachzu- 
kommen haben. 

Wo eine gewählte Gemeindevertretung besteht, wird der Ge- 
meindevorsteher von ihr, sonst von der Gemeindeversammlung 
gewählt. ®® Ernennung desselben durch eine Staatsbehörde findet 
gegenwärtig nach keiner deutschen Gemeindeordnung statt.®^ 

Was die passive Wahlfahigkeit zum Amt des Gemeinde- 
vorstehers betrifft, so gelten dafür ähnliche Grundsätze, wie für 
die Wahl des Vorsitzenden des kollegialen Vorstandes. Da aber 
der G^meindevorstand meist nur am Lande und in kleineren 
Städten buraumässig organisirt ist, und die Gemeindevorsteher 
daher auch in der Regel nicht so umfangreiche und verwickelte 
Geschäfte zu besorgen haben, wie die Vorsitzenden des kollegialen 
Gemeindevorstandes, so hat sich dieses Amt nur verhältnismässig 
selten zu einem Berufsamt umgebildet. Wohl aber gestatten die 



^ § 18 der öst. Reg.-V., § 75 der preuss. L.-G.-O. für die östl. Prov., § 38 
der westf., § 19 der schl.-holst. L.-G.-O., § 30 der rheinl. St.-0., § 23 der Kr.-O., 
(fQr die Landgemeinden), § 20 des hann. G. vom 5. September 1848 (ebenfalls 
für die Landgemeinden), § 57 der sächs. L.-G.-O., Art. 31 der hess. St-O., 
Art. 31, § I der old. G.-O. (für Landgemeinden), § loi, 22, 28 der anh. G.-O., 
Art. 6 des mein. G.-G. von 1840, § 15 der alt. D.-O., Art 57 der schw.-sond., 
Art 64 der renss. j. L. G.-O., § 11 der lipp., § 37 der schaumb.-lipp. L.-G.-0., 
§ 64 der wald. G.-O. Bisweilen wird der Gemeindevorsteher auch dort, wo eine 
gewählte Gemeindevertretmig besteht, immittelbar von der Gemeindeversamm- 
lung gewählt, so nach § 38 der westt. L.-G.-0., § 23 der rheinl. Kr.-O., Art. 31 
der hess. L.-G.-0., Art. 71 der weim. G.-O., Art 104 des kob., § 102 des goth. 
G.-G. (für Dor%emeinden) Art. 140 der schw.-rud., § 62 der reuss. ä. L. G.-O. 
§ 55 der braunschw. L.-G.-O. setzt fest, dass der Gemeindevorsteher von allen 
Wahlberechtigten aus drei vom Gemeinderath vorgeschlagenen Kandidaten ge- 
wählt wird. 

^^ In der preuss. Rheinprov. wurde früher der Gemeindevorsteher vom 
Landrath ernannt. § 23 der Kr.-O. hat an Stelle der Ernennung die Wahl durch 
die Gemeindeversammlung gesetzt. 
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meisten Gemeindeordnungen, den Gemeindevorstehern Remune- 
rationen auszuzahlen, und bestimmen dann gewöhnlich, dass sie in 
diesem Falle für längere Zeit zu wählen sind.®* 

Da die Gemeindevorsteher nicht nur an der Spitze der kom- 
munalen Verwaltung stehen, sondern mit Rücksicht auf den über- 
tragenen Wirkungskreis der Gemeinde auch zahlreiche Geschäfte 
für den Staat zu besorgen haben, ist ihre Wahl, wie die der Vor- 
sitzenden des kollegialen Vorstandes meistens von einer Staats- 
behörde, unter Umständen sogar vom Landesfürsten zu bestätigen. 
Es gilt dies in gleicher Weise in Stadt- und Landgemeinden, mögen sie 
ihr Amt unentgeltlich, oder gegen eine Remuneration versehen, 
oder mag sich dasselbe ausnahmsweise als ein Berufsamt quali- 
fiziren, nach allen Gemeindegesetzen des deutschen Reichs.®* Nur 
in Oesterreich bedarf die Wadil der Gemeindevorsteher niemals 
einer Bestätigung. 

2. Die übrigen Gemeindeorgane. 

Gemeindeversammlung oder Vertretung und Gemeindevor- 
stand sind die wichtigsten Organe der Gemeinde, die Gnmd- 



^ So wird nach § 30, 58 der rheinl. St,-0. der Bürgermeister besoldet, 
und erfolgt seine Wahl auf die Dauer von 12 Jahren, eventuell auf Lebenszeit. 
Ebenso nach Art. 31, 33 der hess. St.-O. Nach § 75 der preuss. L.-G.-O. für die 
östl. Prov. und § 38 der westf. L.-G.-0. erfolgt die Wahl des Gemeindevorstehers 
regelmässig auf 6 Jahre. Nach 3 Jahren kann er auf weitere 9 Jahre gewählt 
werden. In grösseren Landgemeinden der Ostlichen Provinzen können besoldete 
Gemeindevorstände auf 12 Jahre bestellt werden. Die Bürgermeister der hess. 
Landgemeinden werden nach Art. 31 der L.-G.-O. auf 9 Jahre gewählt. Art. 71 
der weim. G.-O. bestimmt die regelmässige Amtsdauer des Gemeindevorstehers 
mit 6, § loi der anh. G.-O. mit 12 Jahren. Doch gestatten beide Gesetze auch 
die Anstellung auf Lebensdauer. Aehnlich Art. 5 des mein. Ed. von 1840. Wo 
die Besoldung oder Remunerirung der Gemeindevorsteher nicht vorgeschrieben 
ist, ist sie, wie nach § 24 der Ost. Reg.-V. ausdrücklich gestattet, oder wenigstens 
stillschweigend für zulässig erklärt. Direkt ausgeschlossen ist sie nur nach 
verhältnismässig wenigen Gesetzgebungen, so nach Art 33 der hess. L.-G.-O. 

^ Daraus folgt natürlich noch nicht, dass die Bestätigung willkürlich ver- 
sagt werden kann. So bestimmt z. B. § 26 der preuss. Kr.-O. für die östl. Prov., 
dass die Bestätigung vom Landrath nur unter Zustimmung des Kreisausschusses 
versagt werden darf. Aehnlich nach Art. 34 der hess. St.-0. und der L.-G.-O. In 
Sachsen braucht nach § 61 der L.-G.-O. der Bezirksausschuss nur gehört zu werden. 
Nach Art. 77 der weim. G.-O. darf die Zustimmung ebenfalls nur nach Anhörung des 
Bezirksausschusses und aus bestimmten Gründen versagt werden, ähnlich nach 
§ 60 der braunschw. L.-G.-0. Vgl. darüber weiter Art. 31 § 2 der old., § 103, 
129 der anh. G.-O., §111 des goth., Art. iii des kob. G.-G., Art. 7 des mein. G.-Ed. 
von 1840, Art, 63 der schw.-sond., Art. 145 der schw.-rud. G.-O., § 15 der alt 
D.-O., Art 83 der reuss. ä. L., Art. 161 der reuss. j. L. G.-O., § 19 der lipp., 
§ 37 der schaumb.-lipp. L.-G.O., § 64 der wald. G.-O. 
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pfeiler der kommunalen Organisation. Wenn daher die Gemeinde- 
gesetze die Rechtsverhältnisse derselben genau normiren, und der 
autonomen Regelung durch die Gemeinde selbst, abgesehen von 
Bestimmungen untergeordneter Bedeutung nur das bleibt, was ihr 
ausdrücklich zugewiesen ist,®* so geschieht dies deshalb, weil sich 
auf andere Weise die Gleichförmigkeit in der Organisation der 
Gemeinden, wie sie durch die Stellung derselben im modernen 
Staate bedingt ist, nicht erzielen lässt. Dies gilt aber nicht nur 
von den genannten Hauptorganen, sondern auch von gewissen 
anderen Gemeindeorganen, welche einen so wesentlichen Be- 
standtheil des kommunalen Organismus ausmachen, dass die Gesetz- 
gebung wenigstens die Regelung der Grundsätze ihrer rechtlichen 
Stellung unmöglich der Gemeinde überlassen kann. 

Dies ist vor Allem bei denjenigen Personen der Fall, welche 
den Bürgermeister oder Gemeindevorsteher in seiner Amtsthätig- 
keit zu unterstützen, und im Verhinderungsfalle zu vertreten haben. 
Es sind dies die Beigeordneten, Adjunkten,®^ Schoppen, Vizebürger- 
meister oder zweiten Bürgermeister (wenn der Gemeindevorsteher 
oder Vorsitzende des kollegialen Vorstandes den Titel »ersterc 
oder »Oberbürgermeister« führt). Dieselben finden sich namentlich 
dort, wo der Gemeindevorstand bureaumässig organisirt ist, und 
werden in der Regel zugleich mit dem Gemeindevorsteher oder 
Bürgermeister und in derselben Weise wie er aus der Mitte der 
Gemeindevertretung gewählt.®* Im Unterschied zu den Mitgliedern 
des kollegialen Gemeindevorstandes kommt ihnen kein Stimmrecht 
zu, und haben sie überhaupt jede Amtsgewalt im Namen und Auf- 
trag des Bürgermeisters auszuüben. Sonst ist ihre Stellung, was 
Dauer derselben, Gehalt^ Pension u. s. w. betriflFt, im Allgemeinen 
der des Bürgermeisters gleich, und unterliegt ihre Wahl, wie die 
seine, regelmässig der obrigkeitlichen Bestätigung.®^ Nach mehreren 



** So können z. B., wie seiner Zeit ausgeführt wurde, kleinere Land- 
gemeinden statutarisch festsetzen, dass an Stelle der gewählten Gemeinde- 
vertretung die Versammlung aller Stimmberechtigten zu treten habe. 

^ Die Adjoints des französischen Rechts. 

^ In den meisten Gesetzen heisst es geradezu: Der Gemeindevorsteher 

und die Beisitzer werden von der Gemeindevertretung für die Dauer von 

gewählt. 

®^ Bisweilen kommt es wohl auch vor, dass nur der Gemeindevorsteher 
besoldet wird, während das Amt des Beigeordneten ein unbesoldetes Ehrenamt 
ist. In diesem Falle ist auch die Dauer desselben, eine kürzere, als die des 
Vorsteheramtes. So werden nach § 30 der rheinl. St-O. der Bürgermeister und 
die besoldeten Beigeordneten auf 12 Jahre oder lebenslänglich, die unbesoldeten 
auf 6 Jahre gewählt. Nach § 32 sind Bürgermeister und Beigeordnete in 
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Gemeindeordnungen gibt es auch Beigeordnete des Bürgermeisters 
im koUegialisch organisirten Gemeindevorstand. Doch sind diese 
Beigeordneten dem Wesen der Sache nach nichts anderes, als 
Vorstandsmitglieder, die in erster Linie zur Unterstützung und 
Vertretung des Vorsitzenden berufen sind. Sie werden gleich ihm 
regelmässig auf längere Zeit gewählt, als die übrigen Mitglieder 
des Vorstandes, erhalten eine Besoldung, erlangen unter ähnlichen 
Bedingungen, wie er, Anspruch auf eine Pension, und unterliegt 
ihre Wahl gleich der seinen der Bestätigung durch eine Behörde 
oder den Landesfürsten.®* 

Die meisten Gemeindeordnungen kennen also in den Bei- 
geordneten als Stellvertretern des Gemeindevorstehers oder des 
Vorsitzenden des kollegialen Vorstandes ein weiteres verfassungs- 
mässiges Organ der Gemeinde. Es versteht sich nun von selbst, 
dass die Gemeinden das Recht und sogar die Pflicht haben, im 
Bedarfsfalle auch anderweitige Organe zu bestellen. Thatsächlich 
machen es auch in grösseren Städten die Verhältnisse nothwendig, 
für die verschiedenen Zweige der kommunalen Verwaltung eigene 
Beamte anzustellen, und wegen der grossen Geschäftslast jedem 

Bezug auf die Bestätigung ihrer Wahl, nach § 58, 59 Bürgermeister und 
besoldete Beigeordnete in Bezug auf Gehalt und Pension prinzipiell gleich- 
gestellt. Nach § 75, 84, 85 der preuss. L.-G.-0. für die östl. Prov. stehen 
sich Gemeindevorsteher und Schöffen in Bezug auf Dauer ihres Amtes, Bestä- 
tigung und Beeidigimg gleich. Aehnlich nach § 38 der westf. L.-G.-0. und § 25 
der westf. Kr.-O., sowie Art. 20 der rheinl. L.-G.-O. von 1856, und § 23 der 
Kr.-O. Nach § 24 der öst. Reg.-V., der sich alle Gemeindeordaungen anschliessen, 
sind sie völlig gleichgestellt. Nur nach § 25 der böhm. G.-O. darf blos der 
Gemeindevorsteher eine Remuneration erhalten. Dasselbe gilt nach Art. 31, 34 
der hess. L.-G.-0. und nach Art. 34 der St.-O. betreffs der Bestätigung des 
Bürgermeisters und der Beigeordneten. Dagegen werden nach Art. 31 die Bürger- 
meister und besoldeten Beigeordneten auf 12 Jahre, eventuell auf Lebenszeit, 
die unbesoldeten Beigeordneten aber auf 6 Jahre gewählt. Auch können nach 
Art, 33 nur in der Stadtgemeinde stimmberechtigte Personen zu Beigeordneten, 
dagegen jeder hessische Staatsangehörige zum Bürgermeister gewählt werden. 
Auch nach § 61 - 63 der sächs. L.-G.-O. stehen sie sich gleich, abgesehen davon, 
dass der Gemeindevorstand obh'gatorisch, die Gemeindeältesten je nach der 
Sachlage für ihre Mühewaltung eine Entschädigung erhalten. Aehnliche Bestim- 
mungen treffen auch die Gemeindeordnungen der anderen deutschen Staaten. 
®® Nach § 26 des Wiener Gem.-St. bedürfen die Vizebürgermeister nicht 
der kaiserlichen Bestätigung, und werden auch nicht wie der Bürgermeister 
und sogar die übr^en Mitglieder des Stadtrathes auf 6, sondern nur auf drei 
Jahre gewählt. Aehnlich § 58 des Prager, § 25 des Grazer Gem.-St. Nach § 33 
der preuss. St.-0. für die östl. Prov. und der westf. St.-O. ist für Bürgermeister 
und Beigeordnete in gleicher Weise die Bestätigung nöthig, dagegen erhalten 
letztere nach § 31 und 64, Abs. 4 regelmässig keine Besoldung, und werden 
dann nur für 6 Jahre gewählt. 
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derselben oft einen sachlich nur sehr beschränkten Wirkungskreis 
zuzuweisen. So bildet sich in einzelnen Grossstädten im Laufe 
der Zeit ein hierarchisch gegliedertes kommunales Behördensystem 
heraus, das oft grossartiger und komplizirter ist, als in so manchem 
deutschen Kleinstaat. Aus diesem Grunde stellen die Städte- 
ordnungen bisweilen die Hauptgrundsätze der inneren Organisation 
derselben fest, oder sie regeln wenigstens die rechtliche Stellung 
einzelner kommunaler Organe, namentlicher derjenigen, welche 
den Vorstand bei Besorgung der Geschäfte des übertragenen 
Wirkungskreises zu unterstützen haben, imd weisen ihnen be- 
stimmte Funktionen zu. 

So stellen eine Anzahl österreichischer Städteordnungen neben 
dem kollegialen Vorstand, dem Stadtrath, ein zweites, aus ernannten 
Beamten zusammengesetztes Kollegium, den Magistrat auf, und beauf- 
tragen ihn verfassungsmässig mit der Besorgung verschiedener kom- 
munaler Verwaltungsangelegenheiten. Da sein Wirkungskreis gesetz- 
lich fest begrenzt ist, und der Stadtrath nicht nach Belieben denselben 
verengen kann, erscheint er gewissermassen als ein zweiter kolle- 
gialer Vorstand. An seiner Spitze steht der Bürgermeister. ^^ An- 
dere Gesetze verpflichten die Gemeinden zur Bestellung besoldeter 
Sicherheitsorgane, und behalten der Aufsichtsbehörde die Bestä- 
tigung derselben vor. Bisweilen ist auch die Anstellung von Steuer- 
einnehmern, Gemeindeschreibem und anderen Hilfsbeamten vor- 
geschrieben, während sich die Gemeindeordnungen im Uebrigen 
damit begnügen, die Anstellung besoldeter Gemeindebeamter aus- 
drücklich oder stillschweigend zuzulassen, und einzelne Grundsätze 
über die Art und Weise ihrer Ernennung, sowie über ihre recht- 
liche Stellung zum Staat und zur Gemeinde festzustellen. •^^ 



•' § 3h 90-94 des Wiener, § 7'— 74i 140-47 des Prager, § 67, 127-30 
des Triester Gem.-St. Dagegen besteht nach § 30 des Grazer Gem.-St. nur 
ein kollegialer Vorstand. 

•• § 41, 45 der hann. St.-0., § 54, 55 der kurh., § 11, 12 der nass., Art. 
72, 77, 129 der bayer., Art 65 der pfälz. G.-O., § 20, 22, 23 des würt. Verw.- 
Ed., Art. 22 des G. vom 6. Juli 1849, und Art. 8. des G. vom 21. Mai 1891, 
§ 8, 21, 57 der bad. St-O. und der G.-O. für mittl. Gem., Art. 76 der hess. St-O., 
Art. 64 der L.-G.-0. Was die Bestätigung der obligatorisch oder fakkultativ 
von den Gemeinden angestellten Beamten betrifft, so ist nach § 4 des preuss. 
G. vom II. März 1850 und § 4 der Verord. vom 20. September 1867 zur An- 
stellung aller Polizeibeamten die Bestätigung der Aufsichtsbehörde erforderlich, 
nach dem Landrecht zur Bestellung aller nicht vom Gemeindevorsteher er- 
nannten, sondern gewählten Beamten. Nach § 20 des hann. G. vom 5. Septem- 
ber 1848 müssen alle Gemeindebeamten gleich dem Gemeindevorsteher von der 
Aufsichtsbehörde bestätigt werden. Die Bestätigung darf aber niemals willkürlich 
versagt werden, sondern nach § 26, 26a der Kr.-O. für die östl. Prov., § 31» 32 der hann. 
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Eine besondere Klasse von Gemeindeorganen sind die in ein- 
zelnen Theilen der Gemeinde die Stelle des Gemeindevorstandes 
vertretenden Orts- und Distriktsvorsteher. Insofern die Ortschaft, 
der sie vorstehen, zugleich Subjekt von Vermögensstücken, eine 
Person des öffentlichen Rechts und ein Selbstverwaltungskörper 
ist, ist ihre Stellung der des Gemeindevorstandes sehr ähnlich.'^ 
Vielfach aber ist die Unterabtheilung der Gemeinde eine nur ad- 
ministrative, und in diesem Falle der Ortsvorstand lediglich ein 
Organ der Gemeinde. So werden grössere Städte regelmässig in 
Bezirke getheilt, und eigene Bezirksvorsteher aufgestellt. Doch 
kommt dies hin und wieder auch bei Landgemeinden vor.^* 



Kr.-O. nur unter Zustimmung des Kreisausschusses. Für die Stadtgemeinden 
bestimmt § 13 des Zust -G., dass soweit die Bestätigung der Wahlen von Gemeinde- 
beamten vorgeschrieben ist, dieselbe nur unter Zustimmung des Bezirksausschusses 
zu versagen ist. Dabei steht natürlich immer der Rechtszug an die nächst höhere 
Behörde offen. Dagegen werden nach § 43, 44 der westf. L.-G.-0. die Gemeinde- 
beamten vom Amtmann oder Landrath ernannt, während nach § 78, 79 der 
rheinl. L.-G.-O. in ihrer durch die Kr.-O. modifizirten Fassung im Allgemeinen 
dasselbe Recht gilt, wie in den östl. Provinzen und in Hannover. In Bayern 
ist keine Bestätigimg erforderlich, ebensowenig in Württemberg und Baden, 
dagegen kann in Hessen nach Art. 48 AI. 6 der L.-G.-O. und Art. 49 Abs. 6 
der St.-0. die Wahl des Gemeindeeinnehmers vom Kreisrath mit Zustimmung 
des Kreisausschusses beanständet werden, und ist auch für die Anstellung an- 
derer Beamten unter Umständen Genehmigung erforderlich. 

»* Siehe hierüber oben S. 108—10. 

•* So bestimmt § 51 der öst. Reg.-V., dass zur leichteren Versehung der 
polizeilichen und sonstiger lokaler Geschäfte in den einzelnen Ortschaften der 
Ausschuss daselbst wohnende Gemeindeangehörige zur Unterstützung des Ge- 
meindevorstehers bestellen kann. Betreffs ihrer Wahl, ihrer Verpflichtung, dieselbe 
anzunehmen, und der Dauer ihrer Bestellung gelten dieselben Grundsätze, wie beim 
Gemeindevorstand selbst. Die österr. Städte werden auch meist in Distrikte, 
Bezirke, Viertel usw. getheilt, und stellen die Statuten mehr oder minder genau die 
Grundsätze der lokalen Verwaltung auf. So § 2 des Wiener, § 2 des Grazer Gem.-St. 
In ähnlicher Weise bestimmt § 60 der preuss. St.-0 für die östl. Prov. und der westf. 
St.-O., dass grössere Städte in Bezirke unter eigenen Vorstehern getheilt wer- 
den können, ebenso § 54 der rheinl., § 67 der frankf., § 62 der schl.-holst., § 42 
der hann. St.-O., § 53 der kurh. G.-O. § 42 der westf. L.-G.-O. normirt die 
Aufstellung selbstständiger Dorf- oder Bauerschaftsvorsteher, desgleichen § 77 
der rheinl. L.-G.-O. Aehnlich auch nach § 125—30 der sächs. St.-O. imd an- 
deren Gemeindegesetzen. In Bezug auf Wahl, Amtsdauer, Bestätigung durch 
eine Behörde u. dgl. stehen derartige Gemeindebeamte häufig den Gemeinde- 
vorstehern gleich. Wo sie zugleich an der Spitze einer mit privater, oder gar 
mit öffentlicher Rechtssphäre ausgestatteten Ortschaft stehen, werden sie zu 
Ortsvorstehem, gewissermassen zu Gemeindevorstehern niederer Ordnung. 
Natürlich steht es den Gemeinden frei, auch dort, wo das Gesetz nichts aus- 
drücklich erwähnt, zur Unterstützung des Gemeindevorstehers nach Bedarf 
lokale Hilfsors:ane anzustellen. 
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Ferner sind unter den Organen der Gemeinde noch die De- 
putationen und Kommissionen zu nennen, welche von der Gemeinde- 
vertretung, dem kollegialen Vorstande, oder auch von beiden zu- 
sammen vorübergehend oder dauernd bestellt werden. Häufig sind 
sie mit der Führung der Kontrolle über die Gemeindeverwaltung, 
namentlich über die Finanzgebahrung betraut, und daher in erster 
Linie ein Organ der Gemeindevertretung, und vom Vorstand un- 
abhängig. Oder sie führen einzelne Geschäfte der Verwaltung, 
fungiren als Untersuchungskommissionen, oder als Aufsichtsinstanz 
für einzelne Zweige der Gemeindeverwaltung. Namentlich Ver- 
waltungsgeschäfte, die von den übrigen Gemeindeangelegenheiten 
getrennt verwaltet werden, so insbesondere die Armenpflege fallen 
in ihre Kompetenz. Ihre Mitglieder können entweder aus der 
Gemeindevertretung, oder aus den übrigen Gemeindeangehörigen 
genommen werden, wo es sich um blosse Verwaltungsgeschäfte 
handelt, auch aus dem Magistrat.®* Durch Entsendung von ein- 
zelnen Kommissären endlich übt die Gemeinde dort ihr Recht aus, 
wo ihr die Befugnis zusteht, mit Abgeordneten anderer Körper- 
schaften, Staatsbeamten und Räthen sich an der Führung der öffent- 
lichen Verwaltung in den verschiedenen Zweigen derselben zu 
betheiligen. 

3. Der juristische Charakter des Gemeinde- 

beamtenthums. 

Es wurde schon früher ausgeführt, dass die Verwaltungsorgane 
der Städte und Landgemeinden Anfangs genossenschaftliche Organe 
waren, welche erst später, namentlich seit dem 16. Jahrhundert den 
Charakter von Staatsbeamten annahmen.** Freilich war ihre recht- 
liche Stellung von der anderer Staatsdiener in vieler Hinsicht ver- 
schieden. Daher erklärt auch das preussische Landrecht, die erste 
bedeutendere Kodifikation, in der auch das Beamtenrecht umfassend 
geordnet ist, und welches man als Typus der legislativen 
Anschauungen jener Zeit ansehen kann, dass die Gemeinde- 
beamten Staatsbeamten seien, es stellt sie aber als 
mittelbare Beamte den unmittelbaren oder königlichen 



»• § 39 der öst. Reg.-V., § 59 der preuss. St.-0. für die östl. Prov. 
und der westf., § 54 der rheinl., § 66—70 der schl.-holst., § 66 der frankf., 
§ 76, 77, III der hann. St.-0., § 52 der kurh. G.-O., ferner § 121—24, 28, 29 
per Sachs. St.-O., § 84 des wQrt. Verw.-Ed., Art. 50, 51 der hess. L.-G.-O., 
Art 52, 53, HO der St.-O., § 19a der bad. St.-0., während nach § 19b für 
bestimmte Geschäftszweige solche Kommissionen sogar bestellt werden müssen. 

«* Siehe oben S. 145, 46. 
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Staatsdienern gegenüber.®* Es ist bezeichnend, dass sich die 
Auffassung der Gemeindebeamten als Staatsbeamte so klar und so 
deutlich zuerst in der Gesetzgebung desjenigen Staates ausge- 
sprochen findet, in dem die Landesherrn die Gemeindefreiheit früher 
und vollständiger beseitigt haben, als es anderwärts geschah. Es 
unterliegt nun keinem Zweifel, dass wenn die Gemeinde eine biosäe 
Staatsanstalt, das Gemeindegebiet ein staatlicher Verwaltungsbezirk 
und die Gemeindeangehörigkeit ein blosses Kompetenzverhältnis 
ist, die Gemeindebeamten konsequenter Weise nur als Staatsbeamte 
angesehen werden können. Die preussische Gesetzgebung, sowie 
die der meisten anderen deutschen Staaten hat aber dieses Prinzip 
auch in neuerer Zeit beibehalten, trotzdem die Gemeinde nicht mehr 
als eine blosse Staatsanstalt gilt, sondern als eine selbstständige 
Person des privaten und öffentlichen Rechts anerkannt ist. Indem 
man aber noch immer vom Grundsatz ausging, dass die Gemeinden 
eigentlich staatliche Angelegenheiten besorgen, wenn sie auch einen 
festen Rechtsanspruch darauf haben, dass ihnen dieselben übertragen 
werden, fasste man bei der rechtlichen Stellung der Gemeinde- 
beamten in erster Linie das Verhältnis zwischen ihnen und dem 
Staat, und nicht das zwischen ihnen und der Gemeinde in's Auge. 
Da es aber aus verschiedenen Gründen, namentlich deshalb, weil 
die Kommunalbeamten gewöhnlich keine Besoldung erhalten, un- 
billig und unpraktisch wäre, die Rechtssätze, welche für die übrigen 
Staatsdiener gelten, und denen ja sie auch prinzipiell unterstehen, 
ohne jede Modifikation auf sie anzuwenden, stellen die Gesetz- 
gebungen für sie eine Reihe von Spezialnormen auf. 

Daher macht schon das preussische Landrecht den Unter- 
schied zwischen mittelbaren und unmittelbaren Staatsbeamten. Ver- 
schiedene neuere Gesetze, welche die Rechtsverhältnisse der Beamten 
regeln, gelten in gleicher Weise für unmittelbare und für mittelbare 
Staatsdiener, so namentlich das Disziplinargesetz vom 21. Juli 1852 
und die Verordnung vom 23. September 1867. Beide aber sind 
in ihrer Anwendbarkeit auf Gemeindebeamte durch § 20, 36 des 
Zust.-Ges. abgeändert. Ferner stellen eine Anzahl preussischer 
Gemeindegesetze, insbesondere die Städteordnungen den Grundsatz 
auf, dass die auf Lebenszeit angestellten Gemeindebamten betreffs 
ihrer Pensionsansprüche ebenso behandelt werden sollen, wie die 
unmittelbaren Staatsdiener. *^ Ueber Rechtsansprüche der Gemeinde- 

»» Th. IL, T. 10, § 69, 105. 

•« § 64, 65 der St.-O. für die östl. Prov. und der westf., § 58, 59 der 
rheinl., § 78 der schl.-holst., § 71, 72 der frankf., § 61, 64 der hann. St.-0., 
§ 58 der kurh. G.-O., § 44 Abs. 4 der westf. L.-G.-0. 
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beamten entscheiden Bezirks- und Kreisausschuss.^' Auch die 
regelmässig nicht besoldeten Gemeindebeamten, so namentlich 
die Vorsteher der Landgemeinden gelten als mittelbare Staats- 
beamte. Nur ist der Grundsatz, dass die Gesetze, welche die Rechts- 
verhältnisse der Staatsbeamten regeln, auch auf sie Anwendung 
finden, durch noch zahlreichere und wichtigere Ausnahmen durch- 
brochen, als es bei den besoldeten Gemeindebeamten der Fall ist.*® 
Einige Gesetze gelten überhaupt nur für unmittelbare Staatsdiener. ^® 

Im Allgemeinen kann man also den Satz aufstellen: Das 
preussische Recht fasst die Gemeindebeamten prin- 
zipiell als Staatsbeamte auf, aber als eine besondere 
Kategorie von Staatsbeamten, indem namentlich die 
neuere Gesetzgebung für sie eine Reihe von Spezial- 
normen aufgestellt hat. 

Auch die Gesetzgebung verschiedener anderer deutscher Staaten 
erklärt die Kommunalbeamten entweder, wie das preussische Recht, 
geradezu für mittelbare Staatsbeamte, oder es ist ihre Stellung that- 
sächlich mit der der preussischen mittelbaren Beamten mehr» oder 
weniger verwandt. So stehen nach § 95, Abs. 2, 3 der sächs. St.-O. 
in Bezug auf Disziplinaraufsicht, Entlassung und regelmässig auch 
in Bezug auf Pensionsansprüche die Mitglieder des Stadtrathes 
unter den für Zivilstaatsdiener geltenden Normen, und hat in all 
diesen Angelegenheiten nach § 96 das Ministerium die oberste 
Entscheidung. Auch räumt § 133 der Aufsichtsbehörde das Recht 
ein. Ordnungstrafen über Mitglieder des Stadtrathes zu verhängen. 
Ganz ähnliche Bestimmungen trifft § 95 der L.-G.-O. betreffs der 
Mitglieder des pemeinderathes. Nach Art. 74 Abs. 2 der bayer. 
G.-O. ist das Rechtsverhältnis des pragmatischen Staatsdienstes 
nur auf gewisse rechtskundige Bürgermeister und Magistrats- 
räthe vollständig übertragen. Sonst unterstehen die Mitglieder 
der Magistrate, Gemeindeausschüsse und höhere stabile Gemeinde- 
beamte nach Art. 167 dem Dienststrafrecht der Beamten. In 
Württemberg gelten eine Reihe der wichtigsten Rechtsnormen 
in gleicher Weise für Staats- und Korporationsbeamte, unter welch 
letztere auch die Gemeindebeamten zu rechnen sind, so namentlich 



»' § 20, 36 letzter Abs. des Zust.-G. 

»• § 41 der westf. L.-G.-O., § 29 der Kr.-O., sowie § 83, 84 der rheinl. 
L.-G.-O. machen den Gemeindevorsteher geradezu zu einem Organ und Dienst- 
untergebenen des Amtmannes resp. des Bürgermeisters, welch letztere ent- 
schieden Staatsbeamte sind. 

•» So z. B. das G. vom 24. März 1873 über Taggelder und Reisekosten, 
oder das G. vom 24. Februar 1877 über Umzugskosten. 

Blodlgf Selbstverwaltung. 12 
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Art. 56 des G. vom 21. Mai 1891, und Art. 70—115 des Be- 
amtengesetzes vom 28. Juni 1876 sammt seinen späteren Verän- 
derungen bezüglich der Disziplinarverhältnisse. Nach § 28, 172 a 
der bad. Gemeindeordnungen ist im Allgemeinen das ordentliche 
Verwaltungsgericht i. Instanz, nämlich der Bezirksrath Disziplinar- 
behörde für alle Gemeindebeamten. Die Untersuchung wird von 
der nächstfolgenden Staatsverwaltungsstelle geführt. Auch steht der 
Verwaltungsbehörde ein Entlassungsrecht zu. In Hessen gilt das 
Disziplinargesetz vom 21. April 1880 für die Mitglieder des Gemeinde- 
vorstandes, während die übrigen Gemeindebeamten nach Art. 51 
der St.-O. unter der Disziplinargewalt des Kreisrathes, Kreis- 
ausschusses und des Ministeriums stehen- Neben all dem greift 
natürlich für niedere Beamte der Gemeinde die Disziplinargewalt 
des Bürgermeisters oder des Gemeindevorstandes Platz, betreffs 
Anstellung, Besoldung, Entlassung und Pensionirung des Beamten, 
soweit hiefür nicht besondere Gesetze massgebend sind, das Ge- 
meindestatut oder der Dienstvertrag, worin natürlich nichts ungesetz- 
liches enthalten sein darf.^^® 

Im Gegensatz zu den bisher genannten Gemeindeordnungen 
ist dem öst. Recht jede Gleichstellung der Staats- und Gemeinde- 
beamten, und namentlich der Begriff des mittelbaren Staatsdienstes 
völlig fremd. Abgesehen von den Geschäften des übertragenen 
Wirkungskreises stehen die Gemeindeorgane den Staatsbehörden 
nur als Organe und Vertreter von korporativen Verbänden gegen- 



><^o Die Gesetzgebung der deutschen Kleinstaaten folgt im Allgemeinen dem 
preussischen Muster, indem namentlich die disziplinaren Vorschriften, häufig 
aber auch die über Besoldung und PensionsansprQche der Staatsbeamten auf 
die Gemeindebeamten Anwendung finden. § 72—94 und 127—37 der braunschw. 
St.-O. stellen auf dieser Grundlage ein ganzes Dienstrecht für die besoldeten 
Mitglieder der Magistrate auf. § 78 normirt sogar ihre Unverantwortlichkeit, 
wenn sie aul die Verfügung von Landesverwaltungsbehörden, die innerhalb 
gesetzlicher Zuständigkeit und in der erforderlichen Form erlassen sind, ge- 
handelt haben. Dabei ist die oberste Entscheidung in den meisten Fällen 
der staatlichen Behörde vorbehalten. Femer bedürfen die besoldeten Mitglie- 
der des Magistrates, um gewisse Nebenbeschäftigungen betreiben zu dürfen, 
nach § 77 die Genehmigung des Ministeriums. Auf untergeordnete Beamte 
und Diener finden gleichfalls die Bestimmungen des Disziplinargesetzes für 
Staatsbeamte Anwendung, ebenso für die Bediensteten der Landgemeinden 
nach § 80—89 der L.-G.-O. Auch werden diese letzteren nach § 77 von der 
Behörde beeidigt. Das für Staatsbeamte geltende Disziplinarrecht findet mit 
mehr oder weniger Einschränkungen auf alle Gemeindebeamten oder auf ein- 
zelne Klassen derselben Anwendung nach Art. 99 der old,, § 37 der anh., Art 
133 der schw.-sond. G.-O., § 48 der schaumb.-lipp., § 141, 42 der lipp. 
St-O., § 68 der schaumb.-lipp. L.-G.-O. Vielfach werden die Aufsichtsbehörden 
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über, welche der staatlichen Aufsicht unterworfen sind, nicht aber 
als untergeordnete Behörde. Daher unterstehen die Gemeinde- 
vorstände nur in Angelegenheiten des übertragenen Wirkungs- 
kreises der Disziplinargewalt der politischen Behörde.*®^ Dagegen 
kann der Bezirks- oder Landesausschuss Mitglieder des Vorstandes, 
welche ihre Pflichten in den Geschäften des selbstständigen Wir- 
kungskreises verletzen, mit Ordnungsstrafen belegen, eventuell 
können dieselben von der politischen Landesbehörde im Einver- 
ständnis mit dem Bezirks- oder Landesausschuss ihres Amtes ent- 
setzt werden."" Ueber Anstellung, Entlassung, Besoldung der 
Gemeindebeamten, sowie über die Pensionsansprüche derselben 
beschliesst der Gemeindeausschuss, während der Gemeinde- 
vorsteher über sie die Disziplinargewalt ausübt. Nur das Recht 
der Entlassung derselben kommt dem Gemeindeausschusse zu.*®* 

Das österreichische Recht fasst also die Stellung der Verwaltungs- 
organe der Gemeinde als ein Rechtsverhältnis zwischen ihnen und 
der Gemeinde selbst auf, nicht als ein Rechtsverhältnis zwischen 
ihnen und dem Staat. Es wird auch allgemein anerkannt, dass 
dieses Rechtsverhältnis dem öffentlichen Rechte angehört, dass 
also der Gemeindebeamte in- ähnlicher Weise angestellt wird, 
wie der Staatsbeamte, was auch der rechtlichen Stellung der 



geradezu Dienstbehörden der Gemeindebeamten genannt, wie betreffs der Vor- 
steher der westf. imd rheinl. Landgemeinden schon ausgeführt wurde. So z. B. 
nach Art. 136 der schw.-sond., Art. 166, AI. 9 der schw.-rud., Art. 158, letzter Ab- 
satz der reuss. ä. L. G.-O. — Auch in Bezug auf Besoldungs- und Pensionsansprüche 
kommen häufig wenigstens theil weise die für Staatsbeamte geltenden Grundsätze in 
Anwendtmg. So nach § 107 der anh., Art. 30, § 3 der old., Art. 84 der schw.-rud., 
Art. 133 der schw.-sond. G.-O., § 117, 18 des goth. G.-G., § 60 der lipp. St-O., 
in Lippe jedoch nur für die lebenslänglich angestellten Bürgermeister, in Olden- 
burg für die Bürgermeister in Städten i. Klasse. — Im übrigen stehen die Ge- 
meindebeamten und Bediensteten unter der Aufsichts- und Disziplinargewalt 
des Bürgermeisters, der bei Ausübung derselben mehr oder weniger an die 
Mitwirkung des kollegialen Vorstandes oder die Beschlussfassung der Gemeinde- 
vertretung gebunden ist, oder die Gemeindebeamten, die Mitglieder des Vor- 
standes inbegriffen stehen unter der Disziplinargewalt einer Behörde, ohne 
dass jedoch das Disziplinarrecht der Staatsdiener auf sie Anwendung findet. 

"* Art. XIIT. des G. vom 5. März 1862, § 59, 95 der Reg.-V. Die Dis- 
ziplinarstrafen bestehen lediglich in Geldbussen. Dagegen kann die politische 
Behörde Mitglieder des Vorstandes nicht ihres Amtes entsetzen, sondern nur 
auf Kosten der Gemeinde zur Besorgung der Geschäfte des übertragenen 
Wirkimgskreises andere Organe bestellen. 

"* § 89 der Reg.-V. 

'" § 3I1 50 der Reg.-V., § 33, 52 AI. a, b des Wiener Gem.-St, und die 
übrigen Statuten. 

12* 



l8o Zweiter besonderer Theil. 

Gemeinde als Person des öffentlichen Rechts und Mikrokosmus des 
Staates vollkommen entspricht.^®* Wenn dabei die Beamten mit 
ihren Gehalt- und Pensionsansprtichen an die ordentlichen Gerichte 
gewiesen sind, so widerspricht dies durchaus nicht der Auffassung 
des Verhältnisses als eines öffentlichrechtlichen. Der privatrecht- 
liche Anspruch des Beamten tritt vielmehr akzessorisch zum öffent- 
lichrechtlichen Dienstverhältnis hinzu. Dieses bildet die rechtliche 
Grundlage, auf der der Besoldungsanspruch beruht, ohne ihm 
jedoch seinen privatrechtlichen Charakter zu nehmen. Das Dienst- 
verhältnis selbst ist also ein öffentlichrechtliches, der daraus resul- 
tirende Anspruch auf Zahlung eines Gehalts oder einer Pension 
ein privatrechtlicher. *®^ 

C. Kompetenzabgrenzniig der Gemeindeorgane. 

In den bisherigen Ausführungen w^urden Gemeindeversamm- 
lung und Vertretung als willensbildende und kontrollirende Organe 
der Gemeinde bezeichnet, und der Vorstand als Verwaltungsorgan 
beiden gegenübergestellt. Diese Scheidung ist aber nur in wenig 
Gesetzgebungen konsequent durchgeführt. Als oberste Kontroll- 
organe der Gemeinde werden zwar Gemeindevertretung und Ver- 
sammlung von allen Gemeindeordnungen anerkannt,^®® während 
ihnen anderseits jede vollziehende Gewalt ausdrücklich oder still- 



^^ Allerdings erklären einige Städtestatuten, dass gewisse Grundsätze des 
Staatsbeamtenrechts auch auf die Gemeindebeamten oder bestimmte Katego- 
rien derselben Anwendung finden. So z. B. § 32 des Wiener Gem.-St. betreffs 
der Berufsbildung gewisser Beamten. 

10* Dies ist auch von der Spruchpraxis des Verwaltungsgerichtshofes an- 
erkannt. Siehe die öst. Gemeindegesetze in der Mftnz'schen Sammlung, 
Anmerkungen zu § 32 der Reg.-V. 

^^ Art. XII des öst. G.-G. vom 5. März 1862, § 39 der Reg.-V., § 37 der 
preuss. St.-O. für die östl. Prov. und der westf., § 36 der rheinl., § 63 der 
schl.-holst., § 47 der frankf., § 95, 96 der hann. St.-O., § 36 AI. 3 und § 64 
AI. 4 der kurh., § 67 der nass. G.-O., § 103 der preuss. L.-G.-O. für die östl. 
Prov., § 32 der westf., § 100 der rheinl. L.G-.-O., § 43, 46 der Ausf. Bek. Mach, 
zur hann. L.-G.-O., Art. 88, Abs, 4, 89, Abs. 3, ff. der bayer. G.-O. (für Städte.) 
Nach Art. 135, 36 (für Landgemeinden) wird die Prüfung des Voranschlages 
und der Rechnung nicht von der Gemeindeversammlung vorgenommen, sondern 
es werden nur die betreffenden Urkunden veröffentlicht. Ebenso nach Art. 
68, 69 der pfälz. G.-O., § 68, AI. 2 der sächs. St.-O., § 69, Abs. 3, 4 und § 79 
der L.-G.-O., § 58, 59 des würt. Verw.-Ed., § 56 b der bad. St-O., Art. 37 der 
hess. St.-O. und der L.-G.-0., sowie nach den meisten anderen deutschen Gemein- 
deordnungen. Wo, wie z. B. in Bayern, Nassau, Hannover nur einzelne Kon- 
trollbefugnisse der Gemeindevertretung oder Versammlung zugewiesen sind, 
oder, wie in den schleswig-holsteinischen und badischen Landgemeinden das 
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schweigend abgesprochen wird.*®' Dagegen konkurriren sie als 
willensbildende Organe mit dem Vorstand, wobei die einzelnen 
Gesetze von einander sehr abweichende Bestimmungen treffen. 

Die Bildung des kommunalen Willens ausschliesslich der 
Gemeindeversammlung oder Vertretung vorbehalten hiesse den 
Vorstand zu einer blossen Exekutivmaschine machen, und ist prak- 
tisch nicht ausführbar, weil sich grössere Kollegien zur Beschluss- 
fassung in Angelegenheiten der laufenden Verwaltung nicht eignen, 
und Gemeindeversammlung und Vertretung nicht konstant tagen. 
Die Beschlussfassung ist also jedenfalls zwischen ihnen imd dem 
Gemeindevorstand als obersten Verwaltungsorgan getheilt Dieses 
Rechtsverhältnis bringt Art. XII des öst. G.-G. vom 5. März 1862 
zum Ausdruck, indem er bestimmt: »Der Gemeindeausschuss ist in 
den Angelegenheiten der Gemeinde das beschliessende und über- 
wachende, und der Gemeindevorstand das verwaltende und voll- 
ziehende Organ«.*®® Dabei gilt der Wille des Gemeindeausschusses 
als oberster Wille in der Gemeinde, dem sich kein der kommunalen 
Organisation angehöriger Machtfaktor entgegenzustellen befugt ist. 
Daher bestimmt auch § 38 der Reg.-V., dass man gegen Verfü- 
gungen des Gemeindevorstandes im selbstständigen Wirkungskreis 
der Gemeinde Beschwerden an den Ausschuss richten kann.*®^ 



Gesetz hierüber gar keine ausdrückliche Bestimmung enthält, folgt die allge- 
meine Kontrollgewalt derselben schon aus der Natur der Sache, weil derjenige, 
der befugt ist, zu beschliessen, auch das Recht haben muss, davon Kenntnis 
zu nehmen, 'ob und wie nach seinen Beschlüssen gehandelt wird. Im übertra- 
genen Wirkungskreis steht der Gemeindevertretimg oder Versammlung die 
Kontrollbefugnis natürlich nur insoweit zu, als sie überhaupt zur Beschluss- 
fassimg berechtigt ist, also z. B., wo die Ortspolizei ihr übertragen ist, die 
Kontrolle über die richtige Verwendung der hiefür bestimmten von der Ge- 
meinde beizustellenden materiellen Mittel. 

><»' So bestimmt Art. XII. des öst. G.-G. vom 5. März 1862: »Eine voll- 
ziehende Gewalt kommt dem Gemeindeausschuss nicht zu.« § 36 der preuss. 
St.-0. für die östl. Prov., § 36 der westf., § 35 der rheinl., § 46 der frankt. 
St.-0. erklären übereinstimmend: »Die Stadtverordnetenversammlung darf ihre 
Beschlüsse in keinem Falle selbst zur Ausführung bringen, c Fast gleichlautend 
§ 103 der L.-G.-0. für die östl. Prov., § 32 der westf. L,-G.-0., § 64, Abs. 2 
der kurh. G.-O., Art, 37 der hess. St.-0. und der L.-G.-O., ähnlich auch § 42 
des würt. Verw.-Ed., § 79 der sächs. St.-0. und andere Gesetze. 

10s Das gleiche bestimmen § 20, 48 der Reg.-V., mit welchen sämmtliche 
Gemeindeordnungen Übereinstimmen. 

^°* Damit stimmen sämmtliche Gemeindeordnungen inhaltlich überein, nur 
ifl § 39 ^^^ niederöst G.-O. heisst es blos: »Der Gemeindeausschuss kann Ver- 
fügungen des Gemeindevorstandes in Angelegenheiten des selbstständigen 
Wirkungskreises der Gemeinde abändern oder aufheben. € 
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Eine andere Gruppe von Gesetzen weist der Gemeindevertre- 
tung oder Versammlung einerseits und dem Vorstand andererseits 
die selbstständige Beschlussfassung über bestimmte Gemeinde- 
angelegenheiten zu, wobei die Gesetzgebungen zwei Systeme ver- 
folgen. Sie bestimmen nämlich entweder, dass über alle Angelegen- 
heiten, die nicht ausdrücklich dem Vorstand zugewiesen sind, die 
Gemeindevertretung oder Versammlung Beschluss zu fassen habe, 
oder sie zählen die in die Kompetenz der Vertretung oder Ver- 
sammlung fallenden Angelegenheiten taxativ auf, und überlassen 
alles übrige der Beschlussfassung durch den Vorstand. Das erste 
System befolgen namentlich die preussischen Landgemeinde- 
ordnungen, die hessischen, und einige andere Gemeindegesetze. 
So heisst es § 102 der preuss. L.-G.-O. für die östlichen Provinzen: 
»Die Gemeindeversammlung (Gemeindevertretung) hat über alle An- 
gelegenheiten zu beschliessen, soweit diese nicht durch das Gesetz 
dem Gemeindevorsteher (Gemeindevorstand) ausschliesslich über- 
wiesen sind.«*^^ Den entgegengesetzten Weg schlagen verschiedene 
Ost Städtestatuten und die Mehrzahl der thüringischen Gemeinde- 
ordnungen ein.*" 

Nach all diesen Gesetzen hat also in gewissen Gemeinde- 
angelegenheiten die Gemeindeversammlung, in anderen der Vorstand 
selbstständig Beschluss zu fassen. Die Beschlüsse des einen Faktors 



*" Fast gleichlautend sind § 32 der westf. L.-G.-O., Art. 36 der hess. 
St.-0. und der L.-G.-O. Aehnlich § 61 der rheinl., § 69 der säcj^s. L.-G.-O., 
Art 22 § I der old. G.-O., § 52 der braunschw., § 31 der schaumb.-lipp. 
L.-G.-0., § 26 der wald. G.-O. Nach § 34 der rheinl. St.-O. haben die 
Stadtverordneten über all das Beschluss zu fassen, was nicht dem Bürger- 
meister in § 53 ausdrücklich zugewiesen ist, und muss dieser alle Beschlüsse, 
die er nicht förmlich beanständet hat, zur Ausführung bringen. Auch mehrere 
Ost. Städtestatute bestimmen, dass die Gemeindevertretung in allen Gemeinde- 
angelegenheiten zu beschliessen habe, welche nicht vom Gesetz oder vom Statut 
der Entscheidung des Stadtrathes überlassen sind, wobei wieder gegen Beschlüsse 
dieses letzteren Beschwerde an die Gemeindevertretung als oberstes willens- 
bildendes Kommunalorgan zulässig ist. So z. B. nach § 46, 47 des Grazer, 
§ 78, 118, 19 des Triester Gem.-St. 

**' So nach § 67 des Wiener und § 122 des Prager Gem.-St. Dabei wird 
bisweilen, um den Charakter der Gemeindevertretung als obersten willensbilden- 
den Organes der Gemeinde zu wahren, gestattet, gegen die Entscheidung des 
Stadtraths den Berufungsweg an die Gemeindevertretung zu ergreifen, so nach 
§ 124 des Prager Gem.-St. Nach § 82 des Wiener Gem.-St. ist die Entscheidung 
des Stadtraths endgiltig. — Aehnlich § 58, 71, 125, 133 der anh., § 85, 91 der 
weim. G.-O., Art. 117, 22 des kob., Art. 3, 12 des mein. G.-G. von 1840, § 25 
der alt. D.-O., Art. 67, 72 der schw.-sond., Art. 85, 96 der schw.-rud., Art. 95, 
loi der reuss. ä. L., Art. 96, 102 der reuss. j. L. G.-O. 
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bedürfen keiner Bestätigung durch den anderen, und daher ist auch 
der Gemeindevorstand regelmässig verpflichtet, alle nicht kompetenz- 
widrigen oder ungesetzlichen Beschlüsse der Gemeindevertretung 
oder Versammlung durchzuführen. Auf diesem Standpunkt stehen 
die meisten österreichischen Gemeindeordnungen, die hessische 
Gesetzgebung und die mehrerer deutscher Kleinstaaten. Andere 
Gesetze hingegen, in erster Linie die preussischen, führen diesen 
Grundsatz nicht konsequent durch, und bestimmen, dass der Ge- 
meindevorstand, eventuell der Vorsitzende desselben, befugt sei, 
die Durchführung derjenigen Beschlüsse, welche zwar nicht wider 
das Gesetz Verstössen, aber seiner Meinung nach dem Staatswohl 
oder dem Gemeindewohl abträglich sind, vorläufig zu verweigern. 
Was endgiltig zu geschehen hat, bestimmt dann gewöhnlich die 
Aufsichtsbehörde oder ein anderes staatliches Organ. i" Der Gemeinde- 
vorstand oder der Vorsitzende desselben ist also nicht befugt, der 
Gemeindevertretung oder Versammlung seinen Willen aufzunöthigen. 
Er kann auch ihre Beschlüsse nicht kassiren, sein Recht beschränkt 
sich vielmehr darauf, die Vollziehung zu verweigern, und dadurch, 
dass er die Sache an eine Staatsbehörde leitet, die Kompetenz des 
willensbildenden Kommunalorganes für den speziellen Fall aufzu- 
heben, und dafür die Entscheidung eines ausserhalb der Gemeinde 
stehenden Faktors eintreten zu lassen. Natürlich hat er sich, wenn 
sie für die Gemeindevertretung oder Versammlung günstig ausfällt, 
derselben zu fügen, und den fraglichen Beschluss durchzuführen. 

Das Recht des Gemeindevorstandes, Beschlüssen der Gemeinde- 
vertretung oder Versammlung einstweilen die Ausführung zu ver- 
sagen, ist demnach kein Zustimmungsrecht. Wohl aber findet sich 
ein solches in anderen Gemeindegesetzen, namentlich dort, wo der 
Gemeindevorstand koUegialisch organisirt ist, indem dieselben fest- 
setzen, dass in bestimmten Gemeindeangelegenheiten der Vorstand 



>" So nach § 53 der niederöst. G.-O., § 66 des Wiener, § 121 des Prager, § 59 
des Grazer Gem.-St, und nach den meisten anderen Statuten der Ost. Städte. Da- 
gegen hat nach § lio des Triester Gem.-St. der Podestä, (Vorsitzende des 
kollegialen Vorstandes) wenn der Stadtrath (Gemeindevertretung) einen Beschluss 
gefasst hat, der zwar nicht rechtswidrig ist, aber seiner Meinung nach ein 
wichtiges Gemeindeinteresse gefährdet, und in einer zweiten speziell zu diesem 
Behufe einberufenen Sitzung bei demselben beharrt, demselben Folge zu leisten. 
Wie in den übrigen öst. Städten mit eigenem Statut ist es nach § 53 AI. 2 der 
rheinl. St.-O., nach § 88 der preuss. L.-G.-O. für die östl. Prov., § 37 der 
westf., § 88 der rheinl., § 71 der sächs. L.-G.-O , Art. 32 AI. 2 der old. G.-O., 
§ 72 der braunschw. L.-G.-O., § 71, 133 der anh. G.-O., Art. 126 AI. c. des kob. 
G.-G., § 26 AI. c der alt. D.-O., Art. 105 der schw.-rud. G.-O., § 36 der schaumb.- 
lipp. L.-G.-0., § 87 der wald. G.-O. 
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allein Beschluss fasst, in anderen übereinstimmende Beschlüsse des 
Vorstandes und der Gemeindevertretung fordern, und nur ausnahms- 
weise, so bei Wahlen, bei Einreichung von Beschwerden an die Auf- 
sichtsbehörde, und natürlich auch bei Entlastung des Vorstandes 
die Beschlussfassung der Gemeindevertretung allein für genügend 
erachten. Dabei lassen sich wieder zwei Hauptgruppen von Gesetzen 
scheiden. Die einen, wozu namentlich die preussischen Städte- 
ordnungen gehören, weisen dem Gemeindevorstand die Beschluss- 
fassung in einer taxativ aufgezählten Zahl von Verwaltimgsange- 
legenheiten zu, und ordnen an, dass in allen anderen die Gemeinde- 
vertretung Beschluss zu fassen habe. Sie fasst aber ihren Beschluss 
nicht selbstständig, sondern der Vorstand muss, damit derselbe 
rechtskräftig werde, ihm beitreten. Zugleich wird der Vorstand 
angewiesen, rechts- und kompetenzwidrigen, sowie solchen Be- 
schlüssen, welche das Staats- oder Gemeindewohl gefährden, seine 
Zustimmung zu versagen."* Hierin liegt auch die Brücke zum 
System der Kompetenzabgrenzung zwischen Gemeindevertretung 
(Gemeindeversammlung) und Vorstand, wie es in den meisten nord- 
deutschen Landgemeindeordnungen zum Ausdruck kommt, indem 
danach die Gemeindevertretung oder Versammlung selbstständig 
Beschlüsse fasst, deren Durchführung aber der Vorstand nicht nur 
aus Rechtsgründen, sondern auch aus Zweckmässigkeitsgründen 
provisorisch verweigern kann. Die Verwandtschaft zwischen beiden 



'" § 35, 56 AI. 2, 77 der preuss. St.-0. für die östl. Prov., § 35, 56 AI. 2, 
78 der westf., § 45, 63 AI. 2, 80 der frankf. St.-0. Nach § 63 der schl.-holst 
St.-0., »erfordern alle inneren Gemeindeangelegenheiten, sofern sie nicht im 
Gesetze oder in den Ortsstatuten dem Magistrate allein überlassen sind, die 
mitwirkende Beschlussfassung des Stadtverordnetencollegiums.c Auch ist der 
Bürgermeister nach § 61 befugt, Beschlüsse, welche das Staatswohl verletzen, 
(nicht aber auch solche, welche das Gemeindewohl verletzen,) zu suspendiren. 
Nahe verwandt mit der Stellung des Magistrats in den Städten der östl. Pro- 
vinzen imd Westfalens ist die des Bürgermeisters in denjenigen Städten der 
Rheinprovinz^ in welchen der Vorstand bureaumässig organisirt ist, nach § 53 
AI. 2 der St.-O. Wo er kollegialisch organisirt ist, hat nach § 74 der Magi- 
strat dieselben Rechte und Pflichten, wie nach der St.-0. für die Ostl. Prov. 
und der westf. St.-O. Dagegen bleibt nach Art. 107 Abs. 3 AI. l der hess. 
St.-O. auch in denjenigen Städten, an deren Spitze ein Kollegium steht, die 
Stadtverordnetenversammlung in allen Gemeindeangelegenheiten, die nicht aus- 
drücklich (Art. 107 Abs. i) dem Vorstand zugewiesen sind, selbstständiges 
beschlussfassendes Orgam, und ist auch der kollegiale Vorstand zur Ausführung 
der nicht rechts- oder kompetenzwidrigen Beschlüsse desselben verpflichtet Nur 
zu statutarischen Anordnungen (Art. 9) ist nach Art. 107 Abs. 2 seine Zustim- 
mung erforderlich. Aehnlich, wie in den preuss. Städten, ist es auch nach § 40 
67 der lipp. St.-O. 
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Gruppen von Gesetzgebungen zeigt sich namentlich darin, dass 
sowohl, wenn der Gemeindevorstand einem Beschluss der Gemeinde- 
vertretung oder Versammlung seine Zustimmung verweigert, als auch, 
wenn er demselben aus Rücksichten des Staats- oder Gemeinde- 
wohles die Ausführung einstweilen versagt, im Weiteren die gleiche 
Behörde zu entscheiden hat, und das gleiche Verfahren Platz greift. 

Den entgegengesetzten Standpunkt nehmen die süddeutschen 
Gemeindeordnungen ein, denen sich die Gesetzgebung mehrerer 
norddeutscher Staaten anschliesst. Dieselben weisen nämlich die 
Beschlussfassung in allen Gemeindeangelegenheiten dem Vorstande 
zu, verpflichten ihn aber in gewissen Fällen die Zustimmung der 
Gemeindevertretung oder Versammlung einzuholen. ^^* 

Trotz all dieser theoretischen Verschiedenheiten stimmen die 
Gemeindeordnungen insofern überein, als sie zum Erlass neuer 
Statuten, zur Feststellung des Gemeindebudgets, zur Einführung 
neuer Steuern, und zur Vornahme wichtigerer Akte der kommu- 
nalen Vermögensverwaltung die selbstständige Beschlussfassung 
oder die Zustimmung der Gemeindevertretung oder Versammlung 
fordern. Bisweilen wird dieselbe auch zur Anstellung höherer 
Gemeindebeamten, zur Feststellung von Entschädigungen und Remu- 
nerationen, welche der Gemeindevorsteher oder Mitglieder des 
kollegialen Vorstandes erhalten sollen, sowie zur Verleihung des 
Bürger- und Heimatrechts verlangt. Man kann also im Allge- 
meinen sagen, dass der Vorstand selbstständig über alle zur lau- 
fenden Verwaltung der Gemeinde gehörigen Angelegenheiten mit 
Ausschluss der Aufstellung des Voranschlages Beschluss zu fassen 
habe. Bei dieser, sowie bei allen nicht zur gewöhnlichen Geschäfts- 
führung der Gemeinde gehörigen Angelegenheiten ist regelmässig 
wenigstens ein Mitwirkungsrecht der Gemeindevertretung oder Ver- 
sammlung begründet. 

Was hat nun zu geschehen, wenn die Uebereinstimmung 
zwischen beiden massgebenden Faktoren, wo sie vom Gesetze ver- 
langt wird, nicht zu erreichen ist, sei es dass einer derselben dem 
Beschluss des anderen nicht beitritt, oder dass der Vorstand sich 
weigert, einen Beschluss der Gemeindevertretung oder Versammlung 
zur Ausführung zu bringen? In ersterem Falle müsste, wenn das 
Gesetz keine besondere Bestimmung treffen würde, alles beim Alten 



"* § 71, 72, 97, 98 der hann. St.-0., § 40, 41, 52 der L.-G.-O., § 59, 64 
der kurh., § 3, 4 der nass., Art. iii— 13> 23, 30, 47 der bayer., Art. 54 der 
pfälz. G.-O., § 68 AI. 5, 98 der sächs. St.-O., § 52, 53 des würt. Verw.-Ed., 
§ 53i 56 a der bad. Gemeindeordnungen, § 45, 95, 97 der braunschw. St.-O., 
§ 7i> 173 des goth. G.-G., § 52, 74 der schaumb.-lipp. St.-O. 



l86 Zweiter besonderer Theil. 

bleiben, weil eben kein Gemein debeschluss rechtsgiltig zu Stande 
gekommen ist. Die meisten Gesetzgebungen aber treffen für diesen 
Fall Vorsorge, und bestimmen, dass bei derartigen Meinungsver- 
schiedenheiten auf Antrag eines der beiden Theile die Aufsichts- 
behörde, eventuell eine andere Behörde zu entscheiden hat. Bis- 
weilen ist auch vorgeschrieben, dass zuerst versucht werden muss, 
in einer gemeinsamen Sitzung der Gemeindevertretung und des 
kollegialen Vorstandes ein Einverständnis zu erzielen. Nur wenn 
keiner der beiden Theile auf die Entscheidung Seitens der kom- 
petenten Behörde anträgt, und es sich um die Erledigung von An- 
gelegenheiten handelt, zu deren Besorgung die Gemeinde nicht 
verpflichtet ist, kann die Sache auf sich beruhen. Falls der Ge- 
meindevorsteher aus Rücksichten des Staats- oder Gemeindewohles 
einem Beschluss der Gemeindevertretung oder Versammlung die 
Ausführung verweigert, ist er nach der Mehrzahl der Gesetz- 
gebungen verpflichtet, binnen einer bestimmten Frist die Ent- 
scheidung der ordentlichen Aufsichts- oder einer anderen im Gesetz 
genannten Behörde einzuholen. Bisweilen geschieht dies erst, wenn 
die Gemeindevertretung oder Versammlung bei nochmaliger Be- 
rathung bei ihrem Beschlüsse beharrt. Im Einzelnen weichen die 
Bestimmungen der verschiedenen Gemeindeordnungen sehr von 
einander ab."^ 



"** So hat nach § 66 des Wiener und § 121 des Prager Gem.-St. der Bürger- 
meister, wenn er einen Beschluss der Gemeindevertretung, der nach seiner 
Meinung der Gemeinde einen wesentlichen Schaden zufügt, sistirt hat, den 
Gegenstand unverzüglich an den Statthalter zu leiten, der denselben dem 
Landtag übergibt. Nach § 59 des Grazer Gem.-St. und § 53 der niederOst. 
G.-O. sind derartige Beschlüsse an den Landesausschuss zu leiten. In Nieder- 
Osterreich hat dies binnen 8 Tagen zu geschehen. Das Grazer Gem.-St schreibt 
zweimalige Beschlussfassung der Gemeindevertretung vor. In Preussen hat 
nach § 17 AI. i und § 33 AI. i des Zust.-G. in Städten der Bezirksausschuss, 
in Landgemeinden der Kreisausschuss »über die zwischen dem Gemeinde vor- 
stände und der Gemeinde vertretimg entstandenen Meinungsverschiedenheiten c 
zu beschliessen. Auf die Art der Meinungsverschiedenheiten kommt es dabei 
nicht an. Nur wenn dieselbe in der Ansicht des Vorstandes begründet ist, 
die Gemeindevertretung (Versammlung) habe einen gesetzwidrigen Beschluss 
gefasst, findet gegen die Verfügung des Vorstandes, welcher denselben 
sistirt, oder die Ausführung verweigert, nach § 15, 29 Klage im Verwaltimgs- 
streitverfahren statt. Daneben treffen die einzelnen Gemeindeordnimgen 
noch verschiedene spezielle Bestimmungen. So hat nach § 53 der schl.- 
holst. St.-0. bei Meinungsverschiedenheiten zwischen Stadtverordneten und 
Magistrat zuerst eine gemeinsame Sitzung beider Kollegien stattzufinden, um 
ein Einverständnis zu erzielen. Nach § 88 der L.-G.-O. für die östl. Prov. hat 
der Gemeindevorsteher, wenn er sich veranlasst findet, die Ausführung eines 
Gemeindebeschlusses auszusetzen, eine nochmalige Berathung zu veranlassen, 
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Viel einfacher stellt sich die Frage nach der Kompetenzab- 
grenzung der verschiedenen willensbildenden und kontroUirenden 
Gemeindeorgane, sowie der verschiedenen Verwaltungsorgane unter 
einander. Eine Mehrheit von willensbildenden und kontroUirenden 
Gemeindeorganen findet sich nur in den wenigen Gemeinden, wo 
eine Gemeindeversammlung und eine gewählte Vertretung neben 
einander bestehen. Wo dies der Fall ist, weist entweder die Ge- 
setzgebung selbst jedem der beiden Organe seinen Wirkungskreis 
zu, wobei die Gemeindeversammlung in der Regel nur über be- 
sonders wichtige Finanzangelegenheiten Beschluss zu fassen hat,*^^ 
oder es ist die Gemeinde befugt, denselben statutarisch festzu- 
setzen.^*' 

Was die Kompetenzabgrenzung der kommunalen Verwaltungs- 
organe betrifft, so handelt es sich dabei in erster Linie darum, die 
Befugnisse des kollegialen Gemeindevorstandes von denen seines 
Vorsitzenden zu scheiden. Die Führung der kommunalen Verwal- 
tung im Allgemeinen, sowie die Beschlussfassung in Gemeindean- 
gelegenheiten, soweit dies nicht Sache der Gemeindevertretung 
oder Versammlung ist, fällt in die Kompetenz des ganzen Kolle- 
giums. Dagegen hat der Vorsitzende die Versammlung • desselben 
vorzubereiten, einzuberufen, zu leiten, die Ordnung daselbst auf- 
recht zu erhalten und ihre Beschlüsse zur Ausführung zu bringen. 



und wenn die Gemeindevertretung oder Versammlung bei ihrem Beschlüsse 
beharrt, innerhalb zwei Wochen die Entscheidung des Kreisausschusses einzu- 
holen. Nach Art. 1 14 der bayer. G.-O. (in Städten) ist bei Meinungsverschieden- 
heiten zwischen Gemeindebevollmächtigten und Magistrat eine gemeinsame Sitzimg 
zu veranstalten. Wird wenigstens eine theilweise Zustimmung der Gemeinde- 
bevollmächtigten erzielt, so ist deren Beschluss massgebend. Sonst hat die Sache 
auf sich zu beruhen, es sei denn, dass die Aufsichtsbehörde gemäss Art. 157, 
wonach sie die Gemeinde zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen anzuhalten hat, 
eine Verfügung trifft. Nach Art. 11 des würt. G. vom 21. Mai 1891 folgt der 
gemeinsamen Berathung des Bürgerausschusses und Gemeinderathes auch eine 
gemeinsame Abstimmung. Nach § iii— 13 der sächs. St.-0. entscheidet entweder 
die Aufsichtsbehörde, oder es bleibt die Sache auf sich beruhen, oder es ist den 
Beschlüssen der Stadtverordneten nachzugehen. Dagegen entscheidet nach 
§ 71 der L.-G.-O., ausschliesslich die Aufsichtsbehörde, wenn der Gemeindevor- 
stand einem Beschluss des Gemeinderathes, welchen er für offenbar nachtheilig 
für das Gemeindewesen hält, die Ausführung versagt. Nach § 33 der bad. 
St.-O. und § 43 der G.-O. für mittl. Gem. gehören die Mitglieder des kollegialen 
Vorstandes, des Stadtrathes, als solche dem Bürgerausschuss an. 

'" § 76 der öst. Reg.-V., Art. 47 der bayer. G.-O., § 42 der bad. G.-O. 
für mittl. Gem., Art. 44 der weim. G.-O., § 38, 41 der alt. D.-O., Art. 49 der 
schw.-rud., Art. 59 der reuss. j. L. G.-O. 

"^ So nach § 52 der hann. L.-G.-O. 
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Er leitet und überwacht die gesammte Verwaltung und beaufsich- 
tigt die untergeordneten Verwaltungsorgane, Er repräsentirt auch 
die Gemeinde und vertritt sie nach aussen, namentlich vor Gericht, 
schliesst in ihrem Namen Verträge, erwirbt für sie Rechte, und 
geht für sie Verpflichtungen ein. Die selbstständige Beschlussfassung 
in Gemeindeangelegenheiten steht ihm ordentlicher Weise nur nach 
wenigen Gemeindeordnungen zu. Wohl aber ist er befugt, wo Ge- 
fahr im Verzug ist, oder die vorhergehende Beschlussfassung durch 
das Kollegium mit wesentlichen Nachtheilen verbunden wäre, die 
Geschäfte vorbehaltlich seiner Genehmigung vorläufig selbstständig 
zu besorgen."® Auch ist er nach der Gesetzgebung einiger Staaten, so 
namentlich in Oesterreich und Preussen berechtigt und verpflichtet, 
Beschlüssen des kollegialen Vorstandes, welche zwar nicht gesetz- 
widrig sind, aber seiner Meinung nach das Staats- oder Gemeinde- 
wohl gefährden, die Ausführung zu versagen, und die Angelegen- 
heit an die Aufsichtsbehörde oder eine andere vom Gesetz be- 
zeichnete Behörde zu leiten."* 



"® § 65, 72, 83, 89 des Wiener, § 129, 38—42 des Prager, § 124-26 des 
Triester, § 57— 61 des Grazer Gem.-St., § 58 der preuss. St.-0. für die östl. 
Prov., § 58 der westf., § 53, 74, 76 der rheinl. St.-0., (für Städte mit kollegia- 
lem Vorstand) § 61 der schl.-holst., § 65 der frankf., § 74, 75 der hann. St.-O., 
§ 59, 60 der kurh., § 18 der nass., Art. loi, 131 der bayer., Art. 63 der pfälz. 
G.-O., § 106 der sächs. St.-O., § 14, 15 des würt. Verw.-Ed., § 52 der bad. 
Gemeindeordnungen, Art. 107 Abs. l, 109 der hess. St.-O., (für Städte mit 
kollegialem Vorstand) Art. 30, § 11, 12 der old. G.-O., §110 der braunschw. 
St.-O., § 126, 29, 31 des goth. G.-G., Art. 96, 98, loi, 103, 105 der schw.-rud. 
G.'O., § 59 der lipp., § 54, 55 der schaumb.-lipp. St.-O. — Im Einzelnen weichen 
die Bestimmungen der Gemeindegesetze sehr von einander ab. So hat z. B. 
nach § 59 der kurh. G.-O. der Ortsvorstand allein die vollziehende Gewalt in 
Gemeindesachen. Umgekehrt ist der Wirkungskreis des Bürgermeisters in den 
Lippe'schen Städten ein ziemlich beschränkter, indem nach § 67 AI. 9 der 
St.-O. der ganze Magistrat die Stadt nach aussen zu vertreten hat, und nach 
§ 80 sogar gewisse Urkunden von allen Mitgliedern desselben imterfertigt 
werden müssen. 

*^» So bestimmt § 81 des Wiener Gem.-St., dass der Bürgermeister jeden 
Beschluss des Stadtrathes vor dem Vollzug dem Gemeinderath vorzulegen be- 
rechtigt ist ; wenn er erachtet, dass ein solcher Beschluss den bestehenden Ge- 
setzen zuwiderläuft, oder den Wirkungskreis des Stadtrathes überschreitet, 
oder der Gemeinde einen wesentlichen Schaden zufügt, ist er hiezu verpflichtet 
Tritt nun der Gemeinderath dem Beschluss des Stadtrathes bei, so kann 
der Bürgermeister nooh immer die Angelegenheit nach § 66 an den Statt- 
halter und an den Landtag leiten. Das gleiche gilt nach § 137 des Prager 
Gem.-St. Dagegen kann nach § 120 des Triester Gem.-St. der podestä derar- 
tige Beschlüsse des Verwaltungsausschusses (kollegialer Vorstand) nur dem 
Stadtrath (Gemeindevertretung) unterbreiten, der darüber endgiltig, eventuell 
unter den Modalitäten des § iio zu entscheiden hat. Auch die meisten preuss. 
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Was die übrigen kommunalen Verwaltungsorgane betriflFt, so 
stehen dieselben, auch wenn ihnen vom Gesetz ein bestimmter 
Wirkungskreis zugewiesen ist, unter der Aufsicht des Vorstandes, 
an dessen Weisungen sie sich zu halten haben. Es kann ihnen 
daher nie die selbstständige Stellung des Gemeindevorstandes oder 
des Vorsitzenden desselben zukommen. Dies ist nicht einmal in 
den österreichischen Städten der Fall, wo verfassungsmässig neben 
dem Stadtrath noch der Magistrat gewissermassen als zweiter kolle- 
gialer Vorstand besteht, da diesem nur die Besorgung derjenigen 
Gemeindeangelegenheiten zusteht, die ihm ausdrücklich vom Ge- 
setz zugewiesen sind, und gegen seine Beschlüsse Beschwerde an 
den Stadtrath zulässig ist.^^* 

Ganz anders steht es mit der Kompetenzabgrenzung der Ge- 
meindeorgane in den Angelegenheiten des übertragenen Wirkungs- 
kreises. Wo der Gemeindevorstand bureaumässig organisirt ist, hat 
der Gemeindevorsteher als »staatlicher Hilfsbeamter« oder als 
»Organ des Staates« dieselben zu besorgen, und ist dabei nicht 
von der Gemeindevertretung oder Versammlung, sondern von einer 
staatlichen Behörde abhängig. 1^* Dasselbe gilt bisweilen auch dort, 
wo der Gemeindevorstand kollegialisch organisirt ist, vom Vor- 
sitzenden desselben, wenigstens in Bezug auf die Hauptmasse der 



Gemeindegesetze ermächtigen und verpflichten den Vorsitzenden des kollegialen 
Vorstandes, Beschlüssen desselben, welche das Staats- oder Gemeinde wohl 
gefährden, die Ausführung einstweilen zu versagen. So § 57 der St.-0. 
für die östl. Prov., § 57 der westf., § 75 der rheinl. St.-0., (für Städte mit 
kollegialem Vorstand) § 61 der schl.-holst, § 64 der frankf. St.-0., § 59 der 
hurh. G.-O. Die Entscheidung, ob der Beschluss durchzuführen ist, oder nicht, 
trifft nach § 17 AI. i und § 32 AI. i des Zust.-G. in Städten der Bezirksaus- 
schuss. Aehnliche Bestimmungen trifft § 130 des goth. G.-G., Art. 105 der 
schw.-rud. G.-O, und § 54 der schaumb.-lipp. St.-0. 

"** § 73, 90 des Wiener, § 145 des Prager, § 67, 127 des Triester 
Gem.-St. 

"* § 56 der öst. Reg.-V., § 88 AI. i, 90, 91 der preuss. L.-G.-O. für die 
östl. Prov., § 41 der westf. L.-G.-0., § 29 Abs. 2 der Kr.-O., § 76 der rheinl. 
L.-G.-O., § 28 der Kr.-O., § 23 der schl.-holst., § 34, 35 der hann. Kr.-O., § 53 
AI. I, 57 der rheinl. St.-0., § 73—76 der sächs. L.-G.-O., § 14, 42 des würt. 
Verw.-Ed., Art. 49 AI. i, 55, 56 der hess. St.-0., Art. 48 AI. i, 53 der L.-G.-O., 
Art 33—36 der old. G.-O., § 70 AI. l der braunschw. L.-G.-O., § 28 der anh., 
Art. 17, 95 der weim. G.-O., Art. 123 des kob., § 124 des goth., Art. 3 des 
mein. G.-G. von 1840, § 26 der alt. D.-O., Art. 148 der schw.-rud. G.-O. mit 
Rücksicht auf Art. 99, 100, Art. 75 der schw.-sond., Art. 105 der reuss. ä. L., 
Art. 106 der reuss. j. L. G.-O., § 16 der lipp., § 40 der schaumb.-lipp. L.-G.-O., 
§ 82 der wald. G.-O. 
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Geschäfte des übertragenen Wirkungskreises."^ Nach anderen Ge- 
setzgebungen ist dies Sache des kollegialen Vorstandes als sol- 
chen.^** Aufgabe der Gemeindevertretung oder Versammlung ist es 
nur, die Art und Weise zu bezeichnen, wie die zur Besorgung der 
Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreises erforderlichen 
materiellen Mittel aufzubringen sind, und die ordnungsmässige 
Verwendung derselben zu kontroUiren. Besondere Bestimmungen 
gelten in Bezug auf die Verwaltung der Ortspolizei, wo dieselbe, 
wie es allerdings im grössten Theile Deutschlands der Fall ist, in 
den übertragenen Wirkungskreis der Gemeinde fällt, indem der 
kollegiale Vorstand die ihm übertragene Polizeigewalt meist durch 
seinen Vorsitzenden oder ein anderes Mitglied auszuüben hat, wäh- 
rend anderseits beim Erlass von Polizeiverordnungen bisweilen die 
Gemeindevertretung mitzuwirken berechtigt ist. 



4. Abtheilung. 

Die Kompetenz der Gemeinde. 

I. 

Qeschichtliches. 

Die genossenschaftlichen Zwecke der mittelalterlichen deutschen 
Gemeinden w^aren allgemeiner Natur, und bestanden in der Wahr- 
nehmung aller durch das nachbarliche Zusammenwohnen bedingten 
gemeinschaftlichen Interessen der Genossen. Wichtigster gemein- 
samer Zweck war in älterer Zeit die genossenschaftliche Oekonomie. 
Denn nur die Hauswirthschaft der Einzelnen war von der Gesammt- 
wirthschaft unabhängig. Dagegen war in Folge der Feldgemein- 
schaft die Feldwirthschaft grossentheils Sache der Gesammtheit. 
Sie bestimmte die Zeit des Pflügens, der Brache, die Art des An- 
baues und des landwirthschaftlichen Betriebes, während die gemeine 



^" § 43» 94 ^es Wiener, § 144 des Prager, § 128 des Triester Gern .-St., 
§ 62 der preuss. St.-0. für die östl. Prov., § 62 der westf., § 57, 74 der rheinl. 
St.-O. (für Städte mit kollegialem Vorstand), § 89 der schl.-holst, § 69 der 
frankf. St.-0., § 61 der kurh., § 18 der nass., Art. 138 der bayer. G.-O., 
(für Landgemeinden) Art. 71 der pfälz. G.-O., § 52 der bad. Gemeindeordnungen, 
Art. 49 AI. I, 55, 107 der hess. St.-O., (für Städte mit kollegialem Vorstand) 
Art. 99, 100 der schw.-rud. G.-O. 

"» § 62 des Grazer Gem.-St., § 71, 72, 78 der hann. St.-0., Art. 92, 94, 
96 der bayer. G.-O., (für Städte) § 100, loi der sächs. St.-O., Art. 33, 36 der 
old. G.-O., § 95 der braunschw., § 69, 75, 76 der lipp., § 51 der schaumb.-lipp.St.-O. 
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Mark (Wald und Heide, Wunne und Weide) der Gesammtheit in 
ungetheilter Gemeinschaft zustand. Die mittelalterliche Gemeinde 
war aber nicht blos eine Wirthschaftsgenossenschaft, sie war auch 
eine Friedens- und Rechtsgenossenschaft zur Wahrung des gemeinen 
Friedens nach innen und aussen. In Folge dessen stellte sie selbst- 
ständig allgemein verbindliche Satzungen auf, die Genossen sassen 
zu Gericht, straften den, der sich nicht an dieselben hielt, und 
setzten den widerstrebenden Genossen gegenüber den gemeinen 
Willen mit Gewalt durch. Endlich aber war schon die alte ger- 
manische Gemeinde darauf bedacht, das Wohl der Genossen direkt 
zu fördern, Unheil von ihnen abzuwenden, und denjenigen, den ein 
unverdientes Missgeschick getroffen, zu unterstützen. Die Gemeinde 
sorgte für die Erhaltung von Wegen und Brunnen, sie verpflichtete 
die Genossen zu gegenseitiger Hilfeleistung bei Feuer und Wasser- 
noth und ähnlichen Unglücksfällen, ja sie nahm sich auch der 
verarmten Genossen, sowie ihrer Wittwen und Waisen an.^ 

Dabei handelte sie durchwegs in ihrem eigenen Namen und 
kraft eigenen Rechts, nicht etwa im Auftrage des Staates. Ebenso 
stellte sie selbstständig die Grundzüge ihrer Organisation fest, inso- 
weit man damals überhaupt von einer solchen sprechen konnte, 
sie bestimmte, wer als Genosse zu betrachten sei, sie regelte die 
Rechte und Pflichten der einzelnen Genossen, sie erliess, ohne an 
die Genehmigung fremder Faktoren gebunden zu sein, giltige Normen 
in ihrem Wirkungskreis. Freilich durfte sie nichts, was der obrig- 
keitlichen Gewalt reservirt war, in denselben einbeziehen, sonst 
aber war sie frei und unbehindert.* 

All dies gilt aber nicht nur für die Landgemeinden, sondern 
auch für die Städte in der ersten Zeit ihrer Entwickelung. Vor 
allem ist daran festzuhalten, dass die gewöhnliche Beschäftigung 
eines grossen Theiles der Städtebewohner noch Jahrhunderte lang 
Ackerbau und Viehzucht waren, die gemeine Mark und der nach 
gemeinsam aufgestellten Grundsätzen geführte ökonomische Betrieb 
daher dieselbe Rolle spielte, wie am flachen Lande. ^ Freilich änderte 
sich dies mit der Weiterentwickelung des Städtewesens. Wenn für 
einzelne Städte auch bis in die neuere Zeit die Landwirthschaft eine 
wichtige Erwerbsquelle der Bewohner geblieben ist, so begann sich 
doch seit dem 12. Jahrhundert die Hauptmasse der Bevölkerung in 
den meisten Städten vorwiegend mit Handel und Gewerben zu 



* Gierke, I. B., § 24, 53 B. IL, Maurer, Dorfverfassung, 2. B., § 152—59. 
■ Gierke, i. B., § 53 B. IL 2 a, b, Maurer, Dorfverfassung, 2. B., § 158. 
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beschäftigen. Damit hörte natürlich nicht die gemeine Mark der 
Stadt als solche zu bestehen auf, als aber der Theil der städtischen 
Bevölkerung, welchem an den Marknutzungen kein Antheilsrecht 
zukam, immer grösser wurde, und namentlich seit dem Siege der 
Zünfte auch Einfluss aufs Stadtregiment erlangte, hörten die 
Markangelegenheiten auf Stadtangelegenheiten zu sein, und es 
bildeten sich eigene Realgenossenschaften der markberechtigten 
Bürger.* Bedeutende Theile der gemeinen Mark hatten auch all- 
mählig ihren juristischen Charakter eingebüsst, und standen nicht 
mehr im Gesammteigenthum der Genossen und der Genossenschaft^ 
sondern im AUeineigenthum der Gemeinde, andere wieder waren 
unter die Genossen vertheilt worden.* War nun aber einerseits 
die der alten deutschen Gemeinde eigenthümliche genossenschaft- 
liche Wirthschaftsverwaltung im späteren Mittelalter aus dem Wir- 
kungskreise der Stadtgemeinden ausgeschieden, so musste sich 
derselbe andererseits mit der Ausdehnung des Stadtgebietes, der 
Zunahme der Bevölkerung und den Fortschritten der Kultur noth- 
wendigerweise beträchtlich erweitem.® 

Zu den städtischen Angelegenheiten gehörte vor allem die 
Verwcdtung des der Stadt gehörigen Vermögens, in erster Linie 
die Sorge für die Erhaltung und ökonomische Benutzung der im 
Eigenthum der Stadt stehenden Liegenschaften. Dazu kam noch 
die in manchen Städten ziemlich komplizirte Steuerverwaltung, 
indem im Laufe der Zeit an Stelle der Hand- und Spanndienste 
vielfach ein geordnetes System von Abgaben getreten war. Aber 
auch die Thätigkeit, welche die Stadtgemeinde im Interesse der 
öffentlichen Sicherheit und Sittlichkeit, sowie zur Beförderung der 
allgemeinen Wohlfahrt namentlich in Verkehrs-, Handels-, und 
Gewerbeangelegenheiten entfaltete, war eine rege und intensive. 
So hatten die städtischen Organe für die Sicherheit auf öffentlichen 
Strassen und Plätzen zu sorgen. Schon im 13. und 14. Jahrhundert 
finden sich Verbote des Zusammenrottens auf offener Strasse,*^ des 
Waffentragens, des schnellen Reitens und Fahrens. Um die öffent- 
liche Sicherheit auch bei Nacht aufrecht erhalten zu können, 
wurden eigene Nachtwachen bestellt. Um eine bestimmte Zeit 
mussten alle Wirthshäuser geschlossen werden, und durfte Niemand 
ohne Licht die Strasse betreten. Auch führte die Sorge für die 



* Gierke, I. B., § 55 B. IL 2 a a, Maurer, Städteverfassung, 2. B., § 364, 
"^ Gierke, 2. B., § 26 III., Maurer, Städteverfassung, 2. B., § 364. 
« Ebendas., 3. B., § 399-433- 

' Dieselben sind grösstentheils durch die Zunftbewegungen hervorgerufen. 
Siehe Gierke, i. B., § 56 I. 
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öffentliche Sicherheit schon im 14. Jahrhundert zur Beaufsichtigung 
der Fremden und einer geregelten Fremdenpolizei. Um Unglücks- 
fällen vorzubeugen, hatte man in den meisten Städten gleichfalls 
schon zu Beginn des 14. Jahrhunderts Löschanstalten eingerichtet 
und eine geordnete Feuerwehr organisirt. In vielen Städten 
wurden besondere Feuerordnungen erlassen, und um Feuersbrünste 
möglichst hintanzuhalten, stellte man bisweilen eigene städtische 
Kaminfeger an. Mit der Zunahme des Verkehrs wendeten die 
Städte auch dem Bauwesen immer mehr Aufmerksamkeit zu, und 
finden sich schon im 14. Jahrhundert zahlreiche Bauordnungen, 
mit deren Handhabung häufig besondere Behörden betraut waren. 

Auch die Gesundheitspflege war schon frühe unter die Auf- 
sicht der städtischen Behörden gestellt worden. Bereits im 14. Jahr- 
hundert finden sich Verordnungen über die verschiedensten sanitäts- 
polizeilichen Angelegenheiten, so über Leichenbeschau, Reinigung 
der Kleider und Geräthschaften derjenigen, die an ansteckenden 
Krankheiten gestorben waren, sowie Straf bestimmungen gegen die 
Verfälschung von Lebensmitteln. Auch wurden schon um diese 
Zeit eigene städtische Aerzte angestellt. Namentlich seit der Re- 
formation übernahmen die Städte zahlreiche bis dahin von der 
Kirche verwaltete Siechen- und Krankenhäuser; doch finden 
sich derartige kommunale Anstalten auch bedeutend früher, in 
vielen Städten schon im 13. Jahrhundert. Das gleiche gilt im Allge- 
meinen auch von Armen- und Waisenhäusern. 

Die Sorge der Städte für die Hebung der Bildung und Sitt- 
lichkeit zeigt sich in der Errichtung und Unterhaltung von Schulen 
hauptsächlich seit der Reformation, dann aber auch in einer bis- 
weilen sehr strengen Sittenpolizei, in der Ueberwachung der Wirths- 
häuser und öffentlichen Vergnügungslokale, der Beschränkung von 
Tanzunterhaltungen, namentlich aber im Erlass von sogenannten 
Luxusverordnungen zur Hintanhaltung des übermässigen Aufwandes, 
die sich in manchen Städten schon im 14., am häufigsten aber im 
15. und 16. Jahrhundert finden. 

Sehr angelegentlich beschäftigten sich die Städte mit der 
Regelung des Handels und Verkehrs, sowie mit der Ordnung des 
Gewerbewesens. Schon im 13. Jahrhundert wurden Marktpolizei- 
ordnungen erlassen, welche namentlich den Handel mit den 
nothwendigsten Lebensbedürfnissen regelten. Um Uebervortheilung 
des Publikums hintanzuhalten, begann man frühzeitig, theilweise 
schon im 12. Jahrhundert, hauptsächlich für die einzelnen Sorten 
von Lebensmitteln Taxen aufzustellen, welche beim Verkauf nicht 
überschritten werden durften. Noch älter sind die Verordnungen, 

Blodig, Selbstverwaltung. 13 
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welche im Interesse der Sicherheit des Verkehrs über das Mass- 
und Gewichtswesen erlassen wurden. Häufig wurden eigene 
städtische Marktkommissäre aufgestellt, welche die Befolgung all 
dieser Verordnungen zu überwachen und auch sonst die Ordnung 
im Marktverkehr aufrecht zu erhalten hatten. 

Auch auf die Regelung des Gewerbewesens hatten die Städte 
schon seit dem 13. Jahrhundert ihre Aufmerksamkeit gerichtet. 
Dabei konkurrirten sie aber in der Regel mit den Zünften. Nur 
selten erliessen die städtischen Behörden über die Zahl der Lehr- 
linge und Gesellen, die ein Meister halten durfte, über die Rechte 
und Pflichten der Gewerbetreibenden und ihrer Arbeiter, sowie über 
die Art des Gewerbebetriebes selbstständige Verordnungen. Sie 
thaten dies vielmehr gewöhnlich gemeinsam mit den Vorstehern 
der Zünfte, oder es wurden derartige Bestimmungen in die Zunft- 
statuten aufgenommen, und von der städtischen Behörde bestätigt. 
Die Zünfte standen eben der Stadtgemeinde gewissermassen als 
Selbstverwaltungskörper gegenüber, welche ihre eigenen Angele- 
genheiten unter der Aufsicht derselben selbstständig verwalteten. 

So war also in den letzten Jahrhunderten des Mittelalters und 
in den ersten Jahrhunderten der Neuzeit fast die gesammte Lokal- 
verwaltung in den Städten Sache der Stadtbehörden. Die Städte 
standen allerdings unter der öffentlichen Gewalt und theilweise 
auch unter der Grundherrschaft. Die öfflentlichen Beamten aber 
durften sich in die Verwaltung der städtischen Angelegenheiten 
gar nicht, die grundherrlichen nur insoweit mischen, als die Grund- 
herrschaft dabei betheiligt erschien. Uebrigens war die grund- 
herrliche Gewalt über die Städte seit dem 13. Jahrhundert in steter 
Abnahme begriffen, und wurde im Laufe der Zeit in den meisten 
Städten völlig beseitigt.® So konnten denn die Städte alle ihre 
Gemeindeangelegenheiten selbst besorgen, sie regierten sich selbst; 
das Stadtregiment lag in der Hand städtischer Behörden. Daher ist 
auch unter »Verleihung des Stadtrechts '^ das Zugestehen der recht- 
lichen Befugnis zu verstehen, sich durch eine genossenschaftliche 
Behörde selbst zu regieren. Und wenn man die genossenschaft- 
lichen Verbände des Mittelalters in gewisser Hinsicht als Selbst- 
verwaltungskörper ansehen kann, so gilt dies in erster Linie von 
den Städten, welche nicht nur thatsächlich eine ganz andere 
Stellung einnahmen, als die übrigen Genossenschaften, sondern 
auch im Laufe der Zeit die Rechte der öff^entUchen Gewalt zum 
grossen Theil selbst erwarben, und sich so die Einmischung 
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äusserer Machtfaktoren in ihre Angelegenheiten in erhöhtem 
Masse fem hielten.® 

In gleicher Weise charakterisirt nichts den Niedergang der 
Stadt- und Landgemeinden so sehr, wie die äusseren Eingriffe in 
die inneren Angelegenheiten derselben. Solche erfolgten in den 
meisten Dorfgemeinden sowohl von Seite der Grundherrschaft, als 
auch von Seite der öffentlichen Gewalt. Während in früherer Zeit 
auch in den rein grundherrlichen Gemeinden die Bauern bedeutende 
und ganz selbstständige Nutzungsrechte an der Dorfmark gehabt 
hatten, über welche den Grundherrn nur das Obereigenthum zu- 
stand, begannen dieselben seit dem 15. Jahrhundert sich ein freies 
Sondereigen zuzuschreiben, und die Ansprüche der Bauern zu 
blossen Servituten und Prekarien herabzudrücken.*® Damit hörte 
jedes freie Verfügungsrecht der Gemeinde über die Dorfmark auf. 
Die genossenschaftlichen Organe wurden nach und nach durch 
Beamte der Grundherrschaft ersetzt, oder es wurde wenigstens ihre 
Selbstständigkeit imtergraben, und ihr Wirkungskreis immer mehr 
eingeschränkt, so dass schliesslich die Gemeindeangelegenheiten 
grossentheils von Organen der Grundherrn besorgt wurden. An die 
Stelle der genossenschaftlichen Polizeigewalt trat nach und nach 
die grundherrliche. Das ursprünglich den Gemeindevorstehern im 
Namen der Genossen zustehende Recht zu befehlen und zu ver- 
bieten, wurde durch ein grundherrliches Bestätigungsrecht ein- 
geschränkt, und schliesslich wenigstens in allen wichtigeren An- 
gelegenheiten durch das Bannrecht der Grundherrn ersetzt. So 
war denn in den grundherrlichen und vielfach auch in den ge- 
mischten Gemeinden** an Stelle der genossenschaftlichen Selbst- 
regierung ein regiert werden durch die Gnmdherrn getreten, die 
freie genossenschaftliche Verwaltung der Dorfgemeinde war durch 
die unfreie herrschaftliche Verwaltung ersetzt worden. 

Während sich dieser Prozess völlig unabhängig von der obrig- 
keitlichen Gewalt seit dem späteren Mittelalter entwickelte, begannen 
die Landesherm, nachdem sich ihre Schutz- und Schirmgewalt zu 
einer wirklichen Polizeigewalt erweitert hatte, in die inneren An- 
gelegenheiten sowohl der grundherrlichen, als auch der freien Ge- 
meinden einzugreifen. Unter der öffentlichen Gewalt waren die 



' Ebendas., § 399. In Note 17 wird eine Urkunde aus dem Jahre 1344 
zitirt, nach welcher die Landes- und Grundherren (Domini terrae) einem Orte 
das Stadtrecht verleihen, wobei es ausdrücklich heisst: Jus municipale, quo 
se regere et de cetero gaudere debent. 
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Dorfgemeinden wohl seit jeher gestanden. Dieselbe durfte sich 
aber nicht in die Dorfangelegenheiten mischen, sondern sie war 
auf die Angelegenheiten der öffentlichen Gewalt selbst beschränkt, 
ja ihren Organen war es nicht einmal gestattet, eigenmächtig die 
Dorfmark zu betreten.^' Im Laufe der Zeit entwickelte sich aber 
hauptsächlich im Anschluss an die obrigkeitliche Schirm- und 
Schutzgewalt eine Oberaufsicht über die gesammte Gemeinde- 
verwaltung. Die Thätigkeit derselben wurde immer ausgedehnter 
und intensiver ; sie wurde zu einer Mitwirkung bei Besorgung der 
Gemeindeangelegenheiten, und führte endlich dazu, dass die wich- 
tigsten unter ihnen geradezu von der öffentlichen Gewalt über- 
nommen wurden. ^^ 

So verlor die Gemeinde vor allem anderen die Polizeigewalt, 
namentlich die Feuer-, Bau- und Gewerbepolizei, die Aufsicht über 
Wirthshäuser und Vergnügungsorte, sowie die Marktpolizei und 
die Aufsicht über Mass und Gewicht.^* Ebenso wurde ihr Selbst- 
satzungsrecht, das Recht einseitig bindende Normen aufzustellen, 
immer mehr beschränkt, und schliesslich völlig beseitigt.** Die Be- 
stätigung von Gemeindebeschlüssen, durch welche früher nur kon- 
statirt werden sollte, dass dieselben nicht in die Rechte der öffent- 
lichen Gewalt eingriffen, nahm nach und nach den Charakter einer 
förmlichen Genehmigung an, während andererseits die inneren 
Angelegenheiten der Gemeinde immer mehr durch obrigkeitliche 
Verordnungen geregelt wurden. So bestimmte die Staatsgewalt, 
wer zu einer Gemeinde gehörte, welche die Rechte und Pflichten 
der verschiedenen zu einer Gemeinde gehörigen Personen sein 
sollten; die mit der Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten be- 
trauten Personen wurden von der Gemeinde nicht mehr frei ge- 
wählt, sondern ihre Wahl bedurfte mindestens der behördlichen 
Bestätigung. Vielfach wurden dieselben sogar ernannt, oder durch 
staatliche Beamte verdrängt.** 

So blieb denn der Gemeinde nichts übrig, cds die Verwaltung 
der ökonomischen Angelegenheiten, aber auch in dieser wurde sie 
den weitgehendsten Beschränkungen unterworfen. Zahlreiche Ge- 
meindemarken waren überhaupt an die Grundherrn verloren ge- 
gangen, und hatte sich das Gesammteigenthum der Gemeinde- 
genossen an denselben in ein blosses Gesammtnutzungsrecht ver- 
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wandelt. Auch die Landesherrn hatten viele Gemeindemarken an 
sich gebracht, indem sie begünstigt durch die unklaren Besitz- und 
Eigenthumsverhältnisse, dieselben als res nullius erklärten, und 
daher den römischrechtlichen Satz, dass herrenlose Sachen dem 
Fiskus gehören, Platz greifen Hessen. Beträchtliche Theile der ge- 
meinen Mark waren auch, nachdem sich die Markgemeinde in 
eine politische Gemeinde verwandelt hatte, und nicht mehr nur 
die Grundbesitzer oder gewisse Grundbesitzer als vollberechtigte 
Genossen galten, aus dem Gesammteigenthum der Gemeindegenossen 
ausgeschieden und den Realgemeinden zugefallen." In späterer 
Zeit kamen dazu noch die zahlreichen Auftheilungen des Ge- 
meindegutes unter die einzelnen Genossen. Trotz alledem blieben 
viele deutsche Landgemeinden noch immer im Besitz eines nicht 
unbeträchtlichen in Grundstücken bestehenden Vermögens. Was 
ihnen aber allenthalben entzogen wurde, das war die freie Ver- 
waltung desselben. Unter dem Einfluss des römischen Rechts 
wurden nämlich die Gemeinden als privatrechtliche Korporationen 
aufgefasst, und als solche der staatlichen Tutel unterstellt.^® Die 
Gemeindeversammlungen hatten daher, nachdem man ihnen schon 
ihre übrigen Befugnisse genommen, auch bei der Verwaltung des 
Gemeindevermögens nur mehr ein sehr beschränktes Mitwirkungs- 
recht, und die Gemeindevorstände und sonstigen Gemeindeorgane 
wurden bei Führung der Verwaltung nicht mehr von der Gemeinde, 
sondern von der Staatsbehörde kontroUirt, und waren bei Vor- 
nahme jedes wichtigeren Verwaltungsaktes von ihrer Zustimmung 
abhängig. So hatte die Landgemeinde jede öffentliche Gewalt 
verloren, während sie als Person des Privatrechts wohl ihre 
Rechtsfähigkeit behalten hatte, nicht aber ihre Handlungsfähigkeit. 

Nicht anders hatte sich das Schicksal der den Landesherrn 
gehörigen Städte gestaltet. Die Macht der Grundherrn in den- 
selben war wohl dauernd gebrochen, aber die Landesherrn be- 
gannen namentlich seit dem 15. Jahrhundert in die inneren An- 
gelegenheiten der Stadtgemeinden einzugreifen, und ihr Selbst- 
satzungs- und Selbstverwaltungsrecht ebenso zu beschränken, wie 
das der Landgemeinden. So verloren auch die Städte die Polizei- 
gewalt und die übrigen öffentlichrechtlichen Befugnisse, allerdings 
in der Art, dass die städtische Obrigkeit dieselben im Namen und 
Auftrag des Staates auch weiterhin ausüben durfte, natürlich unter 
strenger Kontrolle der Staatsbehörden, und in jeder Hinsicht an 
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deren Anweisungen gebunden. Dazu kam, dass die Mitglieder des 
Magistrates und die sonstigen zur Leitung des Gemeinwesens be- 
rufenen Personen vom Landesfürsten bestätigt, bisweilen sogar 
von ihm ernannt wurden, und so den Charakter von städtischen 
Organen grossentheils eingebüsst hatten. Aber auch die freie 
Vermögensverwaltung wurde den Städten genommen, und durften 
die Magistrate ohne höhere Genehmigung ebensowenig wichtigere 
Akte derselben vornehmen, wie die Dorfschulzen am Lande. Ja 
bisweilen wurde das städtische Vermögen sogar als Staatsgut er- 
klärt, von den landesherrlichen Steuerbehörden verwaltet, und die 
Ueberschüsse der Einnahmen über die Ausgaben in die Staatskasse 
abgeführt.*® So war denn die Stadtgemeinde im grössten Theile 
Deutschlands zu einer privilegirten Korporation geworden, eine An- 
schauung, welcher namentlich im preussischen Landrecht Ausdruck 
findet, wo es Th. IL, T. 8, § 13 geradezu heisst: »Das Bürgerrecht 
besteht in dem Inbegriffe aller Vorzüge und Befugnisse, welche 
den Mitgliedern einer Stadtgemeinde vom Staate verliehen sind.« 
Die Stadtgemeinde wurde als eine Art Gesellschaft aufgefasst, und 
ihr so jede öffentlichrechtliche Befugnis abgesprochen, ihre Ver- 
mögensverwaltung aber unter die Tutel des Staates gestellt. Die 
Stadtmagistrate galten als Organe des I-andesherrn, welche kraft 
staatlichen Auftrages handeln, und von ihm ernannt werden, oder, 
wo sie sich durch Kooptation ergänzen, oder der Bürgerschaft das 
Wahlrecht »beigelegt« ist, seiner Bestätigung unterliegen.*® Aehn- 
lich lagen die Verhältnisse in den übrigen deutschen Staaten, so 
dass gegen Ende des 18. Jahrhunderts öffentHchrechtliche Befug- 
nisse weder den Land- noch den Stadtgemeinden zustanden, und beide 
zu privaten Korporationen mit beschränkter Handlungsfähigkeit 
herabgedrückt waren. 

So stand es um die Selbstverwaltung der deutschen Ge- 
meinden, als in Frankreich die Revolution ausbrach. Die Macht 
der absoluten Könige hatte daselbst die Stadt- und Landgemeinden 
noch früher und vollständiger zu Korporationen des Privatrechts 
gemacht, als dies in den meisten deutschen Ländern geschehen 
war, und die Gesetzgebung der Revolution setzte in dieser Hinsicht 
die Politik des Königthums fort; nur passte sie dieselbe den 
modernen Verhältnissen an. Nach dem Gesetze vom 27. Februar 
i8co ist die Gemeinde eine Staatsanstalt, ein staatlicher Kompetenz- 
bezirk, an dessen Spitze ein Staatsbeamter, der Maire steht. Da- 



»• Gierkey I. B., § 56 IL, Maurer, Städteverfassimg, 4. B., § 623-29, 83. 
«0 A.-L.-R. Th. IL T. 8, § 108-75. 
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neben wird sie allerdings auch noch als Person des Privatrechts 
anerkannt,*^ und ist als solche im Besitz gewisser Vermögensstücke. 
Aber es steht ihr die Verwaltung derselben nicht zu, sondern diese 
ist Sache des Maire, der wieder seinerseits unter strengster Auf- 
sicht und Kontrolle der ihm vorgesetzten Staatsbehörden handelt. 
Der Vertretungskörper der Gemeinde, der Conseil municipal, hat 
nur die Aufgabe, die Staatsorgane, namentlich den Maire zu be- 
rathen, wobei ihm nicht einmal das Recht der Initiative zukommt. 
Dem entspricht es auch, dass bis 1831 die MitgHeder desselben 
nicht frei gewählt, sondern vom Präfekten ernannt wurden. Die 
Gemeinde wurde also in Bezug auf ihre Eigenschaft als juristische 
Person des Privatrechts thatsächlich gleich einem »Mineur« bevor- 
mundet, während von einer Ausübung öfientlichrechtlicher Befug- 
nisse durch dieselbe überhaupt nicht die Rede sein konnte, nicht 
einmal durch Delegation an die Gemeindeorgane, da eben der 
Maire kein Gemeindeorgan, sondern ein Staatsbeamter war. 
Dabei war übrigens das französische Recht nicht auf Frank- 
reich beschränkt, sondern es wurde materiell auch in einem grossen 
Theile Deutschlands eingeführt,** und vernichtete daselbst den 
letzten Rest jeder kommunalen Selbstständigkeit, so dass die Zeit der 
französischen Herrschaft und der Freiheitskriege die Zeit des tiefsten 
Verfalles des Gemeindewesens in Deutschland und Frankreich ist. 

Als man nun seit den 20 er Jahren in einzelnen deutschen 
Staaten daran ging, das Gemeindewesen auf deutscher Grundlage 
zu reformiren, handelte es sich in erster Linie darum, sowohl den 
Stadt-, als auch den Landgemeinden wieder einen entsprechenden 
Wirkungskreis einzuräumen, im Gebiete des Privatrechts ihre 
Handlungsfähigkeit zu erweitern, und sie zugleich auch als Per- 
sonen des öffentlichen Rechts anzuerkennen. Aber nur wenige 
Gesetzgebungen konnten sich entschliessen, mit dem alten System 
grundsätzlich zu brechen. Zuerst geschah dies in Württemberg 
durch das Verwaltungsedikt vom i. März 1822, indem § 3 des- 
selben bestimmt: »Jede Gemeinde hat das Recht, alle auf den Ge- 
meindeverband sich beziehenden Angelegenheiten zu besorgen, ihr 
Gemeindevermögen selbstständig zu verwalten, und die Ortspolizei 
nach den bestehenden Gesetzen zu handhaben.« Auch haben nach 
§ 14 die Orts Vorsteher, welche unmittelbar die Verwaltung zu leiten 
haben, dies im Namen der Gemeinde zu thun; namentlich gilt 



'^ Dadurch unterscheidet sie sich eben vom Departement, welches anfangs 
blos ein staatlicher Verwaltungsbezirk war. 
«« Siehe oben S. 85. 
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dies von der Führung der Ortspolizei, während sie die Landes- 
poUzei im Namen und Auftrag der Regierung handhaben. ^^ Bei 
wichtigen Akten der Vermögensverwahung sind sie allerdings 
an höhere Genehmigung gebunden, nicht aber bei den meisten 
Geschäften der laufenden Verwaltung. Zieht man noch in Betracht, 
dass daneben der Gemeindevertretung, dem Bürgerausschuss, ein 
ausgedehntes Kontroll- und Mitwirkungsrecht zusteht, so lässt sich 
nicht verkennen, dass das württembergische Gemeindegesetz von 
1822 den Anfangspunkt einer neuen Aera der deutschen Gemeinde- 
gesetzgebung bildet. Allerdings steht das Beispiel Württemberg's 
ziemlich vereinzelt da, und fand erst in der Gesetzgebung der 
Periode 1848 — 1852 Nachahmung. Von den späteren Gesetzen 
hat namentlich das öst. G.-G. vom 5. März 1862 im Art. V der 
Gemeinde die Ortspolizei ausdrücklich im eigenen Wirkungskreis 
zugewiesen, und unterscheidet die Reg.-V. und die Landes- 
gesetzgebung zwischen der kommunalen Ortspolizei und der staat- 
lichen Landespolizei. 

Die preussische Städteordnung von 1808 bezeichnet zwar 
einen gewaltigen Fortschritt gegen die gerade zu Beginn des Jahr- 
hunderts erlassenen, ganz auf dem Boden des französischen Rechts 
stehenden Gemeindegesetze Süd- und West-Deutschlands, und nicht 
minder gegen die Bestimmungen des allgemeinen Landrechts, 
aber auch sie räumt der Gemeinde im eigenen Wirkungskreis 
keinerlei öffentliche Rechtsbefugnisse ein. Die meisten älteren 
Gemeindeordnungen gehen vom Grundsatz aus, dass als eigentlicher 
Gegenstand der Selbstverwaltung nur die Verwaltung des Ge- 
meindevermögens anzusehen sei,** und auch in dieser Hinsicht ist 
die alte Bevormundung nicht aufgehoben, sondern nur mehr oder 
weniger gemildert. In öffentlichrechtlichen Angelegenheiten handeln 



" Freilich wurden die meisten Gemeindeordnungen dieser Periode bald 
wieder aufgehoben. Längere Zeit sind die braunschw. St.-0. und die weim. 
G.-O. in Kraft geblieben, welche beide die Gemeinde als Person des öffentlichen 
Rechts auffassen, und ihr die Handhabung der Ortspolizei als Gemeindesache, 
und nicht blos im Auftrag des Staates zusprechen. 

•* § 66-71 der preuss. St.-O. für die östl. Prov. und der westf., 
§ 60-65 der rheinl, § 118—28 der hann. St.-0. von 1851, § 114—24 der von 
1858, § 67—91 der kurh., § 30-67 der nass. G.-O., § 45—64 der westf., § i, 2 
86—99 der rheinl., § 37 — 44 der hann. L.-G.-O. von 1852, §60—68 der von 
i859i § 24 der bayer. rev. G.-O. von 1834, § 22—35 der sächs. St.-O. von 1832, 
§ 55-72 der L.-G.-0. von 1838, § 53—134 des bad. G. von 1831, Art. 55-92 
des hess. G. von 1821, Art. 79—126 der old. Kirchspielsord., §46 der braunschw. 
L.-G.-O. von 1850, § 68 des goth. G.-G., Art. 16—22 des mein. G.-Ed. von 1840, 
§ 103—29 der wald. G.-O. von 1855. 
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die Gemeindeorgane nach wie vor als Beauftragte und im Namen 
der Staatsgewalt. Allerdings kann ihnen die Berechtigung dazu 
nicht willkürlich entzogen werden, indem ihnen namentlich die 
Ortspolizei vom Gesetze ausdrücklich zugewiesen wird.** Auch das 
Selbstsatzungsrecht der Gemeinde ist ein eng begrenztes und 
häufig auf einzelne speziell aufgezählte Fälle beschränkt. In 
Bezug auf ihre innere Organisation kann sie nur in wenigen und 
meist sehr untergeordneten Angelegenheiten selbstständige Be- 
stimmungen treffen. Femer ist nach den meisten Gemeinde- 
ordnungen die Aufsichtsbehörde befugt, Beschlüsse der Gemeinde- 
versammlungen, Vertretungen und kollegialen Vorstände nicht nur 
wegen Kompetenzüberschreitung oder sonstiger Gesetzesverletzung, 
sondern auch, wenn sie das Staats- oder Gemeindewohl gefährden, 
zu sistiren, eventuell zu annuliren.*« Aber auch sonst steht nicht 
selten der Aufsichtsbehörde in inneren, zum eigenen Wirkungs- 
kreis der Gemeinde gehörigen Angelegenheiten die Entscheidung 
zu, indem Gemeindebeschlüsse namentlich in Städten nur durch 
die Uebereinstimmung der Gemeindevertretung und des kollegialen 
Vorstandes zu Stande kommen, und bei Meinungsverschiedenheiten 
die Aufsichtsbehörde entscheidet. Natürlich treffen dabei die Gesetz- 
gebungen im Einzelnen höchst verschiedene Bestimmungen: Was 
z. B. die auf die Vermögensverwaltung Bezug habenden Gemeinde- 
beschlüsse betrifft, welche der Genehmigung durch die Aufsichts- 
behörde bedürfen, so stimmen die meisten Gesetzgebungen darin 
überein, dass sie eine solche jedesmal fordern, wenn es sich um 
eine Veränderung im Stande des Grundvermögens der Gemeinde, 
oder um die Aufnahme »grösserer« Darlehen handelt. Bei Ver- 
äusserung unbeweglichen Vermögens wird allgemein höhere Ge- 
nehmigung gefordert, bei Veräusserung beweglichen Vermögens 
nur in gewissen Fällen.*' Trotz alledem aber erklären mehrere 



" § 62 der preuss.. St.-O. für die östl. Prov. und der westf., § 57 der 
rheinl., § 71, 78 der hann. St.-O. von 1858, § 36, 61 der kurh., § 18 der nass. 
G.-O., § 41 der westf., § 69—82 der hann. L.-G.-O. von 1859, § 67—72, 107—16 
der bayer. rev. G.-O. von 1834, § 252—66 der sächs. St.-O. von 1832, Art. 12 
des hess. G. von 1821. 

*• So nach § 77 der preuss. St.-0. für die östl. Prov., der westf. St.-0. 
und den (ihrigen älteren preuss. Gemeindeordnungen, ja sogar nach § 92 der 
schl.-holst. St.-0. von 1869. Aufgehoben wurden diese Bestimmungen erst 
durch § 15 und 29 des Zust.-G. vom i. August 1883. 

•' So verlangen § 50 der preuss. St.-0. für die Östl. Prov., § 49 der westf, 
§ 46 der rheinl. St.-O. und andere preuss. Gemeindegesetze die Zustimmung der 
Aufsichtsbehörde zur Veräusserung von Gegenständen, welche einen wissen- 
schaftlichen, historischen oder Kunstwerth haben, eine Bestimmung, die auch in 
§ 16, 30 des Zust.-G. Aufnahme gefunden hat. 
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deutschen Gemeindeordnungen, und nicht selten gerade diejenigen, 
welche den Wirkungskreis der Gemeinde am meisten einschränken, 
dass den Gemeinden das Recht der »Selbstverwaltung« oder der 
»Verwaltung der eigenen Angelegenheiten« zustehe.^» Durch der- 
artige abstrakte Sätze wird natürlich die rechtliche Stellung der 
Gemeinde im Staate nicht im geringsten berührt, aber sie zeigen, 
dass die Gesetzgebungen wenigstens theoretisch nicht mehr vom 
Grundsatze ausgehen, dass die Gemeinde eine blosse Staatsanstalt 
sei, und ihre Existenz lediglich im Willen des Staates ihren 
Grund habe. 

Dabei lässt sich übrigens nicht verkennen, dass die meisten 
jüngeren Gemeindeordnungen im Allgemeinen die Tendenz haben, 
die Gemeindefreiheit zu erweitern, und den Gemeinden einen grös- 
seren Wirkungskreis zuzuerkennen. Freilich fehlt es auch nicht 
an entgegengesetzten Beispielen. So ist die preussische Städte- 
ordnung von 1831 ein Rückschritt gegen die von 1808. Dagegen 
haben sich die Mehrzahl der süd- und westdeutschen Gemeinde- 
ordnungen namentlich seit den 50 er Jahren, theilweise aber auch 
schon früher, vom französischen Vorbild nach und nach frei ge- 
macht, und den Kompetenzkreis der Gemeinde wieder erweitert. 
Die Gesetzgebungen von 1849^ und der unmittelbar darauf fol- 
genden JgJire sind wohl meist bald wieder durch andere der Ge- 
meindefreiheit minder günstige ersetzt worden,*« andere sind über- 
haupt nicht zur Ausführung gekommen, oder blosse Entwürfe 
geblieben.^® Dagegen räumen die Gesetze der letzten Jahrzehnte, 
insbesondere die seit Gründung des deutschen Reichs er- 
lassenen Gemeindeordnungen und sogar das neueste französische 
Gemeindegesetz der Gemeinde ein grösseres Mass von Freiheit 
und einen ausgedehnteren Wirkungskreis ein. Dieselben sprechen 
ihr zwar mit wenigen Ausnahmen die Ausübung obrigkeitlicher 
Befugnisse, so namentlich die Handhabung der Ortspolizei noch 



" § 20, 36 der bayer. rev. G.-O. von 1834, § 3 des würt. Verw.-Ed., § 5 
der Sachs. L.-G.-O. von 1838, § 6 des bad. G. von 1831; den späteren Gesetzen 
diente in dieser Hinsicht Art. XI § 184 der Reichsverfassung von 1849 zum 
Vorbild. Vgl. § 4 des öst. Ent. von 1849, § 6 der preuss. G.-O. von 1850, § 9 
der St,-0. für die östl. Prov. und der westf., § 8 der rheinl. St.-0., § 2 der 
westf. L.-G.-O., § 20 des hann. G. vom 5. September 1848, § 2 der nass. G.-O., 
§ I der braunschw. St.-O. von 1850, § 3 der L.-G.-O., § 68 des goth. G.-G., § l 
der wald. G.-O. von 1855. 

" So wurde die hann. St.-O. vom i. Mai 1851 durch die vom 24. Juni 
1858, und die L.-G.-O. vom 4. Mai 1852 durch die vom 28. April 1859 ersetzt. 

^° So namentlich der öst. und der preuss. Ent. Siehe über diese Materie 
oben S. 87, 88. 
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immer nicht als Gemeindesache in ihrem Wirkungskreis zu, aber 
sie normiren vielfach ein Mitwirkungsrecht der Gemeindevertretung 
bei Erlass von Polizeiverordnungen, und übertragen dem Gemeinde- 
vorstand oder dessen Vorsitzenden eine wenn auch beschränkte 
Polizeistrafgewalt. Zugleich erweitern sie die Handlungsfähigkeit 
der Gemeinden, so dass dieselben wenigstens in Angelegenheiten 
der laufenden Verwaltung frei beschliessen und verfügen können. 
Desgleichen stellen sie die Verpflichtungen der Gemeinden genau 
fest, und bestimmen, dass die Aufsichtsbehörde Beschlüsse und 
Verfügungen der kommunalen Organe aus eigener Initiative nur 
wegen Rechtswidrigkeit, nicht aber aus Gründen der Zweckmässig- 
keit zu beanstanden berechtigt seien, und sich überhaupt jeder im 
Gesetze nicht vorgesehenen Einwirkung auf den Gang der Ge- 
meindeverwaltung zu enthalten haben. Die neuere Gemeinde- 
gesetzgebung hat also wenigstens im Allgemeinen die Tendenz, der 
Gemeinde einen grösseren Wirkungskreis einzuräumen, sie inner- 
halb desselben nach freier Selbstbestimmung handeln zu lassen, 
und so zu dem zu machen, was sie ihrer Natur nach ist, nämlich 
zu einer Körperschaft, welche die Erfüllung allgemeine Kultur- 
zwecke in einem beschränkten Gebiet ebenso zu erreichen sucht, 
wie der Staat im Staatsgebiet. 

II. 

Der der Gemeinde zustehende Wirkungskreis nach heutigem 

Recht im Allgemeinen. 

Während die gesetzlichen Bestimmungen über das Gemeinde- 
gebiet, die zur Gemeinde gehörigen Personen und die Organisation 
der Gemeinde mit geringen Ausnahmen in den Gemeindeordnungen 
und Gemeindewahlordnungen enthalten sind, finden sich die Vor- 
schriften über den Wirkungskreis der Gemeinde in den verschie- 
densten Gebieten des Verwaltungsrechts zerstreut. Dies ist eine 
natürhche Folge des Umstandes, dass Staat, Kommunalverbände 
höherer Ordnung und Gemeinden in der öffentlichen Verwaltung 
vielfach mit einander konkurriren, und daher, so oft es sich um 
die Besorgung neuer Aufgaben derselben handelt, festgestellt 
werden muss, durch wem dieselbe zu erfolgen hat. In den Ge- 
meindeordnungen und den dazu gehörigen Nachtragsgesetzen finden 
sich gewöhnlich nur die allgemeinen Grundsätze über den Umfang 
des Wirkungskreises der Gemeinde. 

Die älteren Gemeindeordnungen, welche, wenn auch in vieler 
Hinsicht abgeändert, noch immer in Geltung stehen, beschränken 
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diejenigen Angelegenheiten, in denen die Gemeinde nicht nur im 
Namen und Auftrag des Staates handelt, im Wesentlichen auf die 
Vermögensverwaltung,*^ doch ist dies in den Gesetzen nie aus- 
drücklich gesagt, und ist auch eine Ausdehnung der Gemeinde- 
verwaltung auf die mit der eigentlichen Vermögensverwaltung in 
unmittelbarem Zusammenhang stehenden Angelegenheiten nicht 
ausgeschlossen. Die Finanzverwaltung ist doch schon ihrer Natur 
nach nur Mittel zum Zweck, und es wäre widersinnig, von einer 
Vermögensverwaltung um ihrer selbst Willen zu sprechen. Wenn 
daher die Gemeinden berechtigt sind, ihr Vermögen 
zu verwalten, müssen sie auch den Ertrag desselben 
verwenden dürfen. Freilich wird die Art der Verwendung 
ihnen nicht völlig frei stehen können. Sie werden sich unter allen 
Umständen auf das beschränken müssen, was ihnen entweder aus- 
drücklich zugewiesen ist, oder schon der Natur der Sache nach 
materiell die Gemeinde angeht. Innerhalb dieser Grenzen aber 
können sie, wenn auch das Gesetz seinem Wortlaute nach nur 
von »Vermögensverwaltung« spricht, jede Kulturaufgabe in den 
Rahmen ihrer Thätigkeit einbeziehen. 

Ohne materielle Mittel ist jede Verwaltung unmöglich, anderer- 
seits aber genügen auch die materiellen Mittel allein nicht für die 
Zwecke einer öffentlichen Verw^altung. Man kann mit Geld wohl 
Arme und Kranke unterstützen, Wohlthätigkeitsanstalten errichten, 
für die Landeskultur Sorge tragen, kurz im Allgemeinen diejenigen 
Thätigkeiten vornehmen, welche man früher als Attribut der Wohl- 
fahrtspolizei bezeichnet hat. Nun ist aber die Gemeinde nicht eine 
blosse Privatanstalt zur Förderung der allgemeinen Wohlfahrt in 
einem bestimmten Gebiete, sondern eine Person des öffentlichen 
Rechtes, ein Glied im Gesammtorganismus der öffentlichen Ver- 
waltung, das den Individuen gegenüber als Obrigkeit erscheint, 
und daher auch mit obrigkeitlichen Befugnissen ausgestattet sein 
muss. Viele Verwaltungshandlungen kann die Gemeinde ohne 
solche Befugnisse gar nicht ausführen ; sie muss, um ihre Aufgabe 
erfüllen zu können, gebieten und verbieten dürfen. Ist ihr dies 
nicht gestattet, so hört jede Verfolgung allgemeiner Kulturzwecke 
auf Sind aber beide Voraussetzungen vorhanden, so kommt 
praktisch verhältnismässig wenig darauf an, ob das Gesetz der 
Gemeinde noch im Allgemeinen »die Verwaltung ihrer Angelegen- 
heiten«, »aller lokalen Angelegenheiten«, oder »aller Angelegen- 
heiten von vorwiegend örtlichem Interesse« u. dgl. m. ausdrücklich 
zuweist oder nicht. 



•* Siehe oben S. 200 Anm. 24 und Gierke i. B., § 57 D. I. 
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Dabei ist natürlich auch der Begriff »Gemeindeangelegenheiten«, 
»Lokalangelegenheiten«, u. s. w. ein höchst dehnbarer. Im Allge- 
meinen wird man darunter alle Angelegenheiten verstehen können, 
welche in erster Linie und unmittelbar das Interesse der Gemeinde, 
und erst mittelbar und in entfernter Weise das weiterer Kreise, 
insbesondere des Staates berühren. Jedenfalls kann alles das, was 
die Gesetzgebung als Sache des Staates oder eines anderen Kom- 
munalverbandes bezeichnet, nie in die Kompetenz der Gemeinde 
fallen. Andererseits wieder werden ihr viele Verwaltungssachen 
ausdrücklich zugewiesen, wobei die Gesetzgebungen im Einzelnen 
allerdings höchst verschiedenartige Bestimmungen treffen. Eine 
taxative Aufzählung der Gemeindeangelegenheiten ist freilich schon 
der Natur der Sache nach ausgeschlossen, wohl aber findet sich 
in manchen Gesetzen eine enumerative Aufzählung derselben, 
welche gruppenweise die wichtigsten in die Kompetenz der Gemeinde 
fallenden Verwaltungsgeschäfte bezeichnet. So erklärt Art. V des 
öst. G.-G. vom 5. März 1862, dem sich § 27 der Reg.-V. wörtlich 
anschliesst, im ersten Absatz: »Der selbstständige, d. i. derjenige 
Wirkungskreis, in welchem die Gemeinde mit Beobachtung der 
bestehenden Reichs- und Landesgesetze nach freier Selbstbestim- 
mung anordnen und verfügen kann, umfasst überhaupt alles, was 
das Interesse der Gemeinde zunächst berührt und innerhalb ihrer 
Grenzen durch ihre eigenen Kräfte besorgt und durchgeführt 
werden kann. « Hierauf folgt im zweiten Absatz eine enumerative 
Aufzählung der in den selbstständigen Wirkungskreis der Gemeinde 
fallenden Angelegenheiten.'* Aehnliche Aufzählungen finden sich 
in der bayerischen, koburg'schen, gotha'schen und in anderen 



*' Der zweite Absatz lautet : In diesem Sinne gehören hieher insbesondere : 

1. Die freie Verwaltung ihres Vermögens und ihrer auf den Gemeinde- 
verband sich beziehenden Angelegenheiten; 

2. die Sorge für die Sicherheit der Person und des Eigenthums; 

3. die Sorge für die Erhaltung der Gemeindestrassen, Wege, Plätze, Brü- 
cken, sowie für die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf Strassen und 
Gewässern und die Flurenpolizei ; 

4. die Lebensmittelpolizei imd die Ueberwachung des Marktverkehrs, ins- 
besondere die Aufsicht auf Mass und Gewicht. 

5. die Gesundheitspolizei; 

6. die Gesinde- und Arbeiterpolizei und die Handhabung der Dienstboten- 
ordnung; 

7. die Sittlichkeitspolizei; 

8. das Armenwesen und die Sorge für die Gemeinde- Wohlthätigkeits- 
Anstalten; 

9. die Bau- und die Feuerpolizei, die Handhabimg der Bauordnung imd 
Ertheilung der polizeilichen Baubewilligungen; 
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Gesetzgebungen.** In allen Fällen ist aber daran festzu- 
halten, dass derartige Aufzählungen nie erschöpfend 
alle Gemeindeangelegenheiten anführen, und dass die 
Detailbestimmungen darüber sich in den verschie- 
densten Gebieten des Verwaltungsrechts zerstreut 
finden. 

Erste Aufgabe der Gemeinde ist die Sorge für die Erhaltung 
ihrer Existenz. Die Existenz einer Gemeinde nun beruht, wie 
seiner Zeit ausgeführt wurde, auf einem territorialen und einem 
persönlichen Substrat, nämlich auf der Gesammtheit der zu einem 
bestimmten Gebiet gehörigen zu einer höheren Einheit verbundenen 
Personen. Die Gemeinde muss nun vor allem anderen auf die 
Integrität ihres Gebietes bedacht sein, und sorgen, dass die ihrer 
obrigkeitlichen Gewalt unterstehenden Personen sich derselben 
nicht gesetzwidriger Weise entziehen, andererseits aber auch nicht 
Fremde ihr gegenüber die blos den Gemeindemitgliedern und An- 
gehörigen zukommenden Befugnisse sich anmassen. In dieser 
Hinsicht treffen wohl schon die Staatsgesetze die entsprechenden 
Vorkehrungen. Sie bestimmen, unter welchen Voraussetzungen 
Aenderungen im Gebiete der Gemeindegrenzen überhaupt zulässig 
sind, wer zur Gemeinde gehört, in welchem Verhältnis die ein- 
zelnen Klassen der zur Gemeinde gehörigen Personen stehen, 
welche ihre Rechte, welche ihre Pflichten sind, und wie man 
überhaupt in ein derartiges Verhältnis eintritt und dasselbe 
löst. Die Gemeinden selbst treffen nur Bestimmungen ziemlich 
untergeordneter Bedeutung. Sie verleihen das Ehrenbürgerrecht, 
bisweilen auch das Bürgerrecht und Heimatrecht völlig frei, oder 
sie sind wenigstens berechtigt, bei derlei Verleihungen von einzelnen 
gesetzlichen Erfordernissen zu dispensiren. Wenn Aenderungen 
der Gemeindegrenzen vorzunehmen sind, können sie niemals frei 
anordnen und verfügen, doch müssen sie jedesmal gehört werden. 



10. die durch das Gesetz zu regelnde Einflussnahme auf die von der 
Gemeinde erhaltenen Mittelschulen, dann auf die Volksschulen, die Sorge für 
die Errichtung, Erhaltung und Dotirung der letzteren mit Rücksicht auf die 
noch bestehenden Schulpatronate; 

11. der Vergleichsversuch zwischen streitenden Parteien durch aus der 
Gemeinde gewählte Vertrauensmänner; 

12. die Vornahme freiwilliger Feilbietungen beweglicher Sachen ; 
Daneben treffen allerdings auch noch andere Gesetze Bestimmungen über 

die Kompetenz der Gemeinde, so z. B. sehr eingehend das Gesetz vom 30. April 
1870, betreffend die Organisation des Öffentlichen Sanitätsdienstes. 

•• Art. 38 der bayer., Art. 29 der pfälz. G.-O., § 70 des goth., Art. 20 des 
kob. G.-G. 
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und ist ihre Zustimmung nach den meisten Gemeindeordnungen 
insofern von Bedeutung, als wider dieselbe die betreffende Ver- 
änderung nur durch einen Akt der Gesetzgebung oder Verfügung 
oder Verordnung einer höheren Administrativbehörde erfolgen kann. 
Auch die Grundzüge der Gemeindeorganisation sind meistens von 
der Gesetzgebung soweit festgesetzt, dass verhältnismässig nur 
weniges der autonomen Regelung durch die Gemeinde überlassen 
bleibt. Nichtsdestoweniger ist dies von mehreren Gesetzgebungen 
vorgesehen, und wird der Gemeinde ausdrücklich gestattet, inner- 
halb der geltenden gesetzlichen Normen Statuten zu erlassen, wo- 
durch die in den Gemeindeordnungen nicht geregelten auf die 
Organisation der Gemeinde Bezug habenden Angelegenheiten vor- 
behaltlich der höheren Genehmigung von ihr selbst geordnet werden 
sollen. So bestimmt § ll der preuss. St.-0. für die östl. Prov. : 
Jede Stadt ist befugt, besondere statutarische Anordnungen zu 
treffen, i) über solche Angelegenheiten der Stadtgemeinden, sowie 
über solche Rechte und Pflichten ihrer Mitglieder, hinsichtlich 
deren das gegenwärtige Gesetz Verschiedenheiten gestattet, oder 
keine ausdrückliche Bestimmungen enthält ; 2) über sonstige eigen- 
thümliche Verhältnisse und Einrichtungen, insbesondere hinsichtlich 
der den gewerblichen Genossenschaften bei Eintheilung der stimm- 
fähigen Bürger und bei Bildung der Wahlversammlungen und der 
städtischen Vertretung zu gewährenden angemessenen Berück- 
sichtigung. Gleiche oder ähnliche Bestimmungen treffen auch die 
meisten übrigen preussischen Gemeindeordnungen, sowie die säch- 
sische, hessische Gesetzgebung, und die der deutschen Klein- 
staaten.** Ausserdem lassen die Gemeindeordnungen bisweilen 
auch noch in speziellen Fällen die statutarische Regelung einzelner 
Rechtsverhältnisse -zu,'* schreiben sie eventuell sogar vor,*^ und 
erklären im ersten Fall wohl auch, dass einzelne Bestimmungen 



** § II der westf.^ § 10 der rheinl., § 17, 18 der schl.-holst., § 2 der hann. 
St.-0., § 3 der kurh. G.-O., § 6 der preuss. L.-G.-0. für die östl. Prov., § 13 der 
westf , § II der rheinl., § 41 AI. 2 der hann. L.-G.-O., § 2 der sächs. St.-O., § 2 der 
L.-G.-0., § 7 g der bad. St.-O., Art. 9 der hess. StO., Art. 8 der L.-G.-O., 
Art 9 § 3 der old., § 30 der anh. G.-O., § 2 der braunschw. St-O., § 4 der 
L.-G.-0., Art. II der weim. G.-O., § 173 des goth., Art. 18 des kob., Art. 15 
AI. I des mein. G.-G. von 1840, § 8 der alt. D.-O., Art. 12, 13 der schw.-rud., 
Art. 13, 14 der schw.-sond., Art. 13, 14 der reuss. ä. L., Art. lO, 11 der reuss. 
j. L. G.-O., § 20 der lipp. St.-0., § 3 der L.-G.-O., § i, 2 der schaumb.-lipp. 
St.-0., § IG der L.-G.-O., § 11 der wald. G.-O. 

» So z. B. § 28, 33, 37, 39-42, 45, 47, 81-83, 85, 90, 122, 23, 27 der 
hann. St.-O., § 13 AI. i der westf. L.-G.-O. 

•• So z. B. § 29, 30 der anh. G.-O., § 10 der schaumb.-lipp. L.-G.-O. 
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der Gemeindeordnung überhaupt nicht zwingendes Recht enthalten, 
sondern nur so lange gelten sollen, bis die Gemeinden statutarisch 
etwas anderes bestimmen.'^ Einige ältere Gemeindeordnungen setzen 
überhaupt nur die Grundzüge der Gemeindeorganisation fest imd 
verweisen im Einzelnen auf Statuten. Dies gilt vor allem anderen 
von der älteren preussischen Landgemeindeordnung für die östl. 
Provinzen, und noch heutzutage nach § 8, 9 der schl.-holst. L.-G.-O. 
Das gleiche ist in den Städten von Neuvorpommern und Rügen 
der Fall, indem daselbst die alten Verfassungen in Kraft bleiben, 
und nur bei Abänderungen die kommunalen Organe an die grund- 
sätzlichen Bestimmungen des Gesetzes vom 31. Mai 1853 gebunden 
sind. Auch die Verfassung der österreichischen Städte, welche den 
allgemeinen Gemeindeordnungen nicht unterstehen, beruhen auf 
Statuten, welche allerdings in Form von Landesgesetzen erlassen 
werden. 

Einen ganz anderen Standpunkt nehmen die Mehrzahl der 
süddeutschen Gemeindegesetze und die österreichischen Gemeinde- 
ordnungen ein. Dieselben enthalten nämlich keine allgemeinen 
Normen über die Berechtigung der Gemeinden, besondere Statuten 
zu erlassen, verweisen aber in einzelnen Fällen auf statutarische 
Regelung, so z. B. betreffs der Bestimmung der Zahl der Mitglieder 
der Gemeindevertretung und des Vorstandes, der Systemisirung 
niederer Dienststellen, u. dgl. m. 

Dabei sind unter Statuten ausschliesslich autonome Satzungen 
der Gemeinde zu verstehen, durch welche innerhalb des Rahmens 
der Gesetze Bestimmungen über die kommunale Verfassung ge- 
troffen werden, und welche sich zu sonstigen Willensäusserungen 
der Gemeinde ebenso verhalten, wie staatliche Verfassungsgesetze 
zu den anderen Gesetzen. Freilich halten die Gemeindeordnungen 
diese Terminologie nur zum Theil ein. Viele von ihnen verstehen 
unter Gemeindestatuten, Ortsstatuten u. dgl.*® auch andere allgemein 
verbindliche Willensäusserungen der Gemeinde, so namentlich die 
Polizei Verordnungen,*^ während die süddeutschen Gemeindeord- 
nungen abgesehen von der badischen Städteordnung und den 
hessischen Gesetzen das Wort »Statut« überhaupt nicht kennen. 
In Oesterreich endlich haben nur diejenigen Städte ein Statut, 
welche den allgemeinen Gemeindeordnungen nicht unterstehen. 



*' So z. B. Art. II, AI. 3 der weim. G.-O., wo diejenigen Artikel, mit 
denen das Statut nicht in Widerspruch stehen darf, taxativ aufgezählt werden. 

°® Einige Gemeindeordnungen, so z. B. die von Weimar, Schwarzburg- 
Rudolstadt und Sondershausen sprechen sogar von Ortsgesetzen. 

'• So z. B. in Anhalt, Braunschweig, Weimar. 
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Die Gemeinden müssen nicht nur Sorge tragen, sich zu er- 
halten, sie müssen auch die Zwecke zu erreichen suchen, um 
deretwillen sie überhaupt bestehen. Es ist schon früher ausführ- 
lich davon die Rede gewesen, dass die Gemeinde als Mikrokosmus 
des Staates nicht ein kommunaler Verband zur Besorgung einzelner 
Verwaltungsangelegenheiten sein kann. Die Allgemeinheit ihrer 
Zwecke ist ja eben das, was sie charakterisirt, und von anderen 
Selbstverwaltungskörpem, namentlich der Spezialgemeinde unter- 
scheidet. Die Gemeindezwecke sind also allgemeiner Natur, und 
gleichwie der Staat durch Gesetzgebung und Verwaltung den 
Staatszweck zu erreichen sucht, so dienen der Gemeinde zur Ver- 
folgung ihrer Zwecke Selbstsatzung und Selbstverwaltung. 

Dabei ist die Einwirkung des Staates auf die Thätigkeit der 
Gemeinde in den einzelnen Zweigen der Verwaltung durchaus 
nicht die gleiche, was sich namentlich in der Verschiedenheit der 
staatlichen Aufsicht äussert. So unterscheidet man die in die Kom- 
petenz der Gemeinde fallenden Verwaltungsangelegenheiten, zu 
deren Vornahme die Gemeinde verpflichtet ist, und diejenigen, 
welche sie übernehmen kann, aber nicht übernehmen muss. Erstere 
müssen von der Gemeinde wahrgenommen werden, damit der Ge- 
meindezweck überhaupt erfüllt wird, letztere sind ihm zwar nicht 
fremd, aber zur Erreichung desselben nicht nothwendig. Eine 
andere Unterscheidung ist die in die Angelegenheiten des eigenen 
und in die des übertragenen Wirkungskreises. Letztere besorgt 
die Gemeinde im Namen und Auftrag des Staates,*® erstere im 
eigenen Namen und unter staatlicher Aufsicht. Dabei ist es be- 
grifflich ganz gut möglich, dass die Gemeinde zur Besorgung 
gewisser Geschäfte des eigenen Wirkungskreises rechtlich ver- 
pflichtet ist. Denn sie hat ja in ihrer Eigenschaft als Selbstver- 
waltungskörper dem Staat gegenüber die Pflicht, ihre Zwecke zu 
erfüllen, welche dadurch nicht aufhören »ihre« Zwecke zu bleiben, 
während es umgekehrt ganz gut möglich ist, wenngleich es nicht 
so oft vorkommt, dass eine Gemeinde die Besorgung staatlicher 
Angelegenheiten freiwillig übernimmt. 

So erklärt § 2 des niederöst. Landesgesetzes vom 16. April 1874, 
dass eine zwangsweise Vereinigung einzelner Gemeinden zu gemein- 
schaftlicher Geschäftsführung zulässig sei, wenn sie die Mittel zur 
Erfüllung der im selbstständigen Wirkungskreise gelegenen poli- 
zeilichen Aufgaben, oder der aus dem übertragenen Wirkungs- 
kreise erwachsenen Verpflichtungen nicht besitzen, während die 

^'^ Siehe oben S. 34 ff. 

Blodig, Selbstverwaltung. M 
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übrigen Landesgesetze entweder von Verpflichtungen im Allge- 
meinen,*®*- oder nur von solchen aus dem übertragenen Wirkungs- 
kreise sprechen.*^ 

Die Geschäfte dieses letzteren gehören streng genommen nicht 
zu den Gemeindeangelegenheiten, da sie nur im Auftrage des 
Staates von der Gemeinde besorgt werden. Die Thätigkeit der 
Gemeindevertretung oder Versammlung beschränkt sich auch be- 
züglich ihrer meist nur auf Bewilligung der materiellen Mittel, wo- 
zu sie übrigens verpflichtet ist, und auf die Kontrolle der ordnungs- 
mässigen Verwendung derselben. Wenn man trotzdem von einer 
Berechtigung der Gemeinde in Angelegenheiten des übertragenen 
Wirkungskreises spricht, so ist dieselbe hauptsächlich darin gelegen, 
dass sie die Personen zu bezeichnen befugt ist, deren sich dann der 
Staat bei Führung der lokalen Verwaltung zu bedienen hat. Daher 
weisen nicht nur das französische G.-G., sondern auch eine Reihe 
deutscher Gesetzgebungen, vor allem anderen die preussischen Städte- 
ordnungen die Führung der Ortspolizei und verschiedene andere 
Verwaltungsaufgaben direkt dem Gemeindevorstand oder dem Vor- 
sitzenden des kollegialen Vorstandes als staatlichem Hilfsbeamten 
zu, wobei vielfach sogar von »örtlichen Geschäften der Kreis-, 
Bezirks-, Provinzial- und allgemeinen Staatsverwaltungc die Rede 
ist.*3 Andere Gemeindeordnungen, so namentlich die österreichische, 
erklären nur, dass der Gemeindevorsteher alle Geschäfte des über- 
tragenen Wirkungskreises der Gemeinde zu besorgen habe.**' 

Was nun den materiellen Inhalt der in die Kompetenz der 
Gemeinde fallenden Verwaltungsangelegenheiten betrifft, so ist vor 
allem dafür massgebend, dass die Gemeinde gleich dem Staate 
eine Person des öffentlichen Rechts und eine Gebietskörperschaft 
ist,*^ welche, wie er öffentHche Kulturzwecke allgemeiner Natur 
verfolgt, natürlich immer in lokaler Beschränkung auf ihr Gebiet. 
Auch kommen gewisse Zweige der öffentlichen Verwaltung, welche 
für den Staat von grösster Wichtigkeit sind, nämlich die Kriegs-, 



*o.. § 94 der böhm., § 83 der oberöst., § 86 der salzb. G.-O. 

" Art. VII des G. vom 5. März 1862, § 85 der Reg.-V. 

*• § 62 der preuss. St.-0. für die östl. Prov. und der westf., § 57 der 
rheinl., § 59 der schl.-holst., § 63 der frankf., § 71, 72, 78 der hann. St-O., § 61 
der kurh., § 18 der nass. G.-O., § 90 der L.-G.-O. für die östl. Prov., § 41 der 
westf. L.-G.-0., § 28 der rheinl., § 34 der hann. Kr.-O. und die meisten ande- 
ren deutschen Gemeindegesetze. 

" § 56 der öst. Reg.-V. 

** Siehe Eosin, das Recht der öffentlichen Genossenschaft, § 4, Nr. 2 und 
Jellinek, System der subjektiven öffentlichen Rechte, S. 262—81. 
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die Justizven^-altung und die der äusseren Angelegenheiten für die 
Gemeinde nicht in Betracht. Ist sie in einem derselben thätig, so 
thut sie dies nur als Hilfsorganismus des Staates. Im Uebrigen 
aber sind die Kulturzwecke, welche die Gemeinde verfolgt, denen 
ähnlich, welche in die innere Verwaltung des Staates fallen, und 
thatsächlich konkurrirt in dieser Hinsicht die Gemeinde vielfach 
mit ihm und mit Kommunalverbänden höherer Ordnung ; ihre Ver- 
waltungen berühren und durchdringen sich gegenseitig, und sind 
in tausend und aber tausend Beziehungen von einander abhängig. 
Damit nun die Gemeinde ihre Aufgaben im eigenen und im 
übertragenen Wirkungskreis lösen kann, bedarf sie gewisser Hilfs- 
mittel. Sie muss einerseits mit obrigkeitlichen Befugnissen ausge- 
stattet sein, namentlich einseitig bindend verordnen und verfügen 
dürfen, und andererseits müssen ihr diejenigen finanziellen Mittel 
zu Gebote stehen, welche zur Führung der Verwaltung nothwendig 
sind. Die Finanzverwaltung der Gemeinde ist ebensowenig Selbst- 
zweck, wie die des Staates, aber sie setzt die Gemeinde in Stand, 
ihrer Bestimmung gemäss lokale Kulturzwecke zu verfolgen. Wie 
viele Verwaltungsaufgaben also die Gemeinde in ihren Kompetenz- 
kreis einbeziehen kann, und wüe weit sie, wenn ihr das Gesetz 
»alle Angelegenheiten lokaler Natur«, »alle Angelegenheiten von vor- 
wiegend örtlichem Interesse« u. dgl. m. zuweist, sich thatsächlcih 
um dieselben kümmern kann, das hängt in erster Linie von der 
Ausdehnung der ihr zustehenden obrigkeitlichen Befugnisse und 
von der Bedeutung der materiellen Mittel ab, über welche sie 
verfügt. Beides zusammen ist gewissermassen der Nerv ieder 
kommunalen Thätigkeit, dasjenige Moment, welches mehr als alles 
andere auf den Umfang des Wirkungskreises der Gemeinde von 
Einfluss ist. Daher sollen auch in den nun folgenden Kapiteln 
zuerst die obrigkeitlichen Befugnisse der Gemeinden, und sodann 
ihre Finanzwirthschaft etwas eingehender erörtert werden. 

III. 
Die obrigkeitliche Gewalt der Gemeinde. 

Die obrigkeitliche Gewalt der Gemeinde äussert sich ebenso 
wie die des Staates in verschiedenartiger Weise und in allen 
Zweigen der öffentlichen Verwaltung. Daher kann man auch die 
Aeusserungen des obrigkeitlichen Willens der Gemeinde nicht 
taxativ aufzählen, sondern nur gruppenweise von einander scheiden, 
wobei es dem Charakter der Gemeinde als Mikrokosmus des Staates 
entspricht, die Eintheilung nach denselben Gesichtspunkten vorzu- 

14* 
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nehmen, die bei der Gruppirung der obrigkeitlichen Aeusserungen 
des Staatswillens massgebend sind. 

Von diesem Standpunkt ausgehend theilt man die obrigkeit- 
lichen Funktionen der Gemeindeverwaltung in polizeiliche, in rechts- 
begründende und aufhebende und in rechtsfeststellende und beur- 
kundende Akte ein.*^ Obrigkeitliche Akte der zweiten und dritten 
Art kommen in der kommunalen Verwaltung verhältnismässig 
selten vor, und thun daher auch die Gesetze ihrer nicht ausdrücklich 
Erwähnung.*^ Von umso grösserer Wichtigkeit ist die Polizei- 
gewalt der Gemeinde,*'^ ohne welche zahlreiche Gemeindezwecke 
sich gar nicht erreichen Hessen, und überhaupt jede geordnete 
Verwaltung unmöglich wäre. Da nämlich die Gemeinde Kultur- 
zwecke allgemeiner Natur verfolgt, ist sie oft genöthigt, den wider- 
strebenden Willen Einzelner zu überwinden. Dies kann sie aber 
nur dauin thun, wenn sie das Recht hat, einseitig bindende Gebote 
und Verbote zu erlassen, und diejenigen, welche denselben nicht 
Folge leisten wollen, zwangsweise dazu zu verhalten. Nun steht 
es aber nicht im Belieben der Gemeinde, ihre Zwecke zu erfüllen, 
sondern sie ist dem Staate gegenüber dazu verpflichtet. Daher 
müssen ihr auch die Mittel zu Gebote stehen, ohne welche sie ihrer 
Pflicht nicht nachkommen kann. 

Die ältere Gesetzgebung, namentlich in Frankreich, stellte zu 
diesem Behuf an die Spitze der Gemeinde einen Staatsbeamten, 
welcher mit seiner vom Staate ihm übertragenen Polizeigewalt der 
Gemeinde zu Hilfe kommen konnte. Die neuere Gesetzgebung 
hingegen zieht es vor, entweder die Polizeigewalt direkt einem 



^ Ueber die Eintheilung der obrigkeitlichen Thätigkeiten in polizeiliche, 
rechtsbegrOndende und aufhebende und rechtsfeststellende und beurkundende 
Akte siehe G. Meyer, Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechts, i. B., § 8 
Abs. 3 und § 20—22. 

*^ Der wichtigste rechtsb^^ündende Akt, den eine Gemeinde vornehmen 
kann, ist jedenfalls die Verleihimg des Bürger- und des Heimatrechts. 

*'' Ueber das Wesen und den juristischen Charakter der Polizeigewalt, 
siehe Stein, Verwaltungslehre, 2. Aufl., 2. Th., S. 67 if., 4. Th., S. l flF., Sarwey, 
Allgemeines Verwaltungsrecht, in Marquardsen's Handbuch, § 17, Ulbrich, 
Oesterreichisches Staatsrecht, § 156, 169—72, Schulze, Lehrbuch des deutschen 
Staatsrechts, i. B., § 221—26, Preussisches Staatsrecht, 2. B., § 215—21, 
G. Meyer, Lehrbuch des deutschen Staatsrechts, § 176, Loening, Lehrbuch des 
deutschen Verwaltungsrechts, § 50, 51, 55, 56, Bomhak, Preussisches Verwal- 
tungsrecht, 2. B., I. Kap., Gerland, Ueber den Begriff der Polizei, und insbe- 
sondere der Sicherheitspolizei nach preussischem Recht, im »Archiv für öffent- 
liches Rechte von Lahand und Stoerk, V. B., S. i flf., Rosin, Polizeiverordnungs- 
recht in Preussen, Breslau 1882, femer seine Artikel »Polizei«, »Polizeiverordnun- 
gen« u. s. w. in Stengers Wörterbuch. 



I. Abschnitt 4. Abth. III. Die obrigkeitliche Gewalt der Gemeinde. 213 

Gemeindeorgan zu übertragen, so dass dasselbe zugleich als staat- 
liches Polizeiorgan fungirt, oder die Handhabung der Ortspolizei 
als Gemeindesache, als eine in den eigenen Wirkungskreis der 
Gemeinde fallende Angelegenheit zu bezeichnen. 

Jede Anwendung der polizeilichen Zwangsgewalt setzt voraus, 
dass einer obrigkeitlichen, einseitigen, rechtsverbindlichen Willens- 
äusserung, einem Gebot oder Verbot der schuldige Gehorsam 
versagt wurde. Denn ohne Ungehorsam ist das Wirken jeder 
Zwangsgewalt ausgeschlossen. Dabei ist es gleichgiltig, ob sich 
der obrigkeitliche Wille als eine allgemein verbindliche Verordnung, 
als eine an eine oder mehrere bestimmte Personen gerichtete Ver- 
fügung, oder endlich als ein formloser Befehl geäussert hat. Es 
handelt sich nun darum, den obrigkeitlichen Willen mit Gewalt 
durchzusetzen. Das kann auf verschiedene Weise geschehen. In 
vielen Fällen wird es möglich sein, den beabsichtigten Zweck durch 
unmittelbare Anwendung von Zwang zu erreichen, so z. B. wenn 
es sich um die Zahlung einer Geldsumme, um die Auslieferung 
eines Gegenstandes oder um Verhinderung eines unerlaubten Thun's 
handelt. Soll Jemand zu einer Leistung verhalten werden, welche 
nicht nur von ihm allein, sondern auch von anderen Personen er- 
bracht werden kann, so besteht die zwangsweise Durchsetzung des 
obrigkeitlichen Willens darin, dass die betreffende Leistung von 
einem anderen auf Kosten des Ungehorsamen erbracht wird. Wo 
weder die Anwendung unmittelbaren Zwanges, nach Erbringung 
der Leistung durch eine andere Person, als den Verpflichteten 
selbst, möglich ist, wird dieser indirekt zur Erfüllung seiner Pflicht 
angehalten, indem man ihn für den Fall des Ungehorsams mit 
Strafübeln bedroht, welche bei dauernder Widerspänstigkeit quali- 
tativ und quantitativ gesteigert werden können. 

Es kann aber auch unabhängig von der Art der zwangsweisen 
Durchsetzung des obrigkeitlichen Willens die Thatsache des Unge- 
horsams selbst mit Strafe bedroht sein, sei es dass einzelne Ver- 
ordnungen durch spezielle Strafdrohungen verstärkt werden, oder 
dass die Gesetzgebung schlechtweg den Ungehorsam gegen alle 
oder bestimmte obrigkeitliche Willensäusserungen als ein Delikt 
erklärt. Derlei Strafen werden aber nicht verhängt, um den Ver- 
pflichteten zur Erbringung der geschuldeten Leistung zu veranlassen, 
sondern, weil die Leistung nicht erbracht wurde. Sie sind kein 
blosses Exekutionsmittel, dessen sich die Behörde in Ermangelung 
anderer Mittel bedient, sondern wirkliche Strafen, welche neben 
der Exekution und ganz unabhängig von derselben zuerkannt und 
vollzogen werden können. 
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Der Erlass einseitig bindender Willensäusserungen, die zwangs- 
weise Geltendmachung des obrigkeitlichen Willens, die Androhung 
und Verhängung von Strafen für den Fall des Ungehorsams sind 
also insgesammt Akte, welche in das Gebiet der »Ausübung der 
Polizeigewalt« fallen. Daraus folgt natürlich nicht, dass jede Behörde, 
der polizeiliche Befugnisse zugesprochen sind, das Recht hat, alle 
diese Handlungen vorzunehmen. So kann es auch vorkommen, 
dass der Gemeinde blos die Ausübung einiger polizeilicher Befug- 
nisse zusteht, während andere ihrem Kompetenzkreis entzogen sind. 
Aber auch, wo dies nicht der Fall ist, und sie mit der vollen 
Polizeigewalt ausgestattet ist, ist es von Wichtigkeit, die einzelnen 
Aeusserungen derselben von einander scharf zu scheiden, und zwar 
nicht nur, weil die Gemeinde dieselbe durch verschiedene Organe 
ausüben lässt, sondern auch deshalb, weil ihr einzelne polizeiliche 
Befugnisse im eigenen, andere im übertragenen Wirkungskreis 
zustehen können. 

Die meisten Gesetzgebungen gehen vom Grundsatz aus, dass 
die Ausübung jeder Polizeigewalt, somit auch die Handhabung der 
Ortspolizei nur Sache des Staates sein könne, der dann allerdings 
gewisse Kommunalorgane mit der Besorgung einiger oder aller 
Funktionen derselben, natürlich nur im Namen des Staates beauftragt. 
Dies ist namentlich der Standpunkt der neueren französischen 
Gesetzgebung, seitdem der Maire nicht mehr ein blosser Staats- 
beamter ist, und als solcher an der Spitze der Gemeinde steht. 
So ist er nach Art. 91 des G.-G. vom 5. April 1884 mit der Ver- 
waltung der Orts- und Flurenpolizei (Police municipale et rurale) 
betraut, deren wichtigste Objekte Art. 97 aufzählt. Er ist auch 
befugt, sowohl Verfügungen, als auch allgemein verbindliche Ver- 
ordnungen zu erlassen, welch letztere aber nach Art. 95 erst dann 
in Kraft treten, wenn der Präfekt sie ausdrücklich bestätigt, oder 
binnen Monatsfrist nicht annulirt hat. Ungehorsam wird nach der 
allgemeinen Straf klausel des Art. 471 AI. 15 des Code p6nal ge- 
ahndet. Auch fungiren die Bürgermeister bei den Polizeistrafver- 
handlungen der Friedensrichter als Vertreter der Staatsanwalt- 
schaft."*® 

Auch nach Art. 132, AI. 3, 4 des ital. Gem.- u. Prov.-G. übt 
der Sindaco die Lokalpolizei in der Gemeinde aus. Polizeiverord- 
nungen werden nach Art. 167 vom Gemeinderath unter Genehmigung 



** Aehnlich steht es mit der Polizeigewalt des Bürgermeisters in den els.- 
lothr. Gemeinden, wo noch dais ältere franz. Recht, namentlich das G. vom 
18. Juli 1837 in Kraft steht. 
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des Provinzialausschusses erlassen, und unterliegt der Ungehorsam 
gegen dieselben nach Art. 175 den gewöhnlichen Polizeistrafen, in 
Ermangelung von Spezialnormen der allgemeinen Strafklausel des 
Art. 434 des St.-G.-B. 

In Holland steht dem Gemeinderath nach Art. 161 — 78 der 
G.-O. und Art. 24, 27, 28 des G. vom 15. April 1886 das Recht zu, 
Verordnungen mit Strafandrohungen zu erlassen, welche ausser bei 
Gefahr in Verzug 14 Tage nach ihrer Mittheilung an den Provin- 
zialausschuss in Kraft treten. In dringlichen Angelegenheiten ist 
nach Art. 187 auch der Bürgermeister allein befugt, Verordnungen 
zu erlassen, deren Uebertretung nach Art. 443 des Strafgesetz- 
buches geahndet wird. Doch kann der Gemeinderath, dem sie 
sobald als thunlich zur Bestätigung vorzulegen sind, denselben 
besondere Strafbestimmungen hinzufügen. Die Handhabung der 
Polizei steht nicht dem Bürgermeister allein zu, sondern nach 
Art. 179 AI. a, k, m, Art. 180 und 183 — 93 dem ganzen Vorstand. 
Dagegen ist nach Art. 191 der Bürgermeister mit Ausschluss der Wet- 
houders Organ der Regierung bei Handhabung der Landespolizei. 

Ganz ähnlich ist es in Belgien. Nach Art. 78 des G. vom 
30. März 1836 kann der Gemeinderath wie in HoUsuid Polizei- 
verordnungen mit Strafandrohungen erlassen, sofern nicht schon 
nach Art. 28 und 38 des St.-G.-B. derlei Uebertretungen mit Strafe 
bedroht sind. Dem Bürgermeister steht das Recht, Polizeiverord- 
nungen zu erlassen, nach Art. 94 des G. vom 30. März 1836 nur 
bei Gefahr im Verzug zu, und ist er verpflichtet, dieselben sobald 
als möglich dem Gemeinderath zur Genehmigung vorzulegen. Auch 
handhabt er nach dem G. vom 30. Juni 1842 und Art. 18 des G. 
vom 30. Dezember 1887 allein und ohne Zuziehung des Schöffen- 
kollegiums die Ortspolizei, es ist also in dieser Hinsicht seine 
rechtliche Stellung mit der des italienischen sindaco näher verwandt, 
als mit der des holländischen Bürgermeisters. Uebrigens ist der 
König sowohl in Holland, als auch in Belgien berechtigt, Polizei- 
verordnungen gleich anderen Beschlüssen der Gemeindevertretung, 
die mit dem allgemeinen Wohl in Widerspruch stehen, zu suspen- 
diren oder zu annuliren. 

Die deutschen Gesetzgebungen weisen in der Regel dem 
Gemeindevorstand als Beauftragten der Staatsgewalt die Hand- 
habung der OrtspoUzei zu. Allgemeine Polizeiverordnungen be- 
dürfen bisweilen der Genehmigung der Gemeindevertretung. Nach 
anderen Gemeindeordnungen erlässt sie der Vorstand allein. 

Dies ist namentlich der Standpunkt der Gesetzgebung in 
Preussen. Die Handhabung der Ortspolizei ist daselbst in den- 
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jenigen Städten, in welchen keine besonderen Polizeibehörden be- 
stehen, und in den Landgemeinden allgemein den Bürgermeistern 
und Gemeindevorstehern übertragen, letzteren allerdings nur als 
Organen der Amtsvorsteher und Amtmänner (Bürgermeister in der 
Rheinprovinz), welche als eigentliche Ortspolizeibehörde gelten.*® 
Dabei steht ihnen nach § 132, AI. 2, a, b und AI. 3 des Gesetzes 
über die allg. L.-Verw. zur Durchsetzung ihrer Anordnungen das 
Recht zu, Ordnungsstrafen zu verhängen, eventuell unmittelbaren 
Zwang anzuwenden. Ausserdem ist in Stadtkreisen die Ortspolizei- 
behörde befugt, gegen Nichtbefolgung der von ihi erlassenen 
polizeilichen Vorschriften Geldstrafen anzudrohen. Jedenfalls be- 
dürfen solche Vorschriften, wenn die städtische Polizeibehörde 
keine kommunale ist, soweit sie nicht zum Gebiet der Sicherheits- 
polizei gehören, der Zustimmung des Gemeindevorstandes, die 
übrigens durch Beschluss des Bezirksausschusses ergänzt werden 
kann. In den Landgemeinden hat dem Erlass von Polizeiverordnungen 
nur eine Berathung mit dem Gemeindevorsteher voranzugehen, 
ausser bei Verordnungen über die landwirthschaftliche Polizei, wo 
die Zustimmung der Gemeindevertretung oder Versammlung erfor- 
derlich ist.^® Der Regierungspräsident kann alle ortspolizeilichen 
Vorschriften, im Allgemeinen aber nur mit Zustimmung des Bezirks- 
ausschusses ausser Kraft setzen. ^^ Natürlich stehen gegen polizei- 
liche Verordnungen und Verfügungen der Gemeindeorgane die 
gewöhnlichen Rechtsmittel offen. 

Mit dem preussischen Recht stimmt grösstentheils das hessische 
überein. Nach Art. 55 der St.-0. und Art. 53 der L.-G.-O. ist der 
Bürgermeister mit der Handhabung der Ortspolizei betraut, und 
kann zu diesem Behufe nach Art. 56 AI. 3 der St.-0. Exekutions- 
strafen verhängen. Auch erlässt er nach Art. 56 AI. i, 2 der St.-O. 
Verfügungen und Verordnungen mit Strafandrohung, letztere abge- 
sehen von provisorischen Verordnungen bei Gefahr im Verzug 



" § 62, I der St.-0. für die östl. Prov. und der westf., § 57 der rheini., 
§ 89 der schl.-holst, § 69 der frankf., § 78 der hann. St-O., § 34 der hann. 
Kr.-O., § 61 der kurh,, § 18 der nass. G.-O. Auch nach § 90 der L.-G.-O. für 
die östl. Prov., § 41 der westf. L.-G.-O., § 29, Abs. 2 der Kr.-O., § 76 der rheini. 
L.-G.-O., § 28 der Kr.-O. ist der Gemeindevorstand mit der Handhabung der 
Ortspolizei betraut, aber nur als Organ des Amtsvorstehers^ Amtmanns oder 
Bürgermeisters. 

'° § 5, 7 des G. vom 11. März 1850, der Verord. vom 20. September 1867 
und des lauenb. G. vom 7. Januar 1870, sowie § 142, 43, 44 des G. über die 
allg. L.-Verw^. 

*' § 9 der in der vorigen Note erstgenannten drei Gesetze, § 145 des G. 
über die allg. L.-Verw. 
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nach Anhörung der Stadtverordneten und mit Genehmigung des 
Ministeriums. Am Lande werden Polizeiverordnungen nach Art. 78 
der Kr.-O. vom Kreisrath erlassen. Eine Genehmigung irgend 
welcher polizeilichen Vorschriften oder Massregeln durch die Ge- 
meindevertretung ist dem hessischen Rechte absolut unbekannt, 
und wird in der St.-0. sogar ausdrücklich ausgeschlossen.** Dagegen 
räumen verschiedene andere deutsche Gesetzgebungen den Ge- 
meindevertretungen das Recht der Zustimmung zu allen allgemeinen 
polizeilichen Vorschriften ein, wenigstens sofern die Durchführung 
derselben mit einem Kostenaufwand verbunden ist. Im übrigen 
bleibt die Handhabung der Ortspolizei dem Gemeindevorstand 
lediglich als staatlichem Organ überlassen. Er hat dieselbe meist 
nach denselben Grundsätzen zu führen, wie die staatlichen 
Organe der höheren Instanzen. Häufig ist ihm auch eine provi- 
sorische Polizeistrafgewalt in der Weise übertragen, dass er Straf- 
mandate erlassen kann, und die Partei entweder auf jedes Rechts- 
mittel verzichtet, oder den ordentlichen Rechtsweg ergreift. Bei 
Gefahr im Verzug steht ihm das Recht zu, unmittelbaren Zwang 
anzuwenden. 

Dies ist vor allem der Standpunkt der badischen Gesetzgebung. 
Nach § 23 des P.-St.-G.-B. vom 31. Oktober 1863 werden orts- 
polizeiliche Vorschriften vom Bürgermeister erlassen. Doch ist bei 
allgemeinen Vorschriften nach Abs. 3 Zustimmung des Gemeinde- 
rathes erforderlich, und können dieselben erst dann in Kraft treten, 
wenn die höhere Verwaltungsstelle sie ausdrücklich genehmigt, 
oder binnen 30 Tagen nicht annulirt hat. Die Art und Weise, wie 
der Bürgermeister die Ortspolizei zu führen hat, richtet sich laut 
§ 58 der Gemeindeordnungen nach den allgemeinen Gesetzen und 
Verordnungen. Das Polizeistrafverfahren ordnen § 130 — 35 des 
bad. Einf.-G. zum Reichs-Just.-G. Aehnlich ist es auch in Bayern, 
wo in den Städten nach Art. 92 der G.-O. der Magistrat unter Leitung 
des Bürgermeisters, am Lande nach Art. 138 der Bürgermeister 
allein mit der Handhabung der Ortspolizei ^'^ betraut ist; nur der 
Erlass polizeilicher Vorschriften ist auch am Lande nach Art. 140 
Sache des Gemeindeausschusses. Nach Art. 99 und 143 endlich 
sind sowohl Bürgermeister, als auch Magistrat und Ausschuss be- 
rechtigt, bestimmte Verfügungen zu erlassen, und durch die gesetz- 



" Aehnlich nach § 40 der schaumb.-lipp. L.-G.-0. Auch Art. 54—57 der 
alt. D.-O., welche ihn Organ des Amtsvorstehers nennen, und § 16, Abs. 6, 7 und 
§ 17 der lipp. L.-G.-0. sprechen nur von einer Ausübimg der Ortspolizeigewalt 
durch den Gemeindevorsteher. 

^' In den unmitttelbaren Städten auch mit der Distriktspolizei. 
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liehen Zwangsmittel zur Ausführung zu bringen, wobei betreffs des 
Verfahrens die Bestimmungen der Art. 21, 22 des P.-St.-G.-B. vom 
26. Dezember 1871 massgebend sind. Das gleiche gilt in der Pfalz 
nach Art. 71, 74, 77 der G.-O. Allgemeine Verordnungen treten 
in Bayern nach Art. 6, in Baden nach § 23 des P.-St.-G.-B. erst dann in 
Kraft, wenn die höhere Verwaltungsbehörde sie entweder ausdrück- 
lich genehmigt, oder binnen 30 Tagen nicht annuUirt hat. 

Auch in Sachsen ist nach § loi der St.-O. und § 70, 76 der 
L.-G.-O. einerseits der Stadtrath unter Leitung des Bürgermeisters, 
andererseits der Gemeindevorstand mit der Handhabung der Orts- 
polizei betraut. Nur zum Erlass allgemeiner Vorschriften bedarf 
es nach § 70 der L.-G.-O. der Zustimmung des Gemeinderathes, 
und sind dieselben in Land- und Stadtgemeinden, sofern sie nicht 
die blosse Ausführung gesetzlicher Vorschriften enthalten, zur 
Kenntnis der vorgesetzten Behörde zu bringen. Ferner sind in 
Städten vor Erlass derselben die Stadtverordneten zu hören. Auch 
in einigen Kleinstaaten steht die Ausübung der Ortspolizei den 
Gemeindevorstehern zu, während zum Erlass allgemeiner polizei- 
licher Vorschriften in der Regel die Mitwirkung der Gemeinde- 
vertretung oder wenigstens des kollegialen Vorstandes erforder- 
lich ist.^* 

Dabei heisst es gewöhnlich in den Gesetzen, die Ortspolizei 
ist dem Gemeindevorsteher übertragen, er übt sie aus, 
handhabt sie, u. s. w. Sie steht also den Gemeinden im über- 
tragenen Wirkungskreis zu; es ist Pflicht der Gemeinde, die 
Kosten zu tragen, Pflicht des Vorstandes, sich der Mühewaltung 
zu unterziehen. Wie aber schon oben^* ausgeführt wurde, wäre es 
unrichtig, die Handhabung der Ortspolizei n u r als eine Pflicht der 
Gemeinde aufzufassen. Wäre dies der Fall, so wären Ausdrücke, 
wie die genannten, widersinnig, und es könnte nur heissen: der 
Vorstand ist zur unentgeltlichen Handhabung der Ortspolizei, die 
Gemeinde zur Tragung der Kosten verpflichtet. Weil aber dies 
in den meisten Fällen den Thatsachen nicht entspricht, und die 
Gemeinden auch ein Interesse haben, die Ortspolizei ausüben zu 
können, legt ihnen das Gesetz zwar die Verpflichtung hiezu auf, 
spricht ihnen dieselbe aber zugleich auch als ein nicht willkürlich 
entziehbares Recht zu. Nur wenige Gesetzgebungen kennen blos 
eine Pflicht der Gemeinde, die Ortspolizei zu verwalten, und die 



" So nach Art. 9, § 2, 29, § 2, 33—35 der old. G.-O. und nach § 69—74 
76 der lipp, St.-0. 

" Siehe oben S. 39. 
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Kosten zu tragen, so die von Anhalt nach § 28, 31, 32, 79, 138 
der G.-0.5« 

In schroffem Gegensatz zu den bisher angeführten Gesetz- 
gebungen stehen diejenigen, welche die Ortspolizei als Gemeinde- 
sache ansehen, als eine Angelegenheit, die der Gemeinde nicht erst 
vom Staat ausdrücklich übertragen werden muss. . Freilich ist der 
gewaltige theoretische Unterschied zwischen beiden Prinzipien 
praktisch dadurch bedeutend abgeschwächt, dass einerseits der Ge- 
meinde auch die im übertragenen Wirkungskreise zustehende 
Ortspolizei nicht willkürlich entzogen werden kann, und ihren 
willensbildenden Organen häufig wenigstens ein Mitwirkungsrecht 
beim Erlass allgemeiner polizeilicher Vorschriften und jedenfalls eine 
finanzielle Kontrollgewalt zusteht, andererseits die Gemeinde auch 
dort, wo die Ortspolizei ihr ausdrücklich im eigenen Wirkungskreis 
zugewiesen ist, die Pflicht hat, dieselbe ordentlich zu handhaben. 

Die Ortspolizei steht der Gemeinde im eigenen Wirkungskreise 
vor allem anderen in Oesterreich zu. Artikel V des G. vom 
5. März 1862 und der wörthch damit übereinstimmende § 27 der 
Keg.-V. spricht dies sowohl allgemein aus, als auch durch spezielle 
Zuweisung der Gesundheits-, Lebensmittel-, Sittlichkeitspolizei und 
anderer Zweige der Ortspolizei. Femer normirt § 34 der Reg.-V. 
das Recht des Gemeindeausschusses, innerhalb der bestehenden 
Gesetze ortspolizeiliche Vorschriften mit Strafandrohung zu erlassen. 
Freilich sprechen dieselben Paragraphen auch die Pflicht des Aus- 
schusses aus, die zur Handhabung der Ortspolizei nöthigen Geld- 
mittel zu bewilligen. Die Handhabung der Ortspolizei steht nach 
§ 55 dem Gemeindevorsteher zu, welcher hier, wie in den übrigen 
Zweigen der Gemeindeverwaltung lediglich als Organ der Gemeinde 
handelt, und ihr auch nach Art. XIII des Gesetzes vom 5. März 1862 
verantwortlich ist. Dagegen steht ihm nach § 57 das Recht, ge- 
meinsam mit zwei Gemeinderäthen im Gebiete der Ortspolizei 
Polizeistrafen zuzuerkennen, im übertragenen Wirkungskreis zu. 
Auch kann er nach § 58 in Handhabung der Ortspolizei, wenn die 
Vollziehung einer unaufschieblichen Massregel es nöthig macht, 
Strafen androhen, und dieselben in gleicher Weise, wie die in 
allgemeinen Verordnungen enthaltenen vollziehen. Analoge Be- 
stimmungen weisen die Städteordnungen auf ^^ 



" Aehnlich nach Art. 99, 149 der schw.-rud, G.-O., doch bestimmt Art. 170, 
dass die Handhabung der Lokalpolizei nur dann nicht den Gemeindevorstehern 
überlassen werden soll, wenn dagegen wesentliche Bedenken obwalten, worüber 
Ministerium und Landrathsamt entscheiden. 

^"^ § 39i 93 des Wiener, § 81, 143 des Prager, § 37,68 des Gratzer Gem.-St. 
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Auch nach § 3 des würt. Verw.-Ed. hat jede Gemeinde das 
Recht, die Ortspolizei im Umfang des Ortes und seiner Gemarkung 
nach den bestehenden Gesetzen zu handhaben, ja es ist ihr nach 
Art. 24 des G. vom 6. Juli 1849 sogar ausdrücklich untersagt, die 
ihr zustehenden Rechte und Pflichten der Polizeiverwaltung im 
Wege des Vertrages an eine Regierungsbehörde in widerruflicher 
oder unwiderruflicher Weise zu übertragen. Nach § 14, 15 des 
Verw.-Ed. ist mit der Handhabung der Ortspolizei der Ortsvorsteher 
betraut, nur hat er alle Anordnungen, die mit Kosten für die 
Gemeinde verbunden sind, nach § 41 dem Gemeinderathe vorzu- 
tragen. Aehnliche Bestimmungen treffen auch Art. 6, li, 85 AI. 16, 
94, 143—53 der weim. G.-O. und grossentheils wörtlich überein- 
stimmend die Gemeindeordnungen der meisten anderen thüringischen 
Staaten,*^*- sowie § 29 und 83 der wald. G.-O., da unter der Orts- 
polizei, die der Gemeindevorsteher nach § 85 als Organ der Staats- 
behörden zu führen hat, mit Rücksicht auf § 82, AI. 2 die örtlichen 
Geschäfte der Landespolizei zu verstehen sind. Wo solche von den 
Gemeinden besorgt werden, geschieht dies überhaupt nur im über • 
tragenen Wirkungskreis, und in der Weise, dass die Gemeinde 
zur Uebernahme der diesbezüglichen Geschäfte verpflichtet ist, 
andererseits aber in der Regel keinen Rechtsanspruch darauf hat. 

Werden, wie aus dem bisher Gesagten ersichtlich ist, Land- 
und Stadtgemeinden in Bezug auf die ihnen zustehenden polizei- 
lichen Befugnisse verschieden behandelt, so treffen die meisten 
Gesetzgebungen ausserdem noch Bestimmungen über die Erwei- 
terung und Beschränkung der kommunalen Polizeigewalt in beson- 
deren Fällen. So kann die Regierung bei Uebertragung einzelner 
Geschäfte der Landespolizei an die Gemeinden ganz nach ihrem 
Ermessen vorgehen. 

Andererseits kommt es häufig vor, dass die Regierung sich 
vorbehält, in grösseren Städten eigene Polizeibehörden zu organi- 
siren, und diesen die Ortspolizei ganz oder theilweise zu über- 
tragen. So wird in Frankreich nach Art. 103 der G.-O. in Städten 
mit mehr als 40.000 Einwohnern der Polizeidienst durch Dekret 
des Präsidenten geregelt. Nach § 14 des Gesetzes vom 30. De- 
zember 1871 für Elsass-Lothringen ist die Polizeiverwaltung von 



^''- Art. 18, 117 AI. I, 165 des kob., § 70, 207, 208 des goth. G.-G , Art. 3 
des mein. G. von 1840, Art i des G. vom 31. Dezember 1848 in Verbindung 
mit Art. 24 des G. vom 15. April 1868, Art. 14, 67 AI. 14, 76 der schw.-sond., 
Art. II, 96 AI. 14, 105, 165, AI. I der reuss. j. L., Art. 14, 95, AI. 14, 104, 159, 
AI. 2 der reuss. ä. L. G.-O. Ebenso nach § 45 AI. l, 99 — 104 der braunschw. 
St-O., § 4, 52 AI. I, 73, 74 der L.-G.-O. und § 51, 52 der schaumb.-lipp. St-0. 
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Strassburg und Metz einer Staatsbehörde übertragen, und kann 
dies auch in Mühlhausen geschehen. Nach § 2 des preuss. G. 
vom II. März 1850 kann in Gemeinden, die Sitz .der Bezirks- 
regierung oder eines Gerichtes sind, ferner in Festungen oder in 
Gemeinden mit mehr als lo.ocx) Einwohnern die Regierung die 
örtliche Polizeiverwaltung ganz oder theilweise einer Staatsbehörde 
übertragen, ähnlich nach § 89 der schl.-holst. St.-O. Nach § 78 
der hann. St.-0. steht der Regierung dieses Recht in jeder Stadt 
zu. Nach § 61 der kurh. G.-O., § 74 Abs. 2 der sächs. L.-G.-O., 
Art. 55, 57 der hess. St.-0., Art. 53, 54 der L.-G.-0. und nach der 
badischen Verordnung vom 15. Juni 1876 kann sogar in jeder 
Gemeinde die Polizeiverwaltung einer Staatsbehörde übertragen 
werden. Ebenso, aber nur vorübergehend in den sächsischen 
Städten nach § loi der St.-O. Auch in der Gesetzgebung ver- 
schiedener Kleinstaaten sind der Regierung ähnliche Rechte ge- 
wahrt,^^ während andere Gemeindeordnungen darüber nichts be- 
stimmen. So erwähnt die bayer. G.-O. nichts von einem solchen 
Recht der Regierung, nur bestimmt Art. 98, dass in den unmittel- 
baren Städten gewisse distriktspolizeiliche Befugnisse die denselben 
nach Art. 93 sonst zustehen würden, eigenen staatlichen Polizei- 
beamten übertragen werden können, und gelten nach Art. 97 für 
München überhaupt besondere Vorschriften. Sogar in Gestenreich, 
wo der Gemeinde die Ortspolizei im eigenen Wirkungskreise zusteht, 
bestimmt Art. V des Gesetzes vom 5. März 1862, dass »aus höheren 
Staatsrücksichten bestimmte Geschäfte der Ortspolizei in einzelnen 
Gemeinden im Wege des Gesetzes besonderen landesfürstlichen 
Organen zugewiesen werden können«, eine Bestimmung, die in 
sämmtliche Gemeindeordnungen und Städtestatuten aufgenommen 
ist. Auch bestehen in einzelnen grösseren Städten eigene Polizei- 
direktionen, deren Wirkungskreis der Gemeindepolizei gegenüber 
durch besondere Gesetze und Verordnungen geregelt wird. 

IV. 
Die Finanzwirthschaft der Gemeinde. 

A. Allgemeines. 

Keine öffentliche Verwaltung lässt sich ohne materielle Mittel 
führen. Deshalb macht die Beschaffung derselben einen wichtigen 
Theil der Verwaltungsthätigkeit jedes Selbstverwaltimgskörpers aus. 
Die Kosten der Verwaltung werden zunächst aus dem Ertrag des 



^® So z. B. nach § 51 der schaumb.-lipp. St.-O., Art. 9 der reuss. ä. L. G.-O. 
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etwa vorhandenen Vermögens bestritten. Reicht derselbe, wie es 
regelmässig der Fall ist, nicht aus, so muss das Fehlende durch 
Beiträge der zum betreffenden Selbstverwaltungskörper gehörigen 
Personen ergänzt werden. Da eben in erster Linie um ihretwillen 
die Verpflichtung der Selbstverwaltungskörper besteht, ihre öffent- 
lichen Zwecke zu erfüllen, ist es billig, dass sie auch die hiezu 
erforderlichen Mittel aufbringen, gerade wie die Staatsbürger die 
Mittel zur Führung der Staatsverwaltung. 

Auf diese Weise erhält die Finanzverwaltung der verschiedenen 
Selbstverwaltungskörper, vor allem aber die Finanzverwaltung der- 
jenigen unter ihnen, welche allgemeine Zwecke verfolgen, so die der 
Gemeinde, Aehnlichkeit mit der des Staates. Die Finanzverwaltung 
der Gemeinde ist Mittel zum Zweck, sie ist die materielle Grund- 
lage der übrigen Zweige der kommunalen Verwaltung. Sie bezieht 
regelmässig den grössten Theil ihrer Einnahmen aus Zwangsbei- 
trägen, zu denen die zur Gemeinde gehörigen Personen nach 
Massgabe ihres Vermögens oder Einkommens ebenso herangezogen 
werden, wie zu den staatlichen Abgaben. Die privatrechtlichen 
Einnahmen spielen in der Gemeindewirthschaft eine verhältnis- 
mässig untergeordnete Rolle. Da aber von ihnen, und namentlich 
vom Ertrag des Gemeindevermögens die Höhe der Zwangsumlagen 
abhängig ist, welche, wie weiter unten ausgeführt werden soll, 
nach den meisten Gemeindeordnungen noch immer theoretisch als 
Deckung des Gemeindedefizits aufgefasst werden, so ist das Ge- 
meindevermögen mit steter Rücksicht auf seine Bestimmung und 
auf die öffentlichen Zwecke der Gemeinde zu verwalten. 

Daher sollen auch in den folgenden Kapiteln zunächst die- 
jenigen Rechtssätze dargestellt werden, welche auf die Verwaltung 
des Gemeinde Vermögens, und auf die Schulden, gewissermassen 
das negative Vermögen Bezug haben, und dann auf die Einnahmen, 
die Ausgaben, und zum Schluss auf das Budgetrecht und die 
Rechnungslegung der Gemeinden eingegangen werden. ^^ 



**• Was die Litteratur über das Finanzwesen der Gemeinde betrifft, so 
kommen für dieselbe in erster Linie nicht die Staats- und verwaltungsrechtlichen, 
sondern die nationalökonomischen Schriften in Betracht. Viele von ihnen be- 
handeln die Finanzwirthschaft der Gemeinde zugleich mit der anderer Selbst- 
verwaltungskörper nur mehr kursorisch, oder übergehen dieselbe gänzlich. Ein- 
gehendere Darstellungen finden sich bei Röscher, System der Finanz Wissenschaft, 
2. Aufl., Stuttgart 1886, im Anhang, Wagner, Finanzwirthschaft, 3. Aufl., Leipzig 
und Heidelberg 1883, § 38, 42—59, Reitzenstein in Schönberg^s Handbuch der 
politischen Oekonomie, 3 B., S. 627—790, Gneist, Die preussische Finanzreform 
durch Regulirung der Gemeindesteuern, Berlin 1881, G. Meyer, Lehrbuch des 
deutschen Verw^altungsrechts, 2. B., § 258—66. 
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B. Das Gemeindevermögen. 

Die Gemeinde hat in ihrer Eigenschaft als juristische Person 
das Recht, Vermögen zu besitzen, und dasselbe zu verwalten. Dass 
ihre Rechtsfähigkeit in dieser Hinsicht jederzeit anerkannt wurde, 
dass sie aber die Handlungsfähigkeit erst nach und nach erlangt 
hat, davon ist schon die Rede gewesen. Auch heutzutage steht es 
der Gemeinde nicht frei, über ihr Vermögen willkürlich zu ver- 
fügen. Sie muss sich bei der Verwaltung desselben immer vor 
Augen halten, dass es nur Mittel zum Zweck ist, und dass sie zur 
Erfüllung dieses Zwecks dem Staate gegenüber verpflichtet ist. 
Dabei ist die Art und Weise, in welcher das Gemeindevermögen 
der Erfüllung des Gemeindezweckes dient, bei den einzelnen Be- 
standtheilen desselben verschieden. 

Ein Theil des Gemeindevermögens hat die Bestimmung, der 
Gemeinde eine Einnahme zu verschaffen. Er soll einen Ertrag 
abwerfen, aus dem ein möglichst grosser Theil der Ausgaben der 
Gemeinde bestritten werden kann, um die Steuerzahler zu entlasten. 
Zu diesem Theile des Gemeindevermögens gehören nicht nur 
Grundstücke und Häuser, welche man verpachten oder vermiethen 
kann, so dass sie thatsächlich eine Rente abwerfen, sondern auch 
solche Vermögensstücke, welche der Gemeinde dauernde und jährlich 
wiederkehrende Auslagen ersparen, so z. B. Gebäude, deren Räum- 
lichkeiten zu Amtslokalen oder zu Dienstwohnungen für Gemeinde- 
beamte hergerichtet sind. 

Andere Theile des Gemeindevermögens werfen zwar gleich- 
falls eine Rente ab, aber dieselbe kommt nicht der Gemeinde als 
juristischer Person zu Gute, sondern den zur Gemeinde gehörigen 
Personen oder gewissen Klassen derselben. Die Gemeinde erspart 
hiedurch auch keine Auslagen, da sie dort, wo es an solchen Ver- 
mögensstücken fehlt, nicht verpflichtet ist, ihren Angehörigen 
andere Theile des Gemeindevermögens, welche einen Ertrag ab- 
werfen, zur Benutzung zu überlassen. Dieselben bilden vielmehr 
einen von den übrigen gesonderten Bestandtheil des Gemeinde- 
vermögens, für den besondere Rechtsnormen gelten. 

Noch andere Theile des Gemeindevermögens werfen überhaupt 
keine Rente ab, sondern werden nur benützt, und zwar entweder 
von der Gemeinde als solcher, oder sie sind res publico usui 
destinatae. Zu den Gegenständen der ersten Art gehören z. B. 
Fahnen, Dekorationsgegenstände, das Gemeindearchiv u. dgl. m., 
zu denen der letzten Art, Gemeindestrassen, Plätze und Brücken. 
Wenn für die Benutzung einer im Eigenthum der Gemeinde 
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stehenden res publice usui destinata etwas zu zahlen ist, so trägt 
diese Zahlung einen öffentlichrechtlichen Charakter. Sie ist eine 
Gebühr, welche anlässlich des Gebrauchs oder der Benutzung der 
Sache eingehoben wird, niemals aber ein privatrechtliches Entgeld. 
Deshalb sind auch derartige Einnahmen der Gemeinde von denen, 
welche sie aus dem Ertrag des werbenden Vermögens zieht, 
juristisch verschieden, und es ist bei ihrer Verwaltung der fiskalische 
Gesichtspunkt erst in zweiter Linie massgebend. Daher kann auch 
an dieser Stelle, wo von den Einnahmen, welche die Gemeinde 
aus dem Ertrag ihres Vermögens zieht, die Rede ist, auf diese 
Rechtsverhältnisse nicht näher eingegangen werden. Dagegen be- 
dürfen die bei der Verwaltung des werbenden Vermögens der 
Gemeinde geltenden Rechtssätze einer eingehenderen Darstellung. 

Die Vermögensverwaltung der Gemeinde ist ebenso wie die 
sonstige Verwaltungsthätigkeit derselben ein freies zielbewusstes 
Handeln innerhalb der durch die Gesetzgebung gezogenen Schran- 
ken. Das Streben der Gemeinde wird demnach in erster Linie 
darauf gerichtet sein, bei Schonung der Substanz des Vermögens 
aus demselben einen möglichst grossen Ertrag zu ziehen. Zu 
diesem Behufe wird sie geradeso vorgehen, wie Privatpersonen. 
Sie wird sich, um ihr Ziel zu erreichen, gleich ihnen an diejenigen 
ökonomischen Grundsätze halten, welche die Wirthschafts Wissen- 
schaften für eine geordnete Vermögensverwaltung aufstellen. Die 
Gemeinden unterliegen nun, da sie dem Staate gegenüber zur Er- 
füllung ihrer öffentlichen Zwecke verpflichtet sind, bei ihrer Ver- 
mögensverwaltung allerdings verschiedenen Beschränkungen, welche 
für private Vermögensverwaltungen nicht bestehen. Aber derartige 
das freie Verfügungsrecht der Gemeinde beschränkende Normen 
verfolgen niemals den Zweck, die Gemeinde an einer ökonomischen 
Vermögensverwaltung zu hindern. Im Gegentheil, sie machen ihr eine 
solche zur Pflicht, und zwingen die Gemeindeorgane, sofern sie es 
nicht freiwillig thun, gewisse ökonomische Grundsätze zu beobachten. 

So bestimmen mehrere Gemeindeordnungen im Allgemeinen: 
»Das Stammvermögen der Gemeinde ist ungeschmälert zu erhalten«, 
und »das erträgnisfähige Vermögen der Gemeinden ist derart zu 
verwalten, dass die thunlichst grösste nachhaltige Rente daraus 
erzielt werde«. «^ Daneben wird aber den Gemeinden auch die 



*• So beinahe wörtlich § 6l, 62, 86 der öst Reg.-V. Aehnliche Bestim- 
mungen treffen § 3 des preuss. Kommunalabgabengesetzes (K.-A.-G.), Art. 26 
der bayen, Art. 29 der pfälz. G.-O., § 9, 131 der sächs. St.-O., § 9» 93 der 
L.-G.-O., § 90 des würt. Verw.-Ed., Art. 117 der hess. St.-O., Art. 92 der L.-G.-O., 
Art. 42 § I der old. G.-O. 
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Beobachtung spezieller ökonomischer Grundsätze zur Pflicht ge- 
macht, von welchen nur ausnahmsweise in besonderen durch das 
Gesetz bestimmten Fällen, oder kraft ausdrücklicher Gestattung 
der Aufsichtsbehörde abgegangen werden darf. So verlangen 
mehrere Gemeindeordnungen, dass ein Inventar des gesammten 
Gemeindevermögens angelegt, und Veränderungen im Stande des- 
selben darin bemerkt werden.^^ Femer werden bisweilen besondere 
Bestimmungen getroffen, in welcher Weise einzelne Theile des 
Gemeindevermögens nutzbar zu machen sind. Einige Gesetz- 
gebungen ordnen an, dass gewisse liegende Güter nicht von der 
Gemeinde selbst bewirthschaftet werden dürfen, sondern dass sie 
verpachtet werden müssen. Und zwar sind sie in der Regel nur 
im Wege der öffentlichen Lizitation an den Meistbietenden zu ver- 
pachten, ein Grundsatz, der gewöhnlich auch dort gilt, wo die Ver- 
pachtung nicht unbedingt vorgeschrieben ist. Blosse Verlängerungen 
schon bestehender Pachtverhältnisse können unter Umständen ohne 
vorhergehende Lizitation vorgenommen werden, und kann die Auf- 
sichtsbehörde unter besonders berücksichtigenswerthen Verhält- 
nissen im einzelnen Falle auch sonst Verpachtungen unter der 
Hand zulassen. °* 

Dieselben Grundsätze gelten vielfach auch beim Verkauf un- 
beweglichen und beweglichen Gemeindegutes, soweit derselbe über- 
haupt statthaft ist, ausser bei Verkauf der Erträgnisse des Gemeinde- 
vermögens, insofern derselbe in den Bereich der regelmässigen, 
jährlich wiederkehrenden Wirthschaftsführung gehört.®' Besondere 
Bestimmungen gelten bezüglich der Gemeindewälder. 

Neben diesen allgemeinen Grundsätzen treffen aber die Ge- 
setzgebungen noch die Bestimmung, dass gewisse, auf die Ver- 
waltung des Gemeindevermögens Bezug habende Handlungen über- 
haupt nicht ohne Genehmigung der Aufsichtsbehörde vorgenommen 
werden dürfen. Dabei handelt es sich wohl meist um Verän- 



«* So § 60 der öst. Reg.-V., § 71 der preuss. St.-O. für die östl. Prov. und 
der westf., § 65 der rheinl, § 19 der schl.-holst., § 78 der frankf., § 115 der hann. 
St.-0., § 72 der kurh, G.-O., § 94 der rheinl. L.-G.-O., Art. 131, AI. c. der bayer., 
Art. 63 AI. d. der pfälz. G.-O., Art. 94 der hess. St.-0., Art. 82 der L.-G.-O. und 
andere deutsche und ausserdeutsche Gesetzgebungen, unter letzteren z. B. Art. 
140 des ital. Gem.- und Prov.-G. und Art. 229 der holl. G.-O. 

" § 69 der kurh., § 52 der nass. G.-O., § 116 der preuss. L.-G.-O. für die 
östl. Prov., § 54 der westf. L.-G.-O., § 139 der bad. Gemeindeordnungen. 

«* § 81 der kurh , § 52 der nass. G.-O., § 51 der preuss. St,-0. für die östl. 
Prov., § 50 der westf., § 47 der rheinl. St.-O., § 115 der preuss. L.-G.-O. für die 
östl. Prov., § 53 der westf., § 95 der rheinl. L.-G.-O., § 139 der bad. Gemeinde- 
ordnungen. 

Blodig, Selbstverwaltung. 15 
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-derungen in der Substanz des Gemeindevermögens, daneben aber 
auch um die Benutzung desselben, insofern Verfügungen von 
besonderer Wichtigkeit darüber getroffen werden sollen. 

So verlangen namentlich die meisten Gemeindeordnungen 
höhere Genehmigung zur Veräusserung und zum Tausch beweg- 
lichen Vermögens über einen bestimmten Werth, und unbeweglichen 
Vermögens überhaupt.^* Einzelne Gemeindeordnungen unterscheiden 
auch verschiedene Gattungen von Vermögensstücken einer Gemeinde 



^ So verlangt Art. 68 AI. 2 des franz. G.-G. höhere Genehmigung für 
» Veräusserungen des Gemeindegutes c, (Ali6nations de propri^t^s communales) Art. 
i66 AI. I des ital. Gem.- und Prov.-G. nur für die Veräusserung von unbeweg- 
lichem Gemeindegut. Ebenso Art. 194 AI. c. der holl. G.-O. und Art. 76 AI. 4 
des belg. G. vom 30. März 1836. Nach Art. XVIII des öst. G. vom 5. März 1862 
bedürfen alle Veräusserungen des »Stammgutes« der Gemeinde der höheren 
Genehmigung, ein Satz, der in alle Gemeindeordnungen aufgenommen, in den 
Städten mit eigenem Statut aber nicht selten insofern abgeändert ist, als dieselbe 
für Veräusserungen von beweglichen Gegenständen über einen bestimmten Werth, 
und für Veräusserungen unbeweglicher Gegenstände unbedingt gefordert wird. 
So z. B. nach § 52 AI. i. des wiener G,-St, Die preuss. Städteordnungen und 
Landgemeindeordnungen verlangen höhere Genehmigung für jede Veräusserung 
von Grundstücken, so § 50 AI. i der St.-0. für die östl. Prov., § 49 der westf., 
§ 46 der rheinl., § 71 der schl.-holst., § 60 der frankf., § 119 AI. 2 der hann. 
St.-O., § 48 der nass. G.-O., § 114 der L.-G.-O. für die östl. Prov., § 53 der 
westf.,' § 95 der rheinl. L.-G.-O., Art. 48 der hess. St.-0., Art. 47 der L.-G.-O., 
§ 84 AI. I der kurh. G.-O. verlangt die Genehmigimg nur für den Fall, dass 
der Kaufpreis eine bestimmte Höhe übersteigt, ebenso Art. IS9 AI. i der bayer., 
Art. 91 AI. I der pfälz. G.-O., Art. 15 AI. 5 und Art. 25 des würt. G. vom 
21. Mai 1891 und § 172 d der bad. Gemeindeordnungen. Nach § 42 AI. 4 der 
hann. L.-G.-O. ist Genehmigung blos dann erforderlich, wenn durch die beab- 
sichtigte Veräusserung der Bestand des Gemeindevermögens verändert wird, 
nach § 135 der sächs. St.-0. und § 97 der L.-G.-O. bei Verminderung des 
Stammvermögens der Gemeinde, nach letzterer ausserdem noch bei Veräusserung 
von Grundstücken ohne Rücksicht auf ihren Werth. Auch die Gesetze der meisten 
Kleinstaaten fordern bei der Veräusserung von Gemeindegut von einem bestimmten 
Werth, eventuell bei der Veräusserung unbeweglichen Gemeindegutes unter allen 
Umständen höhere Genehmigung. So § 215 der braunschw. St.-O., § 157 der 
L.-G.-0., § 23 der anh., Art. 146 AI. i der weim. G.-O., Art. 174 AI. i des kob., 
§ 221 AI. I des goth., Art. 4 AI. 2 des mein. G.-G. vom 31. März 1848, Art. 166 
AI. I der schw.-rud., Art. 126 AI. l der schw.-sond., Art. 154 AI. l der reuss. 
ä. L., Art. 169 der reuss. j. L. G.-O., § 99 der schaumb.-lipp. St.-O., § 53 der 
L.-G.-O. Nach Art. 27 der old., § 107, 108 der wald. G.-O. und § 86 der lipp. St-0. 
sind zwar die Formalitäten der Veräusserung genau festgestellt, eine Genehmigung 
jedoch in Lippe nur bei Verminderung des Stammvermögens, in Oldenburg 
überhaupt nicht, und in Waldeck nur bei unentgeltlichen Veräusserungen vorge- 
schrieben." In Altenburg endlich ist zwar nach § 44 der D.-O. regelmässig 
höhere Genehmigung zu jeder Veräusserung von Immobilien vorgeschrieben, 
doch sind Ausnahmen davon in grösserer Anzahl festgestellt. 
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ohne Rücksicht auf ihren Werth, so namentlich Bau- und historische 
Denkmäler, Archive und sonstige bewegliche und unbewegliche 
Vermögensstücke, die einen historischen- oder Kunstwerth haben. ^^ 
Den Grundstücken sind meistens gewisse Realberechtigungen 
gleichgestellt, namentlich solche, welche nach dem geltenden 
Privatrecht zu den Immobilien gerechnet werden, hin und wieder 
auch Aktien und öffentliche Schuldverschreibungen. ®® 

Höhere Genehmigung ist regelmässig auch zur Aufnahme von 
Darlehen erforderlich, sofern nicht die Rückzahlung derselben aus 
dem ordentlichen Ertrag des Gemeindevermögens oder der direkten 
Steuern gesichert ist, und binnen einer bestimmten Zeit erfolgen 
soll. Andere Gemeindeordnungen verlangen höhere Genehmigung 
nur bei Anleihen, welche ein gesetzlich fixirtes Maximum über- 
schreiten, oder mit den schon vorhandenen Gemeindeschulden 
eine Summe ausmachen, die über eine bestimmte Quote des 
Gemeindevermögens oder der kapitalisirten Steuern hinausgeht.^^ 



*^ Namentlich die preuss. Gesetzgebung in den älteren Gemeindeordnun- 
gen und § 16, 30 des Zust.-G. Aehnlich in Bayern imd nach den meisten anderen 
deutschen Gemeindeordnüngen, sowie nach Art. 76 AI. 8 des belg. G. vom 
30. März 1836. 

^ Namentlich die deutschen Gemeindeordnungen sprechen allgemein von 
1 Grundstücken und denselben rechtlich gleichgestellten Gerechtsamen c, von 
> Grundstücken und Realberechtigungen«, u. dgl. m. — Betreffs öffentlicher Schuld- 
verschreibungen siehe Art. 166, AI. i, 2 des ital. Gem.- und Prov.-G., Art. 194 
AI. c der hoU. G.-O., Art, 77 AI. 3 des belg. G. vom 30. März 1836. Den deutschen 
Gesetzgebungen sind derartige Beschränkungen meist unbekannt, wobei aller- 
dings zu beachten ist, dass wenn »das Stammgut oder Vermögenc der Gemeinde 
unversehrt zu erhalten ist, darunter auch Schuldverschreibungen inbegriffen 
sein können. 

*' Nach Art. 141—43 des franz. G.-G. bedarf es zur Aufnahme eines 
Darlehens, welches durch die Centimes ordinaires oder durch die Centimes 
extraordinaires bis zu einem gew^issen Betrage gedeckt ist, keiner höheren Ge- 
nehmigung, sofern die Amortisation im ersten Falle binnen 30, im zweiten 
Falle binnen 5 Jahren vollendet sein soll. Nach Art. 160 des ital. Gem.- und 
Prov.-G. dürfen überhaupt nicht Darlehen aufgenommen werden, deren In- 
teressen mit denen der schon vorhandenen ein Fünftel der ordentlichen 
Jahreseinnahme überschreiten. Nach Art. 194 AI. a der holl. G.-O. ist zur 
Aufnahme jedes Darlehens höhere Genehmigung erforderlich, ebenso nach 
Art. 76 AI. I des belg. G. vom 30. März 1836. Nach § 87 der öst Reg.-V. 
kann die Gemeinde ohne höhere Genehmigung Darlehen aufnehmen, wenn 
der Betrag desselben mit Einrechnung der bestehenden Schulden die Jahres- 
einkünfte nicht übersteigt. Dieser Grundsatz ist nach mehreren Gemeinde- 
ordnungen, so nach § 97 der böhm., § 91 der niederöst., und § 86 der tir. G.-O. 
modifizirt, während nach den städtischen Statuten, so z. B. nach § 52 AI. 1 
des Wiener G.-St. an Stelle der quotenmässigen meist zahlenmässige Maxima 
treten. § 50 der preuss. St.-O. für die östl. Prov. verlangt höhere Genehmigung 

15* 
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Besondere Bestimmungen gelten betreffs unfreiwilliger Ver- 
äusserungen und Uebernahme von Lasten seitens der Gemeinde. 
Ist sie zu irgend einer Leistung rechtskräftig verurtheilt, so kann 
von einer »Genehmigung« im eigentlichen Sinne des Wortes nicht 
die Rede sein. Doch treffen einzelne Gesetze zur Wahrung der 
Gemeindeinteressen besondere Bestimmungen über die hiebei ein- 
zuhaltenden Formalitäten, und beschränken das Recht der Ge- 
meinde, willkürHch Kompromisse und Vergleiche abzuschliessen, 
als klagende Partei in einem Prozesse aufzutreten,! Rechtsmittel 
zu ergreifen, und verpflichten sie auch, wenn sie geklagt wird, so- 
fort der Aufsichtsbehörde davon Mittheilung zu machen. ^^ 

Aber auch zu andern wirthschaftlichen und privatrechtlichen 
Massnahmen, durch welche die Substanz des Gemeindevermögens 
oder seine Ertragsfähigkeit verändert wird, oder von welchen 
mittelbar ein erheblicher Einfluss auf dieselbe zu erwarten ist, ist 
höhere Genehmigung erforderlich, so zur Vornahme von Neu- 
bauten, Umbauten und bedeutenderen Reparaturen an Gebäuden,^® 



zur Aufnahme von Darlehen, idurch welche die Gemeinde mit einem Schulden- 
stand belastet, oder der bereits vorhandene vergrössert wird.c Ebenso § 49 der 
westf., § 46 der rheinl., § 71 AI. 3 der schl.-holst., § 60 der frankf., § 119 AI. 2 
der hann. St.-0., § 114 der L.-G.-O. für die östl. Prov., § 53 der westf., § 97 
der rheinl., § 42 AI. 5 der hann. L.-G.-0., ganz ähnlich § 28 AI. 4 der nass. G.-O. 
Wie in Preussen ist es auch, von nicht sehr bedeutenden Modifikationen abge- 
sehen nach Art. 15 AI. 6 des würt. G. vom 21. Mai 1891, § loi der bad. Ge- 
meindeordnungen, Art. 48 AI. 3 der hess. St-O., Art. 47 AI. 3 der L.-G.-0., § 215 IL 
AI. 4 der braunschw. St.-O., § 165 II. AI. 3 der L.-G.-O., Art 56 der old., § 23 
der anh., Art. 123, 146 der weim. G.-ü., § 221 AI. 3 des goth., Art. 174 AI. 3 
des kob., Art. 4 des mein. G.-G. vom 31. März 1848, Art. 166 AI. 2 der 
schw.-rud., Art. 126 AI. 3 der schw.-sond., Art. 133, 154 AI. 4 der reuss. ä. L., 
Art. 135 der reuss. j. L. G.-O., § 99 AI. 2 der schaumb.-lipp. St.-0., § 53 AI. 2 
der L.-G.-O., §110 der wald. G.-O. Nach anderen Gesetzgebungen ist höhere 
Genehmigung nur zu Anleihen erforderlich, welche einen gewissen Betrag über- 
steigen, so nach Art. 63 der bayer., Art. 47 der pfälz, G.-O , ebenso nach § 135 e 
der Sachs. St.-O. und § 97 g der L.-G.-O., wobei jedoch bei Schulden, die binnen 
Jahresfrist rückzahlbar sind, von der Genehmigung abgesehen wird. Aehnlich 
§ 38 AI. 3, § 53 der alt. D.-O. Ueberhaupt keine Genehmigung wird in Kur- 
hessen und in den lipp. Städten gefordert, natürlich unbeschadet des Rechts der 
Aufsichtsbehörde, zu sorgen, dass das Stammvermögen der Gemeinde erhalten 
bleibe. — Den Darlehen sind unbedingt schon der Natur der Sache nach Bürg- 
schaftsleistungen gleichzustellen, femer auch nach den meisten Gesetzgebungen 
sonstige Belastungen, sofern dieselben nicht, wie z. B. Hypotheken ohne- 
dies unter den Begriff der Anleihen fallen. 

«« Art. 121 ff. des franz. G.-G., § 45 AI. 5 der rheinl. St.-O., § 97 der 
L.-G.-O., § 61 der nass. G.-O. 

«• Art. 68 des franz. G.-G., Art. 76 AI. i, 3 des belg. G. vom 30. März 1836. 
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zum Erwerb von Grundstücken, "'^^ sowie zur Annahme von Schen- 
kungen und Legaten, auf welchen Verbindlichkeiten lasten, ohne 
das beneficium inventarii.'^^ Das gleiche gilt bei wesentlichen 
Veränderungen in der Art der Benutzung des Gemeindevermögens, 
wozu auch die Verwandlung von Allmendgut, dessen Nutzungen 
nicht der Gemeinde als solcher, sondern allen oder einigen der zu 
ihr gehörigen Personen zukommen, in freies Gemeindegut zu 
rechnen ist.^^ 

Auch zur Vertheilung etwaiger Jahresüberschüsse der Ge- 
meinden, welche in der Regel zum Stammvermögen zu schlagen 
sind, ist meistens höhere Genehmigung erforderlich, ebenso zur 
Vertheilung einzelner Theile des Stammvermögens der Gemeinde 
an ihre Angehörigen, soweit eine solche überhaupt zulässig ist, 
mag es sich dabei um Allmendgut, oder um freies Gemeindegut 



'» Art IV, § 6 des franz. G. vom 28. pluv. VIII., Art. 19 des G, vom 
18. Juli 1837, welche in Els.-Lothr. noch jetzt in Geltung stehen. Art. 68 AI. 3 
des franz. G.-G., Art. 194 AI. c der holl. G.-O., Art. 76, AI. i, 3 des belg. G. 
vom 30. März 1836. Die deutschen Gemeindeordnungen treffen nur selten der- 
artige Bestimmungen. So fordert § 91 AI. 2 der niederöst. G.-O. höhere Ge- 
nehmigung zum Ankauf von Realitäten, wenn dieselben gleichzeitig belastet 
werden, § 52 AI. g des Wiener G.-St. und andere Städtestatuten, sofern der 
Kaufpreis eine bestinmite Summe übersteigt Natürlich ist auch nach den 
übrigen Gesetzgebungen die Aufsichtsbehörde berechtigt, aus anderweitigen 
gesetzlichen Gründen, z. B. im Interesse der Erhaltung des Stamm Vermögens 
der Gemeinde, den Abschluss von derartigen Kaufverträgen zu untersagen. 

" Art. III des franz. G.-G , § 91 AI. 4 der niederöst. G.-O. 

'» § 50 AI. 4 der preuss, St.-0. für die östl. Piov., § 49 der westf., § 46 
der rheinl., § 71 AI. 4 der schl.-holst., § 60 der franki. St.-0., § 70 der kurh., 
§ 31 der nass. G.-O, § 114 der L.-G.-O. für die östl. Prov., § 53 der westf. 
L.-G.-0., Art. 20 des würt. G. vom 16, Juni 1885. Nach § 70, 72 d der bad. G.-O. 
ist die höhere Genehmigung nur dann zu Veränderungen in der Benutzimg des 
Gemeindeguts erforderlich, wenn dieselben eine Schmälerung der einzelnen Per- 
sonen zustehenden Allmendnutzungen mit sich bringen. In anderen Staaten, 
so in Sachsen und Bayern ist überhaupt keine Genehmigung erforderlich. Doch 
ist nach Art, 27, 35 der bayer. G.-O. die Aufhebung der Nutzungsrechte nur 
dann zulässig, wenn dem Beschluss drei Viertel aller Gemeindebürger, die zu- 
sammen mehr als die Hälfte aller Grundsteuern entrichten^ ihre Zustimmung 
geben. Dabei sind die Nutzungsberechtigten in angemessener Weise zu ent- 
schädigen, wie es auch mehrere Gemeindeordnungen ausdrücklich anordnen. 
Nur ausnahmsweise schliesst das Gesetz für gewisse Fälle jeden Entschädigungs- 
anspruch derselben aus. So bestimmt Art. 20 des würt. G. vom 16. Juni 1885, 
dass der Gemeinderath mit Zustimmung des Bürgerausschusses die persönlichen, 
d. i. diejenigen Nutzungen, welche den Bürgern imabhängig von ihrem Güterbesitz 
und ihrer Steuerquote aus dem nutzbaren Eigenthum der Gemeinde zufliessen, 
aufheben oder schmälern dürfe, ohne dass hieraus den Nutzungsberechtigten 
ein Entschädigungsanspruch erwächst. 
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handeln. Die Agrargesetzgebung des l8. und der ersten Jahrzehnte 
des 19. Jahrhunderts hatte aus ökonomischen Gründen die Ver- 
theilung des Gemeindegutes unter die Gemeindebürger in jeder 
Weise begünstigt, bisweilen sogar geradezu angeordnet."^* Die 
spätere Gesetzgebung nimmt jedoch den entgegengesetzen Stand- 
punkt ein, so dass gegenwärtig in einem grossen Theil Deutsch- 
lands jede Vertheilung des Gemeindeguts unter die zur Gemeinde 
gehörigen Personen verboten,^* und nur die Ueberlassung einzelner 
Theile desselben zu längerer Nutzniessung gestattet ist.''* In 
anderen Staaten ist die Vertheilung zwar erlaubt, aber von höherer 
Genehmigung und bisweilen auch von der Zustimmung einer quali- 
fizirten Majorität der Gemeindevertretung oder Versammlung ab- 
hängig gemacht.'^ 

Auch einzelne über die Verwaltung des Gemeindevermögens 
abzuschliessende Rechtsgeschäfte sind an höhere Genehmigung 
gebunden. So müssen nach Art. 68 des franz. G.-G. Beschlüsse 
des Gemeinderathes über Pachtverträge von mehr als 18 jähriger 
Dauer vom Präfekten genehmigt werden. In ähnlicher Weise 
bestimmt Art. 2 des belgischen G. vom 30. Juni 1865, sowie 
der noch immer in Geltung stehende Art. 910 des Code Civil, 
dass Verpachtungen von Gemeindegut der Genehmigung des 
ständischen Ausschusses oder des Königs bedürfen. Aehnlich 
nach Art. 167 des ital. Gem.- u. Prov.-G. und nach Art. 194 der hoU. 
G.-O. In Oesterreich ist nur nach § 97 der böhm. und nach § 99 
der galiz. G.-O. für gewisse Verpachtungen Genehmigung der 
Bezirksvertretung, resp. des Bezirksrathes erforderlich. Den Ge- 
meindeordnungen der meisten deutschen Staaten sind derartige 
Bestimmungen fremd. 



" So bestimmte 2. B. § 23 der preuss. Gemeinheitstheilungsordnimg vom 
7. Juni 182 1, es sei ohne Beweisführung anzunehmen, dass jede Gemeinschafts- 
auseinandersetzung zum Besten der Landeskultur gereiche imd ausführbar 
sei. Siehe hierüber Gierke, Genossenschaftsrecht, l. B., § 55 A ib. 

'* So z. B. § I des preuss. G. vom 26. Juli 1847, § 5 der kurh. Verord. 
vom 13. Mai 1867, § 43 der nass. G.-O., Art. i des hess. G. vom 22. November 1872. 

" So z. B. in Nassau. Auch Gesetze, welche die Vertheilung des Ge- 
meindeguts nicht verbieten, treffen besondere Bestimmungen über die Ueber- 
lassung der Allmende an einzelne zur Gemeinde gehörige Personen behufs 
längeren Niessbrauchs. So z. B. Art. 28 der bayer. G.-O. 

'• § 61 der öst. Reg.-V. fordert zur Vertheilung des Stammvermögens der 
Gemeinde unter die Gemeindemitglieder ein Landesgesetz. Nach Art. 27, 159 
der bayer. G.-O. kann die Aufhebung der Nutzungsrechte nur erfolgen, wenn 
drei Viertel der Gemeindebürger, welche mehr als die Hälfte der Grundsteuern 
entrichten, damit einverstanden sind, und die Aufsichtsbehörde ihre Zustimmung 
gibt. Aehnlich nach § 113, 126, 172 d der bad. Gemeindeordnungen. 



I. Abschnitt. 4. Abth. IV. Die Finanzwirthschaft der Gemeinde. 23 1 

Dagegen ist in den meisten deutschen und ausserdeutschen 
Gemeindegesetzen angeordnet, dass über alle wichtigeren Ver- 
mögensangelegenheiten die Gemeindevertretung oder Versammlung 
Beschluss zu fassen hat, dass also auch abgesehen von jeder höheren 
Genehmigung der Vorstand nicht selbstständig beschliessen und 
handeln darf. Dabei kann bestimmt sein, dass die Gemeinde- 
vertretimg oder Versammlung in allen Angelegenheiten der Be- 
nutzung des Gemeinde Vermögens Beschluss zu fassen habe,'' oder 
es sind ihr, namentlich wo der Vorstand kollegialisch organisirt 
ist, nur die wichtigeren Fälle zur Beschlussfassung und Genehmigung 
vorbehalten.'^ Bisweilen ist auch vorgeschrieben, dass dort, wo 
als ordentliches willensbildendes und kontroUirendes Organ der 
Gemeinde eine gew^ählte Vertretung besteht, einzelne wichtige 
Angelegenheiten der Vermögensverwaltung der Beschlussfassung 
durch die Gemeindeversammlung vorbehalten bleiben.'* 

Besondere Bestimmungen treffen die Gesetzgebungen über 
die Benutzung derjenigen Theile des Gemeindevermögens, welche 
nicht der Gemeinde als juristischer Person, sondern anderen Per- 
sonen zu Gute kommt, gewöhnlich Allmende, Gemeindegliedver- 
mögen oder Bürgervermögen, genannt. Nutzungsberechtigt sind, 
wie seinerzeit*® ausgeführt wurde, ^entweder alle zur Gemeinde 
gehörigen Personen, oder blos die Bürger. Bisweilen muss man 
sich auch noch »in die Nutzungen einkaufen«. Unter allen Um- 
ständen aber erscheint das Recht der Antheilnahme an denselben 
als ein Annex zum Bürgerrecht oder zur Gemeindeangehörigkeit. 
Es ist also ein öffentliches Recht, wie das aktive und passive Wahl- 
recht, das Recht des Aufenthalts in einer bestimmten Gemeinde, 
und andere den verschiedenen Klassen der Gemeindeangehörigen 
zustehende Rechte. 

Anders steht es mit den Rechten der Mitglieder der soge- 
nannten Realgemeinden. Als sich nämlich die alten ökonomisch- 
politischen Markgemeinden in rein politische Gemeinden verwan- 



" Art. 61 Ü. des franz. G.-G., Art. 11 r des ital. Gem.- und Prov.-G., Art. 
134 ff. der holl. G.-O., Art. 75 ff. des belg. G. vom 30. März 1836, § 30 der 
öst. Reg.-V., § 49 der preuss. St.-0. für die östl. Prov., § 48 der westf., § 44 der 
rheinl., § 63 der schl.-holst., § 59 der frankf. St.-O., § 113 der preuss. L.-G.-O. 
für die östl. Prov., § 32, 53 der westf, § 95-97 der rheinl., § 69 der sächs. 
L.-G.-0., Art. 47 der hess. St.-0., Art. 46 der L.-G.-0. 

" § 97 der hann. St-O., § 41 der L.-G.-0., § 80 der kurh., § 26, 47 der 
nass., Art. 112, 147 der bayer., Art. 47, 67 der pfälz. G.-O., § 68 der sächs. St.-O., 
§ 52 des würt. Verw.-Ed., § 56 a der bad. Gemeindeordnungen. 

^» § 76 der öst. Reg.-V. 

«« Siehe oben S. 130 IT. 
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delten,®^ traten häufig diejenigen Grundbesitzer, welche sich bis 
dahin im ausschliesslichen Besitz der politischen und ökonomischen 
Rechte der Vollbürger befunden hatten, in eine eigene Genossen- 
schaft zusammen, der von der Gemeinde ein Theil ihres Vermögens 
überlassen wurde. Es war dies gewissermassen eine Entschädigung 
für verlorene öffentliche und private Rechte. Trotzdem wäre es 
verfehlt, die Realgemeinden als Korporationen des öfifentlichen 
Rechts anzusehen. Sie verfolgen nur wirthschaftliche Zwecke, und 
unterscheiden sich, abgesehen von der Art und Weise ihrer Ent- 
stehung nicht von anderen Wirthschaftsgenossenschaften des 
Privatrechts. ®2 

Die Zugehörigkeit zu einer Realgemeinde ist also juristisch 
vom Recht der Antheilnahme an den Nutzungen des Gemeinde- 
vermögens völlig verschieden. Daher treffen auch die Gemeinde- 
ordnungen blos über letzteres besondere Bestimmungen. Freilich 
enthalten dieselben grossentheils nur subsidiäre Normen, indem 
in Bezug auf das Mass der Antheilnahme der einzelnen Berech- 
tigten und die Art der Benutzung in erster Linie das Herkommen 
zu entscheiden hat. Ebenso werden die mit dem Besitz einzelner 
Realitäten verbundenen oder auf sonstigen besonderen Rechtstiteln 
beruhenden Nutzungsrechte von den meisten Gemeindeordnungen 
ausdrücklich anerkannt. ^^ 

C. Die .Eümahmen der Gemeinde. 

Die Gemeindeordnungen stellen häufig den Grundsatz auf, 
dass der Geldbedarf der Gemeinde in erster Linie aus dem Ertrag 
ihres Vermögens gedeckt werden soll.®* Im praktischen Leben ist 
die Regel freilich zur Ausnahme geworden, indem nur wenige 
Gemeinden über ein genügend grosses Vermögen verfügen. Die 
meisten sind vielmehr darauf angewiesen, die zu ihrer Verwaltung 
erforderlichen materiellen Mittel durch Zwangsumlagen herein- 
zubringen. 



«* Siehe oben S. i8o. 

^' Daher ist es auch juristisch nicht korrekt, sie > Realgemeinden c zu 
nennen. 

*» § 63 der öst. Reg.-V., § 52 der preuss. St.-0. für die östl. Prov., § 51 
der westf., § 47 der rheinl., § 21 der schl.-holst. St.-0., § 70 der preuss. L.-G.-O. 
für die östl. Prov., § 52 der westf, § 17 der rheinl., § 60 der hann. L.-G.-O., 
§ 24, 70 der kurh., Art. 32, 33 der bayer., Art. 25 der pfälz.. G.-O., Art. 27, 28 
des würt. G. vom 16. Juni 1885, § 37 des bad. B.-R.-G., § 104 der Gemeinde- 
ordnungen, und die Gesetzgebimg der meisten Kleinstaaten. 

^ § 67 der öst. Reg.-V., § 2 des neuen preuss. K.-A,-G. vom 14. Juli 1893. 
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Damit nun die Gemeinde bei Ausschreibung und Einhebung 
derselben nach ökonomischen Grundsätzen vorgehe, und namentlich 
nicht einzelne Klassen von Gemeindeangehörigen zum Nachtheil 
anderer begünstige, oder einzelne Zweige der Produktion über- 
mässig belaste, stellen die Gesetzgebungen fest, was für Zwangs- 
umlagen erhoben werden dürfen. Freilich gehen sie dabei von 
verschiedenen Grundsätzen aus. Unter allen Umständen aber 
erhält dem Charakter der Gemeinde als Mikrokosmus des Staates 
entsprechend das System der Gemeindeumlagen wenigstens in seinen 
Grundzügen eine ähnliche Gestaltung, wie das der staatlichen 
Zwangsumlagen. Daher kann man auch unter den kommunalen 
Abgaben Regalien, Gebühren und Steuern, und unter diesen wieder 
Schätzungen und Verbrauchsabgaben unterscheiden. Erstere werden 
aus dem Titel des Vermögens oder Einkommens, letztere anlässlich 
des Verbrauchs einer Sache im Gemeindegebiet erhoben. Zu diesen 
Abgaben kommen noch die der Gemeindewirthschaft eigenthüm- 
lichen, von ihren Angehörigen unentgeltlich zu leistenden Dienste, 
die »Hand- und Spanndienste«. 

Da unter den nicht privatrechtlichen Einnahmen der Gemeinde 
Gebühren selten von grösserer Bedeutung sind, und Gemeinde- 
regalien überhaupt nur ausnahmsweise vorkommen, legen die Ge- 
meindeordnungen das Hauptgewicht auf die Steuern, und stellen 
in der Regel ziemlich detaillirte Vorschriften darüber auf, was für 
Steuern die Gemeinde selbstständig ausschreiben kann, wann sie 
dazu höhere Genehmigung einzuholen hat, und von welcher Be- 
hörde dieselbe zu ertheilen ist. Dabei unterscheiden sie aber nicht 
zwischen Schätzungen und Verbrauchssteuern, sondern sie sprechen 
meistens von direkten und indirekten Steuern, und nehmen diese 
beiden Begriffe in demselben Sinn, wie die Finanzgesetzgebung 
des betreffenden Landes.®^ 

Wenn die Gemeindeordnungen bestimmen, dass die Gemeinden 
nur den Staatssteuern gleichartige Abgaben einheben dürfen, so 
liegt der Grund dieser Vorschrift im Bestreben der Gesetzgebung, 
das Kommunalsteuersystem, so weit es bei den verschiedenen Ver- 
hältnissen der Gemeinden sein kann, möglichst gleichmässig zu 



®^ Direkte Steuern sind diejenigen, bei denen der Steuerzahler zugleich 
Steuerträger ist, indirekte diejenigen, bei denen sie verschiedene Personen sind. 
Die Schätzungen werden meistens, aber nicht ausnahmslos als direkte Steuern 
I eingehoben. Auch gibt es Verbrauchsabgaben, welche direkte Steuern sind, 
so z. B. die Klavier- und Gewehrsteuer. Auf die finanzwissenschaftliche Streit- 
frage, ob sich der Unterschied zwischen direkten und indirekten Steuern über- 
haupt praktisch verwerthen lässt, kann hier nicht weiter eingegangen werden. 
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gestalten, und mit den auch für das System der Staatssteuem mass- 
gebenden ökonomischen und juristischen Grundsätzen in Einklang zu 
bringen. Dagegen ist es lediglich Konsequenz der rechtlichen Auf- 
fassung des Begriffes der Gemeinde, wenn einige Gesetzgebungen 
einen Theil der Gemeindesteuern als Staatssteuern einheben, oder 
den Gemeinden einen bestimmten Bruchtheil gewisser Staats- 
steuern zuweisen. 

So fungiren im französischen Staatsbudget neben den vier 
direkten Steuern noch Zusatzsteuern, (Centimes additioneis), welche 
allgemeine, departementale oder kommunale genannt werden, und 
deren Ertrag entweder in die Staatskasse, oder in die der Depar- 
tements oder der Gemeinden fliesst. Art. 133 AI. 3 des G.-G. von 
1884 nennt diese letzteren auch geradezu einen Bestandtheil der 
Staatssteuern, »produit des Centimes ordinaires et sp6ciaux affectes 
aux communes par les lois de finances.« Nach Art. 141 kann 
der Gemeinderath auch die Einhebung von ausserordentlichen Zu- 
schlägen für ausserordentliche Ausgaben der Gemeinde im Allge- 
meinen, und speziell für Strassen- und Wegebau ausschreiben. 
Von der Höhe dieser Steuern, welche natürlich immer als Zuschlag 
zu den ordentlichen Steuern erscheinen, und von der Zahl der 
Jahre, während welcher sie eingehoben werden sollen, hängt es 
ab, ob ihre Neueinführung von höherer Genehmigung abhängig ist, 
und welche Behörde zur Ertheilung derselben kompetent ist.^^ 
Verzehrungssteuern (taxes d'octroi) können nach Art. 137 über- 
haupt nur ausgeschrieben werden, wenn der Präsident im Staats- 
rath dieselben genehmigt hat. Neben den Steuern erwähnt das 
Gesetz noch verschiedene Arten von Gebühren, welche die Ge- 
meinden anlässHch der Vornahme von Amtshandlungen ihrer Organe 
einzuheben berechtigt sind, Markt- und Standgelder u. dgl. m.®' Mit 
dem G.-G. von 1884 stimmt im Wesentlichen auch das ältere franz. 
Recht überein, welches gegenwärtig mit geringen Modifikationen 
noch in Elsass-Lothringen gilt.®^ 

Den holländischen Gemeinden werden, w-enn sie ihre Ausgaben 
nicht aus dem Ertrag ihres Vermögens bestreiten können, vier 



** Art. 142, 43. In gewissen Fällen ist sogar der Erlass eines Spezialge* 
setzes vorgeschrieben. 

" Art. 133, AI. 6, 7, 8, II. 

•■ Art. 147 des G. vom 28. April 1816, Art. 31 des G. vom 15. Mai 1818, 
Art. 2 des G. vom 21. Mai 1836, Art. 5 des G. vom 20 Juli 1837, Art. 32 
des G. vom 25. April 1844, Art. 40 des G. vom 15. März 1850, Art 8 des G. 
vom 10. April 1867, Art 3—10 des G. vom 24. Juli 1867, Art. 16 des G. vom 
31. Juli 1867, und die Verord. vom 23. Juli 1879. 
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Fünftel der Landes-Personalsteuer zugewiesen. ®® Ausserdem fliesst 
die Lizenzsteuer für den Verkauf geistiger Getränke in die Gemeinde- 
kasse.®® Erst wenn all dies nicht ausreicht, dürfen sie Zuschläge 
zu bestimmten direkten Staatssteuern und selbstständige Einkommen- 
steuern erheben.®* Verzehrungssteuern auszuschreiben ist den 
Gemeinden ausdrücklich verboten.'^ Dagegen können sie Strassen-, 
Brücken-, Hafengelder und andere Abgaben für die Benutzung 
von Gemeindeanstalten, sowie Hand- und Spanndienste fordern.®* 
Zur Einführung, Abänderung und Abschaffung von Gemeindeab- 
gaben ist die Genehmigung des Königs erforderlich.®* 

Auch den belgischen Gemeinden wurde durch ein Gesetz 
vom 18. Juli 1860 untersagt, Verzehrungssteuern zu erheben. Um 
sie nun dafür zu entschädigen, wurde aus bestimmten staatlichen 
Einkünften ein eigener Fond geschaffen, aus dem die Gemeinden 
in einem vom Gesetze genau normirten Verhältnis Zuschüsse er- 
halten. Später wurde aus anderen staatlichen Einnahmen noch 
ein zweiter Fond gebildet, welcher mit dem ersten nicht vereinigt 
ist, aber demselben Zwecke dient und nach gleichen Grundsätzen 
verwaltet wird.®^ Ausserdem können die Gemeinden mit Ge- 
nehmigung des ständischen Ausschusses, eventuell des Königs so- 
wohl Zuschläge zu den direkten Staatssteuern, als auch Gebühren, 
wie Markt- und Standgelder, Wäge-, Mess-, Aichungsgebühren und 
ähnliche Abgaben erheben.®® 

Die französischen, holländischen und belgischen Gemeinden 
bestreiten also einen bedeutenden Theil ihrer Auslagen aus den 
ihnen vom Staat überwiesenen Einkünften. Ein Theil der Gemeinde- 
einnahmen wird nicht direkt seiner Bestimmung zugeführt, sondern 
er wird vom Staate eingehoben, und von ihm an die einzelnen 
Gemeinden nach einem bestimmten Massstab vertheilt. Von ganz 
anderen Prinzipien geht die Kommunalsteuergesetzgebung der 
deutschen Staaten, Oesterreichs und auch Italiens aus. Die Steuer- 
zahler zahlen nämlich daselbst unmittelbar der Gemeinde, wobei 
allerdings die direkten Gemeindesteuern häufig als Zuschläge zu 



•» G. vom 7. Juli 1865 und 26. Juli 1885. 
»• G. vom 22. Juni 1881 und 16. April 1885. 

•* Art. 240 AI. 2 der G.-O. und die in der vorigen Anm. zitirten Gesetze. 
•« Art. 241 der G.-O. 
" Art. 238, 39." 
•* Art. 232-37. 
•» G. vom 19. August 1889. 

•« Art. 76, 77, 121, 37, 38 des G. vom 30. März 1836, G. vom 25. Mai 1838, 
Art. 2 des G. vom 30. Juni 1865, G. vom 31. Juli 1889. 
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den Staatssteuern, zugleich mit ihnen und in derselben Weise, 
wie sie eingehoben werden. Ihrem juristischen Charakter nach sind 
sie aber nicht Staatssteuem, deren Ertrag später in die Gemeinde- 
kasse abgeführt wird, sondern sie sind Gemeindesteuern. 

Im Uebrigen weichen die Gesetze der einzelnen Staaten über 
die direkten Gemeindesteuern in vielen Punkten von einander ab, 
namentlich in Bezug auf die Stellung des Gemeindesteuersystems 
zu den direkten Staatssteuern. Man kann in dieser Hinsicht die 
Gesetzgebungen in zwei grosse Gruppen scheiden. Die Gesetze der 
ersten Gruppe, zu welchen die österreichischen, die meisten 
deutschen Gemeindeordnungen und auch das italienische Gem.- 
u. Prov.-G. gehört, gestatten den Gemeinden nur, Zuschläge zu 
den direkten Staatssteuern einzuheben, wobei in der Regel noch 
vorgeschrieben ist, dass dieselben nach gleichen Sätzen umzulegen 
sind. Sollen die kommunalen Zuschläge zu den einzelnen Gat- 
tungen der direkten Staatssteuem nach ungleichen Sätzen einge- 
hoben werden, oder einen bestimmten Prozentsatz derselben über- 
steigen, oder soll eine direkte Gemeindesteuer ausnahmsweise 
überhaupt nicht als Zuschlag zu einer direkten Staatssteuer ein- 
gehoben werden, ist höhere Genehmigung erforderlich. Dagegen 
stellen andere, meist norddeutsche Gemeindeordnungen entweder 
ein im Wesentlichen selbstständiges Gemeindesteuersystem auf, oder 
sie gestatten den einzelnen Gemeinden, Steuerart und Besteuerungs- 
fuss autonom festzustellen, und schreiben nur vor, welche allge- 
meinen Grundsätze dabei beobachtet werden müssen. Desgleichen 
machen sie in der Regel die Einführung neuer und die Erhöhung 
bestehender Steuern von der Genehmigung der Aufsichtsbehörde 
abhängig. 

In Oesterreich dürfen die direkten Gemeindesteuern nach 
§ 72 AI, I, 73 der Reg.-V. regelmässig nur als Zuschläge zu den 
direkten Staatssteuem bis zu einem bestimmten Prozentsatz der- 
selben®^ eingehoben werden, und sind auch auf alle Gattungen der- 



»' Art. 15 des G. vom 5. März 1862 und § 78 der Reg.-V. verlangen für 
Zuschläge über 10% der direkten Steuern die Genehmigung der Bezirksver- 
tretung. Auf Verlangen eines Mitgliedes des Gemein deausschasses, welches 
demselben als Höchstbesteuerter nach § 16 der Reg.-V. angehört, muss diese 
Genehmigung schon bei Zuschlägen, welche 5 % der direkten Steuern über- 
schreiten, eingeholt werden. Bei Zuschlägen über 25 % ist der Erlass eines 
Landesgesetzes zu erwirken. In den Gemeindeordnimgen der einzelnen Kron- 
länder sind die Sätze verschieden festgestellt. Nach § 77 der tir. G.-O. z. B. sind 
Zuschläge über 150 7o an die Bewilligung der Bezirks Vertretung, Zuschläge über 
300 % ^Q ^^^ <les Landtags, solche über 500 °/o an den Erlass eines Landesge- 
setzes gebunden. 
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selben nach gleichen Sätzen umzulegen. Abweichungen von 
dieser Regel bedürfen nach Art. XV des G. vom 5. März 1862 
und nach § 78, 80 der Reg.-V. höherer Genehmigung. Nur 
Hundesteuern, welche gleichfalls zu den direkten Steuern zu 
rechnen sind, können in einigen Kronländem*® bis zu einem 
bestimmten Satz auch ohne höhere Genehmigung ausgeschrieben 
werden. ^^ 

Nach Art. 45 — 47 der bayer. und Art. 36, 37 der pfälz. G.-O. 
können die Gemeinden ohne jede Genehmigung Umlagen nach 
dem Massstab sämmtlicher in der Gemeinde zu erhebenden oder 
zu berechnenden direkten Staatssteuern erheben. Dabei sind in 
den Landgemeinden der rechtsrheinischen Landestheile und in der 
Pfalz gewisse Höchstbesteuerte der Gemeindeversammlung oder 
dem Ausschuss zuzuziehen.^®® In der Pfalz steht es sogar jedem 
dieser Höchstbesteuerten frei, bei der vorgesetzten Verwaltungs- 
behörde über die Steuereinführung oder Erhöhung einer Umlage 
Beschwerde zu führen, und ist der angefochtene Gemeinderaths- 
beschluss ausser Wirksamkeit zu setzen, wenn sich ergibt, dass 
die durch die Umlage zu deckende Auslage weder gesetzlich noth- 
wendig, noch im Interesse der Gemeinde erforderlich ist. 

§ 25 des würt. Verw.-Ed. und das G. vom 14. Juni 1887, sowie 
§ 80 der bad. Gemeindeordnungen gestatten ebenfalls den Ge- 
meinden Zuschläge zu den direkten Staatssteuem nach gleichen 
Sätzen einzuheben. In Württemberg darf unter gewissen Bedin- 
gungen die Umlegung auf die verschiedenen Arten der Staats- 
steuem auch nach ungleichen Sätzen erfolgen. 

Dagegen ist nach Art. 95 der hess. St.-O., Art. 83 der L.-G.-O 
und Art. 3, 5 des G. vom 22. November 1872 zur Einführung oder 
Erhöhung jedes kommunalen Zuschlages zu den direkten Staats- 
steuem die Genehmigung des Ministers erforderlich, welche aber 
schon im Voraus generell bis zu einem bestimmten Satz ertheilt 
werden kann. Ebenso dürfen auch in den meisten Kleinstaaten 



»« § 82 der niederöst, § 80 der kämt. G.-O. 

** Aehnliche Bestimmungen treffen die Städtestatute, wobei allerdings die 
Maximalsätze, bis zu welchen die Gemeinde Zuschläge zu den direkten Staats- 
steuem ohne jede Genehmigung einzuheben befugt ist, verschieden sind. So 
verlangt § 52 AI. k des Wiener G.-St. bei Zuschlägen über 30 % die Erwirkung 
eines Landesgesetzes, § 106 des Prager G.-St. bei 25%. 

10« Nach Art. 47 der bayer. G,-0. ist bei derartigen Beschlüssen der Ge- 
meindeversammlung für die Zahl der Stimmen der einzelnen Stimmberechtigten 
ihre Leistung an direkten Steuern massgebend. 
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die direkten Gemeindesteuern in der Regel nur als Zuschlag zu 
den Staatssteuem eingehoben werden. ^^^ 

Dasselbe gilt in Italien, wo nach Art. 147 AI. 6 und Art. 262 
des Gem.- u. Prov.-G. die Gemeinden auf alle Gattungen der 
direkten Staatssteuern Zuschläge (sovraimposte alle contribuzioni 
dirette) nach gleichen Sätzen erheben dürfen. Dieselben sollen 
aber höchstens den Betrag der Staatssteuern erreichen, eine Regel, 
welche allerdings durch zahlreiche in Spezialgesetzen normirte 
Ausnahmen durchbrochen ist. Dabei begünstigt das Gesetz die 
Einhebung derartiger Zuschläge an Stelle der kommunalen Ver- 
zehrungssteuern, indem Art. 148 bestimmt, dass im Falle, dass sich 
die kompetenten Gemeindeorgane nicht darüber äussern, durch was 
für Steuern der Gemeindebedarf zu decken sei, dies durch Zu- 
schläge zu den direkten Steuern zu geschehen habe. Daneben 
dürfen die Gemeinden nach verschiedenen Spezialgesetzen aller- 
dings auch selbstständige direkte Steuern, so namentlich auf den 
Miethwerth von Wohnungen, auf Dienstboten, auf Pferde, Hunde 
und Ackerbauvieh legen. 

Im Gegensatz zu den bisher angeführten deutschen und der 
italienischen Gesetzgebung stehen diejenigen Gemeindeordnungen, 
welche den Gemeinden entweder ein im Wesentlichen selbst- 
ständiges Steuersystem vorschreiben, oder die Feststellung desselben 
ihnen selbst überlassen. Während aber die älteren dieser Gruppe 
angehörigen Gesetzgebungen nicht selten die Einhebung der direkten 
Gemeindesteuern als Zuschläge zu den Staatssteuern dadurch zu 
fördern suchten, dass sie die Neueinführung und Erhöhung der- 
artiger Steuern bis zu einem bestimmten Prozentsatz ohne die 
sonst regelmässig erforderliche höhere Genehmigung gestatteten,^^* 
bestimmen die grössten legislativen Neuschöpfungen auf diesem 
Gebiet, das preuss. Kommunalabgabengesetz und das Gesetz wegen 
Aufhebung direkter Staatssteuern, beide vom 14. Juli 1893, dass 



*oi Art. 47, § 3, 4 der old., § 127, 28 der weim. G.-O., § 46, 49 der alt. 
D.-O., Art. 53 des mein. G. vom 13. März 1848, Art. 31 des G. vom 15. April 1868, 
Art. 149 des kob. G.-G., Art. 106 der schw.-sond., Art. 118 der schw.-rud. G.-O., 
Art. 140 der reuss. j. L., Art. 136 der reuss. ä. L. G.-O., § 91, 100 der lipp. St.-0., 
§ 117 der wald. G.-O. Meist sind die Steuern auf die einzelnen Staatssteuem in 
gleichem Prozentsatz aufzulegen. Einzelne Gesetzgebungen gestatten, dass statu- 
tarisch unter höherer Genehmigung ein anderes, als das vorgeschriebene Steuer- 
system eingeführt werde, so z. ß. § 46 der alt. D.-O., Art. 36 des mein. G. vom 
15. April 1868, Art. 155 des kob. G.-G. 

"* § 53 der preuss. St.-0. für die östl. Prov., § 52 der westf., § 49 der rheinl., 
§ 72 der schl.-holst., § 62 der frankf. St,-0., § 77, 84 der kurh. G.-O., § 16 der 
L.-G.-O. für die östl. Prov., § 57 der westf. und § 23 der rheinl. L.-G.-O. 
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gewisse Steuerobjekte keiner direkten Staatssteuer unterliegen 
sollen, um dafür stärker zur Gemeindesteuer herangezogen werden 
zu können. Dabei sollen nach § 2 des K.-A.-G. Steuern überhaupt 
nur insoweit erhoben werden, als die sonstigen Einnahmen der 
Gemeinden, insbesondere aus dem Gemeindevermögen, aus Ge- 
bühren, Beiträgen und Dotationen zur Deckung ihrer Ausgaben 
nicht hinreichen.^®' Auch darf durch direkte Steuern nur der Bedarf 
aufgebracht werden, welcher nach Abzug des Aufkommens der 
indirekten Steuern von dem gesammten Steuerbedarfe verbleibt. 
Die direkten Steuern können als Realsteuern (Grund-, Gebäude- 
und Gewerbesteuern) oder als Einkommensteuern erhoben werden. 
Letztere können zum Theil durch Aufwandsteuern ersetzt werden. 
Mieths- und Wohnungssteuern dürfen nicht neu eingeführt, und 
die schon bestehenden vom l. April 1898 an nur unter ministerieller 
Genehmigung weiter eingehoben werden. *^Die Erhebung der 
Gemeindeeinkommensteuer erfolgt regelmässig in der Form von 
Zuschlägen zur staatlichen Einkommensteuer. Die Zuschläge müssen 
in der Regel ^^^ gleichmässig sein, und dürfen zur sogenannten 
»Ergänzungssteuer« überhaupt nicht erhoben werden. ^*^® Nur aus be- 
sonderen Gründen und unter höherer Genehmigung dürfen besondere 
Gemeinde - Einkommensteuern eingeführt werden. ^9^ Auch die 
Grund-, Gebäude- und Gewerbesteuern sollen, sofern die Ge- 
meinden keine besonderen Steuern der Art einführen, wie es bis 
zum Erlass des neuen Gesetzes in den meisten Landestheilen der 
Fall gewesen ist, in Prozenten der betreffenden Staatssteuern ein- 
gehoben werden, ^®^ was dadurch möglich gemacht wird, dass die- 
selben auch künftighin vom Staate veranlagt werden. ^^^ Sowohl die 
Grund- und Gebäude-, als auch die Gewerbesteuern sind nach 
gleichen Sätzen zu vertheilen. Doch können Liegenschaften, welche 
durch die Festsetzung von Baufluchtlinien in ihrem Werthe erhöht 
werden, zu einer verhältnismässig höheren Steuer herangezogen 



^^^ Nur auf Hunde- und Lustbarkeits-, sowie ähnliche, durch besondere 
Rücksichten gebotene Steuern findet diese Bestimmung keine Anwendung. 
»0* § 23 des K.-A.-G. 
*^^ % 38 gestattet Ausnahmen zu Gunsten der kleineren Einkommen. 

108 § 36 des G. Die Ergänzungssteuer ist eine Steuer, deren Einführung 
projektirt ist, um die dem Staat durch die Aufhebung der Realsteuern und der 
Gewerbesteuer erwachsenden Ausfälle zu decken, und zugleich durch eine ver- 
schiedene Besteuerung fundirten und unfundirten Einkommens dem Grundsatz 
der Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit gerecht zu werden. 

J07 § 37 des G. 
>o« § 25, 26, 29, 30. 

109 g 3 ff dgs G. wegen Aufhebung direkter Staatssteuern. 
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werden.^*® Ebenso ist ausnahmsweise eine verschiedene Abstufung 
der Gewerbesteuersätze und Prozente zulässig."^ Auch die Grund-, 
Gebäude- und Gewerbesteuern untereinander sind in der Regel 
mit dem gleichen Prozentsatz zur Deckung des durch Realsteuem 
aufzubringenden Steuerbedarfs heranzuziehen. Nur, wenn die 
Grund-, Hausbesitzer oder Gewerbetreibenden von Veranstaltungen 
der Gemeinde besondere Vortheile geniessen, oder ihr besondere 
Kosten verursachen, können die Steuern der einen Art stärker, 
aber nie mehr als doppelt so stark herangezogen werden, als die 
der anderen Art."* Was endlich das Verhältnis der Realsteuern 
zu den Einkommensteuern betrifft, so sind die vom Staate veran- 
lagten Realsteuern in der Regel mindestens zu dem gleichen, und 
höchstens zu einem um die Hälfte höheren Prozentsatze zur 
Kommunalsteuer heranzuziehen, als Zuschläge zur Staatseinkommen- 
steuer erhoben werden.^^^ Das Aufkommen besonderer Gemeinde- 
steuern ist bei der Vertheilung des Steuerbedarfes je nach ihrer 
Einrichtung und Beschaffenheit auf denjenigen Theil des Steuer- 
bedarfs zu verrechnen, welcher durch Prozente der entsprechenden 
vom Staate veranlagten Steuer aufzubringen ist. Miethssteuern 
von gewerblich benutzten Räumen sind auf die Gewerbesteuer zu 
verrechnen. ^^* Keine Anwendung finden diese Bestimmungen auf 
die Betriebssteuer. ^^^ Dieselbe muss vielmehr unter allen Umständen 
in der Höhe der staatlichen Veranlagung, also mit loo 7o einge- 
hoben, und von den Gemeinden der Landkreise an die Kreis- 
kommunalkasse abgeführt werden.^^^ Die Einführung oder Abän- 
derung besonderer direkter Gemeindesteuern, Abweichungen vom 
gewöhnlichen Vertheilungsmassstab und Ueberschreitung eines 
gewissen Maximums*^'' bedarf der Zustimmung der Minister des 
Innern und der Finanzen."® 

Von den Gesetzgebungen der übrigen deutschen Staaten 
stellen § 155 ff. der braunschw. St.-O., § 100 ff. der L.-G.-O. und § 26 



"0 § 27 des K.-A.-G. 

"^ § 31. 
"« § 56. 

"« § 54. 
"* § 57. 
"^ § 58. 

116 § 13 des G. wegen Aufhebung direkter Staatssteuern. 

^" Nach § 54 sollen in der Regel nicht mehr als 2CX) % der Realsteuern 
erhoben werden, während nach § 55 Zuschläge über den vollen Satz der Staats- 
einkommensteuer hinaus der Genehmigung bedürfen. 

118 § 77. 
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der anh. G.-O.^** detaillirtere Vorschriften über die Art und das Mass 
der Gemeindesteuern im Allgemeinen und der direkten Steuern 
im Besonderen auf, während nach § 36 der sächs. St-O., § 97 
AI. f. der L.-G.-O. und § 190 des goth. G.-G. mit Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde jede beliebige direkte Steuer eingeführt 
werden kann.^** 

Zur Zahlung direkter Gemeindesteuern sind die Gemeinde- 
angehörigen verpflichtet, für Grund-, Gebäude- und Gewerbesteuern 
Jedermann, der im Gemeindegebiet Grundstücke oder Realitäten 
besitzt, oder ein Gewerbe betreibt. § 8 des deutschen Reichsge- 
setzes vom I. November 1867 räumt den Gemeinden auch die 
Befugnis ein, Personen, welche sich über drei Monate in einer 
bestimmten Gemeinde aufhalten, gleich den übrigen Gemeinde- 
einwohnem zu den Gemeindelasten heranzuziehen. In Ueber- 
einstimmung damit werden diese Personen auch von mehreren 
Landesgesetzen, so z. B. vom preuss. K.-A.-G. für einkommen- 
steuerpflichtig erklärt"* 

Besondere Bestimmungen gelten über die Einkommensteuer- 
pflicht der juristischen Personen, Forensen und derjenigen Unterneh- 
mungen, welche zugleich in mehreren Gemeindebezirken betrieben 
werden, um einerseits Doppelbesteuerungen zu vermeiden, und ande- 
rerseits die vom Pflichtigen zu entrichtenden Abgaben nach Billig- 
keit unter die betheiligten Gemeinden zu vertheilen. Sehr eingehend 
ist diese ganze Materie im neuen preuss. K.-A.-G. geregelt.*** 

Einzelne Personen, namentlich der Landesfürst und seine 
Familie, Soldaten, Beamte, Geistliche und Lehrer sind von der 
Verpflichtung, kommunale Einkommensteuern zu zahlen, in der 
Regel befreit, bisweilen auch in Staaten, wo sie zur staatlichen 
Einkommensteuer herangezogen werden. Der I«andesfürst und 



"* Doch kann statutarisch ein anderer Steuermodus festgesetzt werden. 

wo Dasselbe gilt nach § 119 der hann. St.-O. und § 42 der L.-G.-O., welche 
aber durch das K.-A.-G. derogirt sind. 

"^ § 33> letzter Abs. des G. Die Gemeinden können aber nach § 39 unter 
höherer Genehmigung beschliessen, Ausländer und Angehörige anderer Bundes- 
staaten, welche in der Gemeinde einen Wohnsitz, aber nicht des Erwerbes wegen 
haben, auf die Dauer von höchstens drei Jahren zu der Gemeindeeinkommensteuer 
nicht, oder nur mit einem ermässigten Prozentsatz heranzuziehen. 

*" § 33—35 bestimmen, wer der Gemeindeeinkommensteuer unterworfen ist, 
§ 44—46 stellen die Grundsätze fest, nach denen das steuerpflichtige Einkommen 
der fiskalischen Domänen, der Staats- und Privatbahnen zu berechnen ist, und 
§ 47^52 treffen Massregeln zur Vermeidung der Doppelbesteuerung. Ueber diese 
letztere siehe E, Meier in den Schriften des Vereines fQr Sozialpolitik, 12. B., 
S. 102 ff.. Nasse, ebendas., S. 282 ff., Bilinski, S. 146 ff., 157 ff. 

Blodig. Selbstverwaltung. l6 
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äine Familie geniessen nicht selten Freiheit von allen direkten 
iemeindesteuern. 

In ähnlicher Weise sind Grundstücke und Häuser, welche 
lüden Stiftungen, wohlthätigen Anstalten, dem Staat oder einem 
^ommunalverbande höherer Ordnung gehören, in der Regel nicht 
teuerpflichtig.'** 

Im Uebrigen werden alle Steuerpflichtigen zu den Lasten der 
Gemeinde nach festen und gleichmässigen Grundsätzen herange- 
ogen, ohne Rücksicht darauf, wozu der Ertrag der einzelnen 
teuern verwendet wird. Wenn jedoch Gemeindevermögen vor- 
anden ist, dessen Nutzungen nur einer bestimmten Zahl von Ge- 
leindeangehörigen zukommen, sind auch sie allein verpflichtet, zu 
en Lasten beizutragen, welche der Gemeinde aus diesen Ver- 
lögenstheilen erwachsen. So werden z. B. Steuern, welche die 
Gemeinde für die Allmende zu entrichten hat, soweit sie nicht aus 
lem Ertrag derselben bestritten werden können, nur auf die 
Jutzungsberechtigten umgelegt.'** Femer kommt es bisweilen vor, 
ass zwei oder mehrere Gemeinden in eine vereinigt werden, da- 
ei aber als Privatrechtssubjekte bestehen bleiben. Als solche 
önnen sie natürlich jederzeit selbstständig Vermögen besitzen und 
rwerben, und wenn der Ertrag desselben hinreicht, den einstigen 
lenieindegenossen, nunmehr Theilgemeinde- oder Ortsgenossen 
lie Gemeindesteuern zu ersetzen, so wird er auch zu diesem 
Zwecke verwendet. Einzelne Gesetzgebungen gehen aber noch 
ireiter, und gestatten, diesen Vermögensertrag unmittelbar zur 
.okalverwaltung der Ortschaft oder Theilgemeinde zu verwenden, 
oweit dieselbe überhaupt nicht mit der Gemeindeverwaltung un- 
rennbar verbunden ist. Da nun Abgaben überhaupt nur insoweit 
ingehoben werden, als der Ertrag des Gemeindevermögens zur 

'" § 74 der öst. Reg.-V., § 52 AI. k des Wiener G.-St., § 19 des deutschen 
E.-B.-G. vom 31. März 1873, § 48 des Mil.-G,, § 24, 28 Abs. 3, 40—42 des preuss. 
:,-A.-G., preuss. Verordnung vom 23. September 1867, die Befreiung der Beamten, 
loldaten, Geistlichen, Kirchendiener uad Elementarlehrer betr., soweit sie sich 
uf Militärpersonen bezieht, 23. Dezember 1868 auf das Gebiet des norddeutschen 
iundes ausgedehnt, in Baden und Hessen auf Grund der mit Preussen abge- 
chlossenen Militärkonventionen gesetzlich anerkannt, und modifizirt durch das 
E.-G. vom 28. März 1886, preuss. G, vom 29. Juni 1886 und 22. April 1892, sächs, 
ferord. vom 8. März 1887, bad. Verprd. vom 10. März 1887 und G. vom 16. Mai 
888, hess. G. vom 4. Mai 1887, Art. 44 der bayer., Art 35 der pfälz. G.-O , 
23, 25, 27 der sächs. L.-G.-O., § 30, 33 der St.-O., württ. G. vom 15. Juni 1853, 
om 5. Oktober 1858, Art. 2 des G. vOm 23. Juli 1877, § 81, 87 der bad, St.-O. 
nd der G.-O. für mittl. Gera. 
"* 8 70 der Ost. Reg.-V. 
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Deckung der Auslagen nicht genügt, werden in derlei zusammen- 
gesetzten Gemeinden die direkten Steuern in den verschiedenen 
nicht selbstständigen Theilgemeinden nach verschiedenen Sätzen 
eingehoben.^'* Eigentlich trägt in solchen Fällen die Theilgemeinde 
in ihrer Eigenschaft als juristische Person des Privatrechts einen 
Theil der direkten Steuern, welcher auf ihre Angehörigen fällt 
Theoretisch tragen alle Steuerpflichtigen der Gemeinde die Steuer 
nach denselben Sätzen, einige unter ihnen aber, die Theilgemeinde- 
genossen, zahlen weniger, weil Jemand anderer, nämlich die Theil- 
gemeinde, für sie zahlt. All dies sind nicht wirkliche Ausnahmen 
von der Regel, dass alle Steuerpflichtigen zur Tragun^ der Ge- 
meindelasten gleichmässig herangezogen werden. 

Wohl aber ist eine solche vorhanden, wenn die Gesetzgebung 
den Gemeinden gestattet, die Bewohner einzelner Theile des Ge- 
meindebezirkes oder gewisse Klassen von Steuerzahlern, welche von 
bestimmten Gemeindeeinrichtungen und Anstalten grösseren Vor- 
theil haben, oder der Gemeinde grössere Kosten verursachen, auch 
in entsprechend stärkerem Masse zu belasten. Daher machen es 
die meisten Gemeindeordnungen möglich, die direkten Gemeinde- 
steuern, welche in der Regel mit dem gleichen Prozentsatz heran- 
zuziehen sind, nach ungleichen Sätzen zu belasten. Das preuss. 
K.-A.-G. bestimmt . ausdrücklich, wann dies geschehen dürfe,'** 
während die anderen Gesetze derartige Gemeindebeschlüsse nur 
von der Ertheilung der Genehmigung der Aufsichtsbehörde ab- 
hängig machen. Auch sonst gestatten die meisten Gesetzgebungen 
die Mehr- oder Minderbelastung einzelner Klassen der zur Ge- 
meinde gehörigen Personen. 

So sind nach § 75 der öst. Reg.-V. Ausgaben für Einrichtungen, 
die nur dem Orte und seinen Bewohnern nützen können, wie z. B. 
für öff*entliche Brunnen und Wasserleitungen für den Ort, für 
Strassenbeleuchtung, für Pflasterungen u. s. w., femer für Dienstver- 
richtungen, die nur im Interesse des Ortes liegen, z. B. für den 
Nachtwächter im Orte, nur auf jene direkten Steuern aufzutheilen, 
welche von dem im Orte selbst gelegenen Hausbesitze, von den 
im Orte selbst betriebenen Gewerbsunternehmungen und von dem 
Einkommen der Ortsbewohner entrichtet werden."' 



»» § 69 der öst. Reg.-V. 

"• § 27, 31, 56. 

^*' Diese Bestimmung ist mit verhältnismässig geringfügigen Modifikationen 
in die Gemeindeordnungen aller Kronländer mit Ausnahme von Dalmatien und 
Vorarlberg aufgenommen worden. 

i6* 



^44 Zweiter besonderer Theil. 

In ähnlicher Weise erklärt § 20 des preuss. K.-A:-G., dass wenn 
es sich um Veranstaltungen handelt, welche in besonders hervor- 
ragendem oder geringem Masse einem Theil des Gemeindebezirkes 
oder einer Klasse von Gemeindeangehörigen zu Statten kommen, die 
Gemeinde unter Umständen eine entsprechende Mehr- oder Minder- 
belastung dieses Theiles des Gemeindebezirkes oder dieser Klasse 
von Gemeindeangehörigen beschliessen kann.^*® Art. 55 der bayer. 
G.-O. normirt die Besteuerung einzelner Grundstücke zur Her- 
stellung von Anlagen zum Schutze gegen ausserordentliche Elemen- 
tarereignisse, Art. 45 der bayer. und Art. 36 der pfälz. G.-O. be- 
sondere Ortsumlagen, Art. 65 Abs. 2, 3 der bayer. und Art. 40 
der pfälz. G.-O. ausserdem noch ausschliesslich von den Grund- 
eigenthümem und Viehbesitzern zu tragende Auslagen. Auch 
Art. 12 — 14 des würt. G. vom 17. September 1853 normiren 
ein besonderes Besteuerungsrecht der Theilgemeinden. Ferner 
gestatten die Heranziehung der Steuerpflichtigen nach Massgabe 
besonderer Interessen § 76 der bad. Gemeindeordnungen, Art. 5 
des hess. Ges. vom 21. November 1872 und die Gesetzgebung 
mehrerer Kleinstaaten. ^*' 

Dabei tragen derlei Bestimmungen immer den Charakter der 
Ausnahme von der Regel. Sie bezwecken, dort, wo die gleich- 
massige Heranziehung aller Steuerpflichtigen zur Bestreitung dei 
Gemeindelasten zu besonderen Härten führen würde, dieselben 
auszugleichen, keineswegs aber das Prinzip als solches zu negiren. 
Dagegen nehmen einige Gesetzgebungen grundsätzlich einen 
anderen Standpunkt ein, indem sie einen grossen Theil der Ge- 
meindeabgaben als Zwecksteuern einheben lassen, und hiezu die 
Betheiligten in ungleichem Masse heranziehen. So unterscheiden 
Art. 50 ff", des mein. G.-G. vom 13. März 1848 Lasten des Gemeinde- 
vermögens, die von den Nutzungsberechtigten nach Massgabe des 
Nutzens zu leisten sind, und allgemeine, aus dem Gemeindever- 
band entspringende Lasten, wie die Besoldung der Gemeinde- 
beamten, die Kosten der Erhaltung der Gemeindewege, der Sicher- 
heitspolizei. Sodann nennt das Gesetz die aus dem Kirchen- und 
Schulverbande entspringenden Lasten, und endlich solche, welche, 
wie Unterhaltung der Feldwege, Besoldung der Flurschützen u. s. w., 
nur von den Grundbesitzern zu tragen sind. Art. 47, § 3 der old. 
G.-O. bestimmt in ähnlicher Weise, dass die Kosten der Armen- 



**■ Aehnliche Bestimmungen treffen schon §.14 der preuss. L.-G.-O. für die 
östl. Prov., § 59 der westf., § 30 der rheinl. und § 15 der schl.-holst. L.-G.-O. 

iw § 129 der weim., Art. 124, 25 der schw.-rud. G.-O., Art. 149, 50 des 
kob. G.-G. 
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pflege nach den Einkommensteuersätzen, Ausgaben im Interesse 
des Grundeigenthums oder der Feldkultur nach den Sätzen der 
Grund- und Gebäudesteuer einzuheben sind. Steuern für Aus- 
gaben im Interesse der Viehzucht sind in der Regel nach dem 
Viehstande aufzubringen, die übrigen Gemeindelasten werden nach 
dem Gesammtbetrage der direkten Staatssteuern umgelegt. Inso- 
fern die Gemeinde überhaupt berechtigt ist, die direkten Steuern 
nach ungleichen Sätzen einzuheben, liegt in dieser Befugnis schon 
der Keim einer Zweckbesteuerung, indem jedenfalls diejenigen 
Steuerträger, welche aus der öffentlichen Verwaltungsthätigkeit 
der Gemeinde den grössten Nutzen ziehen, am stärksten besteuert 
werden. Doch ist eine völlige Auflösung der Gemeindewirthschaft 
in Zwecksteuern ausgeschlossen, da einmal die direkten Steuern 
nur einen Theil der Gemeindeeinnahmen bilden, andererseits die 
bedeutendsten Ausgaben der Gemeinde, so namentlich die aus 
den Pflichten des übertragenen Wirkungskreises entspringenden, 
an erster Stelle die Kosten der Lokalpolizei und auch die Armen- 
unterstützung eine Vertheilung nach ungleichen Sätzen nicht 
zulassen. 

Ein grosser Theil der Auslagen der Gemeinden wird aus dem 
Ertrag der indirekten Steuern bestritten, unter denen die Verzehrungs- 
steuern die erste Stelle einnehmen. Auch sie werden häufig als 
Zuschläge zu den betreffenden Staatssteuern eingehoben, und ist 
der Maximalsatz, bis zu welchem sie ohne höhere Genehmigung 
neu eingeführt oder erhöht werden dürfen, häufig als aliquoter 
Theil der entsprechenden Staatssteuer festgestellt. 

So sind die öst. Gemeinden nach Art. XV des G.-G. vom 
5. März 1862 und § 72, 77 der Reg.-V. berechtigt, ohne jede Ge- 
nehmigung Verzehrungssteuem bis zu einem bestimmten Pro- 
zentsatz der betreffenden Staatssteuer und als Zuschläge zu der- 
selben einzuheben. Die Einführung von Zuschlägen über 30% 
der Staatssteuer kann nach § 78 nur im Wege eines Landesge- 
setzes erfolgen. Uebrigens stellen, wie bei direkten Steuern, so 
auch hier, die Gemeindeordnungen der einzelnen Kronländer die 
verschiedensten Maximalsätze auf.^'® Die Einführung anderer indi- 
rekter Steuern hingegen ist unbedingt an den Erlass eines Landes- 

180 Iq Galizien und Krain gelten dieselben Maximalsätze für direkte Steuern 
und für Verzehrungssteuern. Dagegen sind in Tirol nach § 77 der G.-O. Zu- 
schläge zu den direkten Steuern, welche über 150, 300, 500 % derselben betragen, 
an die Bewilligung der Bezirksvertretung, des Landtages, und den Erlass eines 
Landesgesetzes gebunden, während es bei Zuschlägen zu den Verzehrungssteuem 
darauf ankommt, ob sie 15, 30, 50 % übersteigen. 
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gesetzes gebunden. Aehnliche Bestimmungen treffen auch die 
Städtestatute. '31 

Nach anderen Gesetzgebungen dürfen gewisse indirekte 
Steuern überhaupt nicht erhoben werden, andere nur bis zu einem 
bestimmten Maximalsatz. Derartige Bestimmungen finden sich 
namentlich in der Gesetzgebung des deutschen Reichs*'* und ver- 
schiedener Einzelstaaten. So dürfen nach § 14 des preuss. K.-A.-G. 
Steuern auf den Verbrauch von Fleisch, Getreide, Mehl, Back- 
werk, Kartoffeln und Brennstoffen weder neu eingeführt, noch in 
ihren Sätzen erhöht werden."* Betreffs der Schlachtsteuer bleibt es 
bei den Bestimmungen des G. vom 25. Mai 1873, welches die 
Neueinführung derselben verbietet, und die Forterhebung schon 
bestehender nur mit ministerieller, von drei zu drei Jahren zu er- 
neuernder Bewilligung gestattet. Auch können die Gemeinden 
Hundesteuern"* und Abgaben für die Abhaltung von Lustbarkeiten, 
zu denen auch öffentliche Vorträge und Schaustellungen gehören? 
erheben."^ Uebrigens kann die Einführung neuer und die Ver- 
änderung bestehender indirekter Gemeindesteuern nur durch 
Steuerordnungen erfolgen, die der höheren Genehmigung unter- 
liegen.*** 

Nach Art. 40, 41 der bayer. G.-O. ist es den Gemeinden 
erlaubt, innerhalb gewisser Grenzen bestimmte, vom Gesetz ge- 
nannte Verbrauchssteuern neu einzuführen, und schon bestehende 
zu erhöhen. Sonstige Verbrauchssteuern können nur mit Genehmi- 
gung des Ministeriums eingeführt oder erhöht werden. Die Ein- 
führung bisher nicht in Uebung gewesener Verbrauchssteuern hin- 
gegen kann nur auf Grund eines Gesetzes erfolgen. Aehnliche 
Bestimmungen treffen Art, 31, 32 der pfälz. G.-O. Art. 18 — 25 
des würt. G. vom 23. Juli 1877, theil weise modifizirt durch das 
G. vom 25. März 1887, sprechen gleichfalls nur von bestimmten 
Verbrauchssteuern, und gestatten die Erhebung derselben lediglich 
für den Fall, dass die Zuschläge zu den direkten Staatssteuern den 
Betrag dieser letzteren übersteigen. Werden dann die Zuschläge 

»» Z. B. § 52 AI. k des Wiener G.-St. 

"' Art. 5, Z. T., IL, § 7 des Zollvereins Vertrages vom 8. Juli 1867, Art. 40 
der Reichsverfassung, § 44 des Reichsbrauer-G. vom 31. Mai 1872, und R.-G. 
vom 27. Mai 1885. 

"• Dagegen wird die Einführung einer Wildpret- und Geflügelsteuer aus- 
drücklich für zulässig erklärt. 

*•* Die Hundesteuern sind eigentlich direkte Steuern, werden aber vom 
preuss. K.-A.-G. zu den indirekten gerechnet. 

»" § 15, 16 des G. 

'w § 18 des G. 



I. Abschnitt. 4. Abth. IV. Die Finanzwirthschaft der Gemeinde, 247 

SO weit ermässigt, dass sie den halben direkten Staatssteuem nicht 
mehr gleichkommen, haben auch die Verbrauchssteuern zu ent- 
fallen. Andere Gemeindegesetze, so namentlich § 78 der bad. 
Gemeindeordnungen und Art. 46 § i der old. G.-O. erwähnen 
überhaupt nur Verbrauchsabgaben, während nach § 28 der sächs. 
St.-O., § 19 der L.-G.-O., Art 95 der hess. St.-O., Art. 83 der 
L.-G.-O. und der Gesetzgebung der meisten Kleinstaaten indi- 
rekte Steuern jeder Art unter höherer Genehmigung eingeführt 
werden können.^^"' 

Auch in Italien, dessen Gemeindesteuersystem im Anschluss 
an das der deutschen Gemeindegesetze zu erörtern ist, können die 
Gemeinden nach Art. 147 der Gem.- u. Prov.-O. Verzehrungs- 
steuem erheben, und zwar sowohl von Gegenständen, welche 
einer staatlichen Steuer unterliegen, als Zuschlag zu derselben, 
als auch von solchen, bei denen dies nicht der Fall ist, bis zu 
einem bestimmten Prozentsatz des Preises des betreffenden Gegen- 
standes. Art. 13 des G. vom 8. Juli 1864 gestattet ausserdem 
unter gewissen Voraussetzungen die Einführung von Taxen für 
den Kleinverkauf der von Verzehrungssteuem getroffenen Gegen- 
stände. Dazu kommen noch Taxen auf Fuhrwerke, Gondeln, und 
andere durch Spezialgesetze normirte Abgaben, welche, da nach 
der offenbaren Absicht des Gesetzes Steuerträger und Zahler nicht 
identisch sein sollen, zu den indirekten Steuern zu rechnen sind. 

Eine weitere Einnahme verschaffen sich die Gemeinden durch 
Einhebung von Gebühren anlässlich der Vornahme gewisser Amts- 
handlungen ihrer Organe und der Benutzung kommunaler Ein- 
richtungen und Anstalten. Mehrere Gemeindegesetze, z. B. die 
sächsischen, erwähnen dieselben gar nicht, andere, wie z. B. die 
österreichischen Gemeindeordnungen thun dies nur indirekt, ^^® indem 
sie von Auflagen und Abgaben sprechen, welche nicht in die 
Kategorie der im Gesetz ausdrücklich angeführten Arten derselben 
gehören, und daher ihre Einführung von der Ertheilung der Ge- 
nehmigung einer Staatsbehörde abhängig machen. Soweit das 
Gesetz die Einhebung von Gebühren nicht ausdrücklich für zu- 
lässig erklärt, sind die Gemeinden nicht berechtigt, neue Ge- 
bühren einzuführen, oder schon bestehende zu erhöhen, da die 



"' § 180 der braunschw. St.-O., Art. 131 der weim.G.-O., Art. 152 des kob., 
§ 185, 189, 221 AI. 4 des goth. G.-G., Art. 11 1 der schw.-sond., Art. 126 der 
schw.-rud., Art. 141 der reuss. ä. L., Art. 146 der reuss. j. L. G.-O., § 90 der 
lipp. St.-0., § 117 der wald. G.-O. Einzelne Gesetzgebungen erwähnen indirekte 
Steuern überhaupt nicht, so z. B. die braunschw, L.-G.-0. 

>" § 80 der Reg.-V. 
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Aufzählung der Abgaben, welche sie ohne höhere Genehmigung 
erheben dürfen, eine taxative ist"' 

Unter den Gebühren, welche anlässUch der Vornahme be- 
stimmter Amtshandlungen der kommunalen Organe zu entrichten 
sind, sind in erster Linie die Taxen zu erwähnen, die nach den 
meisten Gemeindeordnungen für die Verleihung des Heimat- imd 
Bürgerrechts erhoben werden dürfen.*** Allerdings tritt ihr juristi- 
scher Charakter nur dort rein hervor, wo mit den genannten 
Rechten nicht auch das Recht der Antheilnahme an allen oder 
gewissen Nutzungen des Gemeindevermögens verbunden ist, oder 
wo man sich in dieselben selbstständig einkaufen muss. Femer 
können die Gemeinden für die Ertheilung von Lizenzen für Tanz- 
unterhaltungen, musikalische Produktionen und andere öffentliche 
Lustbarkeiten, sowie für die Führung der polizeilichen Aufsicht bei 
Abhaltung derselben Gebühren einfordern.*** Sonst müssen die 
Geschäfte der Ortspolizei von den kompetenten Gemeindeorganen 
in der Regel ohne jedes Entgelt besorgt werden.*** Desgleichen 
dürfen die Gemeinden für gewisse andere Amtsverrichtungen ihrer 
Organe, so z. B. nach einigen Gesetzen für die Ausstellung von 
Heimatscheinen**' und Viehpässen keine Gebühr einheben. 

Andere Gebühren werden von den Gemeinden als Taxen für 
die Benutzung kommunaler Anstalten und Einrichtungen erhoben. 
Dazu gehören vor allem Strassen-, Wege- und Brückenmauthen, 
Markt- und Standgelder, Taxen für die Benützung kommunaler 
Schlachthäuser, auch Kurtaxen u. dgl. m. Handelt es sich um 
solche Einrichtungen und Anstalten, welche auch Privatunternehmer 
herstellen und dem Publikum gegen Entgelt zur Benützung an- 
bieten können, so verwandelt sich die Gebühr in eine privatrecht- 
liche Einnahme der Gemeinde. Nach mehreren Gesetzen bedarf 



'" Derselben Meinung ist Loening, Lehrbuch des deutschen Verwaltungs- 
rechts, § 39, III, 3 b. 

"« Siehe oben S. 138. 

'^' Gebühren der Art sind wohl zu unterscheiden von den Lustbarkeits- 
.steuern, welche gleich den meisten Verbrauchssteuern als indirekte Steuern ein- 
gehoben, von den Veranstaltern derartiger Lustbarkeiten gezahlt werden, und 
nach der Absicht des Gesetzgebers von den Theilnehmem derselben zu tragen 
sind. § 6 des preuss. K.-A.-G. bestimmt auch, dass die Erhebung von Lust- 
barkeitssteuern die Erhebung von Gebühren für die Beaufsichtigung von Lust- 
barkeiten nach § 15 des G. ausschliesst. 

"« § 6 des preuss. K.-A.-G. zählt eine Reihe von polizeilichen Amtshand- 
lungen der Gemeindeorgane auf, für welche unter höherer Genehmigung Ge- 
bühren erhoben werden dürfen. 

"" § 33 des öst. H.-G. 
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die Einführung und Erhöhung derartiger Gebühren unter allen 
Umständen die Genehmigung der Aufsichtsbehörde.*** Andere Ge- 
setzgebungen verlangen dieselbe nur dann, wenn es sich um 
Anstalten und Einrichtungen handelt, deren Benutzung den Ge- 
meindeangehörigen zur Pflicht gemacht ist, oder wenn sie auf 
dieselben faktisch angewiesen sind.^*^ 

Eine ganz eigenthümliche Art Einnahmsquelle der Gemeinde 
sind endlich noch die sogenannten Gemeindedienste, nämlich von 
den hiezu tauglichen zur Gemeinde gehörigen Personen unent- 
geltlich zu leistende Arbeiten, der letzte Rest der früheren Natural- 
leistungen, lange Zeit hindurch die wichtigste Einnahme der Ge- 
meinden. Gegenwärtig halten namentlich die meisten deutschen 
Landgemeindeordnungen an der Verpflichtung der Gemeindeange- 
hörigen zur unentgeltlichen Leistung von Hand- und Spanndiensten 
fest, desgleichen eine Reihe von Städteordnungen. Doch sind 
diese Dienste nur im Nothfall persönlich zu leisten. Sonst tritt für 
sie obligatorisch oder wenigstens fakkultativ ein Aequivalent in 
Geld ein. Auch ist die Erbringung der Leistung durch einen 
tauglichen Stellvertreter gestattet. Arbeitsunfähige Personen, denen 
regelmässig auch die Frauen gleichgestellt werden, sind entweder 
von Handdiensten überhaupt frei, oder sie sind verpflichtet, die- 
selben durch taugliche Angehörige ihres Haushaltes verrichten zu 
lassen. Desgleichen sind Soldaten, Beamte, Geistliche und Lehrer 
nach den meisten Gesetzen von der Leistung der Handdienste 
befreit. 1*« 



*** § 71 der bad. Gemeindeordnungen, Art. 95 der hess. St.-0. und Art. 83 
der L.-G.-O. Nach Art. 40 der bayer., Art. 31 der pfälz. G.-O. und Art. 15 AI. 10 
des würt. G. vom 21. Mai 1891 ist höhere Genehmigung nur bei Einführung und 
Erhöhung gewisser Arten der in dieser Kategorie fallenden Gebühren erforderlich. 

"* § 4 Abs. 2, § 8 des preuss. K.-A.-G., Art. 40, 159 AI. 6 der bayer., 
Art. 31, 91 AI. 6 der pfälz. G.-O., Art. 15 AI. 10 des würt. G. vom 21. Mai 1891. 
— Nach § 4 Abs. 2, 4 des preuss. K.-A.-G. müssen bestimmte, im Gesetz ge- 
nannte Gebühren unter allen Umständen eingehoben werden. Ebenso sind die 
Gemeinden nach § 9 berechtigt, und eventuell sogar verpflichtet, behufs Deckung 
der Kosten für Herstellung und Unterhaltung von Veranstaltungen, welche durch 
das öffentliche Interesse erfordert werden, von denjenigen Grundeigenthümern 
und Gewerbetreibenden/ denen hierdurch besondere wirthschaftliche Vortheile 
erwachsen, nach Massgabe derselben Beiträge zu erheben. 

"« So stellen § 79 der öst. Reg.-V. und Art. 48 des würt. G. vom 16. Juni 1885 
die Alternative »persönliche Leistunfs:, Leistung durch Stellvertreter oder Geld- 
äquivalente auf, ebenso § 29 der sächs. St.-0. und § 24 der L.-G.-O., sofern es 
sich nicht um Dienste im Interesse der Ortssicherheit handelt. § 68 des preuss. 
K.-A.-G. bestimmt gleichfalls, dass die Dienste mit Ausnahme von Nothfällen 
durch taugliche Stellvertreter geleistet werden können, überlässt es aber der 
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Höhere Genehmigung wird zur Einführung von persönlichen 
Gemeindediensten meist nur dann gefordert, wenn sie ein gewisses 
Mass überschreiten, oder in einer anderen als der im Gesetz vor- 
geschriebenen^*' oder in der Gemeinde gebräuchlichen Weise 
umgelegt werden sollen. So bestimmt § 79 der öst. Reg.-V., dass, 
»wenn der nach der Abschätzung sich ergebende Werth der Dienste 
für sich allein oder im Verein mit den gleichzeitig beschlossenen 
Zuschlägen zu den direkten Steuern jenes Perzent dieser Steuern 
übersteigt, welches der Ausschuss ohne höhere Genehmigung be- 
willigen kann», die Vorschriften in Anwendung zu kommen haben, 
welche für diese gelten. § 68 des preuss. K.-A.-G. fordert nur bei 
Abweichung von der gewöhnlichen Vertheilungsart höhere Ge- 
nehmigung. Aehnlich ist es nach den meisten anderen Gemeinde- 
ordnungen. Nur wenige Gesetze, so z. B. Art. 95 der hess. St.-O. 
und Art. 81 der L.-G.-O. machen die Einführung von Gemeinde- 
diensten unter allen Umständen von der Ertheilung höherer Ge- 
nehmigung abhängig. 

D. Die Ausgaben der Gemeinde. 

Die Gemeinde ist, wie andere Selbstverwaltungskörper dem 
Staate zur Erfüllung ihres Zweckes verpflichtet. Um ihrer Ver- 
pflichtung nachkommen zu können, was ohne materielle Mittel un- 
möglich ist, ist sie nicht nur als Subjekt von Vermögensrechten 
anerkannt, sondern sie ist auch befugt, Zwangsbeiträge zu erheben. 
Das blosse Vorhandensein der erforderlichen materiellen Mittel 
sichert aber noch nicht die wirkliche Erfüllung des Gemeinde- 
zweckes. Dies geschieht erst durch entsprechende Verwendung 
derselben. 

Daher ist auch die Gemeinde verpflichtet, unter ihre Aus- 
gaben diejenigen Beträge einzustellen, welche zur Erfüllung der 
von der Gesetzgebung als obligatorisch bezeichneten kommunalen 
Verwaltungsaufgaben nothwendig sind. Weigert sie sich nun, diese 
Ausgaben zu bewilligen, so ist die Aufsichtsbehörde berechtigt, 
dieselben festzustellen, und ihre Eintragung in's Gemeindebudget 



Gemeinde, festzusetzen, dass an Stelle des Naturaldienstes ein angemessener 
Geldbeitrag geleistet werde. Art. 49, 50 der bayer. G.-O. und § 89 der bad. 
Gemeindeordnimgen gestatten die Leistung der Dienste durch Stellvertreter, 
treffen aber über die Leistung eines Geldäquivalentes keine Anordnung. Art. 93 
der hess. St.-0. und Art. 81 der L.-G.-O. endlich verweisen lediglich auf statu- 
tarische Bestimmungen. 

^^' Regelmässig werden die Gemeindedienste nach dem Massstab der 
direkten Steuern auf die Verpflichteten vertheilt. 



I. Abschnitt. 4. Abth. IV. Die Finanzwirthschaft der Gemeinde. 251 

von Amtswegen zu bewirken.^*® Andererseits wieder ist dadurch, 
dass Beschlüsse über Verwaltungsangelegenheiten, zu deren Aus- 
führung bedeutendere materielle Mittel erforderlich sind, höherer 
Genehmigung unterliegen, in ausreichendem Masse Vorsorge ge- 
troffen, dass nicht durch Verschleuderung der Einnahmen der Ge- 
meinde dieselbe thatsächlich ausser Stand gesetzt wird, die erfor- 
derlichen Mittel für ihre obligatorischen Ausgaben aufzuwenden. 

E. Das Gemeindebndget und Rechniuigsweseii. 

Die Feststellung des Voranschlages der Einnahmen und Aus- 
gaben der einzelnen Wirthschaftsperioden ist in jedem geregelten 
Haushalt nothwendig. Daher machen die meisten Gesetze den Ge- 
meinden die Aufstellung eines Budgets zur Pflicht, oder sie er- 
mächtigen die Aufsichtsbehörden, dieselbe, wenn sie es für nöthig 
finden, anzuordnen. "• 



^*'* So unterscheidet Art. 38, 39 des noch gegenwärtig in Elsass-Lothringen 
geltenden franz. G. vom 18. Juli 1837 die fakkultativen von den obligatorischen Aus- 
gaben der Gemeinde, und regelt die Zwangseinstellung letzterer in*s Gemeinde- 
budget durch die Aufsichtsbehörde. Ebenso Art. 136, 49 des G.-G. von 1884. Da- 
nach erfolgt die Zwangseinstellung in kleineren Gemeinden durch den Präfekten, in 
grösseren durch den Präsidenten. Aehnliche Bestimmungen treffen Art. 131—33 
des belg. G. vom 30. März 1836, Art. 205, 12 der holl. G.-O., und Art. 145, 
170—72 des ital. Gem.- u. Prov.-G. § 94 der Ost. Reg.-V. setzt fest, »dass wenn 
der Gemeindeausschuss es unterlässt oder verweigert, die der Gemeinde gesetzlich 
obliegenden Leistungen und Verpflichtungen zu erfQllen, die politische Bezirks- 
behörde auf Kosten und Gefahr der Gemeinde die erforderliche Abhilfe zu 
treffen habe.« Dasselbe gilt nach § 102 des Wiener G.-St, und den anderen 
Städtestatuten, nur dass an Stelle der politischen Bezirksbehörde die Landes- 
behörde tritt. Nach § 19, 35 des preuss. Zust.-G. verfügt die Aufsichtsbehörde, 
(in Städten der Regierungspräsident, in Landgemeinden der Landrath) wenn 
eine Gemeinde es unterlässt oder verweigert, die ihr gesetzlich obliegenden, von 
der Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Zuständigkeit festgestellten Leistungen 
auf den Haüshaltsetat zu bringen oder ausserordentlich zu genehmigen, beziehungs- 
weise zu erfüllen, die Eintragung in den Etat, beziehungsweise die Feststellung 
der ausserordentlichen Ausgabe. Aehnlich Art. 157 der bayer., Art. 89 der 
pfälz. G.-O., § 134 der sächs. St-O., § 96 der L.-G.-O., § 172 a der bad. Ge- 
meindeordnungen, Art. 85 der hess. St.-0., Art. 73 der L.-G.-0., Art. 94 § 3 
AI, b der old. G.-O., § 145 der braunschw. St.-O., § 91 der L.-G.-O., Art. 150 
der weim. G.-O., Art. 173 des kob., § 224 des goth. G.-G., Art. 164 der schw.- 
rud., Art. 131 der schw.-sond., Art. 157 der reuss. ä. L., Art. 164 der reuss. j. L. 
G.-O., § 136 AI. 2 der lipp. St.-0., § 137 der wald. G.-O 

**• Art. 145 des franz. G.-G., Art. 109, 117, AI. 6 des ital. Gem.- u. Prov.-G., 
Art. 139 des belg. G. vom 30. März 1836, Art. 203 der holl. G.-O., § 65 der öst. 
Reg.-V., § 50 des Wiener 'G.-St., § 66 der preuss. St.-0. für die östl. Prov., § 66 
der westf., § 60 der rheinl., § 80 der schl.-holst., § 73 der frankf, § 118 der 
hann. St.-O., § 86 der kurh. G.-O. (für Städte und diejenigen Landgemeinden 
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Dass das Budget, auch wenn es nicht ausdrücklich vorge- 
schrieben ist, der Aufsichtsbehörde auf Verlangen vorgelegt werden 
muss, versteht sich von selbst, und folgt aus dem Wesen und 
Charakter der staatlichen Aufsicht. Dagegen ist eine Bestätigung 
des Gemeindebudgets nur nach verhältnismässig wenigen Gesetz- 
gebungen erforderlich.iö® 

Dafür bestehen verschiedene Bestimmungen, welche den 
Zweck haben, den willensbildenden und kontroUirenden Ge- 
meindeorganen eine wirksame Kontrolle der Finanzgebahrung, 
welche im Budget ihren Ausdruck findet, zu ermöglichen, und 

giltig, für welche die Aufsichtsbehörde die Aufstellung eines Budgets für noth- 
wendig erachtet), § 64 der nass. G.-O., § 119 der preuss. L.-G.-0. für die östl. 
Prov., § 46 der westf., § 89 der rheinl. L.-G.-O., Art. 88, 135 der bayer., Art. 68 
der pfälz. G.-O., § 68, AI. 5, b der sächs. St-O., § 26 des würt. Verw.-Ed., § 153 
der bad. St.-0. und der G.-O. für ntiittl. Gem., wobei, wenn die Gemeinden nur 
geringe Einnahmen und Ausgaben haben, die Stellung des Voranschlages nach- 
gelassen werden kann, Art. 82 der hess. St.-O., Art. 70 der L.-G.-O., Art. 57 
der old. G.-O., § 144 der braunschw. St.-O., § 91 der L.-G.-O., § 73 der anh. 
G.-O. (für Städte), Art. 158 des kob., § 195 des goth., Art. 20 des mein. G.-G, 
von 1840, Art. 131 der schw.-rud. G.-O. (für Städte); nach Art. 152 der G.-O. 
(für Landgemeinden) ist ein Voranschlag nur dann zu entwerfen, wenn dies 
nach den Verhältnissen der Gemeinde räthlich erscheint, der Gemein derath es 
beschliesst, oder das Landrathsamt es anordnet. Dies gilt auch im Wesent- 
lichen nach Art. 117 der schw.-sond, imd Art. 146 der reuss. ä. L. G.-O. 
Nach Art. 150 der reuss. j. L. G.-O. hingegen ist die Aufstellung des Voran- 
schlages obligat, ebenso nach § 116 der lipp., § 95 der schaumb.-lipp. St.-O., 
§ 45 der L.-G.-0. und nach § 123 der wald. G.-O. Nach einigen Gesetzen 
ist die Aufstellung eines Gemeindeetates nicht ausdrücklich vorgeschrieben, 
kann aber von der Aufsichtsbehörde verlangt werden. So nach § 42 der Aus- 
führungsbekanntmachung zur hann. L.-G.-O. und nach § 86 der kurh. G.-O. (für 
die Landgemeinden). Nach § 137 der weim. G.-O. kann es sowohl die Ge- 
meindevertretung als auch die Aufsichtsbehörde verlangen. 

"® Es ist dies der Fall nach Art. 145 des franz. G.-G., wobei jedoch die 
Genehmigung nicht versagt werden kann, wenn alle obligatorischen Ausgaben 
und keine ausserordentlichen Einnahmen darin enthalten sind, desgleichen nach 
Art. 2 des noch jetzt in Elsass-Lothringen geltenden G. vom 24. Juli 1867. Ebenso 
ist Genehmigung erforderlich nach Art. 141, 42 des belg. G. vom 30. März 1836 
und Art. 207 der holl. G.-O. Nach § 89 der rheinl. L.-G.-O. wird das Budget 
überhaupt nicht vom Gemeindevorsteher, sondern vom Bürgermeister, nach § 46 
der westf. L.-G.-O. vom Amtmann und Gemeindevorsteher gemeinsam entworfen, 
und nach beiden Gesetzen dem Landrath vorgelegt- Nicht im Etat befindliche 
Ausgaben müssen nach § 90 der rheinl. und § 47 der westf. L.-G.-O. von der 
Aufsichtsbehörde genehmigt werden. Weiters ist Genehmigung der Aufsichts- 
behörde erforderlich nach § 118 der hann. St.-O., nach § 26 des Vvürt. Verw.-Ed., 
nach Art. 13 des G. vom 21. Mai 1891 jedoch nicht in Gemeinden erster Kl., 
nach § 172 b der bad. G-O. für mittl. Gem. in solchen mit weniger als 4000 
Einwohnern, nach Art. 7 der hess. L.-G.-O., § 145, 46 der braunschw. St-O., 
§ 91 der L.-G.-O. und Art. 20 des mein. G.-G. von 1840. 
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auch den Gemeindeangehörigen Gelegenheit zu geben, in dieselbe 
Einsicht zu nehmen. Sie setzen nämlich in der Regel fest, dass die 
vom Gemeindevorstand aufgestellten Voranschläge, ehe sie der 
Gemeindevertretung oder Versammlung zur Beschlussfassung vor- 
gelegt werden, durch eine bestimmte Zeit zur allgemeinen Einsicht 
öffentlich aufgelegt werden müssen. Bisweilen ist auch bestimmt, 
dass es Jedermann freistehe, gegen die einzelnen Posten Einwen- 
dungen vorzubringen, welche dann von der Gemeindevertretung 
in Erwägung zu ziehen, und wo sie nicht definitiv zu beschliessen 
hat, zugleich mit dem Gesuch um Genehmigung der Aufsichtsbe- 
hörde vorzulegen sind.^^* Auch müssen nach mehreren Gesetzen 
die Sitzungen, in denen die Gemeindevertretung über das Budget 
Beschluss fasst, unbedingt Öffentlich abgehalten werden, während 
sonst auf Verlangen des Vorstandes, oder einer im Gesetz be- 
stimmten Zahl von Mitgliedern die Oeffentlichkeit ausgeschlossen 
werden kann.^^^ Ueber Ausgaben, welche im Voranschlag nicht 
vorgesehen sind, sondern sich erst während der Etatperiode noth- 
wendig erweisen, hat gleichfalls die Gemeindevertretung oder Ver- 
sammlung zu beschliessen, ebenso ist es ihre Sache, dem Vorstand, 
wenn er in dringenden Fällen selbstständig gehandelt hat, die In- 
demnität zu ertheilen."» 

Die Budgetperiode der Gemeinde dauert in der Regel ein 
Jahr, und fällt häufig mit der des Staates zusammen. Doch kennen 
mehrere Gesetze auch längere, so namentlich dreijährige Perioden, 
oder sie gestatten wenigstens, dass die Gemeinde mit Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde eine solche einführt. ^^* 

Aehnliche Grundsätze, wie für die Feststellung des Gemeinde- 
etats, gelten für die Prüfung und Erledigung der Gemeinderech- 
nungen und die Entlastung des Vorstandes. Auch die Rechnungen 
sind durch eine bestimmte Zeit öffentlich aufzulegen, und dann 
der Gemeindevertretung oder Versammlung vorzulegen, welche in 
einer öffentlichen Sitzung darüber Beschluss zu fassen, und dem 

»« So z. B. nach § 65 der öst. Reg.-V. 

«• So z. B. nach Art. XIV des öst. G.-G. vom 5. März 1862 und § 46 der 
Reg.-V. 

«» Siehe Anm. I18 auf S. 188. 

SM ^ach § 95 des preuss. K.-A.-G. kann die in der Regel einjährige Etat- 
periode durch Beschlussfassimg der Gemeindebehörden auf drei Jahre verlän- 
gert werden. § 153 der bad. G.-O. für mittl. Gem. bestimmt, dass ausnahms- 
weise di« Stellung des Voranschlages auf 3 Jahre gestattet werden kann. 
Einzelne Gesetzgebungen bestimmen überhaupt nicht, für welche Zeit der Vor- 
anschlag aufzustellen ist. 
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Vorstand die Entlastung zu ertheilen, oder dieselbe zu verweigern 
hat. Sofern das Gesetz den Gemeindeangehörigen gestattet, zu 
den Rechnungen Bemerkungen und Erinnerungen zu machen, 
sind dieselben bei der Prüfung mit in Erwägung zu ziehen. 
Die geprüften Rechnungen sind sodann gleich dem Voranschlag 
der Aufsichtsbehörde zur Kenntnisnahme mitzutheilen, damit sie, 
falls sie Mängel oder Gebrechen entdeckt, die geeigneten Mass- 
regeln treffen kann. Die Entlastung des Vorstandes jedoch ist ihr 
nur nach verhältnismässig wenigen Gesetzgebungen vorbehalten.**^^ 



5. Abtheilung. 

Die Aufsicht über die Gemeinde. 

Der Staat kann die Aufsicht über die unter seiner Herrschaft 
stehenden Gemeinden nicht nur durch seine eigenen Organe aus- 
üben, sondern er kann auch Kommunalverbände höherer Ordnung, 
welche ja ebenfalls ein Interesse daran haben, dass die in ihrem 
Gebiete befindlichen Gemeinden ihre Zwecke erfüllen, mit der 



166 Art 151—60 des Iranz. G.-G., Art. 23, 25, 65 des älteren noch jetzt in 
Els.-Lothr. geltenden G. vom 18. Juli 1837, dazu § 36-39 der Verord. vom 
I. September 1872, Art. 154—56 des ital. Gem.- u. Prov.-G., VII. Tit. des kgl. 
Dekr. vom 6. Juli 1890, Art. 139—42, 46 des belg. G. vom 30. März 1836, 
Art. 218—28 der holl. G.-O., § 65 der öst. Reg.-V. und die Gemeindeordnungen 
aller Städte mit eigenem Statut, so z. B. § 71 des Wiener G.-St., § 69, 70 der 
preuss. St.-0. tür die östl. Prov. und der westf., § 63, 64 der rheinl., § 85, 
86 der schl.-holst., § 76, 77 der frankf , § 120—24 der hann. St.-O., § 90, 91 der 
kurh., § 67 der nass. G.-O., § 120 der preus. L.-G.-O. für die östl. Prov., § 48 
der westf., § 91—93 der rheinl. L.-G.-O., § 43—46 der hann. Ausf. Bek. Mach, 
zur L.-G.-O., Art. 89, 90, 136 der bayer., Art. 69 der pfälz. G.-O., § 68, AI. 2 b 
der Sachs. St.-O., §69 der L.-G.-O.; nach §36, 94, 95 des würt. Verw.-Ed. wird 
altem Brauche gemäss jede Gemeinderechnung, sobald sie gestellt und gehörig 
beurkundet ist, der versammelten Gemeinde vorgelesen, vom Gemeinderath 
durchgegangen, eventuell mit Anmerkungen versehen, dem Bürgerausschuss 
übergeben, und dann wieder dem Gemein derathe, und von diesem mit sämmt- 
lichen Bemerkungen dem Oberamte übermittelt. Siehe ferner § 151, 52, 54, 
54 a, 54 b, 55 der bad. St.-O. und der Gem.-O. für mittl. Gem. und die Gem. 
Rechn. Anw. für kleinere Gem. vom ll. September 1883, Art. 86-89 der hess, 
St.-O., Art. 74—77 der L.-G.-O., Art. 61, 62 der old., § 74, 75, 134 der anh. 
G.-O., § 147—51 der braunschw. St.-O., § 92—95 der L.-G.-O,, Art. 139—42 
der weim. G.-O., Art. 160—64 des kob., § 200—204 des goth. G.-G., § 43 der 
alt. D.-O., Art. 22 des mein. G. von 1840, Art. 133, 53 der schw.-rud., Art. 
119-21 der schw.-sond., Art. 148-51 der reuss. ä. L., Art. 154—57 der 
reuss. j. L. G.-O., § 120—23 der lipp. St.-O., § 18 der L.-G.-O., § 95, 98 der 
schaumb.-lipp. St.-0., § 47 der L.-G.-O.. § 126—29 der wald. G.-O. 
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Führung derselben betrauen. Thatsächlich hat auch die neuere 
Gesetzgebung entschieden die Tendenz, die Handhabung dieser 
Aufsicht zwischen staatlichen Behörden und Organen von Selbst- 
verwaltungskörpern höherer Ordnung zu theilen. 

In ausgedehnterem Masse geschah dies, wenn man von den 
Entwürfen und kurzlebigen Gesetzen von 1848 und der folgenden 
Jahre absieht, zuerst in Oesterreich, wo Art. XVIII des G.-G. vom 
5. März 1862 dem Landesausschuss, eventuell einer erst zu bil- 
denden Bezirks-, Gau- oder Kreisvertretung eine Reihe der wich- 
tigsten Aufsichtsbefugnisse zuweist. Auch in Preussen ist durch 
die Kreisordnungen und das Zuständigkeitsgesetz die Führung der 
staatlichen Aufsicht zum Theil an kollegiale Organe von Selbst- 
verwaltungskörpern höherer Ordnung übertragen worden, des- 
gleichen durch die neuere Gesetzgebung von Hessen, Sachsen 
und mehreren Kleinstaaten. Ja sogar das franz. G.-G. von 1884 
hat der Commission d6partementale einige, wenn auch beschränkte 
Aufsichtsrechte über die Gemeinden eingeräumt. Aehnlich ist es 
nach der italienischen Gesetzgebung, während in Holland und 
Belgien schon seit längerer Zeit die Aufsicht über die Gemeinden 
in erster Instanz grösstentheils von den Ausschüssen der provin- 
ziellen Selbstverwaltungskörper geführt wurde. 

In Frankreich ist gegenwärtig der Präfekt ordentliche kom- 
munale Aufsichtsbehörde erster Instanz, in bestimmten Angelegen- 
heiten der Conseil g6n6ral, die Commission d6partementale, der 
Minister oder der Präsident. Gewisse Gemeindebeschlüsse be- 
dürfen zu ihrer Giltigkeit der Sanktion durch ein Dekret des 
Präsidenten oder durch ein Gesetz.* In Italien beaufsichtigt der 
Präfekt die Gemeinden in Angelegenheiten des übertragenen Wir- 
kungskreises, und sorgt, dass keine Gesetzesverletzungen vor- 
kommen.* Bestimmte Gemeindebeschlüsse müssen, um giltig zu 
sein, vom Provinzialausschuss (giunta provinciale) genehmigt 
werden.* Ausserdem fungirt derselbe als Berufungsinstanz gegen 
Beschlüsse des Gemeinderathes und Entscheidungen des Gemeinde- 
ausschusses und des Bürgermeisters.* In Holland und Belgien 
endlich stehen die Gemeinden in erster Instanz unter den Provin- 



> Art. 37, 47. 4«, 65, 66, 68, 69, 85-«7, 95, 96, 102, 103, 121, 137, 138, 
142, 143, 151 des franz. G.-G. 

' Art. 161 - 64 des Gem.- u. Prov.-G. 

« Art. 166-68. 

* Art. 134 des Gem.- u. Prov.-G. und Art. 1—3 des G. vom i. Mai 1890. 
Gegen seine Entscheidung ist der weitere Rechtszug an den Staatsrath zulässig 
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zialausschüssen,^ von denen der weitere Rechtszug an den König 
geht.^ Doch bedürfen gewisse Gemeindebeschlüsse zu ihrer Gil- 
tigkeit für jeden Fall der königlichen Genehmigung. Ausserdem 
kann in beiden Ländern der König Beschlüsse des Gemeinderathes, 
welche gesetzwidrig sind, oder das allgemeine Wohl gefährden, 
suspendiren oder aufheben.' 

In Oesterreich hat im Allgemeinen die poUtische Behörde 
erster Instanz dafür Sorge zu tragen, dass die Gemeinde und ihre 
Organe nicht die Gesetze verletzen und ihre Kompetenz über- 
schreiten.^ Auch hat sie bei Berufungen in Angelegenheiten des 
übertragenen Wirkungskreises der Gemeinde gegen Verfügungen 
des Gemeindevorstandes zu entscheiden, in solchen des eigenen 
Wirkungskreises nur, wenn behauptet wird, dass ein Gesetz ver- 
letzt oder falsch angewendet wurde.^ Im Uebrigen ist der Landes- 
oder Bezirksausschuss zur Ueberwachung der Gemeinde in den 
Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises, namentlich in der 
Vermögensverwaltung,^^ sowie auch zur Entgegennahme von Be- 
schwerden gegen Gemeindebeschlüsse kompetent. Der Beschwerde- 
und Verwaltungsrechtsweg ist der gewöhnliche." Städte mit 
eigenem Statut stehen unter der Landesregierung, und die Be- 
stätigung des Bürgermeisters erfolgt durch den Kaiser.^* 

In Preussen wird die Aufsicht über Stadtgemeinden vom 
Regierungspräsidenten unter Mitwirkung des Bezirksausschusses, 
die Aufsicht über die Landgemeinden vom Landrath unter Mit- 
wirkung des Kreisausschusses geübt." Die Genehmigung von 
Gemeindebeschlüssen erfolgt, wo eine solche vorgeschrieben ist, 
meist durch Bezirks- und Kreisausschuss.^* Regierungspräsident, 
Landrath und in gewisser Hinsicht auch der Gemeindevorsteher 
oder Vorsitzende des kollegialen Vorstandes haben Sorge zu tragen, 
dass durch Beschlüsse der Gemeindevertretung oder des kollegialen 
Vorstandes kein Gesetz verletzt werde. Wurde aus diesem Grunde 

» Art. 194 der holl. G.-O., Art. 77 des belg. G. vom 30. März 1836. 

« Art. 200 der holl. G.-O., Art. 86 des belg. G. vom 30. März 1836. 

' Art. 195, 153 der holl. G.-O., Art. 76, 87 des belg. G. vom 30. März 1836. 

8 Art. XVI des G.-G. vom 5. März 1862, § 91 der Reg.-V., § 99 des 
Wiener, § 70 des Grazer G.-St. 

• § 92, 93 der Reg.-V., § 97, 100 des Wiener G.-St. 

*« Art. XVIII des G.-G. vom 5. März 1862, § 87 der Reg.-V., § 52 des 
Wiener, § 105—107 des Prager, § 47 des Grazer G.-St. 

>» Art. XVIII des G.-G. vom 5. März 1862, § 88 der Reg.-V. 

" Art. XXII de . G.-G. vom 5. März 1862. 

>» § 7, 24 des Zust.-G. 

** § 16, 30, 31. 



J 
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ein Beschluss beanstandet, so findet Klage im Verwaltungsstreit- 
verfahren statt," ebenso gegen sonstige Beschlüsse der Gemeinde- 
vertretung" und des Vorstandes.^^ Endlich beschliessen Bezirks- 
und Kreisausschuss in der Regel, soweit die Beschlussfassung nach 
den Gemeindegesetzen der Aufsichtsbehörde zusteht," in anderen 
beschliesst der Regierungspräsident, aber er ist an die Zustimmung 
des Bezirksausschusses gebunden.^' In Disziplinarangelegenheiten 
entscheidet in oberster Instanz das Oberverwaltungsgericht.^® Da- 
neben stehen noch nach den Kreisordnungen dem westfälischen 
Amtmann und dem rheinländischen Bürgermeister besondere Auf- 
sichtsbefugnisse zu. Die Bestätigung der städtischen Bürgermeister 
erfolgt durch den König, die Auflösung der Gemeindevertretungen 
meist durch kgl. Verordnung.** Besondere Bestimmungen betreffs der 
Aufsichtsinstanz gelten für Berlin und die hohenzoUer'schen Lande.** 

In Sachsen wird die staatliche Aufsicht über die Stadtge- 
meinden, soweit nicht ausnahmsweise zur Vornahme einzelner 
Aufsichtsakte der Minister kompetent ist, vom Kreishauptmann 
unter Mitwirkung des Kreisausschusses geübt, in den Landge- 
meinden regelmässig vom Amtshauptmann unter Mitwirkung 
des Bezirksausschusses.*^ In Baden führt die Aufsicht über die 
Gemeinden der Bezirksamtmann unter Mitwirkung des kolle- 
gialen (grösstentheils aus Ehrenbeamten zusammengesetzten) 
Bezirksrathes, ** in Hessen Kreisrath und Ministerium unter 
Mitwirkung des Kreisausschusses.*^ In Bayern*^ und Württem- 



" § I5i 29. Ebenso nach § 19, 35 bei Zwangseinstellung von Ausgaben 
in's Gemeindebudget. 
" § II, 28. 

" § 18, 34- 

" § 8, 12, 14, 17, 25, 32, 33. 

" § 13. 

'•" § 20, 36. 

" § 79 der preuss. St.-O. für die östl. Prov., § 81 der westf., § 86 der 
rheinl., § 65 der schl.-holst., § 82 der frankf. St.-0,, § 100 der kurh. G.-O., 
§ 142 der L.-G.-O. für die östl. Prov., § 82 der westf L.-G.-O., Art. 28 des rheinl. 
G. vom 15. Mai 1856, § 17 der schl.-holst. L.-G.-O. 

«* § 7 des Zust-G. 

" § 132 der St-Oo § 94 der L.-G.-O. 

" § 6 des G. vom 5. Oktober 1863, die Organisation der inneren Ver- 
waltung betreffend, und § 6 der Vollzugs verord. 

» Art. 93, 97 der L.-G.-O., Art 118, 23 der St.-O. und Art. 48 II, III 
des G. vom 12. Juni 1874, die innere Verwaltung betreffend. (Kr.- u. Prov.-O.) 

•• In Bayern wird die Aufsicht über die Gemeinden nach Art. 154 der 
bayer., Art. 87 der pfälz. G.-O. von den DistriksbehOrden, über die unmittel- 
baren Städte nach Art. 155 der bayer. G.-O. von der Kreisregierung geführt. 

Blodig. Selbstverwaltung. 17 
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berg*^ führt die Staatsbehörde ohne Heranziehung der Selbstver- 
waltung oder des Ehrenamtes die Aufsicht über die Gemeinde, 
desgleichen in den meisten Kleinstaaten.'^ 

Was den materiellen Inhalt der staatlichen Aufsicht über die 
Gemeinde betrifft, so besteht, wie an anderer Stelle genauer aus- 
geführt wurde,*^ ihr Wesen und juristischer Charakter darin, dass 
die Gemeinde zur Erfüllung ihrer Zwecke, wozu sie als Selbst- 
verwaltungskörper dem Staate verpflichtet ist, nöthigenfalls zwangs- 
weise verhalten wird. Daher erschöpft sich die Thätigkeit der 
Aufsichtsbehörde keineswegs in der Hintanhaltung von Kompetenz- 
überschreitungen und sonstigen Gesetzesverletzungen. Wohl aber 
ist dies, wie es auch von den Gesetzgebungen allgemein aner- 
kannt ist, ihre erste und wichtigste Aufgabe, wobei sie, sofern 
nicht das öffentliche Interesse in Frage steht, sondern nur private 
Rechte verletzt wurden, allerdings nur auf Anrufen des geschädig- 
ten Theils einzuschreiten hat.^® 

Die der staatlichen Aufsicht über die Selbstverwaltung eigen- 
thümliche Thätigkeit ist die Sorge, dass die Selbstverwaltungs- 
körper ihre öffentlichen Zwecke auch wirklich erfüllen. Zu diesem 
Behufe muss der Aufsichtsbehörde gestattet sein, jedem Selbstver- 
waltungskörper, also auch der Gemeinde die Vornahme derjenigen 
Handlungen anzubefehlen, ohne welche diese Zwecke nicht er- 
reicht werden können, und diejenigen zu verbieten, welche ihnen 



*' Die Aufsicht wird in Württemb. nach § 64, 90 des Verw.-Ed. vom 
Oberamtmann geführt. 

" Art. 94, § I, 97 der old., § 33, 40 der anh. G.-O., § 211 der braunschw. 
St.-0., Art. 168, 69, 76 des kob , § 217, 18, 20 des goth. G.-G., Art. i, 7 
des mein. G. vom 22. August 1840, Art. 4 des G. vom 31. März 1848, § 59, 
60 der alt D.-O., Art. 159, 65, 66 der schw.-rud., Art. 122 der schw.-sond., 
Art. 158, 66, 67 der reuss j. L. G.-O., § 15, 17, 19 der lipp. L.-G.-O., 
§ 134 der St.-O., § 98 der schaumb.-lipp. St.-0., § 66, 67 der L.-G.-O. — 
Dagegen wirkt das Ehrenamt oder die Selbstverwaltung von Bezirken, Kreisen, 
u. s. w. an der Führung der Aufsicht über die Gemeinde mit nach § 162 der 
braunschw. L.-G.-O., Art. 144, 45, 51, 52 der weim., Art. 153 der reuss. ä. L. und 
130 der wald. G.-O. 

" Siehe oben S. 47, 48. 

'* Art. 63—67 des franz. G.-G., Art 162, 65 des ital. Gem.-und Prov.-G., 
Art. 150, 53 der hoU. G.-O., Art. 86, 87 des belg. G. vom 30. März 1836, Art. 
XVI des öst. G.-G. vom 5. März 1862, § 91 der Reg.-V., § 99 des Wiener, § 70, 
71 des Grazer G.-St, § ii, 15, 18, 28, 29, 34 des preuss. Zust.-G., Art. 157, 
163 der bayer., Art. 89, 93 der pfälz. G.-O., § 131 der sächs- St.-O., § 93 der 
L.-G.-O., § 64 des würt. Verw.-Ed , § 172 a der bad. Gemeindeordnungen, Art. 
117 der hess. St.-O., Art. 92 der L.-G.-O., Art. 48, 11, i, 5, 6, III, 4, 5, 6, 9, 
der Kr.- u. Prov.-O. 
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hindernd im Wege stehen. Dabei wird der diskretionären Gewalt 
der Behörde bald ein engerer, bald ein weiterer Spielraum ge- 
lassen. So kann nach Art. 150 der holl. G.-O. und nach Art. 86, 
87 des belg. G. vom 30. März 1830 der König jeden Beschluss der Ge- 
meindevertretung, der das öffentliche Wohl gefährdet, suspendiren 
oder aufheben. Nicht so weit geht die Gesetzgebung der deutschen 
Staaten. Dieselbe stattet die Aufsichtsbehörde nur für gewisse Fälle 
mit diskretionärer Gewalt aus, und trachtet im Uebrigen genau 
festzustellen, wann der Gemeinde ein Unterlassen oder Thun anbe- 
fohlen werden kann. 

So ist die Aufsichtsbehörde nach mehreren Gemeindeord- 
nungen berechtigt und verpflichtet, die Vermögensgebahrung der 
Gemeinde zu überwachen, und dafür Sorge zu tragen, dass das 
Stammvermögen der Gemeinde ungeschmälert erhalten, und ein 
möglichst grosser Ertrag aus demselben gezogen werde. *^ Zu 
diesem Behufe muss ihr nothwendiger Weise gestattet sein, den 
Gemeindeorganen die Vornahme gewisser Verwaltungshandlungen 
zu untersagen oder zur Pflicht zu machen. So können sie Ver- 
schleuderungen des Gemeindevermögens verbieten, Reparaturen 
schadhafter Gebäude anordnen, die fruchtbringende Anlage von 
Gemeindekapitalien verfügen, u. dgl. m. 

Ferner hat die Aufsichtsbehörde lediglich nach freiem Er- 
messen vorzugehen, wenn sie, falls ein Gemeindebeschluss mangels 
Uebereinstimmung der entscheidenden Faktoren nicht zu Stande 
kommt, zur Entscheidung berufen ist.^* In diesem Falle devolvirt 
das Recht der Beschlussfassung gewissermassen von der Gemeinde 
an die Aufsichtsbehörde. Es handelt sich um Angelegenheiten, 
welche in der Regel in die Kompetenz der Gemeinde fallen, im 
einzelnen Falle aber aus derselben ausscheiden, und von der Auf- 
sichtsbehörde unter Beobachtung der bestehenden Gesetze, im 
Uebrigen aber nach Grundsätzen der Zweckmässigkeit besorgt 
werden müssen. 

Ausserdem treffien einige Gemeindeordnungen noch die Be- 
stimmung, dass einzelne Personen oder Klassen von Gemeinde- 
angehörigen, welche sich durch Beschlüsse oder Verfügungen der 
Gemeindeorgane geschädigt erachten, gegen dieselben, auch wenn 
es sich nicht um Rechtsverletzungen handelt, Berufung an die 
Aufsichtsbehörde ergreifen können. 



" Siehe oben S. 224, 25. 
»« Siehe oben S. 186. 

17* 
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So unterscheiden Art. XVI und XVIII AI. c. des österr. G.-G. vom 
5. März 1862 Beschwerden gegen Verfügungen des Gemeindevor- 
standes, durch welche bestehende Gesetze verletzt oder fehlerhaft an- 
gewendet werden, von Berufungen gegen Beschlüsse der Gemeinde- 
ausschüsse in allen der Gemeinde nicht vom Staate übertragenen 
Angelegenheiten. Dem entsprechen auch die Bestimmungen des 
§ 93 der Reg.-V. betreffs der Beschwerde, und § 88 betreffs der 
Berufung. Daneben setzen die meisten Gemeindeordnungen noch 
ausdrücklich fest, dass, sofern es sich um Beschlüsse über Gemeinde- 
umlagen handelt, die Berufung an die Aufsichtsbehörde Jedem, 
der sich für beschwert erachtet, freistehe, während, sofern der 
Beschluss des Ausschusses einer weiteren Genehmigung bedarf, 
derartige Erinnerungen und Einwendungen dem Gesuch um Ge- 
nehmigung beizuschliessen sind.** 

Endlich bestimmen die Gemeindeordnungen noch, dass gewisse 
Gemeindebeschlüsse überhaupt erst dann rechtsgiltig werden, wenn 
die Aufsichtsbehörde dieselben genehmigt hat. Dabei handelt es 
sich nicht um die blosse Bestätigung, dass der betreffende Beschluss 
nicht gegen die Gesetze Verstösse und daher durchgeführt werden 
dürfe, sondern die Aufsichtsbehörde erklärt, dass sie denselben 
billige und für zweckmässig halte. Sie kann in Folge dessen ihre 
Zustimmung frei ertheilen oder versagen, und hat sich dabei, da 
eine Rechtsverletzung von Vornherein ausgeschlossen erscheint, 
nur von Gründen der Zweckmässigkeit bestimmen zu lassen. Daher 
kann ihre Entscheidung auch nicht im Klagewege angefochten 
werden. Natürlich ist der Standpunkt, den die Gesetze in dieser 
Beziehung einnehmen, ein höchst verschiedener. Ist in der Ge- 
meindeordnung genau vorgeschrieben, wie die Gemeindeverwaltung 
zu führen ist, was für Steuern die Gemeinde einheben darf, u. s. w., 
so ist die Zahl derjenigen Gemeindebeschlüsse, welche einer be- 
sonderen Genehmigung bedürfen, natürlich geringer. Auch hängt 
viel davon ab, wieweit der Staat überhaupt gewillt ist, der Ge- 
meinde freien Spielraum zu gewähren. Dass jederzeit bei Be- 
schlussfassung über Veränderungen im Gemeindegebiete und über 
wichtige Angelegenheiten der Vermögensverwaltung höhere Ge- 
nehmigung erforderlich ist, davon ist schon die Rede gewesen. 
Ebenso ist die Genehmigung, wie seiner Zeit ausgeführt wurde, 
bei der Beschlussfassung über Ortsstatuten nothwendig, bisweilen 
auch beim Erlass von Polizeiverordnungen, nach einigen Gemeinde- 
ordnungen auch bei der Wahl einzelner Kommunalbeamten, bei 
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der Aufstellung des Voranschlages und bei der Beschlussfassung 
über die Entlastung des Vorstandes.'* 

Der eigenthümliche Charakter der staatlichen Aufsicht über 
die Selbstverwaltung bringt es mit sich, dass sich die Thätigkeit 
derselben oftmals in ganz anderen Formen bewegen muss, als die 
der Aufsicht über private Vereinigungen. Daher bestimmen auch 
die Gesetzgebungen nicht nur, worin die staatliche Aufsicht über 
die Gemeinde besteht, wie weit sich dieselbe zu erstrecken hat, 
und durch welche Organe sie ausgeübt wird, sondern sie setzen 
auch fest, wie sie zu handhaben ist. 

Erste Voraussetzung jeder Aeusserung der staatlichen Auf- 
sichtsthätigkeit über die Selbstverwahung der Gemeinde ist die Kennt- 
nisnahme aller wichtigeren Vorkommnisse in derselben durch die 
Aufsichtstbehörde. Daher steht es dieser nicht nur frei, jederzeit in 
die Schriftstücke und Akten der Gemeinde Einsicht zu nehmen, 
Gemeindeanstalten zu inspiziren, Rechnungen zu revidiren, sich 
durch Entsendung von Kommissionen, nöthigenfalls unter Zuziehung 
von Sachverständigen von der Instandhaltung des Gemeindever- 
mögens zu überzeugen, sondern sie kann auch Abgeordnete in 
die Versammlungen der beschlussfassenden Körper der Gemeinde 
entsenden. Trotzdem dies alles selbstverständlich und im Wesen 
der staatlichen Aufsicht gelegen ist, wird es von den meisten Ge- 
setzgebungen noch ausdrücklich festgesetzt. Daneben ist häufig' 

^ Art. IV. § 6 des franz G. vom 28. pluv VIII., Art. 19, 20 des G. vom 
18. Juli 1837, Art. I des G. vom 24. Juli 1867, welche noch jetzt in Els.-Lothr. 
gelten, Art. 68 des G.-G. von 1884, Art. 166—68 des ital. Gem.- und Prov.- 
G., Art. 194, 95 der holl. G.-O., Art. 76, 77 des belg. G. vom 30. März 1836, 
Art. XVIII AI. b des öst. G.-G. vom 5. März 1862, § 87 der Reg.-V., § 52 
AI. i— 1 des Wiener, § 105-7 des Prager, § 80, 83, 86, 87 des Triester, § 47 
AI. h-k des Grazer G.-St, § 50—54 der preuss. St-O. für die östl. Prov., 
§ 49-53 der westf., § 46-50 der rheinl., § 71—73 der schl.-holst, § 60—62 der 
frankf., § 118, 19 der hann. St.-O., § 84 der kurh., § 42 AI. i, 2 § 48, 50, 57, 61 
der nass. G.-O., § 16, 114— 16 der preuss. L.-G.-O. für die östl. Prov., § 53, 54 
57 der westf., § 18, 23 I. AI. 3 und IL, 95—97 der rheinl., § 42 der hann L.-G.-0. 
und § 16, 30, 31 des Zust.-G., Art. 159 der bayer., Art. 91 der pfälz. G.-O., § 135 
der Sachs. St-O., § 97 der L -G.-O., Art. 15, 25 des würt. G. vom 21. Mai 1891, 
§ 172 d der bad. Gemeindeordnungen, Art. 48 der hess. St.-0., Art. 47 
der L.-G.-O., Art. 42, § 3, 44, 47, § 3» c, d, 48, 56, § l der old., § 23, 26, 29, 41 
der aoh. G.-O., § 215 der braunschw. St.O., § 157, 65 der L.-G.-O.. Art. 146, 
53 der vi^eim. G.O., Art. 174, 76 des kob., § 221 des goth. G.-G., Art. 45 des mein. 
G. vom 31. März 1848, § 8, 59 AI. i, 3 der alt. D.-O., Art. 166 der schw -rud , 
Art. 126, 27 der schw.-sond., Art. 154, 59 der reuss. ä. L., Art. 161, 65, 69 
der reuss. j. L. G.-O. § 20, 73, 86, 88 der lipp., § 3, 99 der schaumb.-lipp. St.-O., 
§ 53—55 der L.-G.-O., § 11, 108 - 10, 17, 18 der wald. G.-O. imd andere 
Bestimmungen. 
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die Verpflichtung des Gemeindevorstehers oder des Vorsitzenden 
des kollegialen Vorstandes ausgesprochen, Beschlüsse der Ge- 
meindeversammlung oder Vertretung und des kollegialen Vor- 
standes der Aufsichtsbehörde zu übermitteln, und ihr auch sonst 
von wichtigeren Vorkommnissen in der Gemeindeverwaltung Mit- 
theilung zu machen. Namentlich sind ihr die Voranschläge der 
Gemeindeeinnahmen und Ausgaben, sowie die erledigten Rech- 
nungen zur Kenntnisnahme zu übermitteln. 

Auf diese Weise wird die Aufsichtsbehörde in Stand gesetzt, 
den Gang der kommunalen Verwaltung genau zu verfolgen und den 
gesetzlichen Einfluss auf denselben zu nehmen, insbesondere rechts- 
widrige Gemeindebeschlüsse zu annuliren. Um nun solche über- 
haupt nicht als Aeusserungen des Gemeindewillens in die Aussen- 
welt treten zu lassen, hat nach den meisten Gemeindeordnungen 
der Vorsitzende der Gemeindeversammlung, Vertretung und des 
kollegialen Vorstandes das Recht und die Pflicht, Beschlüssen, 
welche seiner Meinung nach den Wirkungskreis des betreff'enden 
Organes überschreiten, oder sonst die Gesetze verletzen, die Aus- 
führung zu versagen, und, falls der Beschluss nicht freiwillig zu- 
rückgenommen wird, die endgiltige Entscheidung der kompetenten 
Aufsichtsbehörde oder des Verwaltungsgerichtes abzuwarten. Diese 
nun kann entweder auf sein Begehren erfolgen, oder auf 
Beschwerde oder Klage des Gemeindeorganes, welches den bean- 
standeten Beschluss gefasst hat*^ 



" § 53 der öst. Reg.-V. verpflichtet den Gemeindevorsteher, wenn er 
glaubt, dass ein gefasster Beschluss den Wirkungskreis des Gemeindeausschusses 
überschreite, oder gegen die bestehenden Gesetze Verstösse, mit der Vollzug- 
setzung eines solchen Beschlusses inne zu halten, und die Entscheidung der 
Frage, ob der Beschluss vollzogen werden kann, oder nicht, von der politischen 
Behörde einzuholen. In den Städten mit eigenem Statut hat der Bürgermeister 
bisweilen auch kompetenz- und gesetzwidrigen Beschlüssen des kollegialen Vor- 
standes die Ausführung zu versagen, imd dieselben der politischen Landesbe- 
hörde, eventuell zunächst der Gemeindevertretung vorzulegen. So z. B. nach 
§ 66, 8i des Wiener, § lio, I20 des Triester G.-St. Auch § 15, 29 des preuss. 
Zust.-G. bestimmen, dass der Gemeindevorsteher, Vorstand oder Bürgermeister 
Beschlüsse der Gemeindevertretung, Versammlung, oder des kollegialen Vor- 
standes, welche deren Befugnisse überschreiten oder die Gesetze verletzen, mit 
aufschiebender Wirkung zu beanstanden habe, und setzen zugleich fest, dass 
gegen diese Verfügung des Gemeindevorstandes, Vorstehers oder Bürgermeisters 
die Klage im Verwaltungsstreit verfahren erhoben werden kann. Aehnliche Be- 
stimmungen treffen §79, 109 der sächs. St.-0., §71 der L.-G.-O., Art. 49 AI. 2 
der hess. St.-O., Art. 48 AI. 2 der L.-G.-O., Art. 32 AI. 2 der old. G.-O., § 105 
der braunschw. St.-O., § 71 der L.-G.-O., § 71, 133 der anh., Art. 100 der 
weim. G.-O., Art. 126 des kob., § 127 des goth. G.-G., Art. 105, 148 der schw.- 
rud., Art. 81 der schw.-sond., Art. iio des reuss. ä. L., Art. ill der reuss. j, 
L. G.-O., § 54 der schaumb.-lipp. St.-O., § 36 der L.-G.-O., § 87 der wald. G.-O. 
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Einige Gesetze gehen aber noch weiter, und bestimmen, dass 
Gemeindebeschlüsse, auch wenn sie nicht an höhere Genehmigung 
gebunden sind, nicht sofort durchgeführt werden dürfen, sondern 
erst, wenn sie binnen einer bestimmten Frist nicht von der Auf- 
sichtsbehörde wegen Gesetzwidrigkeit annuHrt, oder wenn sie von 
ihr ausdrücklich bestätigt werden. So treten nach Art. 68 der 
franz. G.-G. Beschlüsse des Conseil municipal, und nach Art. 95 
Polizeiverordnungen des Maire erst einen Monat nach ihrer Mit- 
theilung an den Präfekten in Kraft, es sei denn, dass dieser sie 
schon früher ausdrücklich genehmigt. Aehnliche Bestimmungen 
gelten in Italien, und in Bezug auf kommunale Polizeiverordnungen 
auch in Holland und nach den süddeutschen Polizeistrafgesetz- 
büchem.'* 

Die Art und Weise, wie der Gemeindezweck erfüllt wird, 
hängt aber nicht nur von der Beschaffenheit der Gemeindebe- 
schlüsse, sondern auch von ihrer Durchführung, sowie von der 
ganzen Gebahrung der kommunalen Verwaltungsorgane ab. Die 
Aufsichtsbehörde muss daher das Recht haben, dieselben zur Er- 
füllung ihrer Pflicht, mag es sich dabei um ein positives Thun, 
oder um Unterlassungen handeln, nöthigenfalls mit Zwangsmitteln 
anzuhalten, und im äussersten Fall ihre Entfernung und Ersetzung 
durch andere zu fordern. Dieses Recht steht ihr auch im ausge- 
dehntesten Masse nach denjenigen Gesetzen zu, welche die Ver- 
waltungsorgane der Gemeinde als mittelbare Staatsdiener auffassen, 
und das Disziplinar-Recht derselben, wenn auch in mehr oder 
weniger modifizirter Form auf sie anwenden.'^ 

Da aber auch sonst den kommunalen Verwaltungsorganen 
ihr Pflichtenkreis durch das Gesetz vorgeschrieben ist, und es un- 
möglich in ihrer Willkür stehen kann, demselben Folge zu leisten 
oder nicht, treffen auch diejenigen Gemdndeordnungen, denen der 
Begriff des »unmittelbaren Staatsbeamten« fremd ist, Bestimmungen 
über die Disziplinar- und Zwangsgewalt der Staatsbehörde gegen- 
über den leitenden Organen der Gemeindeverwaltung. 

So räumt § 89 der österr. Reg.-V. dem Bezirks- oder Landes- 
ausschuss das Recht ein, Mitglieder des Gemeindevorstandes, welche 
ihre Pflichten in den Geschäften des selbstständigen Wirkungs- 
kreises verletzen, mit Ordnungsstrafen zu belegen. Bei grober 
Verletzung oder fortdauernder Vernachlässigung ihrer Pflichten 



»« Art. 163, 64 des ital. Gem.- u Prov.-G., Art. 168, 69 der holl. G.-O., 
Art 6 des bayer., Art. 53 des würt. und § 23 des bad. P.-St.-G.-B. 
«' Siehe oben S. 175. 
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können sie von der politischen Landesstelle im Einverständnis mit 
dem Bezirks- oder Landesausschuss ihres Amtes entsetzt werden. 

Ebenso ist nach § 95 die politische Bezirksbehörde berechtigt, 
Gemeindevorsteher, welche ihren Verpflichtungen in den Geschäften 
des übertragenen Wirkungskreises nicht nachkommen, mit Ord- 
nungsstrafen zu belegen. Die ausserdeutschen Gemeindeordnungen 
hingegen, denen der Begriff des »mittelbaren Staatsdienstes« ebenso 
fremd ist, wie dem österr. Recht, welche aber die Annahme unbe- 
soldeter Ehrenämter der kommunalen Verwaltung nicht zur all- 
gemeinen Staatsbürgerpflicht machen, begnügen sich, der Aufsichts- 
behörde die Befugnis zu geben, die an der Spitze der Gemeinde 
stehenden Organe im Falle von Pflichtverletzungen zeitweilig oder 
dauernd vom Amte zu entfernen. So können nach Art. 86 des 
franz. G.-G. der Maire und die Beigeordneten vom Präfekten auf 
einen Monat suspendirt werden. Der Minister ist berechtigt, die 
Zeit der Suspension auf drei Monate zu verlängern, dagegen kann 
ihre Entlassung (r6vocation), mit welcher der Verlust der passiven 
Wahlfähigkeit für die Dauer eines Jahres verbunden ist, nur durch 
ein Dekret des Präsidenten verfügt werden. Die Bürgermeister 
der italienischen Gemeinden können nach Art. 125 des Gem.- und 
Prov.-G. vom Präfekten suspendirt, und vom König ihres Amtes 
entsetzt werden. Aehnliche Bestimmungen gelten in Belgien und 
Holland.88 

Die Mitglieder der nur beschlussfassenden Kommunalorgane 
unterstehen grundsätzlich nicht der Disziplinar- und Ordnungs- 
strafgewalt der Aufsichtsbehörde, die des kollegialen Vorstandes 
nur in ihrer Eigenschaft als Verwaltungsorgane der Gemeinde. 
Wohl aber gestatten die meisten Gemeindegesetze der Regierung 
oder einer höheren Verwaltungsbehörde, Gemeindevertretungen, 
welche ihre Verpflichtungen beharrlich vernachlässigen, oder sich 
sonst in dauernden Gegensatz zur Aufsichtsbehörde stellen, aufzu- 
lösen.'^ Bei der Neuwahl, welche innerhalb einer bestimmten Frist 



** Art. 60 der holl. G.-O., belg. G. vom 30. Juni 1842. Auch können in 
Belgien nach Art. 56 des G. vom 30. März 1836 einzelne Schöffen vom Gouver- 
neur auf einstimmigen und begründeten Antrag des Provinzialausschusses 
suspendirt oder entlassen werden. Nach Art. 125 des ital. Gem - imd Prov.- 
G. kann auch der Gemeinderath den von ihm nach Art. 123 gewählten, nicht 
aber den vom König ernannten Bürgermeister entlassen. 

•• Art. 43, 45 des franz. G.-G. von 1884, Art 13 des noch gegenwärtig 
in Elsass-Lothringen geltenden G. vom 5. Mai 1855, Art. XVI des öst. G.-G. 
vom 5. März 1862, § 96 der Reg.-V., § loi des Wiener, § 65 des Prager, § 29 
des Grazer G.-St.J^§ 79 der preuss. St.-0. für die östl. Prov., § 81 der 
westf., § 86 der rheinl., § 65 der schl.-holst., § 82 der frankf St.-O., § loo der 
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vorzunehmen ist,*® können nach einigen Gesetzgebungen einzelne 
Personen von der Wiederwahl ausgeschlossen werden.*^ Die Auf- 
lösung des kollegialen Vorstandes hingegen ist nur nach wenigen 
Gesetzen zulässig." Es wird sich aber auch die Nothwendigkeit 
einer solchen nur verhältnismässig selten ergeben, da die Wahl 
seiner Mitglieder, wenigstens der lebenslänglich oder auf längere 
Zeit angestellten Mitglieder, häufig der Bestätigung durch die Auf- 
sichtsbehörde unterliegt.*'^ 

In vielen Fällen wird die Aufsichtsbehörde, respektive die 
höhere Verwaltungsbehörde durch Verhängung von Disziplinar- 
strafen über die kommunalen Verwaltungsorgane und Auflösung 
der Gemeindevertretung ihren Zweck nicht erreichen. Es kann ja 
das rechtswidrige Verhalten der gemassregelten Gemeindeorgane 
nicht in einem positiven Thun, sondern in der Unterlassung dessen 
bestehen, wozu sie verpflichtet sind. In solchen Fällen bleibt der 
Aufsichtsbehörde nichts übrig, als selbst an Stelle der betreffenden 
Gemeindeorgane zu handeln. Dass ihr diese Befugnis zusteht, folgt 
mit logischer Nothwendigkeit aus dem Begriff* der Selbstverwaltung 
und dem juristischen Charakter der staatlichen Aufsicht, mag es in 
den einzelnen Gemeindegesetzen mehr oder minder deutlich zum 
Ausdruck kommen.** 

Unter Umständen wird die Aufsichtsbehörde nur in einzelnen, 
speziellen Fällen für ein oder das andere Gemeindeorgan handeln. 
Die schon an anderer Stelle besprochene** Zwangseinstellung von 
Ausgaben in's Gemeindebudget ist der wichtigste, nicht aber der 
einzige der hieher gehörigen Fälle. So hat die Aufsichtsbehörde 
an Stelle der Gemeindevertretung oder Versammlung Beschluss 
zu fassen, wenn diese wegen Befangenheit der Mitglieder beschluss- 



kurh. G.-O., § 142 der L.-G.-O. für die östl. Prov., § 82 der westf. L.-G.-O., 
Art. 28 des rheinl. G. vom 15. Mai 1856 für die Landgemeinden, § 17 der schl.- 
holst L.-G.-O., § 82 der sächs. St.-0., § 80 der I^.-G.-O., Art. 123 der hess. St.-O., 
Art. 97 der L.-G.-O., § 38 der anh. G.-O., § 43 der braunschw. St.-O., § 40 der 
L -G.-O., § 225, AI. 2 des goth. G.G., § 33 der alt. D.-O., Art 166, AI. 6 der 
schw.-rud., Art. 134 der schw.-sond. G.-O., Art. 168 der reuss. j. L., Art. 158 
AI. 2 der reuss. ä. L., § 138 der wald. G.-O. 

^^ So in Oesterreieh binnen 6 Wochen, nach den meisten preussischen 
Gesetzen binnen 6 Monaten, in Frankreich binnen 2 Monaten; in Elsass-Loth- 
nngen kcinn auch der Gemeinderath suspendirt werden. 

^^ So z. B. in Kurhessen bis auf 9 Jahre. 

" So z B. nach § loi des Wiener G.-St. 

" Siehe oben S. 161. 

** Siehe oben S. 50. 

" Siehe oben S. 250, 51. 
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unfähig sind.*^ Desgleichen hat sie, wenn die kommunalen Ver- 
waltungsorgane ihre Pflicht nicht erfüllen, sofort die nöthigen Vor- 
kehrungen zu treffen, nöthigenfalls aber auch dauernd einige oder 
alle Funktionen an Stelle einzelner Gemeindeorgane zu übernehmen. 
So bestimmen die Gemeindeordnungen, dass wenn die Gemeinde- 
vorsteher oder die Mitglieder des kollegialen Vorstandes, insbe- 
sondere der Vorsitzende desselben, ihren Verpflichtungen, namentlich 
bei Handhabung der Ortspolizei, nicht nachkommen, die Aufsichts- 
behörde, selbstverständlich auf Kosten der Gemeinde, eine andere 
Person damit betrauen kann.*'' Wenn die Gemeindeversammlung 
die Wahl der Gemeindevertretung, oder die dazu kompetenten 
Gemeindeorgane die Wahl des Vorstandes oder anderer kommunaler 
Verwaltungsorgane verweigern, oder, was praktisch auf dasselbe 
hinauskommt, mehrmals hintereinander Personen wählen, welche 
von der Aufsichtsbehörde nicht bestätigt werden, so hat diese, 
bis eine giltige Wahl zu Stande kommt, die betreffenden Funktionen 
durch eine staatliche Kommission besorgen zu lassen.*® Eine solche 
beschliesst auch an Stelle der Gemeindevertretung, wenn dieselbe 
aufgelöst wurde, bis zur Neuwahl.** 

*« § 17 AI. 2, § 33 AI. 2 des preuss. Zust-G. 

*' Art. 85, 87, 93, 99 des franz. G.-G. von 1884, Art. 126, 171 des ital. 
Gem.- u. Prov.-G., Art. 127 der holl. G.-O., Art. 88 des belg. G. vom 30. März 
18361 § 95 der öst. Reg.-V., Art. 156, Abs. 2, 4, Art. 157, Abs. 7, 8 der bayer, 
Art. 88 Abs. 2, 4, Art. 89 Abs. 7, 8 der pfälz. G.-O. 

" § 33 der preuss. St.-O. für die östl. Prov., § 33 der westf , § 32 der 
rheinl., § 42 der frankf., § 33 der schl.-holst., § 55 der hann. St.-O., § 6 der 
nass. G.-O. in der durch das G. vom 26. April 1869 modifizirten Form, § 84 
der L.-G.-O. für die östl. Prov., § 25, 26 der westf., § 23 der rheinl., § 22, 23 
der schl.-holst., § 31, 32 der hann., § 34, 35 der hess. nass. Kr.-O., § 92 der 
Sachs. St.-0., § 61 der L.-G-O., Art. 6 des würt. G. vom 21. Mai 1891, 
Art 34, 104 der hess. St.-O., Art. 34 der L.-G.-O., § 166 Abs. 3 der 
braunschw. L.-G.-O., § 39, 103, 129 der anh. G.-O., (dabei spricht das Gesetz 
geradezu von Ernennung der Mitglieder des Gemeindevorstandes durch den 
Landesfürsten oder die Aufsichtsbehörde), Art 77, 152 der weim. G.-O , (das 
Gesetz spricht von Besetzung der Stelle des Vorstandes), Art. lii, 176 des 
kob., § III, 225 des goth. G.-G., § 15 der alt. D.-O., (das Gesetz spricht von 
Ernennung des Gemeindevorstehers und seines Stellvertreters), Art. 70, 145, 66 
der schw.-rud., Art. 63, 135 der schw.-sond. G.-O., (daselbst ist wieder von 
Besetzung der Stelle des Gemeindevorstandes die Rede), Art. 158 AI. 4 der 
reuss. ä. L., Art. 165 AI. 4 der reuss. j. L. G.-O , § 66 der lipp., § 44 der 
schaumb.-lipp. St.-O., § 37 der L.-G.-O., (daselbst ist wieder von der Ernen- 
nung des Gemeindevorstehers und seines Stellvertreters die Rede), § 75, 139 
der wald. G.-O. (dabei spricht das Gesetz von Vornahme der Wahl durch den 
Kreisvorstand.) 

*^ Art. 44 des franz. G.-G. von 1884 regelt die Ernennung einer »Commission 
spdcialec , deren Vorstand die Stelle des Maire vertritt. Art. 22 des G. vom 24. 
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IL Abschnitt. 

Die Gutsherrschaft.^ 

Im Gegensatz zur Gemeinde, welche gleich den Spezialge- 
meinden, Bezirken, Kreisen und Berufsgenossenschaften ein kor- 
porativer Verband ist, kann man die Gutsherrschaft als monarchisch 
organisirten Selbstverwaltungskörper betrachten.* An ihrer Spitze 
stehen nämlich nicht Organe, welche durch Wahl oder Ernen- 
nung zur Ausübung der dem Verbände zustehenden Gewalt be- 
rufen werden, sondern eine Person, welche kraft eigenen Rechts 
dazu befugt ist. Dagegen sind Gemeinde- und Gutsherrschaft in- 
sofern verwandte, ja man kann sagen gleichartige Gebilde, als 
beide die kleinsten Gebietskörperschaften mit allgemeinen Zwecken 
sind, und die gleichen Ziele verfolgen. Der wesentliche Unterschied 
zwischen ihnen ist eben nur in der Verschiedenheit ihrer Organi- 
sation gelegen. Während ferner die Gemeinde, wie immer auch 
ihre rechtliche Stellung im Uebrigen beschaffen sein mag, überall 
einen integrirenden Bestandtheil des Gesammtorganismus der 
öffentlichen Gewalt im modernen Staate bildet, mit dessen Wesen 
sie im engsten Zusammenhang steht, hat sich die Gutsherrschaft 
als Selbstverwaltungskörper nur in einigen Ländern erhalten. Aber 



Juli 1867, welches noch in Elsass-Lothringen gilt, macht es der Regierung möglich, 
eine Kommission auf drei Jahre zu ernennen. Auch können nach § 4 des G. vom 
24, Januar 1872 die Funktionen des Gemeinderathes unmittelbar dem Bürger- 
meister übertragen werden, nach § 5 auch in dem Falle, dass wegen Wahl- 
enthaltung kein Gemeinderath gebildet werden kann. Aehnlich nach Art 269 des 
ital. Gem,- u. Prov.-G. und nach Art. 88 des belg. G. vom 30. März 1836, welcher 
überhaupt die Thätigkeit der Aufsichtsbehörde an Stelle der Gemeindebehörden, 
die ihre Obliegenheiten nicht erfüllen, regelt. Aehnliche Bestimmungen treffen 
§ 96 der Ost. Reg.-V., § 17 AI. 3, § 33 AI. 3 des preuss. Zust.-G. und die übrigen 
Gesetze, welche eine Auflösung des kommunalen Vertretungskörpers kennen. 
Am umfassendsten sind die Befugnisse der Aufsichtsbehörde, an Stelle der 
Gemeindeorgane zu handeln, und nöthigenfalls die ganze Kommunal Verwaltung 
zu übernehmen, im würt. G. vom 24. Januar 1855 geordnet, wonach einzelne 
Gemeinden wegen ihres ökonomischen oder sittlichen Zustandes als »verwahrloste 
erklärt, und unter besondere Staatsaufsicht gestellt werden können, gewisser- 
massen ein Analogon zur zivilrechtlichen Prodigalitätserklärung. 

* Was die Litteratur über diesen Gegenstand betrifft, so werden die selbst- 
ständigen Gutsherrschaften im Anschluss an die Gemeinde besprochen. Siehe 
auch den Art. »Gutsbezirk« in StengeTs Wörterbuch, 2. B., S. 617 ff. 

* Siehe oben S. 9, 33. 
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dort, wo solche Gutsherrschaften vorhanden sind, nämlich in 
ist. Kronländern Galizien und Bukowina,* in den preussischen 
nzen* ausser der Rheinprovinz, in Sachsen und einigen 
Staaten,' bestehen sie neben der Gemeinde gewissermassen 
usnahme von der Regel, und ragen als ein früheren Zeiten 
löriges organisatorisches Gebilde in die Gegenwart mit ihren 
men Rechtsinstitutionen hinein. 

Damit ein Komplex von Grundstücken als eine selbstständige 
lerrschaft gelten kOnne, muss sein Umfang, sowie seine 
ge Beschaffenheit es dem Besitzer möglich machen, die ihm 
egten öffentlichen Verbindlichkeiten zu erfüllen. Daneben 

verlangen einzelne Gesetzgebungen noch eine besondere 
fikation des Gutes als Rittergut, oder sie erkennen nur die- 
;n Besitzungen als selbstständige Gutsherrschaften an, welche 
;her von der Gemeindegewalt eximirt waren, und schliessen 

die Neubildung von Gutsherrschaften, soweit sie nicht durch 
Ling oder Zusammenlegung schon bestehender erfolgt, grund- 
:h aus. In Galizien gelten als selbstständige Gutsgebiete 
vormals herrschaftlichen, gegenwärtig (12. März 1888) nicht 
Gemeindeverband gehörigen Grundbesitze, welche vor 8. 
)er 1868 als selbstständige landtäfliche Besitzungen bestanden 
i,€ sowie »alle nicht herrschaftlichen, aber auf herrschaft- 
1 Grunde entstandenen Besitzungen«, von denen eine 
[imte Summe an Steuern entrichtet wird.* In der Bu- 
la ist jeder »gegenwärtig (14. November 1863) ausserhalb 
iemeindeverbandes stehende, vormals herrschaftliche Grund- 
* ein selbstständiges Gutsgebiet, sofern er »für sich allein 
in Verbindung mit einem anderen gleichgearteten und an- 
enden Grundbesitze bedeutend genug ist, um für die Erfül- 

' Art. I des G.-G. vom 5. März i86a erklärt: »Das Landesgesetz bestimmt, 
] unter nrelchen BedingungeQ der Grossgruadbesitz von dem Verbände 
;)rt^ememde geschieden behandelt werden ksonei. Dies ist durch das 
-G. vom 22. August l865 und vom 21. MSrz 1888 und das buk. L.-G. 
4. November 1863 und 24. Dezember 1868 geschehen. Ausserdem treffen 
}2 der mahr. G.-O. Bestimmungen Ober idie besondere GeschäfEsfQbrung 
n Land- oder lehentäflichen Gutem und anderen grosseren Realitäten«, 
t) deren Besitzern die Besorgung eines Theils des selbstständigen Wirkungs- 

der Gemeinde abertragen werden kann. 
' Die gesetzlichen Bestimmungen darüber sind in den Gemeinde- und 
rdnungen enthalten. 

' So in Anhalt, Meiningen, beiden Schwarzburg, Reuss ä. L. und Lippe. 
' g I des G. vom 21. März 1888. 
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lung der in Folge der gesonderten Behandlung zu übernehmenden 
Verbindlichkeiten eine zureichende Sicherheit zu bieten«.' 

Auch nach § 3 der westf. L.-G.-O. können nur »diejenigen 
landtagsfähigen Rittergüter, welche vor Erlass der L.-G.-0. vom 
31. Oktober 1841 bereits in die Rittergutsmatrikel eingetragen 
waren, selbstständige Gutsbezirke bilden.« Die Kr.-O. hat dieses 
Vorrecht der Rittergüter beseitigt, und die neuere preussische Ge- 
setzgebung macht zwischen den verschiedenen Arten des Grossgrund- 
besitzes in Bezug auf dessen Exemption von der Gemeindegewalt 
keinen Unterschied.® Auch § 82, AI. c, d der sächs. L.-G.-O. stellt 
den Kammer- und Rittergütern diejenigen Güter gleich, »welche 
ohne wirkliche Rittergutseigenschaft zu haben, seither in gleichem 
Verhältnis zur Gemeinde gestanden haben«.® Angrenzende Be- 
sitzungen, welche zu klein sind, um jede für sich eine selbstständige 
Gutsherrschaft zu bilden, können nach einigen Gesetzgebungen, 
sofern die übrigen Voraussetzungen vorhanden sind, zu einer 
solchen vereinigt werden.*® 

Der Begriff der Gutsherrschaft fällt mit dem privatrechtlichen 
Grundeigenthum des Gutsherrn nicht zusammen. Nur diejenigen 
Grundstücke gehören zum Gutsbezirk, welche in einem bestimmten 
Zeitpunkt einen Bestandtheil desselben ausgemacht haben. Er- 
weitert der Gutsherr seinen privaten Grundbesitz, so wachsen die 
neuen Erwerbungen nicht ipso jure dem Gutsbezirk zu, der Guts- 
herr kann seine öffentlich-rechtlichen Befugnisse nicht ohne weiters 
auf sie ausdehnen,** es ist vielmehr zur Aenderung der Grenzen 
eines Gutsbezirkes ebenso ein öffentlicher Akt erforderlich, wie zur 
Aenderung der Gemeindegrenzen. 

Ueberhaupt finden auf die rechtliche Stellung der Gutsherr- 
schaft im Allgemeinen die Grundsätze des Gemeinderechts Anwen- 



' § I des G. vom 14. November 1863, 

« § 31 der Kr.-O., § 122 der L.-G.-O. für die östl. Prov., § 23 der westf. 
§ 28 der schl.-holst, § 36 der hann., § 37 der hess.-kass. Kr.-O. 

• Art. 2 des mein. G. vom 11. März 1848 spricht lediglich von iDomänen, 
Ritter- und Freiffüternc, § 9 AI. 3 der anh. und Art. 4 der reuss. ä. L. G.-O. von 
»Rittergütemc, Art. 3 AI. 3 der schw.-sond. G.-O. von »Rittergütern, welche ein 
bestimmtes Areal umfassent , Art 4 der schw.-rud. G.-O. von »Grundbesitzungen) 
denen früher die Patrimonialgerichtsbarkeit zugestanden istt, (nicht zu ver- 
wechseln mit denjenigen Waldungen, welche nach Art. 3 besondere Gemar- 
kungen bilden), Art. 5 der lipp. L.-G.-O. von »landtagsfähigen Rittergütemc 

" So z. B. nach § 2 des buk. L,-G. und nach § 2 AI. 3 der preuss. L.-G.-O. 
für die östl. Prov. 

" Dies ist in § 83 der sächs. L.-G.-O. ausdrücklich normirt. 
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dung,^* sofern nicht die Gemeindegesetze, in denen die Rechts- 
verhältnisse der Gutsherrschaft geregelt werden, in einzelnen 
Punkten abweichende Bestimmungen treffen. So gelten die 
Rechtssätze über Neubildung und Aufhebung von Gemeinden, so- 
wie über Veränderungen der Gemeindegrenzen nach einigen Ge- 
setzgebungen ihrem vollen Inhalt nach, nach andern jedoch nur 
mit gewissen Modifikationen auch für die Gutsherrschaft. § 2—4 
der preuss. L.-G.-O. für die östl. Prov. und § 25, 26 des Zust.-G. 
stellen in dieser Hinsicht Gemeinden und Gutsbezirke gleich,** da- 
gegen ist von der Gesetzgebung der übrigen Provinzen mit Aus- 
nahme der westf. L.-G.-O. und Kr.-O.** die Neubildung von Guts- 
herrschaften nicht vorgesehen, während § 82 der sächs. L.-G.-O. die 
Auscheidung selbstständiger Gutsbezirke aus dem Gemeindebezirk 
geradezu verbietet. Nach § 5 des gal. und § 22 des buk. L.-G. 
kann dieselbe nur durch ein Landesgesetz erfolgen. Die Neu- 
bildung einer Gutsherrschaft durch Theilung schon bestehender, 
sowie blosse Grenzveränderungen derselben unterliegen keinen 
besonderen Beschränkungen, während die Vereinigung von Guts- 
herrschaften mit einer Gemeinde, also die Aufhebung ihrer recht- 
lichen Selbstständigkeit, von einzelnen Gesetzen sogar begünstigt 
wird.^s 

Auch die Rechtssätze, welche das Verhältnis der Gemeinde 
zu ihren Angehörigen regeln, finden auf die zu einer Gutsherr- 
schaft gehörigen Personen nur zum Theil und mit Modifikationen 
Anwendung. Da nämlich der Gutsherr nicht nur diejenigen 
Funktionen ausübt, welche in der Gemeinde in die Kompetenz des 
Vorstandes fallen, sondern regelmässig Träger der gesammten 
Rechte der Gutsherrschaft ist, gibt es in derselben auch kein 
Organ, welches der Gemeindeversammlung oder Vertretung ent- 
spräche, und daher auch kein Analogen des Gemeindebürger- 
oder aktiven Gemeinderechts.** Im Uebrigen ist das Verhältnis 
der Gutsangehörigkeit rechtlich auf eine Linie mit dem der Ge- 
meindeangehörigkeit zu stellen. An beide knüpfen sich im Allge- 
meinen die gleichen Rechtswirkungen, und es ersetzt die Ange- 



" § 7> 13, 19 des gal., § 7, 8 des buk. L.-G., § 31 der preuss. Kr.-O. für 
die östl. Prov. und die übrigen Kreisordnungen, § 84 der sächs. L.-G.-O., § 15 
der anh., Art. 4, Abs. 4 der schw.-rud., Art. 4 der schw.-sond. G.-O. 

" Ebenso § 11— 14 der anh., Art. 6 der schw.-rud. G.-O. 

»* § 3 der L.-G.-O., § 23 der Kr.-O. 

" § 2 des gal., § 20 des buk. L.-G., § 82 der sächs. L.-G.-O. 

" Art 157 der schw.-rud. G.-O. kennt ausnahmsweise auch eine Vertretung 
der zur Gutsherrschaft gehörigen Personen. 
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hörigkeit an eine bestimmte Gutsherrschaft vollkommen die 
Gemeindeangehörigkeit. ^' 

Der Hauptunterschied zwischen Gutsherrschaft und Gemeinde 
ist in der Verschiedenheit ihrer Organisation gelegen, indem die 
Gemeinden kommunale Verbände sind, während an der Spitze der 
»monarchisch organisirten« Gutsherrschaften eine Person steht, die 
ihre Gewalt nicht von einer Uebertragung durch andere, sondern 
aus dem privatrechtlichen Verhältnis des Eigenthums ableitet. Um 
aber diese Gewalt auch selbst ausüben zu können, muss der Guts- 
herr gewissen Anforderungen entsprechen. Ist dies nicht der 
Fall, so hat er einen tauglichen Stellvertreter zu bezeichnen. 
Weigert er sich, oder bezeichnet er beharrlich untaugliche Per- 
sonen, oder ist er überhaupt nicht in der Lage, sich über die 
Person des Stellvertreters zu äussern, so thut es die Aufsichtsbe- 
hörde für ihn. Gutsherrn, welche ihren Verpflichtungen nicht 
nachkommen, können nachträglich zur Bestellung eines Stellver- 
treters verhalten werden. Ebenso müssen auf Verlangen der 
Aufsichtsbehörde untaugliche Stellvertreter durch andere Personen 
ersetzt werden.*® Ja, einige Gesetzgebungen gehen noch weiter, 
und setzen fest, dass sowohl die Gutsherrn, als auch ihre Stellver- 
treter als Gutsvorsteher von der Aufsichtsbehörde zu bestätigen 
seien.i» Desgleichen ist ihre Beeidigung durch dieselbe vorge- 
schrieben. '• 

Die Befugnisse des einmal rechtsgiltig bestellten Stellver- 
treters sind mit geringen Ausnahmen denen des Gutsherrn, der 
sein Recht persönlich ausübt, völlig gleich.** Eine partielle Rechts- 

'* Dies ist aber nicht ausnahmslose Regel. So kann nach § 45 des Ost. 
H.-G. auf ausgeschiedenen Gutsgebieten ein Heimatrecht nicht begründet werden 
Nach Art. 6 der schw.-sond. G.-O. werden überhaupt die Bewohner der lexi- 
mirten Bezirke« hinsichtlich der Gemeindeverhältnisse und der darauf beruhenden 
Rechte und Pflichten in der Regel dem nächsten Gemeindebezirke zugewiesen, 
und den Bewohnern desselben gleich geachtet. Dagegen kann nach § 3 des 
R.-G. vom 6. Juni 1870 ein Gutsbezirk ebensogut Ortsarmenverband sein, wie 
eine Gemeinde. 

«« § 10, II, 15 des gal., § II, 12, 15 des buk. L.-G., § 31, 32, 34 der preuss. 
Kr.-O. für die östl. Prov., mit welcher die Bestimmungen der übrigen Kreis- 
ordnungen inhaltlich übereinstimmen, § 85, 86 der sächs. L.-G.-O., § 15, 16, 18 
der anh., Art. 156 der schw.-rud. G.-O. 

*' § 33 der preuss. Kr.-O. für die östl. Prov. und die übrigen Kreisord- 
nungen, § 84 der sächs. L.-G.-O., § 18 der anh., Art. 156 der schw.-rud. G.-O. 

•» § 12 des gal., § 13 des buk. L.-G. 

'* Nur in bestimmten, besonders wichtigen Angelegenheiten darf der Stell- 
vertreter nicht ohne ausdrückliche BewiUigimg des Gutsherrn handeln, so nach 
§ 14 des gal. und § 14 des buk. L.-G., sofern es sich um die Uebemahme blei- 
bender Verpflichtungen für das Gutsgebiet handelt. 
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Übertragung wäre unzulässig. Daher sprechen auch die gal. und 
buk. Landesgesetze immer nur von einem »Vorsteher des Guts- 
gebietes«, und verstehen darunter sowohl den Gutsherrn, als auch 
den Stellvertreter.** Dabei ist es übrigens auch gestattet, für 
mehrere Gutsherrschaften einen gemeinsamen Vorsteher zu be- 
stellen.3* Auch können nach einigen Gesetzen sämmtliche oder 
einzelne Gutsvorstehersgeschäfte an den Vorsteher einer benach- 
barten Gemeinde übertragen werden.** 

Der Gutsvorsteher ist in der Regel das einzige verfassungs- 
mässige Organ der Gutsherrschaft. Er ist nicht blos ein Erbvor- 
stand, sondern Vorstand und Gemeindevertretung oder Versamm- 
lung in einer Person, und allein zur Besorgung der Geschäfte der 
Gutsherrschaft berechtigt und verpflichtet. Die zu ihr gehörigen 
Bewohner nehmen an der öffentlichen Verwaltung derselben nicht 
Theil, worin eben der massgebende Unterschied zwischen der Ver- 
waltung der Gemeinde und der Gutsherrschaft gelegen ist. Da- 
her ist es als eine singulare Ausnahme zu betrachten, wenn Art. 
157 der schw.-rud. G.-O. unter Umständen eine der Gemeindever- 
tretung nachgebildete Vertretung der Bewohner des Gutsbezirkes 
zulässt, und so eine Organisation schafft, welche sich bereits der 
Gemeinde mit einem Erbschulzen an ihrer Spitze nähert, und die 
Gutsherrschaft in einen korporativen Verband verwandelt. 

Der Wirkungskreis der Gutsherrschaft ist im Allgemeinen mit 
dem der Gemeinde identisch, und haben die Gutsvorsteher die- 
selben Rechte und Pflichten, wie die Gemeindeorgane. Mit Rück- 
sicht darauf nun, dass die gesammte Gutsverwaltung in der Hand 
einer Person vereinigt ist, der nicht einmal ein Kontrollorgan, wie 
es die Gemeindevertretung ist, gegenübersteht, haben einzelne Ge- 
setze gewisse den Gemeinden zustehende Rechte den Gutsbesitzern 
nicht eingeräumt. So ist nach § 7 des gal. und des buk. L.-G. 
das Strafpolizeirecht in Gutsgebieten nicht dem Vorsteher, son- 
dern der politischen Behörde übertragen, während es in der Ge- 
meinde vom Gemeindevorsteher ausgeübt wird. Femer gehört 
nach § 7 des gal. G. die Ausübung der Ortspolizei in Wirths- 
und Schankhäusem, welche sich auf den mit dem übrigen Kom- 
plexe des Gutsgebiets nicht angrenzenden Parzellen befinden, zur 
Gemeinde, während nach § 4 des buk. Gesetzes derartige Loka- 
litäten, die innerhalb einer Gemeinde liegen, dieser einverleibt 



« § 8 des gal., § 9 des buk. L.-G. 

" § 9 des gal. und § 10 des buk. L.-G. wird dies ausdrücklich gestattet. 

«* § 31 Abs. 3 der preuss. Kr.-O. für die östl. Prov., § 88 der sächs. L.-G.-O. 
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werden müssen. Die zur Verwaltung einer Gutsherrschaft erforder- 
lichen materiellen Mittel endlich sind nach einigen Gesetzen, so 
nach § 16 des gal. und des buk. L.-G. ausschliesslich die Gutsherrn 
zu tragen verpflichtet, während nach anderen Gesetzgebungen auch 
die Gutsangehörigen nach dem gesetzlichen oder statutarischen 
Masstab zur Beitragsleistung herangezogen werden können.^^ 



in. Abschnitt. 

Die Spezialgemeinde, 

I. Abtheilung. 

Begriff und Eintheilung derselben. 

Im Gegensatz zur Ortsgemeinde ist die Spezialgemeinde ein 
korporativer Verband zur Erfüllung einzelner durch das nachbar- 
liche Beisammenwohnen ihrer Angehörigen bedingter öffentlicher 
Zwecke. Es sind dies solche Zwecke, welche ihrer Natur nach von 
der Ortsgemeinde entweder gar nicht, oder wenigstens nicht so 
vollständig und sachgemäss verfolgt werden können, wie von eigens 
dazu geschaffenen Organismen, So sind viele Gemeinden aus ver- 
schiedenen Gründen, namentlich aus Mangel an den erforderlichen 
materiellen Mitteln nicht in der Lage, sämmtliche in ihren Kom- 
petenzkreis fallenden Verwaltungsangelegenheiten ordnungsmässig 
zu besorgen. Upi nun ihren Verpflichtungen trotzdem vollständig 
nachzukommen, vereinigen sie sich zu gemeinsamer Geschäfts- 
führung, sie bilden eine Sozietät, welche bestimmte Verwaltungs- 
geschäfte für die einzelnen Gemeinden und in ihrem Namen führt. 
Da es aber unter Umständen wünschenswerth sein kann, solchen 
Vereinigungen ein festeres Gefüge zu geben, und sie namentlich 
in ihrem Fortbestand vom Willen der einzelnen Gemeinden unab- 
hängig zu stellen, werden dieselben zu juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts gemacht, deren natürliches Substrat zunächst 
allerdings die Ortsgemeinden sind, so dass das öffentlichrechtliche 
Band zwischen der Gemeindevereinigung oder Sammtgemeinde und 
den zu ihr gehörigen Personen kein direktes ist, sondern durch 
das Rechtsverhältnis der Gemeindeangehörigkeit vermittelt wird. 



" § 122 der L.-G.-O. für die östl. Prov., § 68 der westf L.-G.-O., § 26 der 
Kr.-O., Art. 157 der schw.-rud. G.-O. 

Blodig, Selbstverwaltung. lo 
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Solche Vereinigungen sind, da sie dem Staat ebenso wie die 
Gemeinde zur Erfüllung ihrer Zwecke verpflichtet sind, unter allen 
Umständen Verbände des öffentlichen Rechts und Selbstverwaltungs- 
körper. Ob sie Gebietskörperschaften sind, hängt von der Be- 
schaffenheit der Verwaltungsangelegenheiten ab, zu deren Besorgung 
sie geschaffen wurden.^ Niemals aber bilden sie, wie die Ortsge- 
meinden, einen integrirenden Bestandtheil des Organismus der öffent- 
lichen Verwaltung, der in keinem Theile des Landes entbehrt 
werden kann. Sie sind vielmehr nur dort nothwendig, wo die Ge- 
meinden nicht im Stand sind, einzeln ihren Verpflichtungen nach- 
zukommen. Auch ist ihr Wirkungskreis nicht überall der gleiche, 
da sein Umfang im Wesentlichen von der Leistungsfähigkeit oder 
vielmehr Leistungsunfähigkeit der Ortsgemeinden abhängt, diese 
aber natürlich in den verschiedenen Theilen des Landes nicht 
gleich ist. 

Nun kann aber die Gesetzgebung von vom herein der Mei- 
nung sein, dass bestimmte Verwaltungsaufgaben, auch wenn sie 
ihrer Natur nach dem Gemeindezweck nicht fremd sind, und ihre 
Besorgung in ihm enthalten ist, unter allen Umständen, und ohne 
Rücksicht auf die besonderen Verhältnisse der einzelnen Ortsge- 
meinden, am besten von eigens dazu geschaffenen Organismen 
erfüllt werden können, und daher die Einrichtung solcher obliga- 
torisch für das ganze Gebiet des Staates oder einen bestimmten 
Theil desselben anordnen. Derartige Verbände sind dann allerdings 
ein integrirender Bestandtheil im Organismus der öffentlichen Ver- 
waltung eines Landes, und sie sind Spezialgemeinden, weil sie nur 
einzelne, spezielle Zwecke verfolgen. Ihre Organisation kann die 
der Sammtgemeinden sein, so dass die Ortsgemeinden ihr natür- 
liches Substrat bilden. Die Gesetzgebung kann aber noch einen 
Schritt weiter gehen, und derartige Verbände ohne jede Rücksicht- 
nahme auf die einzelnen Gemeinden direkt als eine Vereinigung 
von Personen schaffen, welche ein bestimmtes Gebiet bewohnen, 
was seinen Ausdruck namentlich darin findet, dass die Verwaltungs- 
kosten des Verbandes nicht durch Matrikularbeiträge der in seinem 
Gebiet befindlichen Gemeinden, sondern durch Abgaben seiner 
Angehörigen gedeckt werden. 

Im Gegensatz zu all' diesen gemeindeähnlichen Verbänden 
für besondere Zwecke stehen diejenigen Spezialgemeinden, welche 
für Verwaltungsangelegenheiten Sorge tragen, die schon ihrer 
Natur nach nicht geeignet sind, Gegenstand der Verwaltungs- 



* Siehe oben S. 29. 
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thätigkeit der Ortsgemeinde zu bilden. Die öffentlichen Zwecke, 
welche diese Verbände verfolgen, sind nämlich regelmässig der Art, 
dass sie überhaupt nur für gewisse Gemeinden, für Gemeinden, deren 
Gebiet eine besondere, natürliche Beschaffenheit hat, in Betracht 
kommen können, und auch in diesen Gemeinden nicht für alle, 
sondern nur für einen Theil der Gemeindeangehörigen, so z. B. für 
die Besitzer von Wäldern, von Jagdgründen oder Fischwässern, 
für die Anrainer eines Flusses, u. dgl. m. Auch fallen die Inter- 
essenkreise, welche sich unter diesen Peirsonen bilden, räumlich 
oftmals mit dem Bezirk der Ortsgemeinde gar nicht zusammen. 
Es können in einer Gemeinde mehrere derartige Interessenkreise 
bestehen, es kann einer mehrere Gemeinden umfassen, oder es 
können sich die Grenzen beider durchkreuzen. 

Die Spezialgemeinden dieser Art reichen zum Theil in's spä- 
tere Mittelalter zurück. Schon im 13. Jahrhundert finden sich kor- 
porative Verbände für spezielle Zwecke wirthschaftlicher Natur. 
Dieselben beruhten, wie die Ortsgemeinden, auf einem persönlichen 
und auf einem dinglichen Moment. Sie waren nämlich Vereinigungen 
von Grundbesitzern, zugleich aber auch Friedens- und Rechtsge- 
nossenschaften mit eigenem Frieden, eigenem Gericht und Recht. 
Es sind dies die Holzmark-, Weinberg- und Brunnengenossen- 
schaften, namentlich aber die Deich- und Sielverbände. Sie alle 
unterschieden sich anfangs von der Ortsgemeinde nur dadurch, 
dass sie nicht allgemeine, sondern nur einzelne ökonomische Zwecke 
verfolgten. Im Laufe der Zeit aber verlor sich ihr gemeindeähn- 
licher Charakter, die genossenschaftlichen Gerichte verschwanden 
allmälig, ebenso die genossenschaftliche Polizei und die übrigen 
Attribute der genossenschaftlichen Gewalt. Alle diese Rechte gingen 
an die landesfürstlichen Behörden, eventuell an die Vorsteher der 
Ortsgemeinden verloren, welche gerade um diese Zeit ihren Cha- 
rakter als Wirthschaftsgenossenschaften abgestreift hatten, und zu 
rein politischen Gemeinden geworden waren. So wurden denn aus 
gemeindeähnlichen Genossenschaften für besondere Zwecke privat- 
rechtliche Vereinigungen wirthschaftlicher Natur. ^ 

Anders ist die Entwicklung derjenigen genossenschaftlichen 
Verbände, welche zur gemeinsamen Errichtung und Erhaltung von 



' Es ist dies dieselbe Entwicklung, wie bei den Realgemeinden, nur dass 
die politische Ortsgemeinde gewissermassen aus dem Schoss der alten wirth- 
schaftlich-politischen Gemeinde entstanden ist, und ihre öffentlichen Rechte und 
Pflichten übernommen hat, während die gemeindeähnlichen Verbände für beson- 
dere Zwecke dieselben an einen fremden Faktor verloren. Siehe Gierke, i. B., 
§ 53, B. IL, S. 610 ff., § 55, B. IL 

18* 
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Dämmen und ähnlichen Vorrichtungen zum Schutz der Bewohner 
der Meeresküste und ihres Eigenthums eingegangen wurden, der 
sogenannten Deich- und Sielgenossenschaften. Dieselben finden sich 
gleichfalls schon im 13. Jahrhundert an der Nord- und Ostsee. Wie 
die gemeine Mark im Gesammteigenthum der Gemeindegenossen, 
so standen die Dämme und Deiche im Gesammteigenthum der Deich- 
und Sielgenossen. Ausserdem aber waren diese Genossenschaften 
auch Friedens- und Rechtsgenossenschaften mit einem besonderen 
Gericht und Recht und genossenschaftlicher Polizeigewalt. Man 
gehörte ihnen nicht kraft freien Willens an, ebensowenig aber 
durch obrigkeitliche Zutheilung, sondern ipso jure als Bewohner 
der Meeresküste oder Besitzer von Grund und Boden im Deich- 
bezirk. Es sind also die. Deich- und Sielgenossenschaften ebenso, 
wie die Weinberg-, Alpmark und anderen Wirthschaftsgenossen- 
schaften gemeindeähnliche Verbände für besondere Zwecke gewesen, 
sie haben aber im Gegensatz zu ihnen ihre Qualität als solche 
nicht verloren, sie sind nicht zu Vereinigungen des Privatrechts 
geworden, sondern öffentlichrechtliche Genossenschaften geblieben, 
und haben späterhin in der Regel das Schicksal der Ortsgemeinde 
getheilt.* In Privilegskorporationen haben sich die Deich- und Siel- 
genossenschaften nie verwandeln können, da es weder gewerbliche 
Vortheile, noch nutzbringendes Gemeindevermögen gab, dessen 
Genuss man einer bestimmten Klasse von Genossen hätte vorbe- 
halten können. Die Dämme und Deiche standen allerdings im Ge- 
sammteigenthum der Genossen, sie \varfen aber keinen Ertrag ab, 
sondern ihre Instandhaltung forderte materielle Mittel, welche von 
den einzelnen Genossen beigesteuert werden mussten. Wohl aber 
sind die Deich- und Sielgemeinden in späterer Zeit geradeso zu 
Staatsanstalten herabgedrückt worden, wie die Ortsgemeinden. Es 
hat zwar in ihrer Heimat, so namentlich in Friesland und Holstein 
die freie Genossenschaft der obrigkeitlichen Ge'walt länger Wider- 
stand geleistet, als in den meisten anderen Theilen Deutschlands. 
Dagegen erleichterte wieder die unzweifelhaft öffentlichrechtliche 
Bedeutung dieser Genossenschaften, während sie dieselben davor 
bewahrte, zu Korporationen des Privatrechts zu werden, ihre Um- 
wandlung in Staatsanstalten. Thatsächlich wurden auch, namentlich 
im 18. Jahrhundert die Rechtsverhältnisse der Deich- und Sielge- 
nossenschaften durch staatliche Deichordnungen und Statute geregelt, 
ihre Vorstände wurden nicht mehr frei gewählt, sondern von der 
Staatsbehörde ernannt, oder wenigstens bestätigt, die Deichver- 
waltung wurde unter die Aufsicht des Staates gestellt, wichtigere 

» Siehe oben S. 81. 
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Verwaltungsakte von der Genehmigung der Aufsichtsbehörde ab- 
hängig gemacht, und die Entstehung und Aufhebung der einzelnen 
Verbände dem Ermessen derselben anheimgegeben.* 

Erst die neuere Gesetzgebung hat die Selbstverwaltung der 
Deich- und Sielgemeinden wieder hergestellt, und zwar in ähnlicher 
Weise, wie die der Ortsgemeinden. Danach sind dieselben Ver- 
bände des öffentlichen Rechts, und als solche dem Staat zur Er- 
füllung ihrer Zwecke verpflichtet. Sie sind daher, wie die Orts- 
gemeinden unter seine Aufsicht gestellt, im übrigen aber zur 
selbstständigen Verw^altung ihrer Angelegenheiten berechtigt. 

Die moderne Gesetzgebung hat aber nicht nur die alten Deich- 
und Sielgemeinden neu geschaffen, sondern sie hat theilweise in 
Anknüpfung an dieselben öffentliche Genossenschaften auch für 
andere Zwecke der Landeskultur in's Leben gerufen. Dazu gehören 
in erster Linie die Wasserschutz-, Regulirungs- und Entwässerungs- 
genossenschaften, welche ebenso wie die Deich- und Sielverbände 
die Abwehr der schädlichen Wirkungen der^ Gewässer bezwecken, 
dann aber auch Bewässerungsgenossenschaften behufs nachhaltigerer 
Ausnützung der wirthschaftlichen Kräfte des Wassers, als es durch 
einzelne Personen geschehen könnte. An die Wassergenossen- 
schaften reihen sich die Forst-, Jagd- und Fischereigenossenschaften 
an, welche zum Theil wohl ähnliche Zwecke verfolgen, wie die 
Alpmarkgenossenschaften und die anderen Verbände, die sich in 
früherer Zeit von der Ortsgemeinde abgezweigt haben, mit ihnen 
aber nicht in formellem Zusammenhang stehen. Dagegen knüpfen 
die Genossenschaften benachbarter Bergwerksbesitzer, die soge- 
nannten Revierbände zum Theil unmittelbar an ältere Einrich- 
tungen an. 

Man kann also zwei grosse Gruppen von Spezialgemeinden 
unterscheiden, nämlich diejenigen, welche Verwaltungsangelegen- 
heiten besorgen, die ihrer Natur nach auch von der Ortsgemeinde 
wahrgenommen werden können, und von ihr bisweilen auch wirk- 
lich wahrgenommen werden. Die Spezialgemeinden dieser Art 
ergänzen also die Thätigkeit der Ortsgemeinde, sie treten in ge- 
wisser Hinsicht an ihre Stelle, und übernehmen diejenigen Funk- 
tionen, die aus ihrer Kompetenz ausgeschieden sind. Wenn man 
daher die Ortsgemeinde im modernen Staate mit Rücksicht auf die 
Zwecke, welche sie verfolgt, und im Gegensatz zur alten, auf agra- 
rischer Grundlage beruhenden Markgemeinde als politische Ge- 
meinde bezeichnet, so kann man die Spezialgemeinden, welche er- 
gänzend an ihre Seite traten, politische Spezialgemeinden nennen. 

* Siehe Gierke, I. B., § 53, B. IL, S. 613 ff., § 58 II. 7, 8. 
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Die zweite Gruppe von Spezialgemeinden dagegen umfasst 
diejenigen unter ihnen, welche lediglich Zwecke der Landeskultur 
verfolgen, die schon ihrer Natur nach nicht in die Kompetenz der 
politischen Ortsgemeinde fallen. Daher treten sie auch nicht er- 
gänzend an die Stelle der Ortsgemeinde, und erfüllen als Organis- 
men des öffentlichen Rechts, ihre Zwecke ganz unbhängig davon, 
ob der Kompetenzkreis der Ortsgemeinde durch Ausscheiden ein- 
zelner Verwaltungsaufgaben aus demselben mehr oder weniger 
eingeschränkt ist, und ob die Gemeinden im einzelnen Falle ihren 
Verbindlichkeiten nachkommen können oder nicht. 



2. Abtheilung. 

Spezialgemeinden mit vorwiegend politischen Zwecken. 

Die Vereinigungen mehrerer Gemeinden behufs gemeinschaft- 
licher Geschäftsführung und die daraus entstehenden Sammtge- 
meinden sind Organisationen, welche sich in jeder Hinsicht 
eng an die Ortsgemeinde anlehnen. Ihre Bildung erfolgt durch 
übereinstimmenden Beschluss der betheiligten Gemeinden unter 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Doch können nach einigen 
Gemeindeordnungen Sammtgemeinden nur im Wege eines Ge- 
setzes errichtet werden. Desgleichen ist ein Gesetz oder w^enig- 
stens ein Verwaltungsakt einer höheren Staatsbehörde erforder- 
lich, wenn es sich darum handelt, Gemeinden wider ihren Willen 
zu einer Sozietät oder einer Sammtgemeinde zu vereinigen. Die 
Auflösung dieser Verbände erfolgt nach den gleichen Grundsätzem 
wie ihre Neubildung. 

So gestattet Art. VII des öst. Q.-G. vom 5. März 1862 und 
§ 84 der Reg.-V., »dass sich mehrere Ortsgemeinden desselben 
politischen Bezirkes sowohl in Betreff" des selbstständigen, als auch 
des übertragenen Wirkungskreises zu einer gemeinschaftlichen Ge- 
schäftsführung vereinigen.« Nur bedarf die über Art und Weise 
derselben getroffene Vereinbarung der Genehmigung der Aufsichts- 
behörde. Eine zwangsweise Vereinigung kann nach § 85 der 
Reg.-V., »wenn die einzelnen Ortsgemeinden die Mittel zur Er- 
füllung der ihnen aus dem übertragenen Wirkungskreis erwach- 
senden Verpflichtungen nicht besitzen, für so lange dies der Fall 
ist,« im Wege eines Landesgesetzes erfolgen. Nach § 2 des nie- 
deröst. L.-G. vom 16. April 1874, welches nach dem Wortlaut 
des § 4 nicht blosse Sozietäten, sondern Verwaltungsgemeinden 
(Spezialgemeinden) im Auge hat, »welchen bezüglich der gemein- 
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schaftlich zu besorgenden Angelegenheiten alle Rechte und Pflichten 
einer Ortsgemeinde zustehen«, gestattet auch die zwangsweise Ver- 
einigung von Gemeinden, »welche die Mittel zur Erfüllung der im 
selbstständigen Wirkungskreis gelegenen polizeilichen Aufgaben 
nicht besitzen.« 

In ähnlicher Weise bestimmt § 128 der preuss. L.-G.-O. für 
die östl. Prov.,* »dass Landgemeinden und Gutsbezirke zur Wahr- 
nehmung einzelner kommunaler Angelegenheiten, wenn die Be- 
theiligten damit einverstanden sind, mit nachbarlich belegenen 
Landgemeinden oder Gutsbezirken verbunden werden können.« 
Dagegen kann, w^enn es das öffentliche Interesse erheischt, die 
Bildung eines solchen Verbandes durch den Oberpräsidenten auch 
ohne Einverständnis der Betheiligten erfolgen, welches in diesem 
Falle durch die Zustimmung des Kreisausschusses ersetzt wird. 
Nach § 129 können derartigen Verbänden auf ihren Antrag die 
Rechte öffentlicher Körperschaften beigelegt werden. § 138 endlich 
gestattet die Bildung von Vereinigungen durch Verbindung von 
Landgemeinden und Gutsbezirken mit Stadtgemeinden. 

In Westfalen und in der Rheinprovinz haben die Gemeinde- 
gesetze keine besonderen Bestimmungen über die Bildung von 
Gemeindesozietäten und Spezialgemeinden getroffen, da sich schon 
frühzeitig in den Aemtem und Bürgermeistereien Verbände zur 
Uebernahme derjenigen Verwaltungsaufgaben finden, welche nicht 
von den einzelnen Ortsgemeinden wahrgenommen werden können. 
Sollte sich trotzdem die Vereinigung von Gemeinden zur gemein- 
samen Geschäftsführung als vortheilhaft erweisen, so wird es den 
betheiligten Gemeindevertretungen schon nach den allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen nicht verwehrt sein können, unter Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde darüber Beschluss zu fassen. 

Nach Art. 6, 150 der bayer. und Art. 6, 82 der pfälz. G.-O. 
können benachbarte Gemeinden durch übereinstimmenden Beschluss 
der Ausschüsse unter Genehmigung der Kreisverwaltungsstelle 
oder in Ermanglung allseitiger Zustimmung durch's Ministerium zu 
einer Bürgermeisterei unter einem Bürgermeister vereinigt werden. 
Die einzelnen Gemeinden werden nach wie vor durch ihre eigenen 
Gemeindeausschüsse verwaltet, nur die ortspolizeilichen Vorschriften 
werden von den zu einer Versammlung vereinigten Ausschüssen 
erlassen. Auch § 89 der sächs. L.-G.-O. kennt Verbände von Ge- 
meinden und Gutsbezirken für bestimmte Gemeindezwecke, na- 
mentlich für die Polizeiverwaltung, welche entweder durch frei- 
williges Uebereinkommen der Betheiligten, oder von Amtswegen 



28o Zweiter besonderer Theil. 

durch einen Akt der Verwaltungsbehörde gebildet werden.^ Ja 
sogar das französische G.-G., welches im Art. 72 den Gemeinde- 
räthen ausdrücklich verbietet, sich in anderen, als den im 
Gesetz vorgesehenen Fällen unter einander in Verbindung zu 
setzen, gestattet Art. 116 die Vereinigung von Gemeinden behufs 
gemeinschaftlicher Geschäftsführung bei gemeinnützigen Anstalten 
und Unternehmungen. In Anknüpfung daran hat sodann ein G. vom 
22. März 1890 die Bildung von Sammtgemeinden mit selbststän- 
diger juristischer Persönlichkeit ermöglicht. ^ Ebenso können sich 
nach Art. 121 der holl. G.-O. mehrere Gemeinden zu gemeinschaft- 
licher Geschäftsführung vereinigen. 

Die Gemeindesozietäten und Sammtgemeinden lehnen sich 
auch in Bezug auf ihre Organisation eng an die der Ortsgemeinde 
an. Sozietäten haben eigentlich gar keine Organisation, sondern 
man kann nur von Organen sprechen, welche zugleich die Ge- 
schäfte mehrerer Gemeinden besorgen, wobei es nicht darauf an- 
kommt, ob dieselben nur von Fall zu Fall gebildet werden, ^ oder 
ständig sind. Dagegen bedürfen Sammtgemeinden unter allen 
Umständen einer für die Dauer berechneten Organisation. 

Mit Rücksicht auf die grosse Verschiedenheit der Zwecke, 
welche Gemeindesozietäten und Sammtgemeinden für spezielle 
Zwecke verfolgen können, unterlassen es die Gesetzgebungen, über 
ihre Organisation so eingehende Bestimmungen zu treffen, wie 
über die der Ortsgemeinde. Sie begnügen sich vielmehr, nur ein- 
zelne, grundlegende Normen aufzustellen, und überlassen alles 
Uebrige der statutarischen Regelung.* Insofern es sich um blosse 
Gemeindesozietäten handelt, schreiben manche Gesetze überhaupt 



^ Ueber die Bildung von Gemeindesozietäten und Spezialgemeinden handeln 
auch § 83 der hann. L.-G,-0. und § 9 der Ausf.-Bek.-M., § 8 der kurh. G.-O., 
§11 der anh., Art. 4 Abs. 3 der wcim., Art. 2 Abs. 2 der schw.-sond., Art. 7, 152 
der reuss. ä. L., § 8 der wald. G.-O., § 9 der schaumb.-lipp. L.-G.-O. Dabei 
treffen die Gesetzgebungen im Einzelnen höchst abweichende Bestimmungen. 
So unterscheidet das weim. Gesetz nichtbleibende und bleibende Gemeinde- 
verbindungen, das reussische versuchsweise und definitive, während die Ge- 
meindeordnungen von Wal deck und von Schaumb.-Lippe überhaupt nur die 
dauernde Vereinigung von Gemeinden vor Augen haben. 

* Siehe hierüber »Gemeinde verbände in Frankreich« von Ludwig Fuld 
im »Archiv für öffentliches Recht« von Lahand und Stoerk, VII. Band, S. 442—49. 

* So regelt § 94—100 der dalm. G.-O. periodische Zusammenkünfte von 
Abgeordneten der Gemeinderäthe der betheiligten Gemeinden zur Beschluss- 
fassung in den für gemeinsam erklärten Angelegenheiten. 

* § I des niederöst. L.-G. vom 16. April 1874, § ißi» 32 der preuss. L.-G.-O 
für die östl. Prov., § 90 der sächs. L.-G.-O. 
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nur vor, dass die Betheiligten in dem von ihnen zu treffenden 
und der Aufsichtsbehörde zur Genehmigung vorzulegenden Ueber- 
einkommen auch ihre gemeinschaftlichen Organe zu bezeichnen, 
und denselben ihren Wirkungskreis zuzuweisen haben. ^ Soweit 
aber die Organisation dieser Verbände durch die Gemeindeord- 
nungen selbst festgestellt wird, bietet sie jederzeit ein mehr oder 
minder getreues Abbild der Organisation der Ortsgemeinde. Als 
willensbildendes und kontroUirendes Organ fungirt ein Ausschuss, 
der aus Abgeordneten der Vertretungskörper der einzelnen Ge- 
meinden zusammengesetzt ist. An der Spitze des Verbandes steht 
ein Vorstand, dessen Rechte und Pflichten im Allgemeinen denen 
des Gemeindevorstandes entsprechen.^ Besondere Bestimmungen 
treffen die Gesetze über die Organisation derjenigen Verbände, in 
denen Gemeinden und Gutsherrschaften oder Stadt- und Landge- 
meinden verbunden sind.'' 

In den Wirkungskreis der Gemeindesozietäten und Sammt- 
gemeinden für spezielle Zwecke kann jede Verwaltungsangelegen- 
heit fallen, welche Gegenstand der Thätigkeit der Ortsgemeinde 
ist, gleichviel, ob sie von ihr freiwillig oder in Folge einer ge- 
setzlich ausgesprochenen Verpflichtung wahrgenommen wird. Da- 
gegen kann die zw^angsweise Bildung solcher Verbände nur mit 
Rücksicht auf die obligatorischen Aufgaben der Gemeinden erfolgen.® 
Die Kosten der gemeinsamen Verwaltung w^erden durch Beiträge 
der betheiligten Gemeinden aufgebracht, zu denen erst in zweiter 
Linie selbstständige Einnahmen der Verbände hinzutreten, so 
namentlich Taxen für die Benutzung der von ihnen verwalteten 
Anstalten, Nutzungen des etwa vorhandenen Verbandsvermögens, 
freiwillige Zuwendungen und andere Zuflüsse.* 

Was endlich die staatliche Aufsicht über die Gemeindeso- 
zietäten und Sammtgemeinden für spezielle Zwecke betrifft, so ist 
dieselbe in Inhalt und Form mit der Aufsicht über die einzelnen 
Ortsgemeinden identisch. Auch die Aufsichtsorgane sind regel- 
mässig dieselben. Nur wenn Stadt- und Landgemeinden in einem 

» § 84 der öst. Reg.-V. 

• § 5 — 12 des niederöst. L.-G. vom 16. April 1874, § 133, 34, 37 der preuss. 
L.-G.-0. für die östl. Prov. 

' § 138 der preuss. L.-G.-O. für die östl. Prov. 

« Art VII des öst. G.-G. vom 5. März 1862, § 85 der Reg.-V., § 2, 3 des 
niederöst. L.-G., § 128 der preuss. L.-G.-O. für die östl. Prov., § 89 der sächs. 
L.-G.-0. 

• § 10 Abs. 2 des niederöst. L.-G., § 131, 35 der preuss. L.-G.-O. für die 
östl. Prov., § 90 der sächs. L.-G.-O. 
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Verband vereinigt sind, ist die Aufsichtsbehörde der Stadtgemein- 
den, und wenn, wo dies überhaupt zulässig ist, die betheiligten 
Gemeinden in verschiedenen Verwaltungsbezirken gelegen sind, 
regelmässig die nächst höhere Verwaltungsbehörde mit der Führung 
der Aufsicht über den Verband betraut.*® 

An die Gemeindesozieäten und Spezialgemeinden, welche dort 
gebildet werden, wo die Ortsgemeinden einzeln ihren Verpflich- 
tungen nicht vollständig nachzukommen vermögen, schliessen sich 
diejenigen an, welche zwar Zwecke verfolgen, die ihrer Natur nach 
denen der Ortsgemeinde nicht fremd sind, aber aus praktischen 
Gründen nicht nur dort, wo es gerade das Bedürfnis erheischt, 
sondern im ganzen Land ohne Rücksicht auf die Leistungsfähigkeit 
der einzelnen Ortsgemeinden bestehen müssen. Es sind dies die 
Wege-, Schul- und Kirchengemeinden, welche zum Theil als 
Sammtgemeinden, zum Theil aber als gemeindeähnliche Verbände 
organisirt sind, die unmittelbar auf der korporativen Vereinigung 
aller oder einiger Bewohner eines bestimmten Gebietes beruhen. ^^ 

So bestehen in den meisten österreichischen Kronländem, in 
denen die politischen Bezirke nicht Kommunalverbände mit allge- 
meinen Zwecken sind, besondere in der Regel als Sammtgemeinden 
organisirte Verbände für den Bau und die Erhaltung gewisser 
Strassen, in Schlesien sogar neben den kommunalen Bezirksver- 
bänden. ^^ Ihr Gebiet fällt in der Regel mit dem der politischen ße- 



^0 8 12 des niederöst. L.-G., § 138, 39 der preuss. L.-G.-O. für die östl. Prov. 

** Die hieher gehörige Litteratur findet sich, da die Rechtsverhältnisse der 
Spezialgemeinden dieser Art nur selten Gegenstand besonderer Monographien 
geworden sind, grösstentheils in den Hand- und Lehrbüchern des Verwaltungs-, 
Staats- und Kirchenrechts. Siehe hierüber Roenne, Preussisches Staatsrecht, 
2. B., S. 465 ff., G. Meyer, Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechts, i. B., § 86, 
Loening, Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechts, § 192, Bonthak, Preussisches 
Staatsrecht, 3. B., § 220, 21, 24 IIL, Gtieist, Die preussische Finanzreform durch 
Regulirung der Gemeindesteuern, Berlin 1881, S. 204 ff., und die Art. »Kirchen- 
gemein de t von Zorn, und »Schullastenc, » Volksschulwesen t von Dirksen in 
StenfrePs Wörterbuch des deutschen Verwaltungsrechts, i. B , S. 744, 2. B., 
S. 421, 820. 

" Buk. L.-G. vom ll. Dezember 1884, krain. L.-G. vom 28. Juli 1889, 
görz. grad. L.-G. vom 29. April 1864, istr. L.-G. vom 19. Mai 1863, 18. Oktober 
1868, 28. September 1875 und 14. September 1880, mähr. L.-G. vom 30. Novem- 
ber 1877, 8. Dezember 188 1 und 10. März 1887, niederöst. L.-G. vom 14. Januar 
1887, abgeändert durch L.-G. vom 23. Dezember 1889, schl. L -G. vom 30. No- 
vember 1868, 13. Februar 1887 und 15. März 1888, tir. L.-G. vom 15. Februar 1881 
und 12. Oktober 1882. In der Bukowina, in Mähren und Schlesien sind die 
Strassenverbände nicht Sammtgemeinden, und wird daher ihr finanzieller Bedarf 
nicht von den einzelnen Gemeinden, sondern unmittelbar von deren Angehörigen 
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zirke^^ oder mit den Bezirksgerichtssprengeln^* zusammen. Ihr 
willensbildendes und kontroUirendes Organ, der Strassen- oder 
Konkurrenzausschuss besteht aus Vertretern der zum Verband 
gehörigen Gemeinden, zu denen noch gewisse Personen hinzu- 
treten, welche mit Rücksicht auf ihre Steuerleistung auch ohne 
gewählt zu sein, dem Ausschuss unmittelbar kraft Gesetzes ange- 
hören.^^ Bisweilen besteht der Ausschuss überhaupt aus Vertretern 
verschiedener Interessengruppen, nämlich des Grossgrundbesitzes, 
der grösseren Handels- und Gewerbeunternehmungen, der Stadt- 
und Landgemeinden.^^ Der Ausschuss wählt aus seiner Mitte 
einen Obmann als vollziehendes und Verwaltungsorgan des Ver- 
bandes." Dabei treffen die Gesetze noch Bestimmungen über die 
Geschäftsführung des Ausschusses und des Obmannes, namentlich 
über die Vermögensverwaltung und die Aufstellung und Bekannt- 
machung des Jahresvoranschlages. ^^ Gewisse Beschlüsse des Aus- 
schusses, insbesondere über die Ausschreibung von Abgaben ^^ 
über eine bestimmte Grenze, bedürfen der Genehmigung des 



aufgebracht. In Oberösterreich bestehen nach dem L.-G. vom 21. Dezember 1872, 
und in Salzburg nach dem L.-G. vom 15. Mai 1887 besondere Konkurrenzver- 
bände für die Zufahrtsstrassen zu Eisenbahnen. 

" § 8 des buk. L.-G. 

" § II des mähr. L.-G. vom 30. November 1877, § 10 des niederöst. L.-G. 
vom 23. Dezember 1889. 

" § 18 des buk., § 19 des görz. grad., § i des istr. L.-G. vom 28. Septem- 
ber 1875, § 25 des niederöst., § 18 des tir. L.-G. vom 15. Februar 188 1. In Nieder- 
österreich, Görz Gradiska und Istrien ernennt auch der Landesausschuss ein 
Mitglied in den Strassenausschuss. Die Wahl der übrigen Mitglieder wird nicht 
tiberall in gleicher Weise vorgenommen. In Niederösterreich z. B. werden die- 
selben durch die Mitglieder der Gemeindeausschüsse, in der Bukowina durch 
die Gemeindevorsteher und Guts Vorsteher gewählt. 

" § 31 des krain., § 45 des mähr. L.-G. vom 30. November 1877, § 2 des 
schles. L.-G. vom 13. Februar 1887. Die Konkurrenzausschüsse der oberöst. und 
salzb. Konkurrenzverbände zur Herstellung und Erhaltung von Zufahrtsstrassen 
zu Eisenbahnen bestehen nach § 9, 10 beider Gesetze aus Vertretern der be- 
treffenden Eisenbahnimternehmungen, der betheiligten Gemeinden und gewisser 
anderer Interessenten. 

*' Nur nach § 11 des tir. L.-G. vom 14. Mai 1882, welches speziell die 
Rechtsverhältnisse der Strassenkonkurrenz am linken Noceufer regelt, steht an 
der Spitze der Strassenkonkurrenz das Strassenkomit6, ein kollegialer Vorstand, 
der nach § 12 aus seiner Mitte einen Präsidenten wählt. 

»8 20, 22, 23 des buk., § 25—27, 36—40 des krain., § 20, 21 des görz. grad., 
I 7—15 des istr. L.-G. vom 28. September 1875, § 26—28 des mähr. L-G. vom 
30. November 1877, § 19, 20 des niederöst, § 7—15 des schles. L.-G. vom 
30. November 1868, § 19, 20 des tir. L.-G. vom 15. Februar 1881. 

>• Dieselben werden als Zuschläge zu den direkten Staatssteuern erhoben. 
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Landesausschusses, '" der auch sonst als Aufsichtsbehörde über die 
Strassenverbände fungirt. Er hat namentlich die Oberaufsicht in 
Ansehung der Herstellung und Instandhaltung der Strassen. Zu 
;m Behufe ist er befugt, an die Ausschüsse und deren Ob- 
ner Weisungen zu erlassen, und falls sie nicht befolgt werden, 
ilben auf Kosten des betreffenden Strassenverbandes durch- 
en zu lassen, und nöthigenfalls eine eigene Bezirksumlage 
uschreiben.*' Desgleichen entscheidet er über Beschwerden 
Berufungen gegen Beschlüsse und Verfügungen der Bezirks. 
Konkurrenzausschüsse, bisweilen auch über Streitigkeiten 
r ihnen. ^^ Obmänner und Mitglieder der Ausschüsse, welche 
1 Verpflichtungen nicht nachkommen, können vom Landes- 
chuss mit Ordnungsstrafen belegt werden." Die politischen 
irden haben den Landesausschuss dabei nach Möglichkeit zu 
rstützen, und selbst darauf zu achten, dass die Organe der 
äsenverbände kein Gesetz verletzen und ihren Verpflichtungen 
ikommen. Sie könnnen daher einerseits die Ausführung gesetz- 
kompetenzwidriger Beschlüsse derselben untersagen, und 
irerseits, namentlich wenn Gefahr im Verzug ist, an ihrer 
e handeln." Im äussersten Fall kann der Bezirksstrassen- 
Konkurrenzausschuss von der Landesregierung aufgelöst 
len, worauf bis zur Vornahme von Neuwahlen, welche binnen 
" bestimmten Zeit ausgeschrieben werden müssen, kommissarische 
valtung eintritt." 

»» § 8 des buk., § 25 AI. 4 des krain., g 8—10 des istr. L.-G. vom 19. Mai 
und L.-G. vom I4. September 1880, § 32 des mähr. L.-G. vom 30. Novem- 
877i § 9i '8 des nicderöst., § 9, 10 des schles. L.-G. vom 30. November 1868, 
I des G. vom 15. März i838. 

" § 25 Abs. 2 des buk., § 24 AI. 9 des krain., § 16 des istr. L.-G. vom 
iptember 1875, § 33 des mähr. L.-G. vOm 30. November 1877, § 18 Abs. i 

und Abs. 3 des niederflst., § 23 des tir. L.-G. 

*' § 25 Abs. I des buk., § 24 AI. 5 des krain., § 22 Abs. i des gOrz. grad., 
ies istr, L.-G. vom ig, Mai 1863 und § 15 des L.-G. vom 28. September 1875, 
des mähr. L.-G. vom 30. November 1877, g 18 AI. h des niederOst., § 14 
:hles. L.-G. vom 30. November i863, § 21 des tir. L.-G. vom 15. Februar 1881, 
des L,-G. vom 12 Oktober 1882. 

" g 24 des buk., § 24 Abs. 2—5 des krain. L,-G., istr. L.-G. vom 18. Oktober 

§ 34 des mähr. L-G. vom 30. November 1877, g 22 des tir. L.-G. vom 
sbruar 1881. 

** § 28 des buk., § 30 des krain., g 25 des görz. grad, § 24 des istr, L.-G. 
19. Mai 1863, g 17 Abs. 2 des L.-G. vom 28. September 1875, § 38-41 des 

L.-G. vom 30. November 1877, § 24 des niederöst., g 24 des schles. L.-G. 
19 November 1863, § 24 des tir, L.-G. vom 15. Februar 1881. 

" § 25 Abs, 3 des buk., § 41 des krain., § 22 Abs, 2 des görz. grad., § 20 
tr, L.-G. vom 28. September 1875, g 57 des mähr. L -G. vom 30, November 1877, 
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Im Gegensatz zu den Wegeverbänden sind die Schul- und 
Kirchengemeinden, wie sie in einem grossen Theil Deutschlands 
bestehen,^« nicht Sammtgemeinden, sondern Vereinigungen aller 
oder einiger Bewohner eines gewissen Bezirkes. Die Kirchenge- 
meinde umfasst alle Personen, welche einem bestimmten Kirchen- 
sprengel niederster Ordnung, einer Pfarrei angehören. Der räum- 
liche Umfang der Schulverbände wird meist von der Verwaltungs- 
behörde festgesetzt. 2^ Mitglieder derselben sind in der Regel alle 
Bewohner des Schulsprengels.*® Der Bezirk der Kirchen- und 
Schulgemeinden fällt übrigens häufig faktisch mit dem der Orts- 
gemeinde zusammen, und daher wird nicht selten von der Gesetz- 
gebung letzterer gestattet, die Funktionen der Spezialgemeinde zu 
übernehmen und durch ihre Organe besorgen zu lassen.^» 

Willensbildendes und kontroUirendes Organ der Kirchenge- 
meinde ist entweder die Gemeindeversammlung oder eine gewählte 
Vertretung. Der Vorstand ist koUegialisch organisirt, und treten 
zu den gewählten Mitgliedern desselben noch Seelsorger und 

§ 34 des niederöst, § 16, 17 des schles. L.-G. vom 13. Februar 1887, § 14 des 
L.-G. vom 30. November 1888, § 20 des tir. L.-G. vom 12. Oktober 1882. 

*• Kommunale Schul verbände bestehen nach Th. II.,T. 12, § 29—38 des preuss. 
allg. L.-R. im ganzen Geltungsgebiet desselben, ausser in Ost- und Westpreussen, 
ferner nach § 12 — 16 des hann. V.-Sch.-G., § i, 32—34 des lauenb. L.-Sch.-G., 
§ 7, 9 des Sachs. V.-Sch.-G., § 1-3 der alt. Sch.-G.-O., Art. 46—48 des old. 
U.-G., § 15, 19 des schaumb.-lipp. V.-Sch.-G. Kirchengemeinden bestehen 
namentlich in gemischt konfessionellen Ländern, so katholische Kirchengemeinden 
in Preussen nach dem G. vom 20. Mai 1874, evangelische nach der Syn.-O. vom 
10. September 1873 in den alten Provinzen, femer katholische Pfarrgemeinden 
nach § 35 des öst. G. vom 7. Mai 1874, evangelische nach dem ksl. Pat. vom 
8. April 1861, israelitische nach dem G. vom 21. März 1890. 

" So werden z. B. nach Th. IL, T. 12, § 30 ff. des preuss. A.-L.-R. die Schul- 
bezirke von der Bezirksregierung gebildet, verändert und aufgehoben. 

*® So nach § 9 des sächs. V.-Sch.-G. In Preussen hingegen sind sie ledig- 
lich Verbindungen von »Hausvätern«, zu denen aber alle wirthschaftlich selbst- 
ständigen physischen Personen gehören, die im Bezirke wohnen, also auch 
Frauen und Dienstboten, nicht aber Forensen. Wo konfessionelle Schulen bestehen, 
gehören zum Schulverband natürlich nur die Glaubensgenossen der betreffenden 
Konfession. 

" So können die Gemeinden derjenigen preuss. Landestheile, in denen 
besondere Schulverbände bestehen, nach einem Zirk.-Reskr. vom 30. Dezember 
1865 die Funktionen derselben übernehmen. In Oesterreich sind, bis nach 
Massgabe des § 35: des G. vom 7. Mai 1874 besondere katholische Pfarrgemeinden 
errichtet werden, nach der Min.-Verord. vom 31. Dezember 1877 die Angelegen- 
heiten der katholischen Pfarrgemeinden von den Ortsgemeindevertretungen zu 
besorgen. Auch nach § 89 ff. der gal. G.-O. werden die speziellen Angelegen- 
heiten der christlichen Bevölkerung von den Organen der Ortsgemeinde wahr- 
genommen. 
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Kirchen-Patron. Auch in den preussischen Schulsozietäten bestehen 
besondere »Repräsentanten« als Bevollmächtigte der Mitglieder 
der Sozietät; doch treten dieselben in der Regel nur »in ausser- 
ordentlichen Fällen und Angelegenheiten« zusammen.^^ Dem Vor- 
stand gehören ausser den gewählten Mitgliedern noch Pfarrer und 
Schulpatron an,^^ dem sächsischen Schulvorstand, welcher zugleich 
als Vertretungs- und Verwaltungsorgan der Schulgemeinde fungirt? 
Pfarrer, Lehrer und unter Umständen der Ortsschulinspektor J^ 

Die Aufgaben der Kirchen- und Schulgemeinden sind Auf- 
bringung der für die Zwecke der Kirche und Schule erforderlichen 
materiellen Mittel, und Verwaltung des Vermögens. Da sie Selbst- 
verwaltungskörper sind, sind sie dem Staate zur Erfüllung ihrer 
Zwecke verpflichtet; Daher verfügt, wenn der Verband unterlässt, 
die gesetzlichen eventuell von der Behörde festgestellten Leistungen 
auf den Etat zu bringen oder zu erfüllen, die Aufsichtsbehörde 
die Eintragung in den Etat, eventuell die Feststellung der ausser- 
ordentlichen Ausgabe. Zur Beschlussfassung in wichtigeren An- 
gelegenheiten ist höhere Genehmigung erforderlich. Auch stehen 
die Verwaltungsorgane unter der Disziplinargewalt der Aufsichts- 
behörde. Im äussersten Fall können die kollegialen Organe von 
ihr aufgelöst, und die gesammte Verwaltung einer staatlichen Kom- 
mission übergeben werden. 

In Oesterreich hat die Landesgesetzgebung einiger Kronländer 
mit Rücksicht darauf, dass bisweilen mehrere Ortsgemeinden 
gemeinsam einer Pfarrkirche zugewiesen sind, besondere Kon- 
kurrenzverbände geschaffen, welche als Sammtgemeinden orga- 
nisirt sind. Das beschlussfassende und kontrollirende Organ, der 
Ausschuss setzt sich aus Vertretern der einzelnen Gemeinden und 
gewissen Höchstbesteuerten zusammen, welche ohne gewählt zu 
sein, unmittelbar kraft Gesetzes demselben angehören. Mit der 
Führung der Verwaltung ist ein gewählter Obmann betraut.^' 

Endlich sind auch als Sammtgemeinden die Kirchengemeinden 
höherer Ordnung organisirt, nur dass natürlich nicht die Orts- 
gemeinde, sondern die Kirchengemeinde nächstniederer Ordnung 
ihr natürliches Substrat bildet.^* 



80 Th. IL, T. II, § 159 des A.-L.-R. 

" Instr. vom 28. Oktober 1812. 

" § 25 des Sachs. V.-Sch.-G. 

'8 Z. B. das mähr. L.-.G vom 2. April 1864, das schles. L.-G. vom 15, No- 
vember 1863, das kämt. L.-G. vom 28. Mai 1863, das steier. L.-G. vom 28. April 
1864, das gal. L.-G. vom 15. August 1866 und andere. 

** So die evangelische Kreis-, Provinzial- und Gesammtgemeinde in Preussen, 
die Bezirksgemeinde und Superint endenz in Oesterreich. 
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3. Abtheilung. 

Spezialgemeinden für Zwecke der Landeskultur/ 

Während der Existenzgrund der bisher besprochenen Selbst- 
verwaltungskörper unmittelbar in einer gesetzlichen Norm, einem 
konstitutiven Akt der Staatsverwaltung, oder, wie bei gewissen 
Sammtgemeinden, im Uebereinkommen sämmtlicher betheiligter 
Einzelgemeinden gelegen ist, erfolgt die Bildung der Spezialge- 
meinden für Zwecke der Landeskultur auch in der Weise, dass 
die Mehrheit der dabei betheiligten Personen durch ihren überein- 
stimmend auf dieselbe gerichteten Entschluss die Minderheit bindet 
und zum Beitritt zwingt. Da auf diese Weise die gezwungene 
Mitgliedschaft zu derartigen Verbänden durch die freiwillige Mit- 
gliedschaft anderer Personen bedingt ist, nennt Haenel dieselben 



^ Auch die Litteratur über die hieher gehörigen Spezialgemeinden findet 
sich hauptsächlich in den verschiedenen Lehr- und Handbüchern des Ver- 
waltungsrechts und denWörterbüchem der Rechts- und Staatswissenschaften. Siehe 
G. Meyer, Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechts, I. B., § 107—109, Loening, 
Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechts, § 90, 98, 99, loi, 179, Ulhrich, Lehr- 
buch des österreichischen Staatsrechts, § 211, Bornhak, Preussisches Staatsrecht, 
3. B., § 183 I a, II a, 184, 85, Grotefend, Lehrbuch des preussischen Ver- 
waltungsrechts, 2. B., § 219, 229—31, 33, 35, Rosin, Das Recht der öffentlichen 
Genossenschaft, an mehreren Stellen, insbesondere § 6 II, III, und die verschie- 
denen Monographien über Deich-, Wasser-, Forst-, Jagd-, Fischerei- und Berg- 
recht, namentlich J^mayer, zur neuen Gesetzgebung über Wasserrecht, öst. Ge- 
richtszeitung, 1869, Nr. 41 — 47, insbesondere Nr. 46, 47, Peyrer, Das österreichische 
Wasserrecht, 1880, Bülow und Fastenau, Das preussische Gesetz, betreffend die 
Bildung von Wassergenossenschaften vom I. April 1879, erläutert, 2. Aufl., 1886, 
Brünnek, Die Jagdgenossenschaften, Halle 1867, Heck, Das Genossenschaftswesen 
in der Forstwirthschaft, endlich die Artikel »Deichverbändec von Gierke, und 
»Wassergenossenschaften« von Schenkel in Holtzendofffs Rechtslexikon, i. B., 
S. 770 ff.^ 776 ff., und die Artikel »Bewässerungen und Entwässerungen«, »Deich- 
wesen«, »Wassergenossenschaften« von Hermes, und »Waldg'enossenschaften« 
von Schwappach in StengeVs Wörterbuch, i. B., S. 192 flf., 259 ff., 2. B. S. 868 ff. und 
858 ff. Die wichtigsten Gesetze über die hieher gehörigen Spezialgemeinden sind : 
Oesterreichisches Reichswassergesetz (R.-W.-G.) vom 30. Mai 1869 und die 
Landesgesetze (L.-W.-G.) von 1870—74, preussisches Gesetz Über die Bildung 
von Wassergenossenschaften vom i. April 1879 imd Normalstatut nebst Min.- 
Instr. vom 7. Januar 1886, G. über das Deichwesen vom 28. Januar 1848, kgl. 
£rl., betr. die allgemeine Bestimmungen für künftig zu erlassende Deichstatute 
vom 7. November 1853, G., betr. die Ausdehnung des ersteren (allerdings modi- 
fizirten) Gesetzes auf Schleswig- Holstein und Hannover vom 11. April 1872, 
welches aber das alte Recht in einzelnen Landestheilen, so namentlich die Deich- 
und Sielord, für Ostfriesland vom 12. Juli 1853 sammt Novelle vom 5. Januar 1864, 
die Deich- und Sielord, für Lüneburg und die vormals lauenb. Landestheile vom 
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»relative Zwangsverbände.«* In Bezug auf ihre Organisation und 
ihren Wirkungskreis sind aber die Spezialgemeinden dieser Art im 
Wesentlichen einander gleichgestellt, mögen sie absolute oder rela- 
tive Zwangsverbände, oder freie Vereinigungen sein. Auch sind 
sie, wenn einmal ihre Bildung erfolgt ist, dem Staate unter allen 
Umständen zur Erfüllung ihrer Zwecke verpflichtet, und daher 
jedenfalls als Selbstverwaltungskörper anzusehen. 

Die meisten korporativen Verbände für Zwecke der Landes- 
kultur sind erst durch die Gesetzgebung der letzten Jahrzehnte 
als Genossenschaften des öffentlichen Rechts und Spezialgemeinden 
in's Leben gerufen worden. Nur Deichgenossenschaften und berg- 
rechtliche Revierverbände haben sich in grösserer Zahl noch aus 
früherer Zeit erhalten. Die Gesetze haben daher zwar erklärt, dass 
die vorhandenen Verbände fortzubestehen haben,* sie haben aber 
auch die Neubildung von solchen ermöglicht. Gewisse Arten von 
Spezialgemeinden wurden unmittelbar durch das Gesetz in's Leben 
gerufen. So heisst es § 4 des böhm. Jagdges.: »In allen anderen 

15 April 1862 und die Deich- und Abwässerungsordnung für die Grafschaften 
Hoya und Diepholz vom 22. Januar 1864 nicht beseitigt hat, kurh. Verord. vom 
31. Dezember 1824, betr. den Wasserbau, bayr. G. über den Uferschutz und G. 
über die Bewässerungs- und Entwässerungsunternehmungen, beide vom 28. Mai 
1852, Sachs. Mand. vom 7. August 18 19, die Elbstrom-Ufer- und Dammordnung 
enthaltend, G. vom 15. August 1855 über die Berichtigung von Wasserläufen 
und die Ausführung von Ent- und Bewässerungsanlagen sammt Ausf.- Verord., 
bad. G., die Benutzung und Instandhaltung der Gewässer betr. vom 25. August 
1876, dazu landesh. Verord. vom 23. Dezember 1876 und Ergänzungsg. vom 
12. Mai 1882, hess. G., die Bäche und die nicht ständig fliessenden Gewässer 
betr. vom 30. Juli 1887 sammt Ausf.- Verord. vom 24. September 1887, franz. G. 
über die »associations S3nidicales« vom 21. Juni 1865, welches auch in Elsass- 
Lothringen gilt, aber durch das G. vom 11. Mai 1877 abgeändert ist, und § 30 
bis 35 des W.-G. vom 2. Juli 1891, welche die Rechtsverhältnisse der Fiussbau- 
verbände regeln. Auch die Gesetzgebung der meisten deutschen Kleinstaaten 
trifft für die Bildung von Wassergenossenschaften Vorsorge. Dagegen sind die 
Verbände für anderweitige Zwecke der Landeskultur nur in einzelnen Staaten 
als Selbstverwaltungskörper und Spezialgemeinden organisirt. So bestehen nach 
dem preuss. Waldschutzg. vom 6. Juli 1875, der nass. Haubergordnung vom 
9. November 1815, den Haubergordnungen für Siegen vom 5. September 1805 
und 17. März 1849, imd verschiedenen anderen partikularen Bestimmungen 
Wald- und Hauberggenossenschaften, nach dem böhm. J.-G. vom l. Juni 1866, 
der hann. J.-O. vom 11. März 1859 und dem sächs. J.-G. vom l. Dezember 1864 
Jagdgenossenschaften, nach dem niederöst. F.-G. vom 26. April 1890, dem preuss. 
vom 30. Mai 1874, dem bad. vom 3. Mai 1870 und dem hess. vom 27. April 1881 
Fischereigenossenschaften, und endlich nach dem öst. B.-G. vom 23. Mai 1854 
und dem sächs. vom 16. Juni 1868 Revier verbände der Bergwerksbesitzer. 

* Deutsches Staatsrecht, § 22. 

" § 23 des preuss. D.-G., § 93, 106 des sächs. B.-G. 
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Fällen bildet die Gesammtheit der Grundbesitzer einer Ortschaft 

eine Jagdgenossenschaft.« Aehnliche Bestimmungen treffen 

§ 8 der hann. Jagdord. und § 7 des sächs. Jagdges.,* wobei sich die 
Jagdgenossenschaften regelmässig an den Gemeindebezirk anlehnen. 
Nach § 31 des niederöst. Fischereig. ist die Bildung und Ab- 
grenzung der Reviere im Verordnungswege zu regeln. Meist aber 
werden die Spezialgemeinden für Zwecke der Landeskultur nur 
von Fall zu Fall durch administrative Akte gebildet, und zwar auf 
Grund eines übereinstimmenden Antrages der Betheiligten oder 
der Mehrheit derselben, oder aus Rücksichten des öffentlichen 
Wohles durch selbstständigen Entschluss der Verwaltungsbehörde. 

. Liegt ein übereinstimmender Antrag der Betheiligten vor, so 
erfolgt die Bildung der betreffenden Spezialgemeinde, sobald sich 
die Behörde überzeugt hat, dass ihr Zustandekommen dem öffent- 
lichen Interesse nicht zuwider sei, und die angewendeten Mittel dem 
beabsichtigten Zwecke entsprechen. Dagegen können gegen den 
Willen der Betheiligten oder eines Theiles derselben derartige 
Verbände nur im Fall eines »dringenden Bedürfnisses« oder des 
»klaren und überwiegenden Vortheiles« für die Landeskultur 
gebildet werden. Auch wird, wenn die Mehrheit der Betheiligten 
die Minderheit durch ihren Beschluss binden soll, nach den meisten 
Gesetzen nicht einfache, sondern Zweidrittelmajorität verlangt, und 
dieselbe nicht nach Köpfen der betheiligten Grundbesitzer, sondern 
nach der Grösse oder dem Katastralreinertrag des in Frage kom» 
menden Grundbesitzes berechnet. So können nach § 20 des 
österr. R.-W.-G. Wasserschutz, Regulirungs-, Bewässerungs- und 
Entwässerungsgenossenschaften entweder durch freie Uebereinkunft 
oder auf Grund von Mehrheitsbeschlüssen der Betheiligten gebildet 
werden. Die nicht einwilligenden Grundeigenthümer können aber 
nach § 21 nur dann zwangsweise zum Beitritt verhalten werden, 
wenn eine bestimmte, nach dem betheihgten Grundbesitz zu berech- 
nende Mehrheit von Grundbesitzern darauf anträgt,*^ und es sich 



* Die Besitzer grösserer Grundkomplexe sind nicht verpflichtet, der Jagd- 
genossenschaft anzugehören, sie sind aber unter gewissen Voraussetzungen zum 
Eintritt in dieselbe berechtigt. Wo keine besonderen Jagdgenossenschaften be- 
stehen, wird die Jagd von den Gemeinden übernommen, und durch deren Organe 
ausgeübt, in der Regel aber verpachtet, wobei jedoch der Ertrag nicht in die 
Gemeindekasse fliesst, sondern den betheiligten Grundbesitzern zu Gute kommt. 

* Die Landesgesetze, welche nach § 25 zu bestimmen haben, welche 
Majorität des betheiligten Grundbesitzes zur Begründung eines Zwanges gegen 
die Minorität genüge, und wie diese Majorität zu berechnen sei, verlangen bei 
Bewässerungsanlagen »/3> sonst die einfache Majorität der Betheiligten, und 

Blodig, Selbstverwaltung. ^9 
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um Herstellung von Anlagen handelt, die von unzweifelhaftem 
Nutzen sind, und ohne die Theilnahme aller Grundeigenthümer 
nicht in zweckmässiger Weise errichtet werden können. Aehnliche 
Bestimmungen treffen Art. 10, 12, 14 des franz. Gesetzes vom 
21. Juni 1865.® Dagegen kann nach Art. i, 16, 20 des bayer. 
Bew.- und Entw.-G. Zwang zur Theilnahme an der Bildung einer 
Wassergenossenschaft nur dann ausgeübt werden, wenn es sich um 
Entwässerungs- und Bewässerungs-Untemehmungen handelt, zwei 
Drittel der Betheiligten damit einverstanden sind, der überwiegende 
Nutzen der Unternehmung unzweifelhaft erscheint, und auf andere 
Weise nicht erreicht werden kann. Mit dem bayer. Recht stimmt 
im Wesentlichen auch Art. 31, 39, 41 des bad. G. vom 4. Sep- 
tember 1876 überein, doch hat das G. vom 12. Mai 1882 in Art. 
59 a und 59 b auch die zwangsweise Bildung anderer Wasserge- 
nossenschaften möglich gemacht. Ueberhaupt gilt nach den Gesetz- 
gebungen der meisten deutschen Staaten das Erfordernis der 
gewöhnlich nach dem Reinertrag von Grund und Boden zu 
berechnenden 2^',-Majorität. Nur Art. 21, 22 des hess. W.-G. 
verlangt blos einfache Majorität, berechnet nach der Grösse der 
Grundfläche. 

Im Gegensatz zu den bisher angeführten Gesetzgebungen 
steht das sächsische Recht, welches allerdings nur Wasserreguli- 
rungsgenossenschaften kennt, nach § i des G. vom 15. August 
1855 aber schon auf den Antrag eines einzigen Betheiligten hin 
die zwangsweise Bildung derselben jermöglicht.' Am weitesten 
ging in dieser Hinsicht das preuss. G. vom 28. Februar 1843, 
wonach der Antrag auf Bildung einer Wassergenossenschaft ausser 
von jedem Privatbetheiligten auch von der Behörde und von Kom- 
munalverbänden gestellt, und demselben auch gegen den Willen 
aller Betheiligten Statt gegeben werden kann. Nach § 65 des 
gegenwärtig geltenden Gesetzes vom l. April 1879 kann die Er- 
richtung einer Zwangsgenossenschaft nur auf den Antrag der 



berechnen dieselbe bei Entwässerungs- und Bewässerungsunternehmen nach der 
Grösse der betheiligten GrundÜächen, sonst nach dem Werthe des zu schätzenden 
Eigenthums. Unter Umständen können die Ueberstimmten nicht zum Beitritt, 
sondern nur zur Grundabtretung oder Bestellung einer Servitut verhalten werden. 

• Doch kann jeder Eigenthümer, dessen Beitritt erzwungen werden soll, 
verlangen, dass ihm das betreffende Grundstück abgekauft werde. 

' Die sächsischen Wassergenossenschaften sind übrigens nach § 12 des G., 
wenn ihnen nicht ausdrücklich Korporationsrechte verliehen werden, blosse 
Gesellschaften des öffentlichen Rechts. Vgl. Rosin, Recht der öffentlichen Ge- 
nossenschaft, § 4 N. 4. 
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Majorität® bei Entwässerungs- und Bewässerungsunternehmen vor- 
genommen werden. Dagegen können nach § 11, 12 des preuss. 
D.-G. Deichverbände nicht nur zur Abwendung drohender Gefahr, 
sondern auch im Interesse der Landeskultur ohne Zustimmung 
der Betheiligten und nach blosser Vernehmung derselben errichtet 
werden, in Hannover und Schleswig -Holstein aber nach Art. I. 
AI. 3 des G. vom 11. April 1872 nur im Falle einer drohenden 
Gefahr, oder sonst mit Zustimmung der Mehrheit der Betheiligten. 
Auch die Bildung von Flussbauverbänden nach § 30 des els.-lothr. 
W.-G. erfolgt lediglich durch Verordnung des Statthalters ohne 
Rücksicht auf die Zustimmung der Betheiligten. 

Aehnliche Grundsätze gelten bei Neubildung anderer Spezial- 
gemeinden für Zwecke der Landeskultur. So gestattet § 23, 24 
des preuss. Waldschutzg. die Bildung von öffentlichen Wald- 
genossenschaften durch einen konstitutiven Akt der Forstbehörde 
auf Grund eines dahin abzielenden Antrages, welcher von jedem 
betheiligten Grundbesitzer, der Gemeinde, einem Kommunalverband 
höherer Ordnung, in deren Bezirk die Grundstücke liegen, oder 
vom Regierungspräsidenten ausgehen kann. Dieser Antrag bedarf, 
wenn es sich um die Errichtung von Waldgenossenschaften behufs 
Einrichtung und Durchführung gemeinschafthcher Schutzvorrich- 
tungen oder anderer der forstmässigen Benutzung des Waldes 
förderlicher Massregeln handelt, der Zustimmung der Mehrheit der 
betheiligten Grundbesitzer, welche nach dem Katastralreinertrag der 
Grundstücke zu berechnen ist. Ist aber der Antrag auf Bildung 
einer Genossenschaft zu gemeinsamer forstmässigerBewirthschaftung 
des Waldes gerichtet, so muss diese Mehrheit zugleich auch 
mindestens ein Drittel der Waldbesitzer, nach Köpfen berechnet, 
umfassen. Die Bildung von Waldgenossenschaften gegen den 
Willen der Mehrheit der Betheiligten ist also ausgeschlossen. 

Dagegen gestattet § 9, 10 des preuss. Fisch.-G., Genossen- 
schaften behufs geregelter Aufsichtsführung und gemeinschaftlicher 
Massregeln zum Schutz des Fischbestandes jederzeit auch gegen 
den Willen der Fischereiberechtigten zu errichten. Eine Aus- 
dehnung des genossenschaftlichen Zweckes auf gemeinschaftliche 
Bewirthschaftung und Benutzung der Fischwässer hingegen kann 
nur auf Antrag eines oder mehrerer Betheiligter erfolgen, und 
sofern nicht alle Betheiligten einverstanden sind, nur in der Be- 
schränkung auf die der Genossenschaft gehörigen nicht geschlos- 



• Berechnet wird dieselbe nach der Fläche und dem Katastralreinertrag der 
betheiligten Grundstücke. 

19* 
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senen Gewässer, wenn die Fischerei in denselben auschliesslich 
den Besitzern der anliegenden Grundstücke zusteht, und der selbst- 
ständige Fischereibetrieb der einzelnen Anlieger mit einer wirth- 
schaftlichen Fischereinutzung im Ganzen unvereinbar ist. Fast die 
gleichen Bestimmungen treften Art. 32, 33 des hess. Fisch.-G. Auch 
nach Art. i des bad. Fisch.-G. vom 3. März 1870 können Fisch- 
wasser, welche verschiedenen Fischereiberechtigten gehören und 
mit einander in Zusammenhang stehen, zum Behufe einer gemein- 
schaftlichen Bewirthschaftung und Nutzung als ein zusammen- 
gehöriges Fischereigebiet erklärt werden, dessen Berechtigte eine 
Genossenschaft bilden, wenn dies im Interesse der Erhaltung und 
Vermehrung des Fischstandes liegt und einen überwiegenden 
wirthschaftlichen Nutzen darbietet. Ebenso kann nach § 11 des 
Ost. B.-G. die Bergbehörde Bergwerke, w^elche durch ihre Ortslage 
und durch gleiche Besitz-, Betriebs- oder andere Verhältnisse in 
einer natürlichen Verbindung stehen, zu einem Bergrevier ver- 
einigen, wobei blos die Vernehmung der Betheiligten vorgeschrieben 
ist. Das Sachs. B.-G. hingegen setzt in § 91 das Vorhandensein von 
Revierverbänden der Bergwerksbesitzer bereits voraus, und trifft 
über die Neubildung derselben keine Bestimmung. 

Die Auflösung bestehender Spezialgemeinden für Zwecke der 
Landeskultur erfolgt in ganz analoger Weise, wie ihre Bildung, 
also durch Austritt der Betheiligten aus der frei gebildeten Ge- 
nossenschaft, durch einen der höheren Genehmigung unteriiegenden 
Mehrheitsbeschluss der Mitglieder einer relativen Zwangsgenossen- 
schaft, eventuell durch einen selbstständigen, an keinerlei Antrag 
gebunden administrativen Akt der Verwaltungsbehörde.* Des- 
gleichen treffen mehrere Gesetze, namentlich die Wassergesetze, 

• § 24 des öst. R.-W.-G. gestattet die Auflösung einer Wassergenossen- 
schaft nach Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten gegen dritte Personen durch ab- 
solute Stimmenmehrheit, Art. 9 des bayer. Entw.- u. Bew.-G. und Art 57 des 
bad. G. vom 4. September 1876 durch zwei drittel Majorität, § 62 des preuss. 
G. vom I. April 1879 und Art. 20 des hess. W.-G. verlangen dazu die Genehmigung 
des Ministers. Doch kann dieser nach § 61 des preuss. und Art. 48 des hess. 
W.-G. die Genossenschaft auch dann auflösen, wenn sie nur noch aus zwei Mit- 
gliedern besteht, und eines derselben darauf anträgt, wenn die Genossenschaft 
ein Jahr imthätig gewesen ist und die Verzögerung durch Verschuldung der 
Genossen herbeigeführt ist, oder wesentliche Voraussetzungen der Genehmigung 
des Statuts hierdurch verändert worden sind, oder wenn es innerhalb eines 
Jahres nicht zur Ausführung des Unternehmens gekommen ist. Aehnlich nach 
Art. 42 des bayer. Bew^.- und Entw.-G. und § 48 des bad W.-G. Auch § 45 
des preuss. Waldschutzg. und Art. i letzter Abs. des bad. Fisch.-G. vom 3. März 
1870 gestatten ausdrücklich die Auflösung der betreffenden Genossenschaften 
durch Mehrheitsbeschluss der Mitglieder unter Bestätigung der Aufsichtsbehörde. 
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Vorsorge für den Fall, dass einzelne Grundstücke einer schon 
bestehenden Spezialgemeinde für Zwecke der Landeskultur zugelegt, 
oder dass solche aus dem genossenschaftlichen Verband aus- 
geschieden werden sollen. Dies kann, wenn im Interesse der 
Landeskultur keme Bedenken dagegen obwalten, jederzeit geschehen, 
wenn es das öffentliche Wohl aber erheischt, auch gegen den 
Willen der betreffenden Grundbesitzer angeordnet werden.*^ 

Die Organisation der Spezialgemeinden dieser Art ist grossen- 
theils in den Statuten der einzelnen Verbände enthalten, welche 
nach den meisten Gesetzgebungen zugleich mit der Bildung der- 
selben abzufassen und der Aufsichtsbehörde zur Genehmigung 
vorzulegen sind.^^ In den Gesetzen selbst sind gewöhnlich nur 
die Grundzüge der Organisation enthalten.^" 

So bestimmen dieselben, dass die genossenschaftlicheVerwaltung 
von einem Ausschuss geführt wird, welcher von der General- 
versammlung der Mitglieder der Spezialgemeinde gewählt wird.^^ 

^^ So gestatten die Ost. Landeswassergesetze auf Grund des § 25 des 
R.-W.-G., dass einzelne Grundbesitzer auch gegen den Willen der übrigen Ge- 
nossen aus der Genossenschaft ausscheiden, wenn ihre Grundstücke aus der An- 
lage die unumgänglich erforderliche Bewässerung oder Entwässerung gar nicht 
oder nicht auf die Dauer erbalten, oder diese durch die Aufnahme in eine benach- 
barte Genossenschaft oder durch eigene Anlagen ohne Gefährdung des Zweckes 
der zu verlassenden Genossenschaft bewirkt werden kann. Andererseits kann 
die Mehrheit der Genossen verlamgen, dass im Interesse der Gesammtanlage 
einzelne Grundstücke auch gegen den Willen der Besitzer aus der Genossenschaft 
ausgeschieden werden. Die Genossenschaft ist auch verpflichtet, auf Verlangen 
der Eigenthümer benachbarte Grundstücke in ihren Verband aufzunehmen, wenn 
für dieselben auf diese Weise die Entwässerung oder Bewässerung beziehungs- 
weise der Schutz und Regulirungsbau am zweckmässigsten erzielt wird, und die 
vorhandene Anlage oder der geführte Bau ohne Nachtheil der bisherigen Theil- 
nehmer zur Befriedigung des gemeinsamen Bedürfnisses hinreicht. Aehnliche 
Bestimmungen treffen § 66, 68, 69 des preuss. G. von 1879, Art. 4—8 des bayer. 
Entw.- und Bew.-G., Art. 45—47 des bad. und Art. 53—55 des hess. W.-G,, sowie 
auch Art. i, letzter Absatz des bad. Fisch.-G. von 1870. 

" § 22 des öst R.-W.-G., § 11, 12, 56 des preuss. G. von 1879, § 15 des 
D.-G., Art. 3 des bayer. Bew.- und Entw.-G., Art. 41, 42 des bad., Art. 49, 50 
des hess. W.-G., § 26 des preuss. Waldschutzg., § 29 des niederöst., § 9 des 
preuss., Art. i des bad., Art 32 des hess. Fisch.-G., § 43, 274, 75 des öst. B.-G. 

" Einige Gesetze, so z. B. das bad. W.-G. von 1876 in § 42 schreiben nur 
vor, dass die Statuten Bestimmungen über die Organisation des Verbandes zu 
enthalten haben, oder sie sprechen, wie das preuss. und hess. Fisch.-G. nur ganz 
allgemein von einem »nach den näheren Vorschriften des Statutes zu wählenden 
Vorstand«. 

" § 58 des böhm., § 57 des mähr., § 53 des niederöst., § 53 des steier. 
L.-W.-G., § 9, 12 AI. 7, 56 AI. 8 des preuss. G. von 1879, Art. 2 des bayer. Bew.- 
und Entw.-G. (sofern der Verband aus mindestens 6 Genossen besteht), § 8 des 
böhm. J.-G., § 36 der Vollz.-V. zum öst. B.-G, § 91 ff- des sächs. B.-G. 



294 



Zweiter besonderer Theil. 



Bisweilen sind der Generalversammlung auch noch andere 
Funktionen vorbehalten, so namentlich die oberste Kontrolle und 
die Beschlussfassung in einzelnen besonders wichtigen Angelegen- 
heiten.^* Das Stimmrecht der Genossen stuft sich dabei in der 
Regel nach dem Umfang oder Werth des Grundbesitzes ab, mit 
dem sie dem Verband angehören. Doch darf Niemand mehr, als 
einen bestimmten Bruch theil aller Stimmen in sich vereinigen.*^ 
Etwas abweichend davon ist die Organisation der Deichver. 
bände, insbesondere nach dem preuss. D.-G. von 1848 und dem 
Musterstatut von 1853. Danach wählen die Deichgenossen einen 
ständigen Ausschuss, die »Repräsentanten« als oberstes Kontroll- 
organ der Verwaltung, sowie zur Beschlussfassung in wichtigeren 
Verwaltungsangelegenheiten. Die Repräsentanten wählen den 
Deichhauptmann als oberstes Verwaltungsorgan und den Deich- 
inspektor, welcher die technische Oberleitung über die Deiche hat. 
Die Wahl beider bedarf der Genehmigung durch die Aufsichts- 
behörde.^^ Auch § 12 des preuss. Norm.-St für Entw.- u. Bew.- 
Genossenschaften (§ 65 — 70 des W.-G.) schreibt die Bestätigung 
des Vorstehers durch die Aufsichtsbehörde vor. Nach einzelnen 
partikularen, durch das D.-G. von 1848 nicht aufgehobenen Be- 
stimmungen wird der Deichhauptmann sogar von ihr ernannt. 
Falls mehrere Deichverbände rücksichtlich der Erhaltung der Deiche 
ein gemeinsames Interesse haben, können sie nach § 14 des D.-G. 
mit landesherrlicher Genehmigung zu einem Deichverband ver- 
einigt, oder unter eine gemeinsame Verwaltung gestellt und zur 
gegenseitigen Unterstützung bei Beschädigungen der Deiche ver- 



** § 56 AI. 10 des preuss. W.-G. von 1879 schreibt vor, dass »die Bezeich- 
nung der Gegenstände, welche der gemeinsamen Beschlussfassung der Genossen 
unterliegen sollen«, in's Statut aufgenommen werde, während § 21, 22, 60 be- 
stimmen, wann eine genossenschaftliche Versammlung einberufen werden muss, 
und wie dies zu geschehen hat. 

" § 56, 58, 61 des böhm., § 55i 57i 60 des mähr, § 51» 53, 56 des niederöst, 
§ 50, 52, 53 des steier. L.-W.-G., Art. 9 des bayer. Entw.- u. Bew.-G., § 28 des 
preuss. Waldschutzg., § ii des böhm., § 17 des sächs. J.-G., Art. l Abs. 4 des 
bad. Fisch.-G. von 1870, § 94 des sächs. B.-G. § 12 AI. 6, 48 und 56 AI. 6 des 
preuss. W.-G. von 1879 überlassen die Festsetzung des Sthnmverhältnisses der 
einzelnen Genossen innerhalb gewisser Grenzen der statutarischen Regelung; 
doch soll nach § 67 (bei Entwässerungs- und Bewässerungsgenossenschaften) in 
Ermangelung eines anderweitigen Uebereinkommens das Stimmverhältnis nach 
dem Verhältnis der Theilnahme der Einzelnen an den genossenschaftlichen Lasten 
festgesetzt werden. Nach Art. 44 des bad. W.-G. richtet sich das Stimmen- 
verhältnis der Genossen, so lange es nicht anderweitig geregelt ist, nach der 
Grösse des Grundbesitzes der Einzelnen. 

" § 15 AI. e, f des preuss. D.-G. und Norm.-St. von 1853. 
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pflichtet werden. In den neuen Provinzen kann nach Art. I, § 5 
des G. von 1872 ein solcher Verband nur unter Zustimmung der 
einzelnen Deichgenossenschaften errichtet werden. 

Der Wirkungskreis der Spezialgemeinden für Zwecke der 
Landeskultur folgt unmittelbar aus dem Grund ihrer Existenz. 
Einige Gesetze^machen es auch möglich, dass schon bestehende 
Spezialgemeinden ihren Wirkungskreis nachträglich erweitern, und 
ihre Thätigkeit auf solche Angelegenheiten ausdehnen, die Anfangs 
nicht Gegenstand derselben waren. So spricht § 10 des preuss. 
und Art 33 des hess. Fisch.-G. von einer Ausdehnung des Anfangs 
nur auf geregelte Aufsichtsführung und Schutz des Fischbestandes 
gerichteten Genossenschaftszweckes auf die gemeinschaftliche Be- 
wirthschaftung und Benutzung der Fischwasser. In Preussen ist auch 
die. Bildung eines engeren (wirthschaftlichen) Verbandes innerhalb 
der weiteren Genossenschaft ausdrücklich für zulässig erklärt. 

Die zur Führung der Verwaltung erforderlichen materiellen 
Mittel verschafft sich die Genossenschaft durch Zwangsbeiträge der 
Mitglieder. Dieselben haben den Charakter von öffentlichen Ab- 
gaben, deren Rückstände als Reallasten auf den der Genossen- 
schaft zugehörigen Grundstücken haften und privatrechtlichen 
Hypotheken vorgehen. Dagegen stehen sie im Konkurs meist hinter 
den rückständigen Abgaben, welche dem Staat, der Gemeinde und 
anderen Kommunalverbänden geschuldet werden.^' Das Mass der 
Beiträge, zu denen die einzelnen Genossen herangezogen werden, 
richtet sich nach der Grösse oder demWerth ihres Grundbesitzes, 
bei Deich-, Wasserschutz- und Regulirungsgenossenschaften jedoch 
meist nach dem Vortheil, den sie von den genossenschaftlichen 
Anlagen und Vorrichtungen haben. Dabei stellen jedoch die Ge- 
setze nicht absolut bindende Normen auf, sondern sie setzen das 
Umlage Verhältnis nur für den Fall fest, dass im Statut oder durch 
Uebereinkunft der Genossen nichts abweichendes bestimmt ist.^® 



" § 23 des öst. R.-W.-G., § 62, 69 des böhm., § 61, 68 des mähr., § 57, 63 
des niederöst., § 55, 63 des steier. L.-W.-G., § 27, 52, 55 des preuss. W.-G. von 
1879, wobei jedoch nur die Zwangsgenossenschaften rückständige Beiträge im 
Wege der politischen Exekution einbringen können, § 18, 19 des preuss. D.-G., 
welche im Kollisionsfall den rückständigen genossenschaftlichen Beiträgen 
sogar den Vorzug vor den Staatssteuem einräumen, Art. 14 deis bayer. Bew.- 
u. Entw.-G., Art. 8 AI. 14 des G. vom 8. Oktober 1878, Art. 55, 5^ des bad. G. 
von 1876, Art. 43 des hess., § 33 des els.-lothr. W.-G., § 29 des preuss. Wald- 
schutzg. 

" Nach § 61 des böhm., § 60 des mähr., § 56 des niederöst., § 52 AI. f 
des steier. L.-W.-G. ist das Mass der Beitragleistung der einzelnen Genossen zu 
den genossenschaftlichen Lasten statutarisch oder durch besonderes gütliches 
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Aehnliche Grundsätze gelten bei Vertheilung des Erträgnisses der 
gemeinschaftlichen Bewirthschaftung oder der Verpachtung von Jagd- 
gebieten oder Fischwässem durch die betreffenden Verbände. ^^ 

Um den Spezialgemeinden für Zwecke der Landeskultur die 
Erfüllung ihrer öffentlichen Verpflichtungen zu erleichtem, werden 
ihren Organen von einzelnen Gesetzgebungen polizeiliche Befug- 
nisse beigelegt. Es versteht sich von selbst, dass dort, w^o das 
Institut beeideter Jagd- oder Forsthüter u. dgl. Personen besteht, 
welche gewisse polizeiliche Funktionen ausüben dürfen, auch die 
Spezialgemeinden solche anstellen können. Dagegen ermächtigt 



Uebereinkommen festzusetzen. In Ermangelung dessen wird dasselbe durch die 
Behörde festgestellt, wobei nach § 66 des böhm., § 65 des mähr., § 61 des 
niederöst., § 60 des steier. L.-W.-G. für die Vertheilung der Kosten der Her- 
stellung und Erhaltung gemeinschaftlicher Entwässerungs- und Bewässerungs- 
anlagen der Flächeninhalt der in die Wasseranlage einbezogenen Grundstücke, 
und wenn die denselben durch die Anlage zugehenden Vortheile von erheblicher 
Verschiedenheit sind, deren Eintheilung in Klassen mit entsprechend grösserer 
und kleinerer Beitragsleistung zum Anhalt zu dienen haben. Dagegen tragen 
die Kosten gemeinschaftlicher Schutz- und Regulirungswasserbauten nach § 67 des 
böhm., § 66 des mähr., § 62 des niederöst., § 61 des steier. L.-W.-G. die Be- 
theiligten nach Verhältnis des zu erlangenden Vortheiles, oder nach dem Grad 
der zu beseitigenden Gefahr, oder, insoweit sich die Betheilig^ng nach diesen 
Grundlagen nicht ermitteln lässt, nach dem Werth der betheiligten Liegen- 
schaften und Anlagen. Auch § 16 des preuss. D.-G. bestimmt, dass als Ver- 
theilungsmassstab in der Regel das Verhältnis des abzuwendenden Schadens 
und herbeizuführenden Vortheils anzunehmen sei; doch kann aus besonderen 
Gründen auch ein anderer Vertheilungsmassstab zugelassen werden. In einzelnen 
partikularen Deichordnungen besteht noch das System der »Pfanddeichung«, 
wonach jede Gemeinde, eventuell jeder Interessent die an ihre Grundstücke 
angrenzenden Deichstrecken zu unterhalten haben. Für die ausserordentliche 
Deichlast, namentlich für Wiederherstellungsarbeiten bei Deichbrüchen, gilt 
jedoch das System der Kommuneeindeichung, wie nach dem preuss. D.-G. von 
1848. Nach § 66 des preuss. W.-G. von 1879, welcher aber nur für Entwäs- 
serungs- und Bewässerungsgenossenschaften gilt, und nach § 6 des sächs. W.-G. 
von 1855 ist für die Vertheilung der genossenschaftlichen Lasten der Massstab 
des aus den genossenschaftlichen Anlagen erwachsenden Vortheils entscheidend, 
wobei jedoch anderweitige Vereinbarungen gestattet sind. Art. 53 des bad. und 
Art, 53 des hess. W.-G. vertheilen die genossenschaftlichen Lasten in Erman- 
glung besonderer statutarischer Bestimmungen oder Verabredungen nach dem 
Flächeninhalt der betheiligten Grundstücke. Nach Art. 13 des bayer. Bew.- u. 
Entw.-G. endlich hat die Behörde, wenn sie in Ermanglung gütlicher Verein- 
barungen der Betheiligten über das Mass der Beitragsleistung zu entscheiden 
hat, jederzeit den Flächeninhalt der in Frage stehenden Grundstücke, die aus 
der Anlage erwachsenden Vortheile jedoch nur dann zu berücksichtigen, wenn 
in dieser Hinsicht zwischen den einzelnen Grundstücken ein erheblicher Unter- 
schied besteht. 

" § 22 des böhm. J.-G., § 10 des preuss., Art. 33 des hess. Fisch.-G. 
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§ 54 des preuss. W.-G. von 1879 ^^^ Vorstand der Zwangsgenossen- 
schaften, die in Ausübung seiner Befugnisse »gegen einzelne 
Genossen gerichteten Anordnungen auf Kosten der Ungehorsamen 
zur Ausführung zu bringen, oder nöthigenfalls mittelst vorher an- 
zudrohender Ordnungsstrafen aufrecht zu erhalten.« Desgleichen 
handhabt der Deichhauptmann die örtliche Deichpolizei. Er ist 
befugt, Polizeiverordnungen zu erlassen, zur Durchführung der 
von ihm getroffenen Anordnungen Zwangsmittel in Anwendung 
zu bringen, und provisorische Strafverfügungen zu erlassen. Ebenso 
kann er über die Deichbeamten Ordnungsstrafen verhängen.*® Nach 
Art. II AI. 2 des bayer. Bew.- u. Entw.-G. kann die Wiesenvor- 
standschaft im Einvernehmen mit der Ortspolizeibehörde und mit 
Zustimmung der Genossenschaft und der Distriktsverwaltungs- 
behörde eine »Wiesenordnung« festsetzen, und gegen Uebertretungen 
derselben Ordnungsstrafen androhen, deren Zuerkennung aber der 
betreffenden Polizeibehörde obliegt. Dagegen spricht Art. 51 des 
bad. W.-G. von 1876 nur von bezirks- und ortspolizeilichen Vor- 
schriften, in welchen zu Gunsten der Genossenschaft Geldstrafen 
angedroht werden können. 

Die Spezialgemeinden für Zwecke der Landeskultur sind gleich 
anderen Sßlbstverwaltungskörpern dem Staat zur Erfüllung ihrer 
Zwecke verpflichtet, und stehen daher unter einer besonderen 
staatlichen Aufsicht. Als Organe dieser Aufsicht fungiren entweder 
ausschliesslich staatliche Behörden, oder auch Organe von Selbst- 
verwaltungskörpem höherer Ordnung. 

In Oesterreich stehen die Wassergenossenschaften unter der 
Aufsicht der politischen Bezirksbehörde, in höherer Instanz unter 
der der Landesbehörde und des Ackerbauministeriums., Nur die 
unmittelbare Aufsicht über alle Anlagen zur Benützung, Leitung 
und Abwehr der Gewässer führen die Ortspolizeibehörden, welche 
in Oesterreich regelmässig mit den Gemeindevorständen identisch 
sind.** Das gleiche gilt auch von den niederöst. Fischereigenossen- 
schaften," während die böhm. Jagdgenossenschaften von der poli- 



*' § 29, 34, 53 des Norm.-St. von 1853, § 5, 20 des G. über die Polizei- 
verwaltung vom II. März 1850, § i des G. vom 23. April 1883. Auch Loening 
(Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechts, § 179, IV. b) und Hermes (Art. 
Deichwesen, § 5 in StengeVs Wörterbuch, i. B., S. 259 ff.) sind der Meinung, 
dass dem Deichhauptmann das Recht zustehe, Polizeiverordnungen zu erlassen. 
Anderer Ansicht Rosin. (Recht der öffentlichen Genossenschaft, § 14 N. 47.) 

" § 75, 76, 95, 98 des böhm., § 75, 76, 95, 9« des mähr., § 71, 72, 90, 93 
des niederöst., § 69, 70, 87, 90 des steier. L.-W.-G. 

" § 69 des Fisch.-G. 
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tischen Verwaltungsbehörde und vom Bezirksausschuss beaufsichtigt 
werden.^* Die bergrechtlichen Revierverbände unterstehen den Berg- 
behörden.** In Bayern,** Sachsen,*^ Baden" sowie in Frankreich*^ 
fungiren nur staatliche Behörden als Aufsichtsorgane über die ver- 
schiedenen Spezialgemeinden für Zwecke der Landeskultur. Das- 
selbe ist auch nach der älteren preuss. Gesetzgebung der Fall, 
während die neueren Gesetze, insbesondere das Zust.-G. zur Füh- 
rung der staatlichen Aufsicht über Wasser-, Deich-, Wald- und 
Fischereigenossenschaften auch kommunale Organe heranziehen.** 
Ebenso unterstehen die hess. Wasser- und Fischereigenossen- 
schaften der Aufsicht staatlicher und kommunaler Behörden.'® 

Die Thätigkeit der Aufsichtsbehörde ist vor Allem darauf 
gerichtet, Sorge zu tragen, dass die Spezialgemeinden für 
Zwecke der Landeskultur ihre Kompetenz nicht überschreiten, und 
auch sonst die gesetzlichen und statutarischen Anordnungen be- 



" § 23 des J.-G. 

" § I, 4 des G. vom 21. Juli 1871 über die Einrichtung und den Wirkimgs- 
kreis der Bergbehörden. 

** Art. 43 des Bew.- u. Entw.-G. 

" § 45, 46 des W.-G. vom 15. August 1855, § 7, 21 des sächs. J.-G., § 109 
des B.-G. 

" Art. 50 des bad. W,-G. von 1876, § 70 der Vollz.-Verord., Art. i des 
Fisch.-G. von 1870, § 1—9 der Vollz.-Verord. 

" Art. 25 des franz. G. von 1865. 

'• Schon das W.-G, von 1879 bezeichnet § 49 Kreis- und Stadtausschuss 
als ordentliche Aufsichtsinstanz über alle Öffentlichen Wassergenossenschaften 
mit Ausschluss der Genossenschaften zur Anlegung und Verbesserung von 
Wasserstrassen und anderen Schiifahrtsanlagen. § 94 des Zust.-G. hat an deren 
Stelle den Landrath und in Stadtkreisen die Ortspolizeibehörde gesetzt^ dagegen 
die Bestimmungen der § 51, 53, 71, welche die Aufsichtsbefugnisse des Kreis- 
und Stadtausschusses in einzelnen speziellen Angelegenheiten regeln, vollinhalt- 
lich aufrecht erhalten. Ferner bestimmt § 97 des Zust.-G., dass Befugnisse, 
welche hinsichtlich der Deichverbände den Bezirksregierungen in Gemässheit 
des D.-G. von 1848 übertragen sind, durch Statut oder Statutenänderimg den 
Kreis- (Stadt-) Ausschüssen, den Bezirksausschüssen oder Provinzialräthen über- 
wiesen werden können. Nach demselben § können ihnen auch Befugnisse hin- 
sichtlich der Deich- und Sielverbände durch Statuten übertragen werden, mit- 
telst welcher die innere Organisation der Deich- und Sielverbände im Geltungs- 
gebiet der besonderen Deichordnungen nach Art. IV des G. vom 11. April 1872 
neu geregelt und festgestellt wird. Auch die Aufsicht über die Fischereigenos- 
senschaften wird nach § 100 des Zust.-G. vom Kreis- (Stadt-) Ausschuss gefClhrt, 
während als Aufsichtsbehörde über die Waldgenossenschaften schon nach dem 
Waldschutzg. von 1875 der Kreisausschuss als »Waldschutzgericht« fungirt. 

3« Art. 138—44 des W.-G. von 1887, Art. 32, 33 des Fisch.-G. 
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folgen. *i Daher ist dieselbe befugt, gesetzwidrige Beschlüsse der 
Organe der Spezialgemeinden zu beanstanden und deren Aus- 
führung zu verbieten. Da aber die Spezialgemeinden als Verbände 
des öffentlichen Rechts und Selbstverwaltungskörper dem Staate 
zur Erfüllung ihrer Zwecke verpflichtet sind, muss die Aufsichts- 
behörde das Recht haben, nicht nur gegen gesetzwidriges, sondern 
innerhalb gewisser Grenzen auch gegen zweckwidriges Gebahren 
der genossenschaftlichen Organe einzuschreiten. Von diesem Ge- 
sichtspunkte ausgehend, räumt § 30 der preuss. Hauberg-O. für 
Siegen vom 17. März 1879 ^^^ Landrath das Recht ein, auf Grund 
eines Gutachtens des Schöffenraths jeden Genossenschaftsbeschluss 
zu suspendiren, dessen Ausführung den Ruin der Holzwirthschaft 
herbeiführen würde. Auch nach § 24 des preuss. Norm. -St. für 
Deichverbände von 1853 hat die Aufsichtsbehörde nicht nur darauf 
zu achten, dass die Bestimmungen des Statuts überall beobachtet, 
sondern auch, »dass die Anlagen gut ausgeführt und ordentlich 
erhalten, die Grundstücke des Verbandes sorgfältig genutzt, und 
die etwaigen Schulden regelmässig verzinst und getilgt werden.« 
Es erinnert dies an die Gemeindeordnungen, welche es der Auf- 
sichtsbehörde zur Pflicht machen, darauf zu achten, dass das Ge- 
meindevermögen erhalten und nutzbringend angelegt, und Schulden 
planmässig getilgt werden.*» Dass derartige Bestimmungen gerade 
dem D.-G. eigenthümlich sind, erklärt sich aus der grossen Be- 
deutung des Deichwesens für die gesammte Landeskultur. 

Die anderen Gesetze unterlassen es, der Verwaltungsbehörde 
so ausgedehnte Machtbefugnisse einzuräumen, sondern sie begnügen 
sich zu bestimmen, dass gewisse genossenschaftliche Beschlüsse 
erst, nachdem die Aufsichtsbehörde sich mit denselben einverstanden 
erklärt hat, ausgeführt werden dürfen. Dies gilt namentlich bei 
Beschlüssen über Statutenänderung, was sich mit Rücksicht darauf, 
dass die bei Bildung der Genossenschaften neu errichteten Statuten 
ausnahmslos höherer Genehmigung bedürfen, von selbst versteht, 
dann aber auch bei solchen über wichtigere Verwaltungsangelegen- 
heiten, insbesondere, wenn es sich um den Verkauf oder die Be- 
lastung von Immobilien oder um die Aufnahme von Darlehen 
handelt. 3* Bei Jagdgenossenschaften unterliegt der Abschluss von 

«* So bestimmt z. B. § 49 des preuss. W.-G. von 1879: »Die öffentliche 
Genossenschaft ist der Aufsicht des Staates unterworfen. Die Aufsicht ist darauf 
beschränkt, dass die Angelegenheiten der Genossenschaft in Uebereinstimmung 
mit dem Statut und den Gesetzen verwaltet werden.« 

** Siehe oben S. 224, 59. 

" So bestimmt § 51 des preuss. W.-G. von 1879: »Zur Veräusserung von 
Immobilien und zur Aufnahme von Anleihen, durch welche der Schuldenbestand 



300 



Zweiter besonderer Theil. 



Pachtverträgen über eine bestimmte Zeit oder unter aussergewöhn- 
lichen Bedingungen gleichfalls der Genehmigung durch die Auf- 
sichtsbehörde. '* 

Die Mittel, deren sich die Behörde bedient, um die Aufsicht 
über die Spezialgemeinden für Zwecke der Landeskultur führen 
zu können, stehen mit dem juristischen Charakter und Inhalt der 
staatlichen Aufsicht über die Selbstverwaltungskörper im Allge- 
meinen in engstem Zusammenhang, und sind daher schon der Natur 
der Sache nach mit denen gleichartig, welche der Staat anwendet, 
um die Ortsgemeinden zur Erfüllung ihrer Pflichten anzuhalten. 
In der That erklären auch einige Gesetzgebungen geradezu, dass 
die Aufsicht über die Spezialgemeinden für Zwecke der Landes- 
kultur mit den Befugnissen gehandhabt werden, welche gesetzlich 
den Aufsichtsbehörden der Gemeinden zustehen.'^ Im Uebrigen 
sind, wenn man von der preuss. Gesetzgebung absieht, die gesetz- 
lichen Bestimmungen, wie die staatliche Aufsicht zu fuhren ist, 
höchst dürftige. Jedenfalls aber folgt schon aus der Natur der 
Sache, dass die Aufsichtsbehörde berechtigt sein muss, sich von 
allen wichtigeren Vorkommnissen in der Verwaltung der Spezial- 
gemeinden Kenntnis zu verschafi^en. Daraus wieder folgt die Ver- 
pflichtung der Organe derselben, den mit der Führung der staatlichen 
Aufsicht betrauten Personen Auskünfte zu ertheilen, Protokolle und 
Rechnungen vorzulegen, u. dgl. m. Ebenso ward es der Aufsichts- 
bahörde jederzeit frei stehen müssen, die von den Spezialgemeinden 
errichteten Anlagen, wie Deiche, Dämme, Kanäle u. dgl. auf ihren 
Zustand untersuchen zu lassen. ^^ 

Zeigen sich nun Uebelstände, die sich nicht im Wege der Ver- 
ständigung mit den Verwaltungsorganen der Spezialgemeinde 
beheben lassen, so ist die Aufsichtsbehörde berechtigt, ihre An- 
ordnungen durch Verhängung von Ordnungstrafen gegen dieselben 
durchzusetzen.'^ Dabei übt sie aber kein Disziplinarrecht aus? 
sondern sie macht nur von ihrer allgemeinen Befugnis Gebrauch, 
Handlungen und Unterlassungen, die sie innerhalb ihres Wirkungs- 



vermehrt wird, bedarf die Genossenschaft vorgängiger Genehmigung der Auf- 
sichtsbehörde. Durch das Statut kann die vorgängige Genehmigung auch für 
andere Fälle vorbehalten werden, c 

" § 6, 17 des böhm. J.-G. 

•* § 49 des preuss. W.-G. von 1879, § 44 des Waldschutzg. von 1875. 

•• Ausdrücklich hervorgehoben § 25 des preuss. Norm.-St. für Deichgenos- 
senschaften, § 82 der Vollz.-Verord. zum sächs. W.-G. von 1855, § 70 der VoUz.« 
Verord. zum bad. W.-G. von 1876. 

" § 115 des sächs. B.-G. 
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kreises anbefohlen hat, durch Androhung von Strafen zu erzwingen. 
Daher richten sich auch die Modalitäten, wie sie dabei vorzugehen 
hat, sowie das Strafraaximum und die Rechtsmittel gegen die 
Strafverfügung nach den allgemeinen Grundsätzen, sofern nicht 
das Gesetz selbst etwas abweichendes bestimmt. Bisweilen ist die 
Uebertretung der gesetzlichen Vorschriften seitens der an der 
Spitze der Verwaltung der Spezialgemeinde stehenden Organe mit 
Strafe bedroht.^® Wo besondere beschlussfassende und kontrol- 
lirende Organe bestehen, können dieselben nach einzelnen Gesetz- 
gebungen, wenn sie ihre Verpflichtungen dauernd vernachlässigen, 
oder ihre Kompetenz beharrlich überschreiten, von der Aufsichts- 
behörde aufgelöst, und Neuwahlen ausgeschrieben werden.*® 

Da das pflichtwidrige Verhalten der Organe der Spezial- 
gemeinden oftmals nicht in einem unerlaubten Handeln, sondern im 
Unterlassen dessen liegt, was ihnen durch das Gesetz zu thun vorge- 
schrieben ist, wird die Aufsichtsbehörde ihren Zweck, die Befolgung 
der gesetzlichen Anordnungen, häufig nur in der Weise erreichen 
können, dass sie die betreffenden Handlungen an ihrer Stelle selbst 
vornimmt. Wo den Aufsichtsbehörden der Spezialgemeinden 
dieselben Befugnisse zustehen, wie den Aufsichtsbehörden der 
Ortsgemeinden, greifen die diesbezüglichen Bestimmungen Platz, 
welche die Materie gewöhnlich eingehender regeln. Aber auch 
wo dies nicht der Fall ist, folgt das Recht und die Pflicht der 
Aufsichtsbehörde, nöthigenfalls die Ausübung einzelner Funktionen 
der Organe der Spezialgemeinden für Zwecke der Landeskultur 
selbst zu übernehmen, schon aus dem Wesen und der Bedeutung 
der staatlichen Aufsicht. Daneben erwähnen die Gesetze auch 
noch einzelne Anwendungsfälle dieser Befugnis der Aufsichts- 
behörde. So sprechen sie ihr bisweilen ausdrücklich das Recht 
zu, wenn eine Spezialgemeinde sich weigert oder es unterlässt, 
die ihr gesetz- oder statutenmässig obliegenden Leistungen und 
Ausgaben in den Haushaltsplan aufzunehmen oder ausserordentlich 
zu genehmigen, unter Anführung der Gründe ihre Aufnahme in 
denselben zu verfügen, oder die ausserordentliche Ausgabe fest- 
zustellen.*® Ferner setzen sie fest, dass bei Gefahr im Verzug 
die Aufsichtsbehörde die nöthigen Vorkehrungen zu trefi^en habe.*^ 



*• § 99 des preuss. W.-G. von 1879. 

»» § 105 des Sachs. B.-G. 

*^ § 50 des preuss. W.-G. von 1879, § 27 des Norm.-St. für Deichgenossen- 
schaften. 

** So nach § 26 des preuss. Norm.-St. für Deichgenossenschaften, wobei 
noch ausdrücklich vorgeschrieben ist, dass die Deichbeamten den Befehlen des 
Landrathes unweigerlich Folge zu leisten verpflichtet sind. 
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Kommt keine rechtsgiltige Wahl der Ausschüsse oder Vorstände 
einer Spezialgemeinde zu Stande, so sind dieselben nach einigen 
Gesetzen von der Aufsichtsbehörde zu emennen,*^ welche umge- 
kehrt die Generalversammlung der zur Spezialgemeinde gehörigen 
Personen an Stelle des Vorstandes einzuberufen hat, falls dieser 
sich pflichtwidriger Weise weigert, es zu thun.** Im äussersten 
Fall endlich wird sogar die gesammte Verwaltung der Spezial- 
gemeinde an die Aufsichtsbehörde devolviren, welche dann, wenn- 
die Wahl sämmtlicher Organe des Verbandes verweigert wird, 
oder die gewählten Organe es dauernd unterlassen, ihren Ver- 
pflichtungen nachzukommen, in jeder Hinsicht und daher auch in 
denjenigen Angelegenheiten, die blos nach Erwägungen der 
Zweckmässigkeit zu besorgen sind, an ihre Stelle tritt. Bei Ver- 
bänden, deren Bestand nicht im öff'entlichen Interesse nothwendig 
ist, sondern blos auf dem freien Willen der Theilnehmer beruht, 
tritt an Stelle der Uebernahme der Verwaltung durch den Staat 
die Liquidation oder Auflösung. 



IV. Abschnitt. 

Die der Ortsgemeinde ähnlichen Kommunal- 
verbände höherer Ordnung/ 

I. Abtheilung. 

Allgemeines. 

Während die geschichtliche Entwicklung der Rechtsverhältnisse 
der Gemeinde in der Regel für ihre jetzige Gestaltung von grösster 
Bedeutung ist, ist dies bei den Selbstverwaltungskörpern höherer 
Ordnung ebenso wie bei den im vorigen Abschnitt besprochenen 
Spezialgemeinden nur theilweise der Fall. Viele Kommunalver- 

** § 28 des preus. Norm.-St. für Deichverbände, § 36 der Vollz.-Vorschr. 
zum österr. B.-G. 

" § 60 des preuss. W.-G. von 1879. 

* Die Litteratur über die Kommunalverbände höherer Ordnung gehört 
der neueren Zeit an, da man früher die ständischen Institutionen nicht als Vor- 
läufer der modernen Selbstverwaltung, sondern nur als solche des Konstitutio- 
nalismus ansah. Dieselbe ist übrigens gleich der Gemeindelitteratur zum grössten 
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bände höherer Ordnung haben gar keine Geschichte, sondern sind 
lediglich Produkte der neueren Gesetzgebung, welche aus Zweck- 
mässigkeitsgründen zwischen Staat und Gemeinde kommunale 
Verbände setzte. Andere knüpfen an die alten auf ständischer 



Theil in den Hand* und Lehrbüchern des Staats- und Verwaltungsrechts ent- 
halten. Unter ihnen sind namentlich hervorzuheben : Gierke, Deutsches Genossen- 
schaftsrecht, I. B., § 51, 59, Stein, Verwaltungslehre, i. Th., S. 406—31, Schulze, 
Lehrbuch des deutschen Staatsrechts, l. B., § 165—68, G. Meyer, Lehrbuch des 
deutschen Staatsrechts, 3. Aufl., § 115— 18, Loening, Lehrbuch des deutschen 
Verwaltungsrechts, § 41 — 47. Das Recht .einzelner Staaten behandeln: Ulbrich, 
Lehrbuch des Osterreichischen Staatsrechts, § 116—26, und in Marquardsen's 
Handbuch, § 39—41, Juraschek, Beiträge zur Darstellung des Rechts der 
Landtage und ihrer Mitglieder, Wien, 1879 (Separatabdruck aus der Zeit- 
schrift für Verwaltung), Linggy Die staatsrechtliche Stellung der im Reichs- 
rathe vertretenen Königreiche und Länder der österreichisch-ungarischen Mon- 
archie, in der juristischen Viertelsjahrschrift, B. XXIV., S. 67 if., Roenne, Preus- 
sisches Staatsrecht, 3. Aufl. I. b., S. 477—619, Schulze^ preussisches Staatsrecht, 
2. Aufl., I. B., § 144, 46—50, und in Marquardsen*s Handbuch, § 39—41, Born- 
hak, Preussisches Staatsrecht» 2. B., § 112, 14, 17—23, 27—32, Grotefend, Lehr- 
buch des preussischen Verwaltungsrechts, I. B., § 194, 95, 221—33, 62-95, 
Lette, Zur Reform der Kreisordnung und ländlichen Polizeiverfassung, Berlin 
1867, Gneist, Die preussische Kreisverfassung, Berlin, 1870, Bomhak, Die Kreis- 
und Provinzialordnungen des preussischen Staates, Berlin, 1887, Neukamp, 
Die Staats- und Selbstverwaltung Westfalens, Derselbe, Die Staats- und Selbst- 
verwaltung der Rheinprovinz, Kessler, Die preussische Selbstverwaltung und 
ihre Fortbildung, Seydel, Bayerisches Staatsrecht, 3. B., S. 236—320, 4. B., 
S. 600—612, und in Marquardsen's Handbuch, § 54-59» 83—88, Mohl, Staatsrecht 
des Königreichs Württemberg, 2. Th., S. 210 ff., Gaupp, Württembergisches 
Staatsrecht in Marquardsen's Handbuch, § 63—65, und die übrigen Bearbeitun- 
gen des deutschen und ausserdeutschen Staatsrechts in demselben, femer die 
Artikel »Amtsbezirke!, »Bezirke, » Distriktsgemeinden c, »Kreis« und »Provinzial- 
verbände« in StengeVs Wörterbuch, I. B., S. 44 ff., 210 ff., 280 ff., 852 ff. und 
2. B., S. 319 ff. Ueber die Rechtsverhältnisse der französischen Departements 
siehe Otto Mayer, Theorie des französischen Verwaltungsrechts, § 66. 

Die gegenwärtig geltenden Gesetze über Kommunalverbände höherer 
Ordnung gehören grösstentheils den letzten 3 Jahrzehnten an. Unter ihnen sind 
besonders hervorzuheben. Frankreich: Loi, relative aux Conseils g6n6raux vom 
29. August 1871. In ElsasS' Lothringen gelten noch die älteren französischen Gesetze, 
insbesondere vom 28. pluv. VIIL (17. Februar 1800), vom 22. Juni 1833, vom 10. Mai 
1838, vom 3. Juli 1848, vom 7. Juli 1852, vom 18. Juli 1866, modifizirt durch das Gesetz 
vom 18. Januar 1873. Italien: La legge communale e provinciale, testo unico del 
10. febbrajo 1889 und die S. 96 citirten Nachtrags- und Abänderungsgesetze und 
kgl. Dekrete. Holland: Provinzialgesetz vom 6. Juli 1850, G. vom 25. Mai 1880 
und Art. 136, 37 der rev. Verf Belgien: G. vom 30. April 1836, die für die Wahlen 
in den Provinzialrath giltigen Bestimmungen des Wahlgesetzes vom l8. Mai 1872, 
abgeändert durch die S. 96 zitirten kgl. Erlasse und Abänderungsgesetze. Oesterreich: 
Die als zweite Beilage zum Patent vom 26. Februar 1861 erlassenen Landes- 
ordnungen und Landtagswahlordnungen für sämmtliche im Reichsrath vertretenen 
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Grundlage entstandenen Verbände an. Sie haben wohl, namentlich 
in Bezug auf ihre Organisation ähnliche Wandlungen durchzu- 
machen gehabt, wie die Ortsgemeinden, sie sind theilweise sogar 
gänzlich umgestaltet und mit den rechtlichen Institutionen des 



Königreiche und Länder ausser der reichsunmittelbaren Stadt Triesty für welche 
das Patent vom 12. April 1850 zugleich als Gemeinde- und Landesordnung gilt, 
modifizirt durch § ir, 12 des Gesetzes vom 21. Dezember 1867, Nr. 141 R.-G.-B., 
und Nachtrags- und Abänderungsgesetze, femer das höhmische L.-G., betreffend 
die Bezirksvertretungen vom 25. Juli 1864, dsis galizische vom 12. August l866, das 
schlesische vom 15. Nov. 1863, das steierische vom 14. Juni 1866, das HroUsche 
vom 29. November 1868. Preussen: Kreisordnung für die östlichen Provinzen 
ausser Posen vom 13. Dezember 1872, durch G. vom 18. Juni 1876 in ver- 
schiedenen Landestheilen, wo sie ursprünglich nicht galt, eingeführt, Provinzial- 
ordnung vom 29. Juni 1875, erstere durch G. vom 19. März 1881, letztere durch 
G. vom 22. März 1881 neu redigirt, und beide modifizirt durch das G. über die 
allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli und cfas Zuständigkeitsgesetz vom 
I. August 1883. HohenzoIIem'sche Amts- und Landesordnung vom 2. April 1873, 
Hannoverische Kr,-0. vom 6. Mai 1884, G. über die Einführung der Prov.-O. 
vom 7. Mai 1884, Hessen- Nassau' sehe Kr.-O. vom 7. Juni 1885, G. über die Ein- 
führung der Prov.-O. vom 8. Juni 1885, Verordnung vom 16. Dezember 1887. 
Westfälische Kr.-O. vom 31. Juli 1886, G. über die Einführung der Prov.-O. 
vom I. August 1886. Kr.-O. für die Klieinprovinz vom 30. Mai 1887, G. 
über die Einführung der Prov.-O. vom l. Juni 1887, Schleswig-Holstein'sche 
Kr.-O. vom 26. Mai 1888, G. über die Einführung der Prov.-O. vom 27. Mai 1888, 
Posen'sche Kr.-O. vom 20. Dezember 1828, Prov.-O. vom 27. März 1824 und 
G. über die allgemeine Landes Verwaltung u. s. w. für Posen vom 19. Mai 1889. 
In Westfalen und der Rheinprovinz sind ausserdem noch eine Anzahl in den 
Gemeindegesetzen enthaltene Bestimmungen über die >Aemter« und »Bürger- 
meistereien« in Geltung. Bayern: G., die Distriktsräthe betr., imd G., die 
Landräthe betr., beide vom 28. Mai 1852. SacJisen: G., die Bildung der 
Bezirks verbände und deren Vertretung betr. vom 21. April 1873. Württefn" 
herg: Verw.-Ed. vom l. März 1822, abgeändert durch G. vom 16. März 1873 
und 21. Mai 1891 und G. vom 23. Juli 1877 über Besteuerungsrechte der Amts- 
körperschaften und Gemeinden, abgeändert durch G. vom 14. Juni 1887. Baden: 
G., die Organisation der inneren Verwaltung betr. vom 5. Oktober 1863, 
G., die Amtsdauer der Mitglieder der Bezirksräthe, sowie die Zusammensetzung 
der Kreisversammlungen betr. vom i. März 1884, Wahlg. vom 17. Mai 1886. 
Hessen: G., betr. die innere Verwaltung und die Vertretung der Kreise 
imd Provinzen vom 12. Juni 1874 (Kr.- u. Prov.-0.)i Wahlg. vom 15. Mai 1885. 
Oldenburg: Art. 84 fF. der G.-O. vom 15. April 1873. Braunschweig: Kr.-O. vom 
5. Juni 1871. Anhalt: Kr.-O. vom 18. Juli 1870, Abändenmgs- und Ergänzungs- 
gesetze vom 30. Dez. 1870, 24. Jänner 1872, 17. Februar 1873, 3. April 1877, 
15. April 1880 und 26. März 1887, Meiningen: G., mehrere Bestimmungen in 
Bezug auf das Gemeindewesen betr. vom 15. April 1868 (Kr.-O.) und Verord. 
vom 12. Juli 1872. Schw.'Sondershausen: Bez.-O. vom 10. Juli 1857, Abänderung 
vom 25. Januar 1870 und 13. April 1881. Lippe: § 21 ff. der L.-G.-O. vom 2. März 
1841. Schaumburg'Lippe: § 69 ff. der L.-G.-O. vom 7. April 1870. Waldeck: Kr.-O. 
vom 16, August 1855, A.-H.-E. vom 25. Januar 1869. 
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modernen Staates in Einklang gebracht worden, trotz alledem aber 
charakterisiren sie sich nicht als Neubildungen, sondern als Um- 
bildungen der ständischen Verbände. Dagegen sind diejenigen 
Kommunalverbände höherer Ordnung, welche sich bis vor Kurzem 
in einzelnen Theilen Deutschlands als Ueberreste der alten Thal- 
und Gaugemeinden erhalten haben, und welche mit den ständischen 
Institutionen nichts gemein hatten, durch die neuere Gesetzgebung 
aufgehoben, und ihre Funktionen anderen Kommunalverbänden 
übertragen worden.' 

Aber auch nicht alle auf ständischer Grundlage beruhenden 
kommunalen Verbände sind zu integrirenden Bestandtheilen des 
Organismus der öffentlichen Verwaltung geworden. Viele von 
ihnen wurden schon in früherer Zeit aufgehoben, während andere 
zwar noch bestehen, aber für die öffentliche Verwaltung von so 
geringer Bedeutung sind, dass man sie nur als Ueberreste der 
alten Ständekorporationen betrachten kann, deren Thätigkeit sich 
auf die Verwaltung ihres Vermögens und einiger kommunal- 
ständischer Anstalten beschränkt. Sie und die Gutsherrschaften 
sind unter allen in's Gebiet der Selbstverwaltung fallenden Insti- 
tutionen diejenigen, welche am meisten das Gepräge früherer Jahr- 
hunderte aufweisen. Während aber die Gutsherrschaften den 
Rechtsverhältnissen des modernen Staates soweit angepasst sind, 
dass sie fähig sind, als kleinste Selbstverwaltungskörper mit allge- 
meinen Zwecken an Stelle der Gemeinden zu treten, haben die in 
Frage stehenden landständischen Korporationen ihre ursprüngliche 
Gestaltung so wenig verändert, dass sie nicht geeignet sind, die 
Thätigkeit der Kreise, Provinzen und sonstigen Kommunalverbände 
höherer Ordnung zu ersetzen, ja nicht einmal zu ergänzen, sondern 
neben ihnen und ohne jeden Zusammenhang mit ihnen bestehen. Kom- 
munalverbände der Art sind die kommunalständischen Verbände in 
einigen Theilen der östl. preuss. Provinzen, die Landschaften in 
Hannover und die Kreis- undProvinzialstände im Königreich Sachsen.' 

Unter den Kommunalverbänden höherer Ordnung, welche auf 
ständischer Grundlage entstanden sind, aber gegenwärtig den 



* So bat z. B. erst § 28 der neuen schl.-holst. Kr.-O. die noch im § 29 
der Verord., die Verfassung der Landgemeinden betr. vom 22. September 1867 
anerkannte Kirchspielverfassung beseitigt. 

" Genaueres über diese Verbände siehe Schulze, Preussisches Staatsrecht, 

1. B., § 150, Bortihak, Preussisches Staatsrecht, 2. B., § 132 III. und Leuthold^ 
das Staatsrecht des Königreichs Sachsen, in Marquardsen's Handbuch, 2. B., 

2. H.-B., § 4; G. Meyer und Loening erwähnen diese Verbände nur ganz kurz, 
Grotefend gar nicht. 

Blodig. Selbstverwaltung. 20 
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modernen Verhältnissen angepasst und dem Gesammtorganismus 
der öffentlichen Verwaltung eingefügt sind, sind in erster Linie 
die österreichischen Kronländer zu nennen. § 27, 29 der Landes- 
ordnungen bezeichnen sie geradezu als Rechtsnachfolger der alten 
ständischen Landschaften. Dabei sind übrigens ihre Vertretungs- 
körper, die Landtage nicht nur Organe der einzelnen Königreiche 
und Länder in ihrer Eigenschaft als Selbstverwaltungskörper, 
sondern zugleich auch partikulare Parlamente, welche dem Kaiser 
und der Regierung gegenüber eine der Reichsvertretung ähnliche 
Stellung einnehmen. Der Landtag als partikulare Volksvertretung 
beschränkt demnach den Monarchen in der Ausübung seiner 
Souveränität, wie jedes andere Parlament. Beschliesst der Land- 
tag ein Landesgesetz, so wird dasselbe dem Kaiser zur Sanktion 
vorgelegt. Es wäre unrichtig, anzunehmen, dass dies ein selbst- 
ständiger Willensentschluss des Landtages sei, den der Kaiser 
als oberste Aufsichtsbehörde genehmigt. Wohl aber gibt der 
Kaiser als oberste Aufsichtsinstanz seine Genehmigung zu gewissen 
Beschlüssen der Landtage als Organe der Selbstverwaltungskörper, 
so z. B. nach § 22, 23 der Landesordnungen zu Beschlüssen über 
bestimmte Landesumlagen.* 

Die preussischen Provinzen und Kreise haben sich gleichfalls 
aus ständischen Verbänden entwickelt. Während aber in Oesterreich 
die Landesordnungen zugleich mit dem ersten Gesetz über die 
Reichsvertretung erlassen wurden, und älter sind, als die jetzt 
geltenden Staatsgrundgesetze von 1867, haben die preussischen 
Provinzen und Kreise ihre ständische Verfassung beibehalten, als 
Preussen schon längst zu einem Verfassungstaate geworden war. 
Nachdem die Provinzial-, Bezirks- und Kreisordnung vom 11. 
März 1850, welche die ständische Gliederung der kommunalen 
Körperschaften abschaffte, nicht zur Ausführung kam, wurde 
erst 13. Dezember 1872 eine Kreisverfassung und 29. Juni 1875 
eine Provinzialverfassung für die östl. Provinzen mit Ausschluss 
Posen's erlassen. 1884 — 88 kamen auch für Westfalen, die Rhein- 
provinz und die neu erworbenen Landestheile Kreisordnungen zu 
Stande, welche inhaltlich mit der inzwischen mehrfach abgeänderten 
und 19. März 1881 in einer neuen Redaktion erschienenen Kr.-O. für 
die östl. Prov. grösstentheils übereinstimmen. Zugleich wurde 
auch die 22. März 1881 in neuer Fassung erschienene Prov.-O. 
mit verhältnismässig geringfügigen Abänderungen auf die genannten 



* Ulbricht Oesterreichisches Staatsrecht, § 122, 26, derselbe in Marquardsen's 
Handbuch, § 122, und Lingg, die staatsrechtliche Stellung u. s. w., S. 72 ff. 
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Provinzen übertragen, so dass gegenwärtig die Kreis- und Provin- 
zialverfassung in der ganzen Monarchie mit Ausschluss Posen's, 
wo das G. vom 19. Mai 1889 ^^^ ständische Verfassung nur 
modifizirt, nicht aber beseitigt hat, materiell auf gleicher Grund- 
lage beruht. 

Auch die württembergischen Amtskörperschaften, welche 
schon in älterer Zeit ein Bindeglied zwischen Gemeinde und Land- 
schaft gebildet hatten, wurden 18 19 ihres ständischen Charakters 
entkleidet, wogegen die Landschaften selbst, nachdem sie unter der 
französischen Herrschaft beseitigt worden waren, überhaupt nicht 
wieder hergestellt wurden. Die jetzige Organisation der Amts- 
körperschaften beruht im Wesentlichen noch auf dem Verw.-Ed. 
vom I. März 1822. 

Die holländischen Provinzen waren früher zu einem Bundes- 
staat vereinigt, im Uebrigen aber selbstständige Staaten gewesen. 
Unter der französischen Herrschaft wurde die Departements- 
verfassung eingeführt, nach Vertreibung der Franzosen aber 
wieder beseitigt. Dagegen wurde das neugeschaffene Königreich 
der Niederlande als Einheitsstaat hergestellt, und wurden die 
früher selbstständigen Theile desselben zu kommunalen Verbänden 
mit ständischer Organisation umgewandelt. Durch das Prov.-G. 
vom 6. Juli 1850 wurde die ständische Gliederung ihrer Vertretungs- 
körper beseitigt, und ihre gesammte rechtliche Stellung neu ge- 
regelt, wobei ihr Wirkungskreis in mehrfacher Beziehung erweitert 
wurde. 

Auch in Belgien wurde nach dessen Vereinigung mit Holland 
die in diesem Lande geltende Provinzialverfassung eingeführt, 
wobei zahlreiche ältere Einrichtungen aus der Zeit der öster- 
reichischen Herrschaft ihre Bedeutung zurückerhielten. Nachdem 
Belgien ein unabhängiger Staat geworden war, wurde die hollän- 
dische Gesetzgebung aufgehoben, und durch das G. vom 30. April 
1836 die Provinzialverfassung unter Beseitigung aller ständischen 
Elemente von Grund aus umgestaltet. 

Die Gesetzgebung der bisher genannten Staaten hat also die 
älteren auf ständischer Grundlage beruhenden korporativen Ver- 
bände in moderne Selbstverwaltungskörper verwandelt, und zu 
einem integrirenden Bestandtheil des Organismus der öffentlichen 
Verwaltung gemacht. In anderen Staaten hingegen, wo es keine 
kommunalständischen Verbände gab, welche man in moderne 
Bezirks-, Kreis- und Provinzialverbände umgestalten konnte, musste 
man, insofern man es überhaupt für zweckmässig erachtete, zwischen 
Staat und Gemeinde Kommunalverbände höherer Ordnung mit 

20* 
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allgemeinen Kulturzwecken zu errichten, solche erst neu schaffen. 
Dies geschah meistens in der Weise, dass man staatliche Ver- 
waltungsbezirke zu Kommunalverbänden machte, oder dass man 
die schon bestehende Kommunalverfassung eines Landes in mehr 
oder weniger veränderter Form auf ein anderes übertrug. 

So wurden in Frankreich die Anfangs blos als administrative 
Unterabtheilungen des Staates geschaffenen Departements nach 
und nach zu Kommunalverbänden höherer Ordnung, ohne dass 
sich jedoch auch nur der geringste Zusammenhang zwischen ihnen 
und den alten französischen Provinzen nachweisen Hesse. Das 
Gesetz vom 28. pluv. VIII. (17. Februar 1800) schuf nur die Conseils 
g6n6raux, RathskoUegien, deren Mitglieder vom Staatsoberhaupt 
ernannt wurden. Erst das Gesetz vom 22. Juni 1833 führte die 
Wahl derselben durch die Angehörigen der Departements ein. Am 
10. Mai 1838 erhielten diese Kollegien das Recht der Initiative, sie 
wurden zu Interessenvertretungen. Ein Gesetz vom 10. Juli 1866 
gestattete ihnen sodann, in bestimmten Angelegenheiten selbst- 
ständig Beschluss zu fassen, das gegenwärtig in Geltung stehende 
Gesetz vom 29. August 1871 endlich erweiterte ihre Zuständigkeit 
und schuf in der Commission dep artementale einen ständigen Aus- 
schuss, dessen Mitglieder aus der Mitte des Conseil genSral gewählt 
werden. Das Departement kann also erst seit 1866 als ein Selbst- 
verwaltungskörper angesehen werden, da es bis zu diesem Jahr 
keine Selbstverwaltung des Departement gab, sondern nur eine 
staatliche Lokalverwaltung durch den Präfekten, dem dabei der 
Conseil g6n6ral zuerst als blosses RathskoUegium, und seit 1838 
als Interessenvertretung oder Kammer zur Seite stand. 

Die französische Departementverfassung wurde nicht nur in 
Italien, sondern auch in mehreren deutschen Staaten eingeführt. 
Die bayerischen Kreisgemeinden haben sich aus blossen Kreisver- 
tretungen entwickelt, welche nach französischem Vorbild geschaffen 
worden waren. Erst das Landrathsgesetz (L.-R.-G.) vom 28. Mai 
1852 hat sie zu wirklichen Kommunal verbänden gemacht. Da- 
gegen sind die Distriktsgemeinden Sammtgemeinden, welche sich 
aus gewissen in einzelnen Landestheilen bestehenden Gemeinde- 
sozietäten entwickelt haben, und sodann durch ein Gesetz gleichen 
Datums, das Distriktsrathsgesetz (D.-R.-G.) im Anschluss an die 
staatlichen Verwaltungsbezirke niederster Ordnung obligatorisch 
im ganzen Lande eingeführt wurden. Die rheinländischen Bürger- 
meistereien und die westfälischen Aemter sind aus den französischen 
Kantonen entstanden, obwohl diese keine Kommunalverbän^e 
waren. Dagegen sind die Amtsverbände in den übrigen preussischen 
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Provinzen durch die neueren Kreisordnungen zugleich als Bezirke 
der allgemeinen Landesverwaltung und als Kommunalverbände 
geschaffen worden. Die österreichischen und sächsischen Bezirks- 
verbände, die hessischen Kreisverbände und die Kommunalver- 
bände höherer Ordnung in den meisten Kleinstaaten sind im An- 
schluss an staatliche Verwaltungsbezirke entstanden, während die 
badischen Kreise* und die hessischen Provinzen nur Kommunal- 
verbände sind, welche aber zugleich zahlreiche Geschäfte der all- 
gemeinen Landes Verwaltung zu besorgen haben. Der staatliche 
Verwaltungsbezirk schliesst sich also gewissermassen an den Kom- 
munalverband an. 



2. Abtheilung. 

Das natürliche Substrat der Kommunalverbände 

höherer Ordnung. 

Die Kommunalverbände höherer Ordnung können, wie die 
Spezialgemeinden unmittelbar auf der korporativen Vereinigung 
der Bewohner eines bestimmten Gebietes beruhen, oder sie können 
sich als Vereinigungen von Gemeinden oder anderen Kommunal- 
verbänden zu einem Verband höherer Ordnung qualifiziren. Letz- 
teres wird namentlich dann der Fall sein, wenn die Mitglieder des 
Vertretungskörpers eines Kommunalverbandes höherer Ordnung 
durch die Organe der in seinem Gebiet befindlichen Gemeinden 
oder anderer Kommunalverbände niederer Ordnung gewählt werden, 
und wenn auch diese, und nicht die dem Verband zugehörigen 
Personen als unmittelbar abgabepflichtig erscheinen. Allerdings 
wird es dabei oft zweifelhaft sein, ob ein kommunaler Verband zu 
der einen oder zu der anderen Kategorie zu rechnen ist. Es setzen 
sich nämlich die willensbildenden und kontrollirenden Organe der- 
selben sehr häufig sowohl aus Vertretern der Gemeinden, als auch 
aus Vertretern gewisser grösserer Grundbesitzer und Höchst- 
besteuerter zusammen. In der badischen Kreisversammlung sitzen 
sogar Vertreter der Gemeinden und Abgeordnete, welche von den 
Kreisangehörigen durch besondere Wahlmänner gewählt werden. 



* 57 des bad. G. vom 5. Oktober 1853 macht auch die Bildung engerer 
kommunaler Verbände innerhalb eines Bezirkes (Bezirksverbände) mOglich, welche 
aber nicht nothwendigerweise alle Gemeinden des Bezirkes umfassen müssen. 
Dieselbe erfolgt lediglich durch freie Uebereinkunft der betheiligten Gemeinden 
unter Genehmigung des Ministeriums. 
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nebeneinander.^ Ebenso kann es unter Umständen schwierig sein, 
zu entscheiden, wer eigentUch gesetzlich verpflichtet ist, an den 
Lasten eines Kommunalverbandes höherer Ordnung theilzunehmen. 
So bezeichnen z. B. die preuss. Kreisordnungen zwar die dem 
Kreise angehörigen Personen als steuerpflichtig,* es werden aber 
die Abgaben auf die einzelnen Gemeinden repartirt, und die Be- 
schlussnahme darüber, wie ihre Antheile an denselben aufgebracht 
werden sollen, ihnen überlassen.^ Die Abgaben für Zwecke der 
bayer. Kreisgemeinden werden unmittelbar von den Angehörigen 
derselben getragen, während ihr willensbildendes und kontrollirendes 
Organ, der Landrath, im Wesentlichen als eine Vertretung der 
Distriktsgemeinden und unmittelbaren Städte anzusehen ist. 

Unmittelbare korporative Vereinigungen der Bewohner eines 
bestimmten Gebietes sind ohne Zweifel die französischen Depar- 
tements, die italienischen, belgischen und holländischen Provinzen 
und die österreichischen Kronländer, da ihr Bedarf unmittelbar von 
den ihnen angehörigen Personen aufgebracht, und die Mitglieder 
der willensbildenden und kontrollirenden Kommunalorgane von 
diesen, und nicht von Kommunalverbänden niederer Ordnung ge- 
wählt werden. Dagegen sind die Bezirks-, Kreis-, und Provinzial- 
verbände der Staaten des deutschen Reichs, und ebenso die öster- 
reichischen Bezirksverbände namentlich mit Rücksicht darauf, dass 
ihre willensbildenden und kontrollirenden Organe zum grössten 
Theil aus Vertretern der Gemeinden bestehen, denen dann nur 
noch die Abgeordneten anderer Interessenkreise, insbesondere des 
grösseren Grundbesitzes beitreten, als Vereinigungen kommunaler 
Verbände niederer Ordnung anzusehen. 

Die territorialen Grenzen der Kommunalverbände höherer 
Ordnung ändern sich in der Regel zugleich mit denen der staat- 
lichen Verwaltungsbezirke, mit welchen sie zusammenfallen. Wo 
daher die Abgrenzung derselben gesetzlich geregelt ist, kann auch 
die Aufhebung, Neubildung und Veränderung der Grenzen der 
betreffenden Kommunalverbände nur durch ein Gesetz erfolgen. 
So bestimmt § 3 der preuss. Kr.-O. für die östl. Prov. : >Die Ver- 
änderung bestehender Kreisgrenzen und die Bildung neuer, sowie 
die Zusammenlegung mehrerer Kreise erfolgt durch Gesetz«. Die 
gleiche Bestimmung treffen die übrigen Kreisordnungen und 



* § 27 des G. vom 5. October 1863, modifizirt durch G. vom I. März 1884. 

* § 9 der Kreisordnungen. 

' Ebendas., § 11 und § 91 AI. l des K.-A.-G. Von den Kreisordnungen 
hatten die für die Ostl. Prov., die hann. und die hess.-nass. dieses Recht nur den 
Städten eingeräumt. 
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betreffs der Pro vinzial verbände § 4 der Prov.-O. Auch die Gesetz- 
gebung der österreichischen Kronländer, in denen Bezirksverbände 
bestehen, setzt fest, dass Aenderungen in der Abgrenzung der- 
selben nur im Wege eines Landesgesetzes erfolgen können.* Das 
gleiche gilt nach § 64 der würt. Verf.-Urk. bei Veränderung der 
Oberamtsbezirke, und nach Art. 3, 4 der hess. Kr.- u. Prov.-O. 
bei Veränderung bestehender Kreis- oder Provinzialgrenzen, und 
bei der Bildung neuer und der Zusammenlegung bestehender Kreise 
und Provinzen, wobei noch ausdrücklich Vernehmung der bethei- 
ligten Kreis- und Provinzialvertretungen vorgeschrieben ist. Nach 
§ 24 des bad. G. vom 5. Oktober 1863 können die einmal fest- 
gestellten Kreisverbände, welche wie oben erwähnt, nicht staatliche 
Verwaltungsbezirke sind, gegen den Willen der betheiligten Kreise 
und Gemeinden nur im Wege der Gesetzgebung geändert werden.^ 

Im Gegensatz dazu ist in Bayern und Sachsen zur Neubildung 
und Aufhebung kommunaler Verbände, sowie zur Veränderung 
ihrer Grenzen nur ein Verwaltungsakt erforderlich. Doch ist die 
Vernehmung der Betheiligten vorgeschrieben.^ Auch die Neu- 
bildung und Aufhebung, sowie die Veränderung der Grenzen der 
preussischen Amtsbezirke, Aemter und Bürgermeistereien erfolgt 
nach den Kreisordnungen' und § 6 des Zust.-G. durch den Mi- 
nister nach Anhörung der Betheiligten und des Kreistages unter 
Zustimmung des Bezirksausschusses. Endlich schreiben die Ge- 
setze bisweilen noch vor, dass Veränderungen solcher Grenzen von 
Gemeinden oder Kommunalverbänden niederer Ordnung, welche 
zugleich auch Grenzen höherer Kommunalverbände sind, die Ver- 
änderung dieser letzteren ohne Weiteres nach sich ziehen.® 

Ueber die rechtlichen Verhältnisse der zu einem Kommunal- 
verband höherer Ordnung gehörigen Personen treffen die Gesetz- 



• § 2 des böhm. und des steier., § 3 des gal. und des tir. L.-G. über die 
Bezirksvertretimg. 

• Zur Neubildung, Aufhebung und Veränderung der Grenzen der Kom- 
munalverbände höherer Ordnung fordert ausdrticklich ein Gesetz Art. 84 § 2 
der old. G.-O., § l der anh. und Art. i der mein. Kr.-O. 

• Art. 15 AI. k und Art. 33 AI. a des bayer. L.-R.-G., § 2 des sächs. G. 
vom 21. April 1873, die Bildung der Bezirksv. betr. 

' 49 der Kr.-O. für die östl. Prov., § 36 der schl.-holst., § 22 der westf. 
und der rheinl. Kr.-O. In Hannover und Hessen-Nassau sind die Amtsbezirke 
nicht als kommunale Verbände organisirt. 

• § 3 Abs. 3 aller preuss. Kreisordnungen, § 49 Abs. 4 der Kr.-O. für die 
östl. Prov., § 36 Abs. 4 der schl.-holst., § 22 Abs. 4 der westf. und der rheinl. 
Kr.-O., § 4 Abs. 3 der Prov.-O., Art. 3, 4 der hess. Kr.- u. Prov.-O., § 3 der 
braunschw., § i Abs. 3 der anh. Kr.-O. 



312 Zweiter besonderer Theü. 

gebungen meist nur vereinzelte Bestimmungen. So setzt § 6 der 
preuss. Kreisordnungen fest, dass »Angehörige des Kreises mit 
Ausnahme der nicht angesessenen servisberechtigten Militärper- 
sonen des aktiven Dienststandes alle diejenigen seien, welche 
innerhalb des Kreises einen Wohnsitz haben.« Provinzialangehörige 
sind nach § 5 der Prov.-O. alle Angehörigen der zur Provinz ge- 
hörigen Kreise. Gleiche Bestimmungen trifft Art. 5 der hess. 
Kr.- u. Prov.-O.^ Die Rechte der Angehörigen der Kreise und 
Provinzen in Preussen und Hessen sind Theilnahme an der Ver- 
waltung und Vertretung des betreffenden Kommunalverbandes, 
wobei freilich in der Regel die Gemeinden als wahlberechtigt in 
die Kreisvertretung, und die Kreise als wahlberechtigt in die Pro- 
vinzialvertretung erscheinen, und Mitbenutzung der öffentlichen 
Einrichtungen und Anstalten des Verbandes.^® Dafür sind die 
Kreis- und Provinzialangehörigen verpflichtet, kommunale Ehren- 
ämter zu übernehmen, und zu den gemeinschaftlichen Lasten bei- 
zutragen." Freilich geschieht letzteres nur mittelbar, indem 
zunächst die Gemeinden die Kreislasten und die Kreise die Pro- 
vinziallasten tragen, zu denen übrigens ausser den Angehörigen 
des Kommunalverbandes noch die Forensen herangezogen werden." 
Die anderen Gesetze begnügen sich, die Voraussetzungen des ak- 
tiven und des passiven Wahlrechts festzusetzen, und regeln das- 
selbe, soweit nicht überhaupt blos Kommunalverbände niederer 
Ordnung als wahlberechtigt erscheinen, oder es sich um das Wahl- 
recht des grossen Grundbesitzes handelt, meist nach dem Vorbilde 
und auf der Grundlage des Gemeindewahlrechts." 



• Ebenso § 5 der braunschw. und § 3 der anh. Kr.-O. 

" § 7 der preuss. Kreisordnungen, Art. 6 der hess. Kr.- u. Prov.-O., § 8 
der braunschw., § 7 der anh. Kr.-O. 

** § 8, 9 der preuss. Kreisordnungen, § 7 der Prov.-O., Art. 7 der hess. 
Kr.- u. Prov.-O., § 8 der braunschw., § 7 der anh. Kr.-O. Zur Uebemahme 
von Ehrenämtern in der Vertretung und Verwaltung der preuss. und hess. 
Provinzen ist Niemand verpflichtet. 

" § 14» 15 der preuss. Kreisordnungen, § 91 AI. 4 des K.-A.-G., § 9 der 
anh. Kr.-O. 

" Nach Art. 5 des franz. G. vom 29. August 1871, Art. 185 des ital. Gem.- 
und Prov.-G., Art. 127, 43 der hoU. rev. Verf. und den S. 69, Anm. i zitirten 
belg. Wahlgesetzen ist das Wahlrecht in die Gemeindevertretung und in die 
Vertretungskörper der Kommunalverbände höherer Ordnung an dieselben Be- 
dingungen geknüpft. Nach § 14, 15 der öst. Wahlordnungen sind alle Gemeinde- 
wähler, welche eine bestimmte Summe an direkten Steuern entrichten, oder ihr 
Recht als Kapazitätswähler ausüben, auch für die Landtage wahlberechtigt. 
Dabei treffen die einzelnen Gesetze noch die verschiedenartigsten Bestimmun- 
gen über das Stimm- und Wahlrecht der Frauen, unmündigen und juristischen 
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3. Abtheilung. 

Die Organisation der Kommunalverbände höherer 

Ordnung. 

I. 

Willensbildende und kontrollirende Organe der Eommnnalverbände 

höherer Ordnung. 

Die Kommunalverbände höherer Ordnung haben gleich den 
Gemeinden und den meisten anderen Selbstverwaltungskörpern 
Organe zur Beschlussfassung und zur Kontrolle der kommunalen 
Verwaltung und Verwaltungsorgane. Als beschlussfassendes und 
kontroUirendes Organ fungirt jederzeit ein Kollegium, dessen Mit- 
glieder mittelbar oder unmittelbar von den zum Verband gehörigen 
Personen bezeichnet werden, je nachdem die Gesetzgebung den- 
selben als eine Vereinigung kommunaler Verbände niederer Ordnung, 
oder direkt als eine korporative Vereinigung der Bewohner eines 
bestimmten Territoriums auffasst. Doch gelangt in letzterem Falle 
das Prinzip nur selten rein zum Ausdruck, da in der Regel neben 
den von den Kommunalverbänden niederer Ordnung bezeichneten 
Abgeordneten dem beschlussfassenden und kontroUirenden Organ 
des Kommunalverbandes höherer Ordnung auch Personen ange- 
hören, welche unmittelbar von gewissen Klassen der Angehörigen 
desselben gewählt werden, oder ohne jede Wahl kraft eigenen Rechts 
Mi^lieder des Kollegiums sind. 

Die Mitglieder des französischen Conseil g6n6ral, des italie. 
nischen Consiglio provinciale, der holländischen Provinzialstaaten 
und des belgischen Provinzialrathes werden von allen wahlberech- 
tigten Angehörigen des Verbandes^ gewählt. Die Wahl kann zwar 



Personen. Desgleichen erklärt § 29 des bad. G. vom 5. Oktober 1863 in der Fassiing 
nach dem G. vom i. März 1884 betreffs der Wahl derjenigen Mitglieder der 
Kreisversammlung, welche nicht von den Gemeinden, sondern von den Ange- 
hörigen des Kreises gewählt werden, dass alle Staatsbürger, welche das 25. Le- 
bensjahr zurückgelegt haben, und seit mindestens einem Jahr im Amtsbezirk 
ansässig sind, stimmfähig und wählbar seien. Die Verpflichtung, Ehrenämter 
in der kommunalen Vertretung und Verwaltung zu übernehmen, wird gleichfalls 
im Anschluss an das aktive und passive Wahlrecht geregelt. So nach Art. 8 
des bayer. D.-R.-G., Art. 10 des L.-R.-G., § 19 des sächs. G. vom 21. April 1873, 
die Bildung von Bezirksv. betr., § 53 des bad. G. vom 5. Oktober 1863 und der 
Gesetzgebung der meisten Kleinstaaten. 
* Siehe oben S. 310. 
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nach Gemeinden vorgenommen werden, Wähler aber sind nur die 
zum Departement oder zur Provinz gehörigen Personen. Auch 
die Eintheiinng der Wähler in Klassen, die Kumulirung von Stim- 
men, sowie überhaupt jede Begünstigung der höher besteuerten 
Wähler gegenüber den niedriger besteuerten ist dem Recht der 
genannten Länder unbekannt.* 

Dagegen werden in Oesterreich, wo die Mitglieder der Land- 
tage ebenfalls nicht von kommunalen Verbänden, sondern von den 
Angehörigen des betreffenden Kronlandes gewählt werden, die 
Wähler behufs Vornahme der Wahl in 4 Klassen getheilt.^ In der 
ersten Wählerklasse wählen die Grossgrundbesitzer,* in der zweiten 
die Handels- und Gewerbekammern, in der dritten die Städte, Märkte 
und Industrialorte, und in der vierten, wo die Wahl durch Wahl- 
männer erfolgt, die Landgemeinden.^ Femer sind die Bischöfe als 
Vertreter der Religionsgenossenschaften und die Rektoren als 
Vertreter der Universitäten ipso jure Mitglieder der Landtage.^ 

Die österreichischen Bezirksvertretungen bestehen ebenfalls 
aus Abgeordneten des grossen Grundbesitzes, der Höchstbesteuerten 
der Industrie und des Handels, der Städte und Märkte und der 
Landgemeinden, insoweit diese Gruppen im Bezirke vorhanden 
sind.' Dagegen gehören besondere Vertreter der Religionsge- 
nossenschaften und Universitäten den Bezirksvertretungen nicht an. 

* Art. 4, 5 des franz. G. vom 29. August 1871, Art 184, 85 des ital. 
Gem.- u. Prov.-G., Art. 3, 4 der holl. Prov.-O., Art. HI. der rev. Verl, und G. 
vom 30. Dezember 1887, Art. 108 der belg. Verf., Art. 2 des W.-G. und G. vom 
24. August 1883. ^ 

' § 3 der Landesordnungen. Gie Klasseneintheilimg der Landtagsw^ler 
stimmt mit der der Reichsrathswähler überein. 

^ § 9f 10, II der meisten Landtags Wahlordnungen erklären die Besitzer 
landtäflicher Güter, von denen ein bestimmter Jahresbetrag von direkten Steuern 
entrichtet wird, für wahlberechtigt in der Klasse der Grossgrundbesitzer. § 2 
der böhm. L.-W.-0. und § 2 des L.-G. vom 9. Januar 1873 sprechen von den 
bücherlichen Besitzern der land- oder lehentäflichen Güter, ebenso § 10 der 
mähr, und der sohl, L.-W.-O. Nach § 9 der tir. L.-W.-0. ist adeliger Gross- 
grundbesitz Voraussetzung des aktiven Wahlrechts in der ersten Wählerklasse, 
nach § 9 der salzb. L.-W.-O. Grossgrundbesitz ohne jede weitere Qualifikation. 
In Dalmatien treten nach § 9 der L.-W.-O. und § 3 der L.-O. an Stelle der 
Grossgrundbesitzer die Höchstbesteuerten. In Vorarlberg fehlt diese Wähler- 
klasse gänzlich. 

'^ § I ff. der Landtagswahlordnungen. 

^ In der Bukowina und in Tirol sind auch gewisse Klöster berechtigt, 
Abgeordnete in den Landtag zu entsenden, in Schlesien bestimmte^ namentlich 
angeführte Grossgrundbesitzer. 

' § 6 des böhm., § 5 des gal., § 5 des schles., § 6 des steier., § i des 
tir. L.-G. betr. die Bezirks Vertretungen. 
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Hauptsächlich aber unterscheiden sie sich von den Landtagen 
dadurch, dass die Vertreter der Städte und Märkte und der Land- 
gemeinden nicht von der Bevölkerung derselben gewählt werden, 
sondern von den Gemeinden selbst. Und zwar geschieht dies in der 
Weise, dass in den Städten und Märkten die Gemeindevertretungen, 
am Lande die Gemeindevorsteher und eine bestimmte, von der 
Höhe der Bevölkerung der Gemeinde abhängige Zahl Abgeordneter 
der Ausschüsse der Gemeinden eines Wahlbezirkes die Wahl der 
Vertreter vornehmen.® Während also bei den Landtagswahlen die 
Gemeinden nur Wahlbezirke sein können, sind sie direkt Träger 
des aktiven Wahlrechts in die Bezirksvertretungen. 

Auch nach den Bezirks,- Kreis- und . Provinzialordnungen 
der Staaten des deutschen Reichs setzen sich die willensbildenden 
und kontroUirenden Organe der Kommunalverbände höherer 
Ordnung aus Vertretern der Kommunalverbände niederer Ordnung 
zusammen, zu denen dann noch in der Regel Abgeordnete der 
Höchstbesteuerten oder grösserer Grundbesitzer treten, welche von 
denselben direkt gewählt werden. So bestehen die preussischen 
Amtsausschüsse (in Westf. Amtsversammlungen, in der Rheinpr. 
Bürgermeistereiversammlungen) aus Vertretern der einzelnen Ge- 
meinden und Gutsbezirke, deren Zahl sich nach der Bevölkerung 
derselben richtet. Die Vertretung der Gemeinden erfolgt zunächst 
durch die Gemeindevorsteher, sodann durch die Schöffen, und wenn 
auch deren Zahl nicht ausreicht, durch andere von der Gemeinde 
zu wählende Mitglieder. Besteht der Amtsbezirk nur aus einer 
Gemeinde, so nimmt die Gemeindeversammlung oder Vertretung 
die Geschäfte des Amtsausschusses wahr, besteht er nur aus einem 
Gutsbezirk, so fallt der Amtsausschuss weg.^ 

Die Mitglieder der preussischen Kreistage (Kreisversammlungen) 
werden von den grösseren ländlichen Grundbesitzern, den Land- 
gemeinden und den zum Kreis gehörigen Städten in drei getrennten 
Wahlverbänden gewählt.^® Der Wahlverband der grösseren Grund- 



^ § 17, 18 des böhm., § 16, 17 des schles., § 16, 17 des steier. L.-G. betr. 
die Bezirksvertr., § 5—7 der gal. und § 5 der tir. W.-O. für die Bezirksvertr. 
Etwas abweichend wird die Wahl in den tir. Landgemeinden nach § 14 des G. 
vorgenommen. 

• § 51 der Kr.-O. für die östl. Prov., § 38 der schl.-holst Kr.-O., § 75 der 
westf. L.-G.-0., § 24 der Kr.-O., §110 der rheinl. L.-G.-O. Den rheinl. Bürger- 
meistereiversammlungen gehören auch gewisse meistbegüterte Grundeigen- 
thümer an. 

" § 85 der Kr.-O. für die östl. Prov., § 71 der schl.-holst., § 34 der westf. 
und der rheinl., § 41 der hann., § 42 der hess.-nass. Kr.-O. 
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besitzer besteht aus allen Grundbesitzern mit Einschluss der ju- 
ristischen Personen, Aktiengesellschaften und Kommanditgesell- 
schaften auf Aktien, welche von ihrem innerhalb des Kreises ge- 
legenen ländlichen Grundeigenthum einen vom Gesetz bestimmten 
Mindestbetrag an Grundsteuern entrichten. Ausserdem gehören 
dem Wahlverband diejenigen Gewerbetreibenden und Bergwerks- 
besitzer an, welche wegen ihrer auf dem platten Lande innerhalb 
des Kreises betriebenen gewerblichen Unternehmungen mit ge- 
wissen Steuersätzen veranlagt sind. Dabei steht jedem Wahlbe- 
rechtigten ohne Rücksicht auf seine Steuerleistung eine Stimme zu.*^ 

Der Wahlverband der Landgemeinden umfasst sämmtliche 
Landgemeinden des Kreises, die Besitzer selbstständiger Güter und 
gewisse höchstbesteuerte Gewerbetreibende und Bergwerksbesitzer, 
welche dem Wahlverband der grösseren Grundbesitzer nicht an- 
gehören. Die Vertretung der Landgemeinden erfolgt durch Wahl- 
männer, deren Zahl von der Einwohnerzahl der betreffenden Ge- 
meinden abhängt, und welche von der Gemeindeversammlung oder 
Vertretung gewählt werden. Die im Wahlverband der Landge- 
meinden wahlberechtigten Grundbesitzer und Gewerbetreibenden 
haben je eine Stimme. Kleinere Gemeinden werden zu Kollektiv- 
stimmen vereinigt, ebenso auch die Besitzer kleinerer selbststän- 
diger Güter. In Westfalen und in der Rheniprovinz treten an 
Stelle der Gemeinden die Aemter, beziehungsweise die Bürger- 
meistereien." 

Der Wahlverband der Städte umfasst die Stadtgemeinden des 
Kreises, deren Vertreter durch die Gemeindevertretung und den 
kollegialen Vorstand in gemeinsamer Sitzung, und wo der Vorstand 
bureaumässig organisirt ist, durch die Vertretung allein gewählt 
werden.^' In Kreisen, in welchen keine Stadtgemeinde vorhanden 
ist, scheidet der Wahlverband der Städte aus. Grössere Städte 
bilden besondere Stadtkreise, und werden die Geschäfte der Kreis- 
verwaltung von den städtischen Behörden besorgt.^* 

" § 86 der Kr.-O. für die östl. Prov., § 72 der schl.-holst., § 35 der westf. 
und der rheinl., § 42 der hann., § 43 der hess.-nass. Kr.-O. 

" § 87, 98—103 der Kr.-O. für die östl. Prov., § 73, 84—89 der schL-holst, 
§ 36, 46, 47 der westf. und der rheinl., § 43, 54—59 der hann., § 44, 55— 60 der 
hess.-nass. Kr.-O. 

" § 88, 104, 105 der Kr.-O. für die östl. Prov., § 74, 90, 91 der schl.-holst., 
§ 37» 48, 49 der westf. und der rheinl., § 44, 60, 61 der hann., § 45, 61, 62 der 
hess.-nass. Kr.-O. 

" § 4 der Kreisordnungen. Dabei haben Städte mit einer bestimmten Ein- 
wohnerzahl (in Westfalen mit 30.000, in der Rheinprovinz mit 40.000, in den übri- 
gen Provinzen mit 25.000 Einwohnern) das Recht, für sich selbstständige Stadt- 
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Im Gegensatz zum Kreistag, der aus Vertretern der Gemeinden 
und aus Abgeordneten gewisser Klassen von Kreisangehörigen 
zusammengesetzt ist, besteht der Provinzial-Landtag ausschliessHch 
aus Vertretern der zur Provinz gehörigen Kreise, so dass in der 
Bildung desselben der juristische Charakter der Provinz als einer 
korporativen Vereinigung der Kreise zu einem Verbände höherer 
Ordnung klar und deutlich zum Ausdruck kommt.*^ 

Die sächsischen Bezirksversammlungen und die hessischen 
Kreistage weisen in ihrer Zusammensetzung grosse Aehnlichkeit 
mit den preussischen Kreistagen auf. Ein Drittheil der Mitglieder 
derselben wird von den Höchstbesteuerten des Bezirkes oder Kreises 
gewählt, die übrigen sind Vertreter der zum Verband gehörigen 

kreise zu bilden, während Städten von geringerer Einwohnerzahl durch kgl. 
Verord. das Ausscheiden aus dem bisherigen und die Bildung eines eigenen 
Kreisverbandes gestattet werden kann. — Auf ganz anderen Grimdlagen beruht 
die Zusammensetzung der Kreis Versammlungen in der Provinz Posen. Dieselben 
bestehen nämlich aus den auf dem Provinziallandtag virilstimmberechtigten 
Personen und aus den Rittergutsbesitzern, denen die allgemeinen Eigenschaften 
der Kreisstandschaft zukommen, femer aus Abgeordneten der Städte und der 
Landgemeinden. Die Wahl der Abgeordneten der Städte wird direkt durch 
Magistrat und Stadtverordnete vorgenommen, welche zu diesem Behufe zu 
einem Wahlkollegium vereinigt werden ; die Wahl der Abgeordneten der Land- 
gemeinden erfolgt durch Wahlmänner, welche von den wahlberechtigten Grund- 
besitzern der einzelnen Gemeinden gewählt werden, und denen gewisse grössere 
Grundbesitzer als Wahlmänner kraft eigenen Rechts beitreten. 

^* § 9— II der Prov.-O. — Eine etwas andere Organisation hat die 
provinzielle Kommunalverwaltung in der Provinz Hessen-Nassau. In derselben 
besteht zwar ein Provinziallandtag, derselbe setzt sich aber nicht aus Vertretern 
der Kreise^ sondern aus den Mitgliedern der Bezirksversammlungen (Kommunal- 
landtage) der Bezirke Kassel und Wiesbaden zusammen. In Hessen-Nassau sind 
nämlich die Bezirke, welche in den übrigen Provinzen nur administrative Unter- 
abtheilungen des Staates sind, zugleich kommunale Verbände, deren Organisation 
mit der der Pro vinzial verbände gleich ist. In jedem der beiden Bezirksverbände 
fungirt als willeusbildendes und kontroUirendes Organ eine Bezirksversammlung, 
deren Mitglieder von den Kreistagen und den Gemeindevorständen imd Ver- 
tretungen der Stadtkreise gewählt werden. Der Provinziallandtag in der Provinz 
Posen besteht aus Vertretern der drei Städte, nämlich der Ritterschaft, der 
Städte und der nicht im Stande der Ritterschaft vertretenen Gutsbesitzer. 
Zu den Abgeordneten der Ritterschaft, welche auf die einzelnen Kreise vertheilt, 
und von den Rittergutsbesitzern gewählt werden, treten noch die Träger von 
Virilstimmen. In den Städten werden die Mitglieder des Provinziallandtages 
von den Stadtverordneten gewählt, und zwar in den virilstimmberechtigten 
Städten direkt, in den mit anderen zu Kollektivstimmen vereinigten Städten 
durch Wahlmänner. Die Vertreter der Landgemeinden werden in Bezirkswahl- 
kollegien gewählt, wobei jede Gemeinde einen Wahlmann wählt, und die Besitzer 
grösserer Güter, die nicht Rittergüter sind, aber auch nicht dem Gemeinde- 
verbande angehören, ipso jure Wahlmänner sind. 
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Gemeinden.^® Dabei besteht in Sachsen ein Wahlverband der 
städtischen, und ein Wahlverband der von den Landgemeinden zu 
wählenden Abgeordneten. Die Vertreter der Stadtgemeinden 
werden, wie in Preussen, von der Gemeindevertretung und den 
Mitgliedern des kollegialen Vorstandes in gemeinsamer Sitzung, 
eventuell von den Mitgliedern des städtischen Gemeinderathes 
gewählt,^' wobei auch mehrere Städte zusammen einen Abgeordneten 
wählen können.^® Die Wahl der Abgeordneten der Landgemeinden 
erfolgt durch die Gemeindevorstände und Delegierte der Gemeinde- 
räthe der zu einem Wahlbezirk gehörigen Gemeinden, denen die 
Besitzer derjenigen vom Gemeindeverband ausgenommenen Güter 
beitreten, welche nicht unter den Höchstbesteuerten stimmberechtigt 
sind.*® Dagegen werden in Hessen die Gemeinden ohne Unter- 
schied von Stadt und Land in Wahlbezirke eingetheilt, und wird 
die Wahl der Abgeordneten durch Bevollmächtigte der Gemeinde- 
vorstände vorgenommen, welche selbst durch Bürgermeister, Bei- 
geordnete und Gemeindevertretung, in Städten mit kollegialem 
Vorstand durch die Mitglieder des Vorstandes und der städtischen 
Gemeindevertretung in vereinigter Sitzung gewählt werden. *• Die 
Mitglieder des Provinzial-Landtages werden in Hessen, wie in 
Preussen ausschliesslich von den Kreistagen gewählt.^* 

Die Kommunalverbände höherer Ordnung in Bayern und 
Württemberg sind, wie seiner Zeit ausgeführt wurde,** älter, als die 
der übrigen Mittelstaaten und Preussens; ihre Organisation hat 
sich durchaus selbstständig entwickelt, und steht mit der der bisher 
besprochenen Kommunalverbände in keinerlei Zusammenhang. 
Trotzdem sind ihre willensbildenden und kontrollirenden Organe 
in ähnlicher Weise zusammengesetzt, indem auch sie den juristi- 
schen Charakter des Kommunalverbandes höherer Ordnung als 
einer Vereinigung von JCommunalverbänden niederer Ordnung zum 
Ausdruck bringen. 



" § 9— II derProv.-O. 

" § 4 des Sachs. G. vom 21. April 1873 die Bildung von Bezirksv. betr., 
Art. 15 der hess. Kr.- und Prov.-O. 

^^ § 9) 10 des G. Die Städte Dresden, Leipzig und Chemnitz bilden nach 
§ 36 für sich besondere Bezirke, und werden die sonst der Bezirks Versammlung 
zugewiesenen Wahlen, soweit dieselben bei den Stadtbezirken überhaupt vor- 
kommen, vom Stadtrath und den Stadtverordneten in gemeinsamer Sitzung 
vollzogen. 

»• § II, 12. 

*» Art. 9, 20 der Kr. und Prov.-O. 

«* Art. 82, 83. 

«« Siehe oben S. 307, 308. 
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Dies gilt namentlich von den württembergischen Amtsver- 
sammlungen, welche ausschliesslich aus Vertretern der zum Ver- 
band gehörigen Gemeinden bestehen. Kleinere Gemeinden haben 
zusammen nur einen Abgeordneten, oder sie müssen sich über die 
Reihenfolge in der Beschickung der Amtsversammlung vergleichen. 
Grössere Gemeinden senden einen oder mehrere Vertreter in die- 
selbe, keine aber kann mehr, als zwei Fünftel aller Mitglieder 
bestellen. Gewählt werden die Amtsdeputirten der Gemeinden von 
dem vereinigten Gemeinderath (kollegialen Vorstand) und Bürger- 
ausschuss.*' 

Die bayerischen Distriktsräthe setzen sich gleichfalls zum 
grössten Theil aus Vertretern der zum Distrikt gehörigen Gemeinden 
zusammen, welche in den Städtgemeinden der rechtsrheinischen 
Landestheile von den in einen Wahlkörper vereinigten Mitgliedern 
des Magistrats und den Gemeindebevollmächtigten, in den Land- 
gemeinden vom Gemeindeausschuss (kollegialen Vorstand) und in 
der Pfalz vom Gemeinderath (gleichfalls kollegialen Vorstand) 
gewählt werden. Dazu kommen mit einem Viertel der Zahl der 
Vertreter der Gemeinden Vertreter des grösseren Grundbesitzes, 
während die höchstbesteuerten Grossgrundbesitzer dem Distrikts- 
rath persönlich oder durch Bevollmächtigte mit einem Achtel der Zahl 
der Vertreter der Gemeinden angehören. Wenn das Staatsärar 
bei den Distriktsumlagen betheiligt ist, entsendet es gleichfalls einen 
Vertreter in den Distriktsrath.^* Der Landrath setzt sich aus Ver- 
tretern der Distrikte und der unmittelbaren (unmittelbar unter der 
Kreisregierung stehenden) Städte zusammen, zu denen noch Ver- 
treter der wirklichen, selbstständigen Pfarrer und der Universitäten 
kommen.*^ 

Im Gegensatz zu den Vertretungskörpem aller bisher bespro- 
chenen Kommunalverbände höherer Ordnung, welche wenigstens 
im Ganzen und Grossen als Vertretungen kommunaler Verbände 
niederer Ordnung, oder als Vertretungen der zum Verband ge- 
hörigen Personen erscheinen, tragen die badischen Kreisversamm- 
lungen gewissermassen einen juristischen Doppelcharakter. Sie 



** § 76 des Verw.-Ed., Art. 28, 29 des G. vom 21. Mai 1891. Nach Art. 18 
dieses Gesetzes werden in Stuttgart die den Amts Versammlungen zugewiesenen 
Aufgaben im Allgemeinen in gleicher Weise wie die sonstigen Gemeinde- 
angelegenheiten besorgt. 

'* Art. 2, 3 des D.-R.-G. Auf die einer Kreisregierung unmittelbar unter- 
geordneten Städte findet die Bildung von Distriktsräthen keine Anwendung. 

^ Art. 2—7 des L.-R.-G. 
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werden nämlich aus Vertretern der Gemeinden und aus Vertretern 
der Kreisangehörigen gebildet, zu denen dann noch Abgeordnete 
anderer Interessenkreise kommen. Die Abgeordneten der Kreis- 
angehörigen, deren Zahl doppelt so gross sein soll, als die der 
Abgeordneten der Gemeinden der Amtsbezirke, werden indirekt 
durch Kreiswahlmänner gewählt, denen ähnlich wie in Preussen 
und Sachsen höchstbesteuerte Grundeigenthümer — gewisser- 
massen als geborene Wahlmänner beitreten. Die Abgeordneten 
der Gemeinden werden in jedem Amtsbezirk durch eine Versamm- 
lung von Gemeindevertretern gewählt, welche der Gemeinderath 
jeder Gemeinde aus seiner Mitte abordnet. Die Städte entsenden 
unmittelbar durch den Gemeinderath oder Stadtrath gewählte Ab- 
geordnete in die Kreisversammlung. Ferner gehören der Kreis- 
versammlung die grössten Grundbesitzer des Kreises an, deren 
Zahl aber ein Sechstel der gewählten Mitglieder nicht übersteigen 
soll, und endlich die Mitglieder des Kreisausschusses, so weit die 
selben nicht schon durch Wahl oder als Grossgrundbesitzer Mit- 
glieder desselben sind.^^ Auch die willensbildenden und kon- 
troUirenden Organe der Kommunalverbände höherer Ordnung in 
den deutschen Kleinstaaten bestehen meist aus Vertretern der 
grösseren Grundbesitzer oder der Höchstbesteuerten.''' 

Soweit die Wahl in die Vertretungskörper der willensbildenden 
und kontrollirenden Organe der Kommunalverbände höherer 
Ordnung unmittelbar durch die Angehörigen derselben erfolgt, 
gelten betreffs der Ausübung des Wahlrechts in der Regel die- 
selben Grundsätze, wie bei der Ausübung des Gemeinde- 
wahlrechts.*® Dagegen treffen die Gesetze über die Ausübung 
des Wahlrechts seitens der Höchstbesteuerten und Grossgrund- 
besitzer abweichende Bestimmungen. Da nämlich bei ihnen das 
persönliche Moment der Angehörigkeit zum Verbände hinter der 



«• § 26—35 des G. vom 5. Oktober 1863, zum Theil modifizirt durch G. 
vom I. März 1884, 

" § 17—23 der braunschw., § 15—19, 22, 23 der anh. Kr.-O., § 6, 9—1 1 
der schw.-sond. Bez.-O., § 22 der lipp., § 71—73 der schaumb.-lipp. L.-G.-0. 
Dagegen bestehen die old. Amtsräthe nach Art. 86, § i der G.-O., die mein. 
Kreisausschüsse nach Art. 5, 6, und die wald. Kr eis vorstände nach § 15, 16, 25 
der Kr.-O. nur aus Vertretern der zum Verband gehörigen Gemeinden. 

'" In Oesterreich, wo die Landtage zugleich partikuläre Volksvertretungen 
sind, gelten für die Ausübung des Wahlrechts in dieselben materiell die gleichen 
Grundsätze, wie bei den Wahlen in den Reichsrath. Namentlich sind nach den 
meisten Landtagswahlordnungen Frauen und juristische Personen nur im Gross- 
grundbesitz, und unselbstständige Personen überhaupt nicht wahlberechtigt. 
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Thatsache des Realitätenbesitzes oder der Steuerleistung in dem- 
selben an Wichtigkeit zurücktritt, sind auch Frauen, unselbststän- 
dige und juristische Personen, wenn bei ihnen die übrigen Vor- 
aussetzungen zutreffen, wahlberechtigt, und üben das Wahlrecht 
durch ihre gesetzlichen, eventuell durch frei gewählte Stellvertreter 
aus. Auch die Stellvertretung selbstständiger Männer ist in der 
Wählerklasse der grösseren Grundbesitzer und der Höchstbesteuerten 
vielfach in erweitertem Masse zugelassen.*® Das passive Wahl- 
recht steht im Allgemeinen allen aktiv Wahlberechtigten, und dort, 
wo Kommunalverbände niederer Ordnung als wahlberechtigt er- 
scheinen, allen denjenigen zu, welche in einem derselben wahl- 
berechtigt sind.*® Bisweilen ist es aber auch noch vom Zu- 
treffen anderer Voraussetzungen, namentlich vom Vorhanden- 
sein eines höheren Alters abhängig.*^ Die Vertreter der Höchst- 
besteuerten und der grösseren Grundbesitzer sind regelmässig aus 
der Mitte ihres Wahlverbandes zu wählen. Gewisse Personen, 
insbesondere Beamte, sind in die Vertretungskörper der kommu- 
nalen Verbände höherer Ordnung nicht wählbar, oder sie können 
sich der Annahme der Wahl, wo dieselbe sonst allgemeine Bürger- 
pflicht ist, entschlagen. •^ 



^* § 9i 10 ff. der Ost. Landtags Wahlordnungen, § 16 des böhm., § 15 des 
schles. und des steier. G. über die Bezirksvertr., § 2, 4 der gal., § 9 — 13 der 
tir. W.-O. für die Bezirksvertr., § 97, 98 letzter Absatz der preuss. Kr.-O. für 
die östl. Prov., § 83, 84 der schl.-holst, § 45, 46 der westf. und der rheinl., 
§ 53» 54 der hann., § 54, 55 der hess.-nass. Kr.-O., Art. 4 des bayer. D.-R.-G., 
§ 6 des Sachs. G. vom 2i. April 1873 die Bildung von Bezirksv. betr., Art. 17 der 
hess. Kr.- und Prov.-O. 

*° § 20 des böhm., § 19 des schles. und des steier. G. über die Bezirksvertr., 
§ IG der gal., § 16 der tir. W.-O. für die Bezirksvertr., § 106 der preuss Kr.-O. 
für die östl. Prov., § 92 der schl.-holst., § 50 der westf. und der rheinl., § 62 der 
hann., § 63 der hess.-nass. Kr.-O., § 18 des sächs. G. vom 21. April 1873 die Bil- 
dung von Bezirksv. betr., Art. 30 des württ. G. vom 21. Mai 1891, § 29 des bad. 
G. vom 5. Okt. 1863 in der Fassung des G. vom i. März 1884, Art. 25, 82 der 
hess. Kr.- und Prov.-O. 

'^ § 15, 16, 17 der österr. Landtagswahlordnungen erklären jeden selbst- 
ständigen Staatsangehörigen, welcher 30 Jahre alt ist, für passiv wahlberechtigt, 
§ 17 der preuss. Prov.-O. jeden selbstständigen 30 Jahre alten deutschen 
Reichsangehörigen, welcher seit mindestens einem Jahre der Provinz durch 
Grundbesitz oder Wohnsitz angehört. Auch Art. 7 des bayer. D.-R.-G. und 
Art. 8 des L.-R.-G. machen die Wählbarkeit von der Zurücklegung des 30. Lebens- 
jahres abhängig. 

" Art. 8—10 des franz. G. vom 29. August 1871, Art. 191 des ital. Gem.- 
und Prov.-G., Art. 21 der hoU. Prov.-O., Art. 233, 34 des belg. W.-G., § 19 des 
sächs. G. vom 21. April 1873 die Bildung von Bezirksv. betr., Art. 31 des württ. 
G. vom 21. Mai 1891, Art. 25 der hess. Kr.- und Prov.-O. 

Blodig. Selbstverwaltung. 21 
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Die Art und Weise, wie die Mitglieder der Vertretungskörper 
der Kommunalverbände höherer Ordnung zu wählen sind, wird 
gewöhnlich durch besondere Wahlordnungen geregelt. Einzelne 
Bestimmungen darüber sind auch in den verschiedenen Bezirks-, 
Kreis- und Provinzialordnungen enthalten.®^ Einige Gesetze, so 
z. B. das franz. G. vom 29. August 1871 und das ital. Gem.- und 
Prov.-G. verweisen auf die für die Gemeindewahlen geltenden 
Normen,'* welche unter allen Umständen für die Wahl der Ver- 
treter der Gemeinden durch die kollegialen Organe derselben 
massgebend sind. In Belgien und Holland gelten die Wahlordnungen 
sowohl für die Wahlen in die Gemeindevertretung, als auch für 
die in die Provinzialvertretung. 

Die Gesetze treffen auch Anordnungen über die Zahl und 
Zeit der Sitzungen der Vertretungskörper der Kommunalverbände 
höherer Ordnung, sowie über die Geschäftsbehandlung bei den- 
selben. Die Sitzungen sind meist öffentlich, doch kann für ein- 
zelne Gegenstände durch Beschluss der Versammlung dieOeffent- 
lichkeit ausgeschlossen werden.'^ Mit der Leitung der Verhand- 
lungen und der Handhabung der Sitzungspolizei ist der Vorsitzende 
betraut, der in der Regel vom Vertretungskörper selbst gewählt 
wird.^^ Seltener ist der an der Spitze des Kreises oder Bezirkes 



8> Besondere Wahlordnungen bestehen für die Ost. Landtage und für die 
Bezirksvertretungen von Galizien und. Tirol. Den preuss. Kreisordnungen und 
der Prov.-O. sind Wahlreglements beigegeben, während in Hessen ein eigenes 
Gemeinde-, Kreis- und Provinzialwahlgesetz besteht. 

»* Ebenso § 31 des bad. G. vom 5. Oktober 1863. § 35 des böhm., § 34 
des schles. und § 33 des steier. G. über die Bezirksvertr. verweisen auf die 
Landtagswahlordnimgen. 

'* Art. 28 des franz. G. vom 29. August 1871, Art. 240 des ital. Gem.- und 
Prov.-G., Art. 43, 44 der holl. Prov.-O., Art. 108 der belg. Verf., § 33, 34 der 
öst. Landesordnungen, § 68 des böhm., § 40 des gal., § 66 des schles., § 69 des 
steier., § 45 des tir. G. über die Bezirksvertr., § 54, 120 der preuss. Kr.-O. für 
die östl. Prov., § 42, 107 der schl,-holst, § 64 der westf. und der rheinl., § 76 
der hann., § 77 der hess.-nass. Kr.-O., § 28 der Prov.-O., Art. 22 des bayer. 
D.-R.G., Art. 23 des L.-R.-G., § 26 des sächs. G. vom 21. April 1873 die Bil- 
dung von Bezirks V. betr., Art. 38 des wtirtt. G. vom 21. Mai 1891, § 46 des bad. 
G. vom 5. Oktober 1863, Art. 35, 92 der hess. Kr.- und Prov.-O. 

^ Art. 25 des franz. G. vom 29. August 1871, Art. 197 des ital. Gem.- 
und Prov.-G., Art 49 des belg. G. vom 30. April 1836, § 41, 42 des böhm., 
§ 40, 41 des schles., § 39, 40 des steier. G. über die Bezirksvertr., § 30, 31 der 
gal., § 38 der tir. W.-O., § 32 der preuss. Prov.-O., Art. 24 des bayer. L.-R.-G., 
§ 45 des bad. G. vom 5. Oktober 1863. Auch die Vorsitzenden der öst. Land- 
tage (Landmarsch all^ Landeshauptmann) sind keine Staatsbeamten, sie werden 
aber nicht von den Mitgliedern der Landtage gewählt, sondern nach § 4 der 
Landesordnunsen vom Kaiser ernannt. 
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stehende Staatsbeamte zugleich auch Vorsitzender des kommunalen 
Vertretungskörpers. ^^ 

Zur Beschlussfähigkeit ist Anwesenheit eines bestimmten 
Bruchtheiles der Mitglieder und zur Beschlussfassung in der Regel 
die Zustimmung der Mehrheit aller Anwesenden nothwendig. Für 
bestimmte Angelegenheiten ist eine qualifizirte Majorität erfor- 
derlich. Mitglieder, welche am Resultat der Abstimmung ein per- 
sönliches Interesse haben, müssen sich der Stimmabgabe enthalten. 
Die übrigen Formen der Geschäftsbehandlung erinnern in noch 
höherem Masse, als es bei der Gemeindevertretung der Fall ist, 
an die parlamentarischen. Doch treffen die meisten Gesetzgebungen 
nur Bestimmungen allgemeiner Natur, und überlassen es den Ver- 
tretungskörpern selbst, die Details in der Geschäftsordnung zu 
regeln, welche sie unter Genehmigung der Aufsichtsbehörde auf- 
zustellen befugt sind. 

II. 

Verwaltungsorgane der Eommunalverbände höherer Ordnung. 

Die Verwaltung der kommunzden Verbände höherer Ordnung 
wird meist von Ausschüssen ihrer Vertretungskörper geführt, 
welche sich in einzelnen Ländern geradezu als Nachfolger der 
alten ständischen Ausschüsse qualifiziren.'® Bisweilen steht an der 
Spitze der Verwaltung ein Staatsbeamter, so dass die staatlich 
lokale und die kommunale Verwaltung in einer Hand vereinigt 
sind. Aber auch, wenn die Verwaltung eines Kommunalverbandes 
von einem gewählten Ausschuss des Vertretungskörpers geführt 
wird, sind nicht selten staatliche Beamte mit dem Vorsitz in dem- 
selben und mit der meistens damit verbundenen obersten Leitung 
der Verwaltungsgeschäfte betraut. 

Unter den Kommunalverbänden, deren Verwaltung von Staats- 
beamten geführt wird, ist in erster Linie das französische Depar- 
tement zu nennen. Es gilt dies nicht nur nach der älteren Gesetz- 
gebung, welche jetzt nur mehr für Elsass-Lothringen Bedeutung 



»' Art. 29 der holL Prov.-O., § 54, 118 der preuss. Kr.-O. für die östl. 
Prov., § 42, 105 der schl.-holst Kr.-O., §76 der westf., § 112 der rheinl. L.-G.-O., 
§ 62 der westf. und der rheinl. Kr.-O., § 74 der hann., § 75 der hess.-nass. Kr.-O., 
Art 12 des bayer. D.-R.-G., § 25 des sächs. G. vom 21. April 1873 die Bil- 
dung von Bezirksv. betr., § 76 des württ. Verw.-Ed., Art. 33, 90 der Hess. Kr.- 
und Prov.-O. 

'" Die Mehrzahl der Ost. Landesordnungen bezeichnen § 29 den Landes- 
ausschuss geradezu als das an Stelle des ständischen Ausschusses getretene 
Organ. 

21» 
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hat, sondern auch nach dem Gesetz vom 29. August 1871, welches 
in Art. 3 den Präfekten ausdrücklich mit der Ausführung der Be- 
schlüsse des Conseil g6neral und seines Ausschusses, der Com- 
mission departementale beauftragt. Desgleichen stehen an der 
Spitze der Verwaltung der preussichen Amtsverbände (Aemter, 
Bürgermeistereien), der bayerischen Kreisgemeinden und der Kom- 
munalverbände höherer Ordnung in mehreren Kleinstaaten Staats- 
beamte.^® 

In Holland und Belgien bestehen zwar Ausschüsse der Pro- 
vinzialvertretungen,*® welchen im Gegensatz zur franz. Commission 
departementale ein ziemlich umfangreicher Wirkungskreis zuge- 
wiesen ist,*^ aber der an der Spitze der staatlichen Verwaltung 
stehende Beamte, in Holland der kgl. Kommissär, in Belgien der 
Gouverneur, ist nicht nur stimmberechtigtes Mitglied und Vor- 
sitzender desselben, sondern er ist auch zur selbstständigen Be- 
sorgung gewisser kommunaler Verwaltungsangelegenheiten kom- 
petent.** Seine Stellung ist also in gewisser Beziehung mit der 
des Vorsitzenden des kollegialen Gemeindevorstandes verwandt, 
nur ist er nicht in erster Linie als ein Kommunalorgan, sondern 
gleich dem französischen Präfekten als ein Staatsbeamter anzu- 
sehen, der auch Geschäfte der kommunalen Verwaltung besorgt. 

Im Gegensatz dazu wird die Verwaltung der italienischen 
Provinz von der Deputazione provinciale, einem engeren Ausschuss 
der Provinzialvertretung, des Consiglio provinciale geführt.*' Die 
Deputazione provinciale wählt sich auch selbst ihren Vorsitzenden. 
Der Präfekt nimmt zwar an den Berathungen derselben Theil, es 
steht ihm aber kein Stimmrecht zu. Die Giunta provinciale, welche 



'• § 50, 55i 59 der preuss. Kr.-O. für die östl. Prov., § 37, 44, 51 der 
schl.-holst. Kr.-O., § 74 der westf., § 108 der rheinl. L.-G.-O., Art. 29 des bayer. 
L.-R.-G., Art. 5, Abs. 3, Art. 20 der mein. Kr.-O., § 4, 25 der schw.-sond. 
Bez.-O., § 51 der lipp., § 70, 75, 76, 80 der schaumb.-lipp. L.-G.-0., § 54, 55 der 
wald. Kr.-O. Auch der Provinziallandtag von Hessen-Nassau wählt keinen 
Ausschuss, da die kommunale Verwaltung daselbst von den beiden Bezirks- 
ausschüssen geführt wird. 

*^ In Holland Gedepudeerte Staten, in Belgien Deputation permanente 
genannt. 

** Art. 45, 149—65 der hoU. Prov.-O., Art. 96—118 des belg. G. vom 
30. April 1836. 

** Art. 29—35 der holl. Prov.-O., Art. 122—31 des belg. G. vom 30. April 
1836. Der kgl. Kommissär und der Gouverneur führen auch in der Versammlung 
des provinziellen VertretungskOrpers den Vorsitz, sie haben aber daselbst kein 
Stimmrecht. 

" Art. 209—18 des Gem.- u. Prov.-G. 
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aus dem Präfekten als Vorsitzenden, zwei Präfekturräthen und 
vier vom Consiglio provinciale gewählten Mitgliedern besteht,** ist 
überhaupt nicht als ein kommunales Organ der Provinz anzu- 
sehen.*^ 

Auch in den meisten deutschen Staaten bestehen für die Ver- 
waltung der kommunalen Verbände höherer Ordnung Ausschüsse 
der Vertretungskörper. So haben die österreichischen Landtage 
nach § II, 12 der Landesordnungen aus ihrer Mitte die Mitglieder 
des Landesausschusses zu wählen.*^ Dabei wird ein Theil derselben 
von den Vertretern der einzelnen Interessengruppen (Grossgrund- 
besitz, Städte und Handels- und Gewerbekammem, Landgemeinden), 
der andere vom Plenum des Landtags gewählt. Der vom Kaiser 
ernannte Vorsitzende des Landtages ist zugleich auch Vorsitzender 
des Landesausschusses. Auch die Bezirksvertretungen wählen zur 
Verwaltung der kommunalen Bezirksangelegenheiten Ausschüsse, 
und zwar abgesehen von Tirol, wo sämmtliche Ausschussmitglieder 
von der ganzen Vertretung gewählt werden, in gleicher Weise, 
wie die Landtage die Landesausschüsse.*'' Der Obmann der Be- 
zirksvertretung, dessen Wahl der Bestätigung durch den Kaiser 
unterliegt, ist zugleich Vorsitzender des Ausschusses. 

In den Staaten des deutschen Reichs werden die Ausschüsse 
der kommunalen Vertretungskörper durch alle Mitglieder derselben 
gewählt, ohne dass dabei die einzelnen Interessengruppen berück- 
sichtigt werden.*® Es können auch Personen gewählt werden, 
welche dem Vertretungskörper nicht angehören. An der Spitze 
des Ausschusses steht entweder ein Staatsbeamter, welcher zugleich 
auch mit der obersten Geschäftsleitung der kommunalen Verwaltung 
betraut ist, oder ein gewählter Vorsitzender, der aber mit dem 
Vorsitzenden des Vertretungskörpers gewöhnlich nicht identisch 
ist. So ist der Landrath Vorsitzender des preussischen Kreis- 



** Art, 10. 

^'^ Die Zusammensetzung, die rechtliche Stellung und der Wirkungskreis 
der Giunta provinciale erinnern vielfach an den preuss. Provinzialrath. 

** Die Zahl der Mitglieder des Landesausschusses beträgt in den ein- 
zelnen Kronländern abgesehen vom Landmarschall oder Landeshauptmann als 
Vorsitzenden vier bis acht. 

^^ § 43 des böhm., § 42 des schles., § 41 des steier. G. über die Bezirks- 
vertr., § 32 der gal., § 39 der tir. W.-O. 

^' Nur nach § 13 des sächs. G. die Organisation der Behörden für die 
innere Verw. betr. vom 21. April 1873 und nach § 56 der braunschw. Ki.-O. 
wird die Wahl zwar von allen Mitgliedern der Kreisversammlung vorgenommen, 
es ist aber genau bestimmt, wie viel Kreisdeputirte aus den Vertretern der 
Städte, und wie viele aus denen der Amtsbezirke zu wählen sind. 
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ausschusses,'*® während der Provinzialausschuss sich einen eigenen 
Vorsitzenden wählt. Die laufenden Geschäfte der kommunalen 
Provinzialverwaltung werden aber nicht von ihm, sondern von dem 
durch den Provinziallandtag gewählten und vom König bestätigten 
Landesdirektor wahrgenommen.^^ Mit dem preuss. Recht stimmt 
das hessische überein. Nur ist der Vorsitzende des Provinzialaus- 
schusses zugleich Vorsitzender des Provinziallandtages und führt 
die Geschäfte der laufenden Verwaltung. Er ist, ebenso wie 
der Kreisrath, Staatsbeamter.^^ Auch der bad. Kreisausschuss und 
der bayer. Landrathsausschuss wählen ihre Vorsitzenden, während 
der Distriktsverwaltungsbeamte von Amtswegen Mitglied und Vor- 
sitzender des Distriktsrathes ist ^* Desgleichen stehen an der 
Spitze der würt. Amts- und der sächs. Bezirksausschüsse staatliche 
Beamte.^* 

Während die Mitglieder der Vertretungskörper der Kommunal- 
verbände höherer Ordnung regelmässig keine Vergütung für ihre 
Mühewaltung erhalten,^* werden die Mitglieder der Ausschüsse 
besoldet, oder sie können wenigstens Entschädigung für ihre Be- 
mühung und Zeitverlust beanspruchen. So erhalten die Mitglieder 
des belg. Provinzialausschusses einen gesetzlich fixirten Jahres- 



^* § 76, 136, 37 der Kr.-O. für die östl. Prov., § 68, 123, 24 der schl.-holst, 
§ 32, 80, 81 der westf. und der rheinl., § 24, 92, 93 der hann., § 26, 93, 94 der 
hess.-nass. Kr.-O., § 36 des G. über die allg. L.-V., Art IV, § i des G. über die 
allg. L.-V. u. s. w. für Posen. In den Stadtkreisen werden die Geschäfte des 
Kreisausschusses vom Stadtausschuss besorgt, der nach § 37, 38 des G. über 
die allg. L.-V. aus dem Bürgermeister und vier Mitgliedern des kollegialen 
Vorstandes, und dort, wo ein solcher nicht besteht, aus dem Gemeindevorsteher 
und vier von der Gemeindevertretung gewählten Gemeindebürgem gebildet wird. 

»« § 46, 47, 93 der Prov.-O., Art. V A. 2 des G über die allg. L.-V. 
u. s. w. für Posen. 

** Art. 45, 51, 52, 77, 117 der hess. Kr.- u. Prov.-O. 

" § 48 des bad. G. vom 5. Oktober 1863, Art. 31 des bayer. L.-R.-G., 
Art. 15 des D.-R.-G. 

*' Art. 41 des württ. G. vom 21. Mai 1891, § 13 des sächs. G., die Organi- 
sation der Behörden für die innere Verw. betr. vom 21. April 1873. Ebenso 
nach Art. 89 § i der old. L.-G.-O., § 59, 62, 63 der braunschw. und § 45 — ^47 
der anh. Kr.-O. 

** Nur die Mitglieder der Vertretungskörper grösserer Kommunalverbände 
haben bisweilen Anspruch auf Vergütung der Reisekosten, und sofern der Ort 
der Versammlung nicht ihr Wohnort ist, auf gewisse Taggelder. So z. B. nach 
Art 27 der holl. Prov.-O., nach Art. 61 des belg. G. vom 30. April 1836 und nach 
Art. 14 «des bayer. L.-R.-G., während Art. 26 des D.-R.-G. die Zahlung von Ver- 
gütungen an die Mitglieder des Distriktsrathes ausdrücklich ausschliesst. Nach 
§ 100 der preuss. Prov.-O. erhalten die Mitglieder des Provinziallandtages und 
die des Ausschusses eine ihren haaren Auslagen entsprechende Entschädigung. 
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gehalt von 4000 Francs und Vergütung der Reisekosten, die des 
holl. Provinzialausschusses einen Jahresgehalt, dessen Höhe vom 
König bestimmt wird, und Präsenzgelder, ^^ die Beisitzer der Lan- 
desausschüsse der Ost. Kronländer eine jährliche Entschädigung, 
deren Höhe der Landtag festsetzt.^® Die Mitglieder der bayer. 
Distriktsraths- und Landrathsausschüsse erhalten angemessene Ver- 
gütungen und Entschädigungen,^' während in der preuss. Prov.-O., 
den Kreisordnungen und anderen Gesetzen nur von einer den 
baren Auslagen der Ausschussmitglieder entsprechenden Entschä- 
digung die Rede ist.^® 

Es steht den Kommunalverbänden höherer Ordnung frei, zur 
Wahrnehmung einzelner Geschäfte, insbesondere zur Unterstützung 
der an der Spitze der kommunalen Verwaltung stehenden Aus- 
schüsse nach Bedarf noch andere Organe zu bestellen. Nach einigen 
Gesetzgebungen müssen zur Besorgung gewisser Angelegenheiten 
eigene Beamte mit bestimmten Wirkungskreis angestellt werden. 
So bestehen in Holland und Belgien Provinzialsekretäre (Griffiers), 
welche in ersterem Lande auf Vorschlag des Ausschusses von den 
Provinzialstaaten gewählt, in letzterem vom König ernannt werden. ^^ 
In Preussen, wo der Vorsitzende des Provinzialausschusses nur 
die mit dem Vorsitz in unmittelbarem Zusammenhang stehenden 



Dagegen erhalten nach § 114 der Kr.-O. für die östl. Prov., mit der auch die 
übrigen Kreisordnungen übereinstimmen, die Kreistagsabgeordneten weder Diä- 
ten noch Reisekosten. Nur in Schl.-Holst. können ihnen, sofern sie behufs Theil- 
nähme an den Sitzungen länger als 24 Stunden vom Hause abwesend sein 
müssen, nach §101 der Kr.-O. auf Beschluss des Kreistages Diäten bewilligt 
werden. Art. 29, 86 der hess. Kr.- u. Prov.>0. schliessen die Zahlung von Tage- 
geldern und Reise Vergütungen an die Mitglieder des Kreistages und an die des 
Provinzialtages aus, wogegen § 53 des bad. G. vom 5. Oktober 1863 gestattet, 
den Mitgliedern der Kreis Versammlung, des Kreisausschusses und der Sonder- 
ausschüsse Entschädigungen für Auslagen und Zeitverlust zu gewähren. Die 
öst. Landtage haben ihren Mitgliedern, trotzdem im Gesetz darüber nichts be- 
stimmt ist, Reisekosten und Diäten bewilligt. 

" Art. 62 der Prov.-O., Art. 63 der Verf.-Urk. 

*<* § 15 der Landesordnungen. 

" Art. 26 des D.-R.-G., Art. 32 des L.-R.-G. 

*® § 100 der preuss. Prov.-O., § 164 der Kr.-O. für die östl. Prov., § 47 
des böhm., § 18 des gal, § 46 des schles , § 45 des steier. G. über die Bezirks- 
vertr., (§ 45 der tir. W.-O. spricht von einer nach Massgabe der Umstände 
festzusetzenden Entlohnung) Art. 72, 114 der hess. Kr.- u. Prov.-O., § 53 des 
bad. G. vom 5. Oktober 1863. Nach § 14 des sächs. G. vom 21. April 1873, 
die Organisation u. s. w. betr. werden den Bezirksausschussmitgliedem nur die 
Reisekosten vergütet. 

»*» Art. 36 der holl. Prov.-O., Art. 119 des belg. G. vom 30. April 1836. 
Aehnlich nach Art. 24 des bayer. L.-R.-G. 
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Geschäfte zu besorgen hat, ist für die Leitung der kommunalen 
Verwaltung in jeder Provinz vom Provinziallandtag ein Landes- 
direktor zu wählen, welcher aber der Bestätigung durch den König 
bedarf. ^^ Andere Gesetze machen den Kommunalverbänden höherer 
Ordnung im Interesse eines geordneten Rechnungswesens die Be- 
stellung von Kassieren oder sonstigen Rechnungsbeamten zur Pflicht.®^ 

Im Uebrigen sprechen die meisten Gesetzgebungen nur 
grundsätzlich aus, dass die Kommunalverbände höherer Ordnung 
befugt sind, Beamte anzustellen, setzen fest, durch welches kom- 
munale Organ dies zu geschehen habe, und regeln die Rechtsver- 
hältnisse derselben.''^ Desgleichen treffen sie Bestimmungen über 
die Bestellung von Kommissionen und Ausschüssen, welche meist 
aus Mitgliedern der kommunalen Vertretungskörper, bisweilen aber 
auch aus anderen zum betreifenden Verband gehörigen Personen 
gebildet werden, und hauptsächlich die Aufgabe haben, gewisse 
Zweige der kommunalen Verwaltung zu kontroUiren.^* 

Was endlich die rechtliche Stellung der Beamten der Kom- 
munalverbände höherer Ordnung betrifft, so ist dieselbe im All- 
gemeinen der der Gemeindebeamten gleich. Die Gesetzgebung der 
meisten deutschen Staaten hat nämlich die Tendenz, sie ebenso, 
wie die Gemeindebeamten den Staatsbeamten prinzipiell gleichzu- 
stellen.^* Das preussische Recht fasst nicht nur die Amtsvorstände, 
sondern auch die Kreis- und Provinzialbeamten, sowie die gewählten 
Mitglieder des Kreisausschusses und die Mitglieder des Provinzial- 
ausschusses als mittelbare Staatsdiener auf.^^ Daher findet auch 

«ö § 87 der Prov.-O., Art. V. A i. des G. über die allg. L.-V. u. s. w. für 
Posen. 

•* Z.B. Art. 20 des bayer. D.-R.-G., § 78. des würt. Verw.-Ed., Art. 41, 93 
der hess. Kr.- u. Prov.-O. 

•» Art. 201 AI; 18, 210 AI. 4 des ital. Gem.- u Prov,-G., Art. 34, 156 der 
holl. Prov.-O., § 25, 26 der Ost. Landesordnungen, § 57, 62 des böhm., § 26, 33 des 
gal., § 55, 60 des schles., § 56, 62 des steier., § 23, 38 des tir. G. über die 
Bezirksvertr., §41,90—98 der preuss. Prov.-O., § 116 AI. 7,134 AI. 3 der Kr.-O. 
für die östl. Prov., § 103, 22 der schl.-holst., § 61, 79 der westf. und der rheinl., 
§ 73, 91 der bann., § 74, 92 der hess.-nass. Kr.-O., Art. 26 des bayer. L.-R.-G., 
§ 20 AI. 6 des Sachs. G. vom 21. April 1873 die Bildung von Bezirksv. betr., 
Art. 56-71 des württ. G. vom 21. Mai 1891, § 42 des bad. G. vom 5. Oktober 
1863, Art. 31 AI. 8, 47 AI. 3, 88 AI. 8, 97 AI. 3 der hess. Kj.- u. Prov.-O. 

" Z. B. § 99 der preuss. Prov.-O., § 167, 68 der Kr.-O. für die östl. Prov., 
Art. 24 des bayer. L.-R.-G., 42, 50, 52, 53 des bad. G. vom 5. Oktober 1863, 
Art. 75, 76, 116 der hess. Kr., u. Prov.-O. 

•* Siehe oben S. 175 flf. 

•* § 96 der preuss. Prov.-O. erklärt sämmtliche Provinzialbeamte für mit- 
telbare Staatsdiener. 
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das Disziplinargesetz vom 11. Juli 1852 auf sie Anwendung, wobei 
jedoch zur Verhängung der Disziplinarstrafen andere Behörden 
kompetent sind, als beim Verfahren gegen unmittelbare Staats- 
beamte. Gegen den Landesdirektor und die vom Provinzialland- 
tag gewählten Beamten ist die Festsetzung von Ordnungsstrafen 
nur in dem auf Entfernung aus dem Amte gerichteten Verfahren 
zulässig. Gegen Mitglieder des Kreis- und Provinzialausschusses 
können überhaupt keine Ordnungsstrafen verhängt, sondern nur 
ein auf Entfernung aus dem Amte gerichtetes Disziplinarverfahren 
geführt werden. Die Einleitung des Verfahrens erfolgt durch den 
Minister, bei Mitgliedern des Kreisausschusses durch den Regierungs- 
präsidenten. Entscheidende Behörde erster Instanz ist der Bezirks- 
ausschuss, entscheidende Behörde zweiter Instanz der Kreisaus- 
schuss.^® Gegen andere Provinzialbeamte können vom Landesdi- 
rektor und von den Vorstehern der Provinzialanstalten Ordnungs- 
strafen verhängt werden, es findet aber gegen ihre Disziplinarver- 
fügungen Klage beim Bezirksausschuss statt. In dem auf Ent- 
fernung aus dem Amte gerichteten Verfahren beschliesst der Be- 
zirksausschuss in erster und das Oberverwaltungsgericht in zweiter 
Instanz. Die Einleitung des Verfahrens erfolgt durch den Landes- 
direktor. ^^ Ueber die Verhängung von Ordnungsstrafen gegen 
die Amtsvorsteher und Kreisbeamten beschliesst im Umfang des 
den Provinzialbehörden beigelegten Ordnungsstrafrechts der Kreis- 
ausschuss, und im Umfange des dem Minister beigelegten Ord- 
nungsstrafrechts der Regierungspräsident. Gegen den Beschluss 
des Kreisausschusses findet Beschwerde an den Bezirksausschuss, 
gegen die Verfügung des Regierungspräsidenten Beschwerde an den 
Oberpräsidenten statt, gegen den auf die Beschwerden ergehenden 
Beschluss des Bezirksausschusses, beziehungsweise des Oberprä- 
sidenten Klage beim Oberverwaltungsgerichte. Ueber die Kreis- 
beamten kann auch der Landrath Ordnungsstrafen verhängen. 
In dem auf Entfernung aus dem Amte gerichteten Verfahren wird 
die Einleitung des Disziplinarverfahrens vom Landrath oder vom 
Regierungspräsidenten verfügt. Entscheidende Behörde erster 
Instanz ist der Kreisausschuss, entscheidende Behörde zweiter 
Instanz das Oberverwaltungsgericht.®® 

In Württemberg sind nach dem 4. Kap. des Gesetzes vom 
21. Mai 1891 die Beamten der Gemeinden, Stiftungen und sonstigen 

•« § 51, 98 AI. I, 5 der Prov.-O., § 39 des G. über die allg. L.-V. 
«' § 98, AI. 2—5 der Prov.-O. 

** § 68, 134 AI. 3 der Kr.-O. für die östl. Prov., § 59, 122 der schL-hoIst., 
§ 27, 79 der westf., § 24, 79 der rheinl., § 91 der hann., § 92 der hess.-nass. Kr.-O. 
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öffentlichen Körperschaften, zu denen auch die Amtskorporationen 
gehören, in Bezug auf ihre disziplinare Verantwortlichkeit einander 
gleichgestellt, und finden die Bestimmungen des Beamtengesetzes 
vom 28. Juni 1876 sammt Nachtrags- und Abänderungsgesetzen 
unter gewissen Modifikationen auf sie in gleicher Weise An- 
wendung. Auch in Hessen unterliegen die Mitglieder des Kreis- 
und Provinzialausschusses den für Beamte geltenden Disziplinar- 
vorschriften. Ueber die gewählten Mitglieder der Kreisausschüsse 
und über die Angestellten der Provinz wird die Disziplinargewalt 
vom Provinzialausschuss gehandhabt, über die Angestellten des 
Kreises vom Kreisausschuss. Ausserdem ist dem Provinzialdirektor 
eine Strafgewalt über die Angestellten der Provinz, dem Kreisrath 
über die Angestellten des Kreises übertragen. ^^ In den übrigen 
Staaten des deutschen Reichs, in denen Kommunalverbände 
höherer Ordnung bestehen, trifft die Gesetzgebung entweder, wie 
in Bayern, Sachsen, Baden und den meisten Kleinstaaten über- 
haupt keine Bestimmungen über die rechtliche Stellung der Be- 
amten der Kommunalverbände höherer Ordnung, oder sie stellt sie 
den Gemeindebeamten gleich, so dass auf die einen wie auf die 
anderen mit mehr oder weniger Modifikationen die Rechtsgrund- 
sätze des Staatsdienstes Anwendung finden. "'^ 

Einen ganz anderen Standpunkt nimmt das österreichische 
Recht ein. Die Beamten der Bezirksverbände werden ebenso 
behandelt, wie die Gemeindebeamten. Sie stehen demnach in einem 
öffentlichen Dienstverhältnis, und zwar in einem unmittelbaren 
Dienstverhältnis zum Bezirksverband, nicht aber in einem mittel- 
baren zum Staat. '^ Betreffs der von den Kronländern anzustel- 
lenden Beamten schreibt § 25 der Landesordnungen vor, dass der 
Landtag über die Sj'stemisirung des Personal- und Besoldungs- 
standes der Beamten und Diener zu beschliessen und die Art ihrer 
Ernennung und Disziplinarbehandlung, ihre Ruhe- und Versorgungs- 
genüsse, sowie die Grundzüge der Dienstinstruktionen zu bestimmen 
habe. Die Leitung und Ueberwachung der Beamten und Diener 
obliegt nach § 26 dem Landesausschuss. Dieser ist also ihre vor- 
gesetzte Dienstbehörde, gegen deren Aussprüche und Verfügungen 
wohl Beschwerde an den Landtag, nicht aber an eine staatliche 
Verwaltungsbehörde zulässig ist. Daraus aber folgt, dass das 
Rechtsverhältnis zwischen den Kronländern und den Landesbeamten 



" Art. 46, 48 III., AI. 5, 78, 96, 98, AI. 3 der Kr.- und Prov.-O. 
^0 So z. B. nach Art. 99 der old. G.-O. 

'* § 57, 62 des böhm., § 26, 33 des gal., § 55, 60 des schles., § 56, 62 des 
steier., § 23, 38 des tir. G. über die Bezirksvertr. 
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begrifflich mit dem Staatsdienst nichts zu thun hat,'^ und dass daher 
die Landesbeamten ebensowenig mittelbare Staatsdiener sind, 
wie die Gemeindebeamten. 

IIL 

Eompetenzabgrenzung der Organe der Eommunalverbände 

höherer Ordnung. 

Die Kompetenzabgrenzung zwischen den willensbildenden und 
kontroUirenden Organen einerseits und den Verwaltungsorganen 
andererseits ist bei den Kommunalverbänden höherer Ordnung im 
Allgemeinen konsequenter durchgeführt und einheitlicher geregelt, als 
bei den Gemeinden. Die Bildung des obersten kommunalen Willens 
ist nicht zwischen den Vertretungs- und Verwaltungsorganen getheilt, 
sondern den ersteren vorbehalten. Die Verwaltung der Kommunal- 
verbände höherer Ordnung ist allerdings keine blosse Exekutive der 
Beschlüsse der Bezirks-, Kreis- und Provinzialvertretungen, sondern 
eine selbstständige, zielbewusste Thätigkeit zur Erfüllung der kom- 
munalen Zwecke. Desgleichen sind die Verwaltungsorgane befugt, 
provisorisch an Stelle der Vertretungskörper Beschluss zu fassen. 
Das Recht jedoch, ordentlicher Weise an der Bildung des kommu- 
nalen Willens, sei es durch selbstständige Beschlussfassung in gewissen 
Angelegenheiten, sei es durch Zustimmung zu den Beschlüssen 
der Vertretung Theil zu nehmen, wie es nach den meisten 
deutschen Gemeindeordnungen der Gemeindevorstand hat, steht 
den Verwaltungsorganen der Kommunalverbände höherer Ordnung 
nicht zu. 

So ist nach Art. 3 des franz. G. vom 29. August 1871 der 
Präfekt in seiner Eigenschaft als kommunales Organ nur mit der 
Durchführung der Beschlüsse des Conseil g^neral und der Com- 
mission departementale betraut. Diese wieder hat über diejenigen 
Angelegenheiten Beschluss zu fassen, welche ihr durch das Gesetz 
oder durch Auftrag des Conseil gen6ral zugewiesen sind, wobei 
gegen ihre Entscheidungen jederzeit Rekurs an den Conseil g6neral 
zulässig ist.'' In Elsass-Lothringen, wo noch das ältere französische 
Recht gilt, besteht überhaupt kein engerer Ausschuss des dem 
Conseil g6n6ral entsprechenden Bezirkstages, wohl aber hat sich 



'^ Ihrem materiellen Inhalte nach sind allerdings zahlreiche gesetzliche 
Bestimmungen über die rechtliche Stellung der Staatsdiener in die Dienst- 
pragmatik, das Pensionsnormale u. s. w. der einzelnen Kronländer übertragen 
worden. 

" Art. 77-88 des G. vom 29. August 1871. 
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ein solcher in den bayerischen Kreisgemeinden entwickelt, welche, 
wie schon früher ausgeführt wurde,'* Nachbildungen der Depar- 
tements sind. Doch beschränkt sich seine Thätigkeit auf die Ab- 
gabe von Gutachten, auf die Ertheilung von Rathschlägen, und auf 
die Beschlussfassung in gewissen Angelegenheiten an Stelle des Land- 
rathes, wenn derselbe nicht versammelt ist.'* Die Verwaltung der 
Kreisgemeinde wird ausschliesslich von der Kreisregierung geführt. 
Nur sie hat das Recht und die Pflicht, die Beschlüsse der Land- 
räthe zum Vollzug zu bringen.'^ 

Dagegen sind die Provinzialausschüsse in Italien, Holland und 
Belgien wirkliche Verwaltungsausschüsse. Sie haben nicht nur, 
wenn die kommunalen Vertretungskörper nicht versammelt sind, 
für sie Beschluss zu fassen, sondern sie sind auch mit der Führung 
der kommunalen Verwaltung betraut. Ferner haben sie die dem 
Verband im übertragenen Wirkungskreis zustehenden Verwaltungs- 
angelegenheiten zu besorgen. Im übrigen aber sind sie blosse 
Verwaltungsorgane, und müssen sich als solche an die Beschlüsse 
der kommunalen Vertretungskörper halten.'' 

Als Verwaltungsorgane konkurriren die Provinzialausschüsse 
in gewisser Hinsicht mit ihren Vorsitzenden, welche zugleich auch 
mit der selbstständigen Wahrnehmung gewisser kommunaler Ver- 
waltungsgeschäfte betraut sind. In Italien beschränken sich die 
Befugnisse des Präsidenten der deputazione provinciale auf die mit 
dem Vorsitz ohnehin schon in naher Verbindung stehende oberste 
Leitung der Geschäfte, die Aufsicht über die Provinzialbeamten und 
Vertretung des Verbandes nach aussen.'® Dagegen werden in 
Holland und Belgien die Beschlüsse der Provinzialausschüsse vom 
Vorsitzenden derselben vollzogen, welcher verpflichtet ist, nicht 
nur gesetzwidrigen, sondern auch solchen Beschlüssen, welche ihrer 
Meinung nach das allgemeine Wohl gefährden, die Ausführung zu 
versagen, und dieselben dem König zur Entscheidung vorzulegen.'^ 
Allerdings ist in Belgien der Provinzialausschuss berechtigt, den 
Vollzug der von ihm gefassten Beschlüsse sich selbst vorzubehalten. 
Dem Gouverneur steht aber immer noch der Rekurs an den König 



'* Siehe oben S. 308. 

'* Art. 33 des L.-R.-G. 

"* Art. 29, Abs. 4. 

" Art. 210, II des ital. Gem.- und Prov.-G., Art. 149-65 der holl. 
Prov.-O., Art. 96—118 des belg. G. vom 30. April 1836 u. G. vom 30. Dezemb. 1887. 

•« Art. 212 des Gem.- und Prov.-G. 

" Art. 29—34] der holl. Prov.-O., Art. 122—31 des belg. G. vom 
30. April 1836. 
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frei, welcher den betreffenden ßeschluss aufheben kann.®® Auch 
nach den meisten deutschen Gesetzgebungen sind die kommunalen 
Vertretungskörper beschlussfassende und kontroUirende, und die 
Ausschüsse derselben Verwaltungsorgane. So bezeichnet §11 der 
öst. Landesordnungen den Landesausschuss als verwaltendes und 
ausführendes Organ der Landesvertretung, und § 26 verpflichtet 
ihn, über die gewöhnliche Verwaltung des Landesvermögens, der 
Fonde und Anstalten, über die Leitung und Ueberwachung der 
ihm untergebenen Organe und über die Ausführung der vollzieh- 
baren Landtagsbeschlüsse dem Landtage Rechenschaft zu geben. 
Damit in Verbindung steht die rechtliche Möglichkeit, gegen Ver- 
fügungen und Entscheidungen des Landesausschusses den Be- 
schwerdeweg an den Landtag zu ergreifen. Wo hingegen der 
Landesausschuss als selbstständiges administratives Organ fungirt, 
und nicht im Auftrag des Landtages, sondern des Staates handelt, 
ist jede Kontrolle desselben durch den Landtag ausgeschlossen. 
Der Landesausschuss verhandelt und erledigt die ihm überwiesenen 
Geschäfte in Kollegialberathungen, wobei der Vorsitzende (Land- 
marschall, Landeshauptmann) das Recht und die Pflicht hat, wenn 
er einen Beschluss des Landesausschusses als dem öffentlichen 
Wohle oder den bestehenden Gesetzen zuwiderlaufend ansieht, die 
Ausführung desselben zu sistiren, und die Angelegenheit der Be- 
schlussfassung durch den Kaiser zu unterziehen.®^ Im Uebrigen 
beschränken sich seine Rechte auf die Führung des Vorsitzes im 
Landtag und im Landesausschuss. Er ist also kein selbstständiges 
kommunales Organ des Landes. Die Kompetenzabgrenzung 
zwischen den österreichischen Bezirksvertretungen und Ausschüssen 
ist in gleicher Weise geregelt, wie die zwischen Gemeindevertretung 
und Vorstand. Die Landesgesetze bezeichnen nämlich die Bezirks- 
vertretung als das »berathende und beschliessende Organ« des 
Bezirkes, sprechen ihr ausdrücklich jede vollziehende Gewalt ab, 
und zählen dann die wichtigsten in ihren Wirkungskreis fallenden 
Angelegenheiten auf ^a Ebenso wird der Bezirksausschuss zuerst 
als verwaltendes und vollziehendes Organ des Bezirks definirt, 
und sodann seine Kompetenz durch spezielle Zuweisungen näher 
bestimmt®^ 



'^^ Dies ist eine durch das G. vom 30, Dezember 1887 eingeführte Neuerung. 

^' § 41, 42 der Landesordnungen. 

** § 50—58 des böhm., § 20—28 des gal, § 48—56 des schles., §. 48—58 
des steier., § 12—30 des tir. G. über die Bezirksvertr, 

*' § 59—65 des böhm., § 29—37 des gal., § 57—63 des schles., § 59—66 
des steier., § 31—42 des tir. G. über die Bezirks vertr. 
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In ganz ähnlicher Weise regelt die preussische Gesetzgebung 
die Kompetenzabgrenzung zwischen Provinziallandtag und Provin- 
zialausschuss, sowie zwischen Kreistag und Kreisausschuss. Der 
Provinziallandtag ist nach § 34 AI. 2 der Prov.-O. berufen, den 
Provinzialverband zu vertreten, und nach näherer Vorschrift dieses 
Gesetzes über die Angelegenheiten desselben, sowie über die- 
jenigen Gegenstände zu berathen und zu beschliessen, welche ihm 
durch Gesetze oder königliche Verordnungen überwiesen sind, 
oder in Zukunft durch Gesetz überwiesen werden. Zum Zweck 
der Verwaltung der Angelegenheiten des Provinzialverbandes ist 
nach § 45 für jede Provinz ein Provinzialausschuss zu bestellen. 
Gleichlautende Bestimmungen treffen die Kreisordnungen.^* Nur 
ist der Kreisausschuss auch mit der Besorgung gewisser Geschäfte 
der allgemeinen Landesverwaltung betraut, welche in der Provinz 
nicht vom Provinzialausschuss, sondern von eigens zu diesem Be- 
hufe gebildeten kollegialen Organen, dem Provinzialrath und dem 
Bezirksausschuss wahrgenommen werden, deren Mitglieder allerdings 
zum Theil vom Provinzialausschuss gewählt werden. Nachdem 
so der Wirkungskreis der kommunalen Organe im Allgemeinen 
festgestellt ist, zählen die Gesetze ähnlich wie in Oesterreich die 
wichtigsten in ihren Wirkungskreis fallenden Angelegenheiten auf.^^ 
Die Führung der laufenden Geschäfte der Kreisverwaltung erfolgt 
durch den Landrath, der zugleich auch Vorsitzender des Kreis- 
ausschusses ist,®^ während mit der Erledigung der laufenden Ge- 
schäfte der kommunalen Provinzialverwaltung der Landesdirektor 
betraut ist, welcher aber nicht Staatsbeamter, sondern nur Organ 
der Provinz ist.®' 

Aehnliche Bestimmungen, wie die preussischen Gesetze trifft 
die hessische Kr.- u. Prov.-O.®® Doch bestehen in Hessen keine 
besonderen Provinzialräthe und Bezirksräthe, und werden daher 
nicht nur vom Kreisausschuss, sondern auch vom Provinzialaus- 
schuss gewisse Geschäfte der allgemeinen Landesverwaltung wahr- 
genommen. Ferner werden die laufenden Geschäfte nicht von 



" § 115, 30 der Kr.-O. für die östl. Prov, § 102, II8, der schl.-holst., 
§ 60, 75 der westf. und der rheinl., § 72, 87 der hann., § 73, 88 der hess.-nass. Kr.-O. 

** 35—44, 45, 57-61 der Prov.-O., § 116, 34 der Kr.-O. für die östl. Prov., 
§ 103, 22 der schl.-holst., § 61, 79 der westf. und der rheinl., § 73, 91 der hann., 
§ 74, 92 der hess.-nass. Kr.-O. 

^ Art. 135—37 der Kr.-O. für die östl. Prov. 

" § 87—92 der Prov.-O. 

" Art. 30, 31, 44, 47—52, 77—81, 87, 88, 94, 97—100, 117 der Kr,- u. 
Prov.-O. 
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einem eigens dazu bestimmten Organ, sondern vom Vorsitzenden 
des Provinzialausschusses geführt, und endlich sind die speziellen 
Geschäftszuweisungen an die Kreis- und Provinzialorgane im Ein- 
zelnen von denen des preussischen Rechts verschieden. In noch 
höherem Masse gilt dies nach dem bayerischen D.-R.-G., nach den 
beiden sächsischen Gesetzen vom 21. April 1873, den würt. Ge- 
setzen über die Amtskörperschaften, dem badischen Gesetz vom 
5. Oktober 1863 und der Gesetzgebung der meisten Kleinstaaten. 
Distriktsrath, Bezirksversammlung und die übrigen kommunalen 
Vertretungskörper werden übereinstimmend als willensbildende und 
kontrollirende Organe den Ausschüssen als Vollzugs- und Verwal- 
tungsorganen gegenübergestellt. Verschiedenheiten finden sich nur 
in den speziellen Aufzählungen der in ihre Kompetenz fallenden 
Angelegenheiten, welche übrigens nicht taxativ sind, sowie in der 
rechtlichen Stellung des Vorsitzenden der Ausschüsse. ®® In den- 
jenigen Kommunal verbänden höherer Ordnung, deren Verwaltung 
von Staatsbeamten geführt wird, treten diese an Stelle der stän- 
digen Ausschüsse. Sie stehen daher, soweit es sich um kommu- 
nale Angelegenheiten handelt, unter der Kontrolle der Vertretungs- 
körper, und haben die Beschlüsse derselben zu vollziehen. Gesetz- 
w^idrigen Beschlüssen ist die Ausführung zu versagen. Beim Zu- 
standekommen des Beschlusses selbst hingegen haben sie in keiner 
Weise mitzuwirken.^® Wohl aber sind sie nach einigen Gesetzen 
befugt, Beschlüsse, welche nach ihrer Meinung das Staatswohl 
oder das Interesse des kommunalen Verbandes verletzen, einst- 
weilen zu beanstanden, und die Entscheidung der Aufsichtsbehörde 
einzuholen. Sofern jedoch keine derartigen Bestimmungen be- 
stehen, müssen alle legal gefassten Kommunalbeschlüsse vollzogen 
werden. 



«• Art. II, 15, 16 des bayer. D.-R.-G., § 10-12 des sächs. G., die Organi- 
sation der Behörden u. s. w. betr., § 20, 21, 24 des G., die Bildung von Be- 
zirksv. u. s. w. betr., § 76 des württ. Verw.-Ed., Art. 41 des G. vom 21. Mai 1891, 
§ 41, 42, 48, 49 des bad. G. vom 5. Oktober 1863, Art. 84, § 3, 85, 87, 89, § 3, 
4, 90 der old. G.-O., § 38, 39, 58 der braunschw., § 31, 32 41—46 der anh., 
§ 3, 34, 35, 40—45, 54-59 der wald. Kr.-O. 

•'^ § 50, 52, 54, 54 a der preuss. Kr.-O. für die östl. Prov., § 37, 39, 42, 43 
der schl.-holst Kr.-O., § 74—76 der westf., §108, 109, 11, 12 der rheinl. L.-G.-O., 
Art. 5, 12—15, 20 der mein. Kr.-O., § 14—20, 23, 25 der schw.-sond. Bez.-O., 
22—24 der lipp., § 70, 79, 80, 84 der schaumb.-lipp. L.-G.-O. 
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4. Abtheilung. 

Die Kompetenz der Kommunalverbände höherer 

Ordnung. 

I. 

Allgemeines. 

Die Thätigkeit der Kommunalverbände höherer Ordnung ist 
ebenso wie die der Gemeinde und anderer Selbstverwaltungskörper 
in erster Linie auf die Erhaltung ihrer Existenz gerichtet. Die 
rechtlichen Verhältnisse ihres territorialen Substrates, insbesondere 
die Bedingungen, unter denen Aenderungen bestehender Bezirks-, 
Kreis- und Provinzialgrenzen erfolgen können, sind wohl im Gesetz 
so genau bestimmt, dass der autonomen Festsetzung durch die 
betreffenden Verbände selbst nur wenig überlassen bleibt. Jeden- 
falls sind sie nie befugt, selbstständig und ohne höhere Genehmigung 
derartige Veränderungen vorzunehmen, oder wenn die Initiative 
dazu von der Staatsbehörde ausgegangen ist, das Zustandekommen 
derselben zu verhindern. Wohl aber haben sie das Recht, in dieser 
Beziehung Anträge zu stellen und ihre Meinung zu äussern. Auch 
können Grenzveränderungen wider ihren Willen in der Regel 
nur durch ein Gesetz oder durch einen administrativen Akt einer 
höheren Instanz zu Stande kommen.* Die rechtliche Stellung 
der Kommunalverbände höherer Ordnung ist also in dieser Hin- 
sicht im Allgemeinen mit der der Gemeinde gleich. Dagegen ist 
ihnen in Bezug auf das zweite, das persönliche Substrat jedes 
selbstständige Verfügungsrecht fast völlig entzogen. Die Gesetz- 
gebung bestimmt nämlich nicht nur, wer einem Kommunalverband 
höherer Ordnung angehört, welche die Rechte und Pflichten der 
zu einem solchen gehörigen Personen seien, und wodurch sich die 
verschiedenen Klassen derselben von einander unterscheiden, son- 
dern sie lässt auch die Angehörigkeit ipso jure und ohne jeden 
speziellen Aufnahmeakt entstehen. 

Auch die Organisation der Kommunalverbände höherer Ord- 
nung beruht in ihren Grundzügen auf gesetzlichen Normen. Nur 



* Siehe oben S. 310, 11. 
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§ 57 des bad. Gesetzes vom 5. Oktober 1863 verweist betreffs der 
Organisation der Bezirksverbände, deren Bildung übrigens blos 
fakkultativ und durch die betheiligten Gemeinden erfolgt, in jeder 
Beziehung, also auch betreffs der kommunalen Organisation auf 
statutarische BestimiÄungen. Die anderen Gesetzgebungen ge- 
statten, so weit in ihnen überhaupt von Statuten die Rede ist, den 
Erlass solcher nur über Angelegenheiten, hinsichtlich derer das 
Gesetz Verschiedenheiten zulässt, oder ausdrücklich auf statutarische 
Regelung verweist, oder welche es überhaupt nicht regelt.* 

Die Kommunalverbände höherer Ordnung müssen gleich an- 
deren Selbstverwaltungskörpern darauf bedacht sein, die Zwecke 
ihrer Bestimmung zu erreichen. Diese Zwecke nun bestehen nicht, 
wie es bei den Spezialgemeinden der Fall ist, blos in der Besor- 
gung einzelner Verwaltungsangelegenheiten. Die Bezirke, Kreise 
und Provinzen sind vielmehr gleich der Gemeinde Mikrokosmen 
des Staates, welche innerhalb ihres Gebietes Kulturzwecke allge- 
meiner Natur verfolgen. Daher lassen sich auch die in ihren 
Wirkungskreis fallenden Angelegenheiten nicht erschöpfend auf- 
zählen, sondern nur gruppenweise von einander scheiden. 

Von diesem Gesichtspunkte ausgehend überweisen die meisten 
Gesetzgebungen den Kommuhalverbänden höherer Ordnung die 
»selbstständige Besorgung ihrer Angelegenheiten«, die »Selbst- 
verwaltung ihrer Angelegenheiten« oder die »Wahrnehmung der 
gemeinsamen Interessen des Verbandes und seiner Angehörigen«, 
ohne jedoch diese Angelegenheiten erschöpfend aufzuzählen.^ 
Andere Gesetze enthalten allerdings limitative Aufzählungen der 
in die Kompetenz der Kommunalverbände höherer Ordnung fallen- 
den Verwaltungsangelegenheiten, bestimmen aber zugleich, dass 
dieselben durch Gesetze oder im administrativen Wege, eventuell 
auf Ansuchen des betreffenden Verbandes vermehrt werden können.* 
Aber auch, wo dies nicht der Fall ist, bietet das Recht der 
Beschlussfassung über die Vermögensverwaltung des Verbandes, 
welches dem kommunalen Vertretungskörper jederzeit zusteht, dem- 
selben die Möglichkeit, durch Verwendung der Einkünfte für Zwecke 



* § 8 der preuss. Prov.-O., § 20 der Kreisordnungen, Art. 12 der hess. 
Kr.- und Prov.-O., § 7 der braunschw., § 5 der anh. Kr.-O. 

8 Art. XVIII. des öst. G.-G. vom 5. März 1862, § i der preuss. Prov.-O., 
§ 2 der Kreisordnungen, und die meisten anderen deutschen und ausserdeutschen 
Gesetze über Kommunalverbände höherer Ordnung. 

* § 20, AI. I, 21 des Sachs. G. vom. 21. April 1873, die Bildung von 
Bezirksv. betr., § 4 der anh., § 6 der braunschw. Kr.-O. 

Blodig. Selbstverwaltung. ^^ 
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der Landeskultur und Errichtung und Förderung kommunaler An- 
stalten seinen Wirkungskreis zu erweitern.*^ 

Die in den Kompetenzkreis der kommunalen Verbände höherer 
Ordnung fallenden Verwaltungsangelegenheiten sind entweder 
solche, deren Besorgung ihnen zur Pflicht gemacht ist, oder solche, 
die sie freiwillig übernehmen. Zu den Verwaltungsgeschäften der 
ersten Art gehören namentlich diejenigen, welche ihnen von ver- 
schiedenen Gesetzgebungen zugleich mit gewissen Fonds über- 
wiesen wurden, oder welche sie für bestimmte ihnen vom Staate 
zugesicherte Jahresdotationen übernehmen mussten.® Ferner theilt 
man die Verwaltungsangelegenheiten der Kommunalverbände höherer 
Ordnung in die des eigenen und in die des übertragenen Wirkungs 
kreises ein. Erstere besorgen sie im eigenen Namen, letztere 
im Namen und Auftrag des Staates in ihrer Eigenschaft als Hilfs- 
organismen desselben. So ist den österreichischen Bezirks- und 
Landesausschüssen durch die Gemeindeordnungen die Ausübung 
zahlreicher und wichtiger staatlicher Aufsichtsbefugnisse über die 
Gemeinden, und durch andere Gesetze eine ausgedehnte Thätigkeit 
in den verschiedenen Zweigen der staatlichen Verwaltung einge- 
räumt. Besonders deutlich tritt der Unterschied zwischen eigent- 
lichen Kommunalangelegenheiten und staatlichen Verwaltungs- 
angelegenheiten, welche durch kommunale Organe wahrgenommen 



^ Das franz. G. vom 29. August 187 1 zählt die Angelegenheiten, über 
welche der Conseil g6n6ral Beschluss zu fassen hat, taxativ auf, wobei aber 
augenscheinlich das Bestreben obwaltet, ihm alles zuzuweisen, was in erster 
Linie das Departement interessirt. Art. 46 z. B. zählt 26 Objekte auf, über die 
er definitiv zu beschliessen hat. Auch die Thätigkeit der österreichischen Krön* 
länder als SelbstverwaltungskOrper beschränkt sich im wesentlichen auf die 
Vermögensverwaltung» da § 12 des St.-Gr.-G. über die Reichsvertretung, welches 
das Recht der Mitwirkung bei Ausübung der gesetzgebenden Gewalt, soweit 
dasselbe nicht dem Reichsrath vorbehalten ist, den Landtagen zuweist, diese 
nicht in ihrer Eigenschaft als kommunale Vertretungskörper, sondern gewisser- 
massen als lokale Parlamente in's Auge fasst, und demgemäss auch der Landes- 
ausschuss, soweit er solche Gesetze auszuführen hat, nicht als Organ des Landes 
handelt. In den bayerischen Kreisverbänden endlich fällt abgesehen von der 
Vermögensverwaltung und Haushaltung derselben jeder Unterschied zwischen 
staatlicher und kommunaler Verwaltung weg, da die gesammte Verwaltung 
ausschliesslich von der Kreisregierung geführt wird, und die Thätigkeit der 
kommunalen Vertretungsorgane sich nicht als selbstständige Beschlussfassimg, 
sondern nur als Beschränkung des Königs, des Trägers der öffentlichen 
Gewalt in den Kreisgemeinden charakterisirt. 

• So wurden z. B. durch das* Dotationsgesetz vom S.Juli 1875 den preuss. 
Provinzialverbänden zahlreiche Verwaltungsaufgaben zugewiesen, welche bis 
dahin vom Staate besorgt worden waren. 
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werden, in der preussischen Gesetzgebung hervor. § 130 der Kr.-O. 
für die östl. Prov. bestimmt nämlich : »Zum Zwecke der Verwaltung 
der Angelegenheiten des Kreises und der Wahrnehmung von Ge- 
schäften der allgemeinen Landesverwaltung wird ein Kreisausschuss 
bestellt.«' Dem entsprechend unterscheidet auch § 139 Beschlüsse 
des Kreisausschusses in Kreiskommunalangelegenheiten von sonsti- 
gen Beschlüssen, und bestimmt, dass, wenn wegen Befangenheit 
einzelner Mitglieder ein Kreisausschuss beschlussunfähig wird, im 
ersten Falle an dessen Stelle der Kreistag den Beschluss zu fassen 
habe, während im zweiten Falle nach Massgabe des § 116 des G. 
über die allg. L.-V. der Regierungspräsident einen anderen Kreis- 
ausschuss zu delegiren hat.® Die Mitwirkung der Provinzialverbände 
bei Geschäften der allgemeinen Landesverwaltung äussert sich darin, 
dass der Provinzialausschuss die Mehrzahl der Mitglieder der dem 
Regierungs- und Oberpräsidenten beigegebenen Kollegialorgane, 
des Provinzialrathes und des Bezirksausschusses zu wählen hat. 
Die bad. Kreisversammlung ist nach § 2 des Gesetzes vom 5. Ok- 
tober 1863 in der Fassung des Gesetzes vom i. März 1884 nur 
befugt, die Mitglieder des Bezirksrathes, des den Bezirksamts- 
männem behufs Mitwirkung bei Entscheidung öffentlich-rechtlicher 
Streitigkeiten und Unterstützung bei der sonstigen staatlichen Ver- 
waltung zur Seite gestellten ehrenämtlichen Kollegiums dem 
Minister zu präsentiren. In Sachsen ist der Bezirksausschuss, der 
in erster Linie kommunales Verwaltungsorgan ist, mit der Besorgung 
gewisser Geschäfte der staatlichen Verwaltung betraut,® und ausser- 
dem werden die Mitglieder des Kreisausschusses, welcher als kolle- 
giale Staatsbehörde neben dem Kreishauptmänn fungirt, von den 
Bezirksversammlungen gewählt. ^^ In Hessen besorgen Kreis- und 
Provinzialausschüsse gleich den preussischen Kreisausschüssen 
zahlreiche Geschäfte der Staatsverwaltung.^^ 

Die Kommunalverbände höherer Ordnung dienen also dem 
Staate in ähnlicher Weise als Hilfsorganismen der Verwaltung, 
wie die Gemeinden. Die Art und Weise ihrer Mitwirkung bei 
Besorgung staatlicher Geschäfte ist jedoch häufig eine andere. Da 

* Ebenso § 118 der schl.-holst., § 75 der westf. und der rheinl., § 87 der 
bann., § 88 der hess.-nass. Kr.-O. 

» § 126 der schl.-holst, § 83 der westf. und der rheinl., § 95 der bann., 
§ 96 der hess.-nass. Kr.-O. 

9 § 24 des G. vom 21. April 1873, die Bildung der Bezirksv. betr., § 10— 13 
des G. die Organisation der Behörden u. s. w. betr. 

10 g 26—29 des G. vom 21. April 1873, die Organisation der Behörden 
u. s. w. betr. 

** Art. 44, 94 der Kr.- u. Prov.-O. 

22* 



34Q 



Zweiter besonderer Theil. 



nämlich die Gemeinden in der Regel räumlich nicht mit staatlichen 
Verwaltungsbezirken zusammenfallen, sondern diese gewöhnlich 
mehrere Gemeinden umfassen, qualifiziren sich die mit der Be- 
sorgung staatlicher Verwaltungsgeschäfte beauftragten Gemeinde- 
organe, in erster Linie die Gemeindevorsteher und die Vorsitzenden 
des kollegialen Vorstandes als Hilfsorgane der untersten staatlichen 
Verwaltungsinstanz, eventuell auch als unterste Verwaltungsbehörde 
selbst. Sie haben demgemäss die Befugnis der selbstständigen 
Beschlussfassung, soweit dieselbe überhaupt solchen Behörden zu- 
kommt. Auch die Mitwirkung der Kommunalverbände höherer 
Ordnung bei Führung der staatlichen Verwaltung äussert sich 
häufig in der gleichen Weise, indem die Verwaltungsorgane der 
Bezirke, Kreise und Provinzen neben den betreffenden staatlichen 
Verwaltungsorganen bestimmte Geschäfte der Staatsverwaltung be- 
sorgen. ^^ In anderen Fällen jedoch schreiben die Gesetze ein 
einverständliches Vorgehen beider vor, und zwar in der Weise, 
dass die staatlichen Verwaltungsbeamten bei Vornahme gewisser 
Verwaltungsakte an die Zustimmung der kollegialen Verwaltungs- 
organe der Kommunalverbände höherer Ordnung gebunden sind. 
Die betreffenden Verwaltungsangelegenheiten sind also nicht 
schlechtweg ihrer Kompetenz entzogen, ihre Befugnis ist aber 
durch das Recht der kommunalen Organe, ihre Zustimmung dazu 
zu gewähren oder zu versagen, beschränkt.*^ 

So haben in Oesterreich bei Beschlussfassung in gewissen 
Angelegenheiten der staatlichen Aufsicht über die Gemeinden 
Landeschef und Bezirks- oder Landesausschuss im Einverständnis 
zu handeln.^* In Preussen kann der Amtsvorsteher (Amtmann, 

** Freilich fällt dabei wieder der Umstand in's Gewicht, dass die an der 
Spitze der staatlichen Verwaltungsbezirke stehenden Personen häufig auch in 
den Verwaltungsausschüssen der denselben entsprechenden Kommunalverbände 
den Vorsitz führen. 

^' Nur ausnahmsweise haben auch Staats- und Gemeindeorgane im Ein- 
verständnisse vorzugehen, so z. B. nach § 143 des preuss. G. über die allg. L.'V., 
sofern es sich um den Erlass von Ortspolizeiverordnungen in Städten handelt. 
Siehe hierüber oben S. 216. 

** § 89 der Reg.-V. verlangt bei Enthebung von Mitgliedern des Gemeinde- 
vorstandes, welche ihre Pflichten in den Geschäften des eigenen Wirkungskreises 
verletzen, Einverständnis der politischen Landesstelle und des Bezirks- oder 
Landesausschusses. Auch die Bewilligung von Zuschlägen zu den direkten 
Steuern und der Verzehrungssteuer über einen gewissen Prozentsatz der Staats- 
steuer, sowie die Bewilligung anderer Auflagen imd Abgaben wird den Gemein- 
den nach verschiedenen Landesgesetzen innerhalb gewisser Grenzen vom Landes- 
chef in Uebereinstimmung mit dem Bezirks- oder Landesausschuss ertheilt. So 
z. B. nach § 87, 89 der böhm., § 80, 81 der gal. G.-O. 
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Bürgermeister) Polizeiverordnungen nur mit Zustimmung des 
Amtsausschusses, der Landrath nur mit Zustimmung des Kreis- 
ausschusses erlassen. ^'^ Auch die Bestätigung von Gemeinde- 
vorstehern und sonstigen Beamten der Landgemeinden kann der 
Landrath nur mit Zustimmung des Kreisausschusses versagen. ^^ 
In Württemberg bedürfen bezirkspolizeiliche Vorschriften nach 
Art. 52 des P.-St.-G.-B. der Zustimmung des Amtsausschusses, 
während die hess. Kr.- u. Prov.-O. Art. 48 IV. eine Reihe von An- 
gelegenheiten aufzählt, in denen der Kreisrath nur mit Zustimmung 
des Kreisausschusses verordnen und verfügen kann, wobei der 
Erlass von Polizeiverordnungen gleichfalls die erste Stelle einnimmt. 
Die Kommunalverbände höherer Ordnung bedürfen, um ihre 
Pflichten zu erfüllen, und von ihrem Recht, aus freien Stücken im 
Interesse der lokalen Wohlfahrt thätig zu sein, Gebrauch machen 
zu können, gleich der Gemeinde gewisser Hilfsmittel. Diese sind 
einerseits obrigkeitliche Befugnisse, andererseits finanzielle Mittel. 
Von ihnen hängt es wesentlich ab, welche Stellung ein Kommu-. 
naiverband höherer Ordnung im Gesammtorganismus der öffent- 
lichen Verwaltung einnimmt, und welche Bedeutung ihm in dem- 
selben zukommt. Daher soll auch im Folgenden zunächst auf ihre 
obrigkeitlichen Befugnisse, und sodann auf ihre Finanzwirthschaft 
näher eingegangen werden. 

II. 

Die obrigkeitliche Gewalt der Eommunalverbände höherer 

Ordnung. 

Da sich die obrigkeitliche Gewalt der Kommunalverbände höherer 
Ordnung in allen Zweigen ihrer Verwaltung und in der verschieden- 
artigsten Weise äussern kann, ist es nicht möglich, diese Aeusserun- 
gen limitativ aufzuzählen, sondern man kann sie nur ähnlich wie 
bei der Gemeinde, gruppenweise von einander scheiden. Von diesem 
Gesichtspunkte ausgehend unterscheidet man unter den obrigkeit- 



" § 62 der Kr.-O. für die östl. Prov., § 54 der schl.-holst. Kr.-O., § 143 des 
G. über die allg. L.-V. — In ähnlicher Weise ist nach § 139 der Regierungs- 
präsident bei Erlass von Polizeiverordnungen an die Zustimmung des Bezirks- 
ausschusses, und der Oberpräsident an die Zustimmung des Provinzialrathes 
gebunden. 

" § 26, 26 a der Kr.-O. für die östl. Prov., § 22, 23 der schl.-holst., § 25 der 
westf., § 23 der rheinl., § 31, 32 der hann., § 34, 35 der hess.-nass. Kr.-O. In 
ähnlicher Weise ist nach § 13 des Zust.-G. die Versagung der Bestätigung von 
Wahlen städtischer Gemeindebeamter durch den Regierungspräsidenten von der 
Zustimmung des Bezirksausschusses abhängig. 
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liehen Funktionen der Kommunalverbände höherer Ordnung polizei- 
liche, rechtsbegründende und aufhebende und rechtsfeststellende und 
beurkundende Akte. Allerdings ist dabei ihre rechtliche Stellung 
von der der Gemeinde in wesentlichen Punkten verschieden. 

Zum selbstständigen Erlass von Polizeiverordnungen und zur 
Handhabung der lokalen Polizeigewalt sind die Kommunalverbände 
höherer Ordnung in der Regel nicht befugt. Sie können wohl 
Reglements oder Statuten über besondere von ihnen unterhaltene 
Anstalten und Einrichtungen erlassen, sie können aber für den 
Fall der Uebertretung derselben keine Strafen androhen, und eben- 
sowenig durch Straf Verfügungen oder andere Exekutionsmittel 
ihren Willen durchsetzen. Sie müssen sich vielmehr zu diesem 
Behufe an die kompetente Polizeibehörde wenden. Nur von we- 
nigen Gesetzen wird den Kommunalverbänden höherer Ordnung 
das Recht eingeräumt, Verordnungen allgemeinen Inhaltes mit 
Strafandrohungen zu erlassen. ^'^ Dagegen normirt die neuere Gesetz- 
gebung verschiedener deutscher Staaten ein ausgedehntes Mit- 
wirkungsrecht derselben, indem, wie schon früher ausgeführt 
wurde, ^® polizeiliche Verordnungen der staatUchen Mittelbehörden 
nur mit Zustimmung gewisser kollegialer Organe der den 
betreffenden Administrativbezirken entsprechenden kommunalen 
Verbände erlassen werden können. Es erinnert dies an die Be- 
stimmungen einzelner Gemeindeordnungen, wonach der Gemeinde- 
vorstand mit der Handhabung der örtlichen Polizei betraut ist, zum 
Erlass lokaler Polizeiverordnungen aber gleichfalls die Zustimmung 
der Gemeindevertretung erforderhch ist.^^ 

Die neueren Gesetze räumen den Verwaltungsorganen der 
Kommunalverbände höherer Ordnung auch in .ausgedehntem Masse 
die Befugnis ein, in den verschiedensten Zweigen der öffentlichen 
Verwaltung rechtsbegründende und aufhebende Akte vorzunehmen. 
Gleichwie die Gemeindevorsteher von den meisten Gemeindeordnun- 
gen mit der Handhabung der Lokalpolizei betraut werden, fungiren 



" Dies gilt nach Art. 140 der holl. Prov.-O. und den Gesetzen vom 6. März 
1818, 25. Mai 1880 und 15. April 1886, sowie nach Art. 85 des belg. G. vom 
30. April 1836 und nach § 42 des tir. G. über die Bezirksvertr. In Italien bildet 
nach Art. 201 Abs. 2 des Gem.- und Prov.-G. der Ungehorsam gegen Vor- 
schriften, welche der Provinzialrath innerhalb seines gesetzlichen Wirkungs- 
kreises erlässt, in gleicher Weise, wie der Ungehorsam gegen Gemeindeverord- 
nungen, den Thatbestand einer Uebertretung, und wird als solche nach den 
Bestimmungen des St.-G.-B. geahndet. 

*« S. 340. 

" Siehe oben S. 215. 
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die kollegialen Verwaltungsorgane der Kommunalverbände höherer 
Ordnung in zahlreichen Angelegenheiten der Landeskultur und 
Volkswirthschaftspflege als staatliche Verwaltungsbehörde. Als 
solche ertheilen und entziehen sie selbstständig, oder gemeinsam 
mit anderen Behörden handelnd, Konzessionen, sie verleihen sowohl 
einzelnen Personen, als auch privaten und öffentlichen Verbänden 
Rechte und legen ihnen Pflichten auf, sie ertheilen ihnen die Ge- 
nehmigung zur Vornahme gewisser Handlungen, ja sie wirken 
sogar bei der Neubildung und Aufhebung juristischer Personen 
mit. So treten sie gewissermassen als eine zweite Verwaltungs- 
behörde neben den an der Spitze des betreffenden staatlichen Ad- 
ministrativbezirkes stehenden Beamten, und sind, da derselbe in 
der Regel zugleich als ihr Vorsitzender fungirt, in vieler Hinsicht 
ein Ersatz für die kollegiale Organisation der staatlichen Mittel- 
behörden.^o 

Einige Gesetzgebungen gehen aber noch weiter, und dehnen 
den Wirkungskreis der kollegialen Organe der Kommunalverbände 
höherer Ordnung über das Gebiet der eigentlichen Verwaltung 
aus, indem sie ihnen auch gewisse Funktionen der Verwaltungs- 
rechtspflege übertragen. So sind nach § 7 des preuss. Gesetzes 
über die allg. L.-V. die Kreisausschüsse ordentHche Verwaltungs- 
gerichte erster Instanz.** In Hessen sind nach Art. 48, 98 der Kr.- 
und Prov.-O. die Kreisausschüsse Verwaltungsgerichte erster, die 
Provinzialausschüsse solche zweiter Instanz. Auch in Sachsen ha- 
ben nach § II des Gesetzes vom 21. April 1873, die Organisation 
der Behörden u. s. w. betr. die Bezirksausschüsse bei der Ent- 
scheidimg gewisser Administrativstreitigkeiten durch den Amts- 
hauptmann mitzuwirken.** Auf diese Weise liegt die Verwaltungs- 
rechtspflege in den niederen Instanzen in der Hand von Kollegien, 



•ö So hat namentlich das pieuss. Zust.-G. dem Kreisausschuss einen 
umfangreichen Wirkungskreis in Armen-, Schul-, Wege-, Wasser-, Jagd-, Fi- 
scherei-, Gewerbe- imd sonstigen Verwaltungsangelegenheiten zugewiesen. Die 
hess. Kr.- u. Prov.-O. zählt Art. 48 die in die Kompetenz des Kreisausschusses 
und Art 98 die in die Kompetenz des Provinzialausschusses fallenden Ver- 
waltun^sgeschäfte auf, bei deren Besorgung die genannten Organe in ausge- 
dehntem Masse auch als rechtsbegründende und aufhebende Behörden fun- 
giren. Aehnliche Bestimmungen trifft § il des sächs. G. vom 21. April 1873, 
Die Organisation der Behörden u. s. w. betr., in Bezug auf die Thätigkeit des 
Bezirksausschusses, ferner § 58 der braunschw. Kr.-O. Von der Stellimg, welche 
die kollegialen Verwaltungsorgane der Kommunal verbände höherer Ordnung 
nach den meisten neueren Gemeindegesetzen als Aufsichtsbehörde über die 
Gemeinden und andere kommunale Verbände einnehmen, ist schon S. 255 ff., 
297, 98 die Rede gewesen. 
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welche in ihrer Eigenschaft als kommunale Organe von der Re- 
gierung unabhängig sind, während andererseits dadurch, dass ein 
staatlicher Berufsbeamter in denselben den Vorsitz führt und die 
Verhandlungen leitet, eine geregelte Geschäftsführung gesichert ist. 

III. 
Die Finanzwirthschaft der Eommunalverbände höherer Ordnung. 

A. Allgemeines. 

Von der Finanzwirthschaft der Kommunalverbände höherer 
Ordnung gilt im Allgemeinen dasselbe, was früher ^s von der Fi- 
nanzwirthschaft der Gemeinde gesagt wurde. Auch sie ist ledig- 
lich Mittel zum Zweck und materielle Grundlage der kommunalen 
Verwaltung. Desgleichen bezieht sie einen grossen Theil ihrer 
Einnahmen aus Zwangsbeiträgen der zum Verband gehörigen Per- 
sonen oder der kommunalen Verbände niederer Ordnung. Aber 
auch, wo dies ausnahmsweise nicht der Fall ist, müssen die Fi- 
nanzen der Kommunalverbände höherer Ordnung ebenso wie die 
Gemeindefinanzen unter steter Rücksichtnahme auf ihre Bestim- 
mung, dem Verband die zur Erfüllung seiner öffentlichen Zwecke, 
erforderlichen materiellen Mittel zu beschaifen, verwaltet werden. 
Daher soll auch bei Darstellung der darauf bezüglichen Rechtssätze 
dieselbe Ordnung beobachtet werden, welche bei Darstellung der 
Rechtsverhältnisse der Finanzverwaltung der Gemeinde einge- 
halten wurde. 

B. Da? Vermögen der Komnmnalyerbande höherer Ordniuig. 

Dieses umfasst, abgesehen von Er\\'erbungen, welche die Kom- 
munalverbände höherer Ordnung als rechtsfähige juristische Per- 
sonen jederzeit machen können, bei denjenigen von ihnen, welche 
an Stelle der alten ständischen Verbände getreten sind, das einst 
diesen gehörige Vermögen.** 

'' Verwaltungsgerichte zweiter Instanz, in gewissen Angelegenheiten Ver- 
waltungsgerichte erster Instanz sind die Bezirksausschüsse, welche zwar nicht 
kommunale Organe sind, deren Mitglieder aber von den Provinzialausschflssen 
gewählt werden. 

^ In ähnlicher Weise wirkt der Kreisausschuss nach § 27 bei der Ent- 
scheidung solcher Administrativstreitigkeiten mit, welche in erster Instanz vom 
Kreishauptmann zu entscheiden sind. 

*' S. 221, 22. Ueber die Litteratur der Finanzverwaltung der Kommonal- 
verbände höherer Ordnung siehe ebendas. Anm. 59. 

*• Siehe z. B. § 20, 21 der öst. Landesordnungen. 
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Andere Theile ihres Vermögens sind ehemaliges Staatsver- 
mögen. Die neuere Gesetzgebung hat nämlich den Kommunal- 
verbänden höherer Ordnung zahlreiche Aufgaben der öffentlichen 
Verwaltung überwiesen, welche auch dort, wo früher Landstände 
bestanden hatten, nicht Gegenstand ihrer Thätigkeit waren, sondern 
vom Staate selbst besorgt wurden. Dabei gingen zahlreiche be- 
wegliche und unbewegliche Gegenstände, wie Amtsgebäude und 
deren Einrichtungen, Strassen, Brücken u. dgl. aus dem Eigenthum 
des Staates in das der kommunalen Verbände über.^* Zugleich 
wurden ihnen diejenigen Fonds überwiesen, deren Ertrag schon 
früher für Zwecke der betreffenden Zweige der öffentlichen Ver- 
waltung bestimmt war.*' 

Aus was für Bestandtheilen aber auch immer das Vermögen 
der Kommunalverbände höherer Ordnung zusammengesetzt sein 
mag, seine Bestimmung ist stets die gleiche; es dient ihnen als 
Mittel zur Erreichung ihrer Zwecke. Die Art, wie es verwendet 
wird, ist allerdings verschieden. Es gibt im Vermögen der Kom- 
munalverbände höherer Ordnung wie im Gemeinde vermögen Ge- 
genstände, welche keinen Ertrag abwerfen, sondern unmittelbar 
der Erreichung eines bestimmten Zweckes dienen, während andere 
Theile desselben als »werbendes Vermögen c ihnen eine möglichst 
grosse Einnahme verschaffen oder Auslagen ersparen sollen. Für 
die Finanzwirthschaft der Kommunalverbände höherer Ordnung 
können nur letztere in Betracht kommen. 

Die Verwaltung des werbenden Vermögens der Kommunal- 
verbände höherer Ordnung ist ebenso, wie die des Gemeindever- 
mögens eine nach den Regeln der Zweckmässigkeit vorzunehmende 
Thätigkeit innerhalb des Rahmens der Gesetze zur Erreichung eines 
bestimmten Zieles, nämlich zur Erlangung eines möglichst grossen 
Gewinnes bei Schonung der Vermögenssubstanz. Da nun die Kom- 
munalverbände höherer Ordnung dem Staate gegenüber zur Er- 
füllung ihrer öffentlichen Zwecke verpflichtet sind, diese aber durch 
eine ökonomische Vermögensverwaltung bedingt ist, stellen die 
Gesetzgebungen bestimmte Normen auf, um bis zu einem gewissen 
Grad eine solche zu sichern. 

Anordnungen allgemeinen Inhalts, welche die Kommunalver- 
bände verpflichten, »ihr Vermögen ungeschmälert zu erhalten«, und 



«» So wurde z. B. durch § 19 des preuss. Dotationsgesetzes vom S.Juli 1875 
das Eigenthum an den Staatschaussöen nebst allen Nutzungen und ZugehOrungen 
einschliesslich der Chauss^ewärter- und Einnahmehäuser den Provinzialverbänden 
übertragen. 

I« § 7—16 desselben Gesetzes zählen eine Anzahl derartiger Fonds am. 
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dgl. m. sind verhältnismässig selten.*^ Umso häufiger sind die 
kommunalen Organe bei Beschlussfassung über wichtigere Akte 
der Vermögensverwaltung an die Genehmigung der Aufsichtsbe- 
hörde gebunden, wobei im Einzelnen die Bestimmungen der ver- 
schiedenen Gesetzgebungen allerdings sehr von einander abweichen. 
So unterliegen bisweilen alle Beschlüsse der kommunalen 
Vertretungskörper über Veräusserung, Belastung oder Verpfandung 
des Stammvermögens der Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde.*« 
Einige Gesetzgebungen verlangen dieselbe nur bei Veräusserung 
unbeweglichen Vermögens,*^ während es nach anderen Gesetzen 
lediglich auf den Kapitalswerth des betreffenden Vermögensstückes 
ankommt.*^ Hin und wieder wird höhere Genehmigung auch zum 

" § 76 des böhm., § 48 des gal., § 74 des schles., § 76 des steier., § 54 
des tir. G. über die Bezirksvertr., Art. 94, § 2 der old. G.-O. 

*^ Nach § 20 der öst. Landesordnungen bedürfen Landtagsbeschlüsse, welche 
eine Veräusserung, bleibende Belastung oder eine Verpfändung des Stamm- 
vermögens mit sich bringen, der ksdserlichen Genehmig^ung, derartige Beschlüsse 
der Bezirksvertretung nach § 56 des böhm., § 25 des gal., § 54 des schles., 
§ 55 des steier., § 22 des tir. G. über die Bezirksvertr. der Genehmigung des 
Landesausschusses. Art. 132, 33 der holl. Prov.-O. verlangt zum Kaufen, Ver- 
miethen. Veräussern, Belasten und Verpfänden von Provinzialgut Genehmigimg 
des Königs. § 22 des sächs. G. vom 21. April 1873, die Bildung von Bezirksv. 
u. s. w. betr. verlangt tür Verwendungen aus dem Stammvermögen des Bezirks 
die Genehmigimg des Kreishauptmanns, welche unter Zuziehung des Kreis- 
ausschusses zu ertheilen ist. Aehnlich nach Art. 1 18 der hess. Kr.- und Prov.-O., 
§ 50, AI. 3 der braunschw., § 39, AI. 3 der anh. Kr.-O. 

*" § 55 a> 176, AI. 4 der preuss. Kr.-O. für die östl. Prov., § 45, 139 der 
schl.-holst., § 91 der westf. und der rheinl., § 103 der hann., § 104 der hess.- 
nass. Kr.-O., Art. V, B 5 c des G. vom 19. Mai 1889 für Posen, § 76 der westf. 
§ III der rheinl. L.-G.-O., betreffs der Aemter und Bürgermeistereien. Aehnlich 
nach Art. 166, AI. i, 223 der ital. Gem.- und Prov.-O. 

*o Art. 86 des belg. G. vom 30. April 1836 fordert die Genehmigung des 
Königs für den Erwerb, den Tausch und die Veräusserung von Provinzialgut, 
sofern der Werth desselben 10.000 Fr. übersteigt, und der Gouverneur den dies- 
bezüglichen Beschluss des Provinzialrathes dem König unterbreitet. Nach Art. 40, 
AI. 3, 4, 6 des württ. G. vom 21. Mai 1891 ist die Genehmigung der Kreis- 
regierung zur Giltigkeit und Vollziehbarkeit der Beschlüsse der Amts Versammlung 
nothwendig, wenn unbewegliches Vermögen der Amtskörperschaft im Werth 
von mehr als 10.000 M. veräussert werden soll, ferner bei der Uebemahme 
dauernder Haftverbindlichkeiten und bei Verwendung von Bestandtheilen des 
Grimdstockvermögens zur Bestreitung von Ausgaben der laufenden Verwaltung. 
Nach Art. 48, AI. i, 49 des franz. G. vom 29. August 1871 werden Beschlüsse 
des Conseil g€n€ral über Erwerb, Veräusserung und Tausch von solchen Bestand- 
theilen des Departementsvermögens, welche bestimmten, im Gesetz genannten 
öffentlichen Zwecken gewidmet sind, erst dann vollzieh bar, wenn binnen drei 
Monaten nach Schluss der Session der Präsident nicht in einem mit Gründen 
versehenen Dekret die Ausführung suspendirt hat. 
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Ankauf von Grundstücken und Realitäten gefordert/* während der 
Tausch kommunaler Vermögensobjekte jederzeit unter »Ver- 
äusserungen« inbegriffen ist. Dem unbeweglichen Vermögen wer- 
den häufig auch Immobiliarrechte gleichgestellt, für deren Begriffs- 
bestimmung die Normen der 2ivilgesetzgebung des betreffenden 
Landes massgebend sind." Femer ist höhere Genehmigung zum 
Abschluss von Darlehensverträgen erforderlich, und zwar entweder 
zur Aufnahme jeder Anleihe,'^ oder nur von Anleihen einer be- 
bestimmten Art, insbesondere von solchen^ die eine gesetzlich 
fixirte oder zum Einkommen des Verbandes in einer gewissen 
Relation stehende Summe überschreiten.^* 

Zum Abschluss anderer Rechtsgeschäfte der kommunalen 
Vermögensverwaltung ist höhere Genehmigung in der Regel nicht 
erforderlich. 5* Sofern aber das Gesetz die Rechtsgiltigkeit der 
Beschlüsse des kommunalen Vertretungskörpers überhaupt von der 
frei zu gewährenden oder zu versagenden Genehmigung der Auf- 
sichtsbehörde abhängig macht,'^ oder die Annullirung derselben 
nicht nur wegen Rechtswidrigkeit, sondern schon aus blossen 



'^ So in Holland imd Belgien nach den in den letzten Anmerkungen 
zitirten Stellen. 

'* So in Preussen mid Württemberg. Art. 166, AI. i des ital. Gem.- 
und Prov.-G., dessen Bestimmungen nach Art. 223 auch für die Finanzwirth- 
schaft der Provinzen gilt, stellt den Immobilien gewisse Schuldverschreibungen 
gleich. 

•« Art. 166, AI. I des ital. Gem.- und Prov.-G., Art. 131, 33 der holl. 
Prov.-O., Art. 86 des belg. G. vom 30. April 1836, § 20 der Ost. Landesordnungen, 
§ 119, AI. 3 der preuss. Prov.-O., § 55 a, 176, AI. 5 der Kr.-O. für die östl. 
Prov. und die Anm. 29 zitirten Paragraphen der anderen Kreisordnungen^ 
Art. 40, AI. 5 des württ. G. vom 21. Mai 1891, § 54, Abs. 2 des bad. G. vom 
5. Oktober 1863, Art. 118, AI. 3 der hess. Kr.- und Prov.-O., § 5Q, AI. 4 der 
braunschw., § 39, AI. 4 der anh., Art. 18, AI. I der mein., § 8 der wald. 
Kr.-O. 

** § 55 des böhm., § 24 des gal., § 53 des schles., § 54 des steier., § 21 
des tir. G. über die Bezirks vertr. In Frankreich verlangt Art. 41 des G. vom 
29. August 1871 zur Aufnahme von Darlehen, deren Rückzahlbarkeit binnen 
15 Jahren nicht gesichert ist, sogar ein Spezialgesetz. 

** So verlangt Art. 46, AI. 5, 53 des franz. G. vom 29. August 1871 die 
Genehmigimg der Regierung zur Annahme von letztwilligen Zuwendungen, 
wenn die Familie des Verstorbenen dagegen Einsprache erhebt. Art. 132, 33 
der hoU. Prov.-O. verlangt zur Annahme jeder derartigen Zuwendung die Ge- 
nehmigung des Königs. Das gleiche gilt bei Verpachtungen von Provinzialgut, 
während Art. 166, AI. 3 des ital. Gem.- und Prov.-G. nur bei Verpachtungen 
und Vermiethungen über 12 Jahre höhere Genehmigung fordert. 

^ Art. 23 des bayer. D.-R.-G., § 21 der schw.-sond. Bez.-O. 
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Gründen der Zweckmässigkeit zulässt,*' gilt dies natürlich, wie 
für die übrigen Zweige der kommunalen Verwaltung so auch für 
die des Vermögens. 

C. Einnahmen der KommnnalTerbände höherer Ordnung 

Die Kommunalverbände höherer Ordnung sind gleich der 
Gemeinde in der Regel darauf angewiesen, einen grossen Theil 
ihrer Auslagen durch Erhebung von Zwangsbeiträgen zu decken.^* 
Während aber die gemeinden durch den Ertrag derselben für 
ihren ganzen Bedarf aufkommen müssen, soweit dieser nicht durch 
die Einkünfte ihres Vermögens und sonstige privatrechtliche Ein- 
nahmen gedeckt ist, bestreiten zahlreiche Kommunalverbände 
höherer Ordnung einen beträchtlichen Theil ihrer Auslagen aus 
staatlichen Zuschüssen, den sogenannten »Dotationen«. 

Es wurde schon früher^^ bemerkt, dass dieselben den Kom- 
munalverbänden höherer Ordnung als Beitrag für die Mehraus- 
lagen zugewiesen wurden, welche ihnen aus der Uebernahme der 
ihnen durch die neuere Gesetzgebung übertragenen Geschäfte der 
staatlichen Verwaltung erwachsen. In ausgedehntestem Masse ist 
dies durch die preuss. Prov.-O., die Kreisordnungen und ver- 
schiedene andere preuss. Gesetze geschehen. Im Anschluss an 
diese nun hat sich ein ausgebildetes System von Dotationsge- 
währungen an die Provinzen, Kreise und Amtsbezirke entwickelt, 
welches, wenngleich die Bestimmungen darüber in verschiedenen 
Gesetzen enthalten sind, ein organisches Ganzes bildet, und mit 
der Steuerpolitik des Staates und des Reichs, in gewisser Hinsicht 
aber auch mit der Besteuerung der Gemeinden in Zusammenhang 

Schon 1867, 1868 und 1872 waren den kommunalen Ver- 
bänden des Regierungsbezirks Kassel, der Provinz Hannover und 
des Regierungsbezirks Wiesbaden zur Fürsorge für verschiedene 
Einrichtungen und Anstalten, deren Verwaltung und Unterhaltung 

»' Nach Art. 166 der holl. Prov.-O. und Art. 89 des belg. G. vom 
30. April 1836 kann der König aus Rücksichten des allgemeinen Wohles jeden 
Beschluss der provinziellen Vertretungskörper suspendiren oder annuliren. Nach 
§ 54 des bad. G. vom 5. Oktober 1863 steht dieses Recht dem Minister des 
Innern zu. 

»« Einzelne Gesetzgebungen, so z. B. die Ost. Gesetze über die Bezirks- 
vertr. sprechen von Steuern zur Bestreitung der durch die Einkünfte aus dem 
Stammvermögen nicht gedeckten Auslagen. 

■» S. 338. 

*° Siehe StengePs Art. »Dotationen« in seinem Wörterbuch des deutschen 
Verwaltungsrechts, I. B., S. 288. 
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bis dahin dem Staate obgelegen hatte, namhafte Beträge aus der 
Staatskasse zugewiesen worden. Auch sollten nach § 70 der Kr.-O. 
vom 13. Dezember 1872 die Kreise als Beiträge zu den Kosten 
der Amtsverwaltung diejenigen Summen erhalten, welche der 
Staat durch den Wegfall gewisser Pcjizeiverwaltungskosten von 
1873 an ersparen würde. Zugleich gab die Regierung wiederholt 
die Zusicherung, in gleicher Weise »allen Provinzen der Monarchie 
eine Dotation aus Staatsfonds zu Zwecken der Selbstverwaltung 
zu Theil werden zu lassen.« Zu diesem Behufe wurde 30. April 
1873 ein Gesetz, betreiFend die Dotationen der Provinzial- und Kreis- 
verbände erlassen. Nach § i desselben wurde den Provinzialver- 
bänden der alten Provinzen, Schleswig-Holstein, dem Stadtkreis 
Frankfurt am Main und dem später zu Hannover geschlagenen 
Jadegebiet zu Zwecken der Selbstverwaltung die Summe von 
jährlich 6 Mill. M., und den kommunalen Kreisverbänden die 
Summe von jährlich 3 Mill. M. vom l. Januar 1873 ab zur Ver- 
fügung gestellt. Die Vertheilung sollte nach § 2 und 3 zur einen 
Hälfte nach dem Massstab des Flächeninhalts, zur anderen Hälfte 
nach dem Massstabe der Bevölkerungszahl erfolgen. Ein weiteres 
Gesetz vom 8. Juli 1875 stellte im § i den genannten Provinzial- 
verbänden eine in gleicher Weise zu vertheilende Summe von 
jährlich 7,440.cx)0 M. zur Verfügung, übertrug ihnen aber zu- 
gleich die Besorgung einer Reihe von Verwaltungsangelegenheiten, 
welche bis dahin zum Theil vom Staate selbst wahrgenommen 
worden waren.* ^ Ferner wurde ihnen durch § 18 flF. die Ver- 
pflichtung zur Verwaltung und Unterhaltung der Staatschaussden 
übertragen, dafür aber eine besondere Jahresrente von 19 Mill. M. 
gewährt. Von der Uebertragung, Verwaltung und Unterhaltung 
mehrerer bis dahin von Staatsbehörden verwalteter Anstalten an 
die Provinzialverbände und der Ueberweisung gewisser Fonds an 
dieselben ist schon die Rede gewesen.** 

Den kommunalen Kreisverbänden waren durch die sogenannte 
»Lex Huene« vom 14. Mai 1885 aus den Preussen zufallenden Be- 
trägen, welche nach § 8 des G. vom 15. Juli 1879 vom Reich aus 
dem Ertrag gewisser Steuern den Einzelstaaten zu überweisen 
sind, neben den Dotationen nach dem G. vom 30, April 1873 be- 
stimmte Jahresrenten gewährt worden. Das Gesetz wegen Auf- 
hebung direkter Staatssteuem vom 14. Juli 1893 aber, welches in 
Uebereinstimmung mit dem K.-A.-G. gleichen Datums die zur 



" § 4, 5 des G. 

" s. 345. 
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Tragung der Kreislasten verpflichteten Gemeinden in Stand setzte, 
eine Reihe von Steuerobjekten weit wirksamer heranzuziehen, als 
es bis dahin geschehen konnte, hat die Lex Huene wieder auf- 
gehoben.*^ 

Auch die Gesetzgebung verschiedener anderer deutscher 
Staaten hat den Kommunalverbänden höherer Ordnung für Zwecke 
der Selbstverwaltung, sowie für spezielle ihnen übertragene Ver- 
waltungsaufgaben bestimmte Jahresrenten 2fugewiesen. So hat das 
bad. Armengesetz vom 5. Mai 1870, welches die kommunalen 
Kreisverbände zu Landarmenverbänden machte, denselben Ersatz 
des einen bestimmten Höchstbetrag übersteigenden Landarmen- 
aufwandes zugesichert, an dessen Stelle nach dem G. vom i. März 
1884 ein Jahrespauschale getreten ist. Ferner wurde den Kreis- 
verbänden, als ihnen durch das G. vom 14. Juni 1884 die Unter- 
haltung gewisser Strassen übertragen wurde, als Beitrag zu den 
Kosten derselben ein bestimmter Jahreszuschuss überwiesen. Den 
Sachs. Bezirks verbänden wurden durch G. vom 25. Juni 1874 die 
Zinsen jeines aus dem auf Sachsen entfallenden Antheil der fran- 
zösischen Kriegsentschädigung gebildeten Fondes für Zwecke der 
Selbstverwaltung zugewiesen, wozu nach dem G. vom 18. Dezember 
1876 noch die Forderungen aus gewissen auf Grund des R.-G. vom 
22. Juni 1871 zu Beihilfen an Angehörige der Reserve und der 
Landwehr in Sachsen behufs Unterhalt ihrer Familien bestimmten 
Summen kommen. In ähnlicher Weise hat auch in anderen Staaten 
die neuere Gesetzgebung den Kommunalverbänden höherer Ordnung 
zugleich mit der Uebertragung gewisser Verwaltungsaufgaben 
Dotationen als Beitrag zu den durch dieselben verursachten Aus- 
lagen zugewiesen. 

Unter den Zwangsbeiträgen, welche die Kommunalverbände 
höherer Ordnung erheben, nehmen wie bei der Gemeinde die erste 
Stelle die Steuern ein, welche von den der öffentlichen Gewalt 
des Verbandes unterstehenden Personen, eventuell von den im 
Gebiet desselben befindlichen Häusern, Realitäten, Unternehmungen 
u. dgl. zu entrichten sind. Dabei erscheinen aber nicht immer die 
Angehörigen des Verbandes, eventuell Forensen und juristischen 
Personen, welche innerhalb desselben Vermögen besitzen oder ein 
Einkommen beziehen, als unmittelbar zahlungspflichtig. Eine An- 
zahl von Gesetzgebungen erklärt vielmehr, dass die nicht ander- 



*' § 13 des G. wegen Aufhebung direkter Staatssteuern bestimmte auch, 
dass die von den Gemeinden fortzuerhebende Betriebssteuer an die Kreiskassen 
abgeführt werden müsse. 
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weits, also insbesondere durch privatrechtliche Einnahmen, Dota- 
tionen und Gebühren gedeckten Erfordernisse der Kommunalver- 
bände höherer Ordnung durch Beiträge der Gemeinden oder an- 
derer niederer Kommunalverbände hereinzubringen seien, welche 
als eigentliche Theilnehmer des Verbandes höherer Ordnung an- 
zusehen sind.** Wie sie diese Beträge ihrerseits von ihren Ange- 
hörigen, beziehungsweise den nächst niederen Kommunalverbänden 
hereinbringen, ist entweder ihrem eigenen Ermessen überlassen, 
oder es stellen die Gesetzgebungen selbst mehr oder weniger ein- 
gehende Normen darüber auf. 

So bestimmt § 106 der preuss. Prov.-O.: »Die Vertheilung der 
Provinzialabgaben erfolgt auf die einzelnen Land- und Stadtkreise 
nach dem Massstabe der in ihnen aufkommenden direkten Staats- 
steuer mit Ausschluss der Gewerbesteuer vom Hausirgewerbe.« 
§ 107 regelt die Art der Vertheilung. Die Antheile der einzelnen 
Land- und Stadtkreise werden nach § 108 gleich den übrigen Kreis- 
und beziehungsweise Gemeindebedürfnissen aufgebracht. Sofern 
es sich um Provinzialeinrichtungen handelt, welche in besonders 
hervorragendem oder besonders geringem Masse einzelnen Theilen 
der Provinz zu Gute kommen, kann nach §110 der Provinzial- 
landtag für die betreflfenden Kreise eine entsprechende Mehr- oder 
Minderbelastung beschliessen.*^ Die Mehrbelastung kann auch durch 
Naturalleistungen ersetzt werden. Beschlüsse über Mehr- oder 
Minderbelastungen bedürfen nach § 119 der Bestätigung des Mi- 
nisters des Innern, Beschlüsse über Belastung des Provinzialver- 
bandes durch Beiträge über 25% des Gesammtauf kommens an 
direkten Staatssteuern der Bestätigung der Minister des Innern 
und der Finanzen. 

In ähnlicher Weise erfolgt nach § 10 der Kreisordnungen die 
Vertheilung der Kreisabgaben nach dem Verhältnis der von den 
Kreisangehörigen zu entrichtenden direkten Staatssteuern durch 
Zuschläge zu denselben, beziehungsweise zu den nach § 14 und 15 
zu ermittelnden fingirten Steuersätzen der Forensen und juristischen 
Personen. Bei der Vertheilung der Kreissteuern sind nach § 91 
AI. 2 des K.-A.-G. die Grund-, Gebäude- und die Gewerbesteuer 
der Klassen I und II in der Regel mit dem gleichen Betrage heran- 
zuziehen, mit welchem die Staatseinkommensteuer belastet wird.*^ 



** Vergl. die Ausführungen auf S. 309 fi. 

** Diese Bestimmungen gelten nach Art. V, A 6 des G. vom 19. Mai 1889 
auch für den Provinzialverband Posen. 

^' Doch kann mit Genehmigung des Bezirksausschusses der Betrag, mit 
welchem die Realsteuem heranzuziehen sind, bis auf das Anderthalbfache jenes 
Prozentsatzes erhöht oder bis auf die Hälfte desselben herabgesetzt werden. 
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Ausgeschlossen von der Heranziehung bleibt die Gewerbesteuer 
vom Hausirgewerbe. Die Beschlussfassung, in welcher Weise die 
also berechneten Antheile an den Kreissteuem thatsächlich auf- 
gebracht werden sollen, bleibt nach § 91 AI. i des K.-A.-G. sowohl 
den Städten, als auch den Landgemeinden vorbehalten. 

Herangezogen werden zur Zahlung der KreisabgabeA vor 
allem die Kreisangehörigen, dann aber auch juristische Personen 
und Forensen.*'' Zur Vermeidung von Doppelbesteuerungen finden 
nach § 92 des K.-A.-G. die für die Gemeindesteuern geltenden 
Vorschriften mit gewissen Modifikationen Anwendung.*® Die dem 
Staate gehörigen zu einem öffentlichen Dienste oder Gebrauche 
bestimmten Liegenschaften und Gebäude, die königlichen Schlösser 
und gewisse andere im Gesetze näher bezeichnete Grundstücke 
und Gebäude sind von den Kreislasten befreit. Das gleiche gilt 
bis zu anderweitiger gesetzlicher Regelung auch von den Dienst- 
grundstücken der Geistlichen, Kirchendiener und Elementarschul- 
lehrer. Auch das Diensteinkommen mittelbarer und unmittelbarer 
Staatsbeamter darf nur in beschränktem Masse zur Kreiseinkommen- 
steuer herangezogen werden. Ebenso finden die Vorschriften über 
persönliche Befreiung von Gemeindesteuern auf die Heranziehung 
zu den Kreisabgaben Anwendung.*^ 

Im Uebrigen haben die Steuerpflichtigen aller Kreistheile in 
gleicher Weise zu den Kreislasten beizutragen. Doch kann ebenso 
wie es bei Vertheilung der Provinzialabgaben auf die einzelnen 
Kreise der Fall ist, sofern es sich um Einrichtungen handelt, welche 
in besonders hervorragendem oder in besonders geringem Masse 
einzelnen Kreistheilen zu Gute kommen, der Kreistag nach § 13, 
der Kreisordnungen eine entsprechende Mehr- oder Minderbelastung 
dieser Kreistheile eintreten lassen, wobei die Mehrbelastung gleich- 
falls durch Naturalleistungen ersetzt werden kann. Beschlüsse des 
Kreistags über Mehr- oder Minderbelastungen einzelner Kreistheile 
bedürfen der Bestätigung des Ministers des Innern, Beschlüsse über 
Belastungen der Kreisangehörigen durch Kreisabgaben über 50% 
des Gesammtaufkommens der direkten Staatssteuern der Bestäti- 
gung der Minister des Innern und der Finanzen. ^<^ 



*^ § 14, 15 der Kreisordnungen, § 91, AI. 4 des K.-A.-G. 

" § 92 des K.-A.-G. 

*• § 17, 18 der Kreisordnungen. 

«*<» § 176 der Kr.-O. für die östl. Prov., § 139 der schl.-holst., § 91 der 
westf. und rheinl., § 103 der hann., § 104 der hess.-nass. Kr.-O., Art. V, B. 3, 5 
des G. vom 19. Mai 1889 für Posen. 
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Die Aufbringung der Verwaltungskosten der Amtsbezirke er- 
folgt in den zusammengesetzten Amtsbezirken in Ermangelung einer 
Vereinbarung unter den Betheiligten nach dem für die Kreisabgaben 
festgestellten Massstab. ^ ^ 

Indirekte Steuern werden von den Kommunalverbänden höherer 
Ordnung in Preussen überhaupt nicht erhoben. § 93 des K.-A.-G. 
gestattet zwar den Kreisen ausdrücklich, das Halten von Hunden 
zu besteuern, die Hundesteuer ist aber keine indirekte, sondern 
eine Aufwandsteuer, welche aber, wie es sonst meist nur bei den 
Schätzungen, der Fall ist, direkt erhoben wird. 

Die der preussischen Gesetzgebung zu Grunde liegenden 
Prinzipien kommen auch in den Gesetzen der meisten anderen 
Staaten des Deutschen Reiches zum Ausdruck. Die zu einem 
kommunalen Verbände höherer Ordnung gehörigen Personen wer- 
den zwar häufig bezeichnet,^* die Zahlung der Abgaben selbst 
aber wird aus der Kasse der Gemeinden, beziehungsweise aus der 
der Kommunalverbände niederer Ordnung geleistet. Die Verthei- 
lung derselben erfolgt im Allgemeinen nach Massgabe der im Be- 
zirke des betreffenden Verbandes veranlagten direkten Staatssteuem, 
wobei allerdings bisweilen gewisse Steuern gar nicht und andere 
zu ungleichen Perzentsätzen herangezogen werden können. Steuer- 
pflichtig sind in der Regel alle diejenigen, welche zur Zahlung der 
direkten Gemeindesteuern herangezogen werden, bisweilen aber 
auch noch andere physische und juristische Personen.*^ 

Ein anderes Besteuerungssystem gilt für die Kommunalver- 
bände höherer Ordnung in Oesterreich und den ausserdeutschen 
Staaten, wie innerhalb Deutschlands für die bayerischen Kreisge- 
meinden. Die Steuern werden nämlich daselbst nicht auf die Ge- 
meinden oder Kommunalverbände niederer Ordnung repartirt, son- 
dern es erscheinen die dem Verband höherer Ordnung angehörigen 
Personen als unmittelbar steuerpflichtig. Dabei werden die Steuern, 
ähnlich wie es bei der Gemeinde der Fall ist, als Zuschläge zu 



" § 70 der Kr.-O. für die östl. Prov., § 61 der schl.-holst. Kr.-O., § 77 der 
westf., § 113 der rheinl. L.-G.-O. 

** So z. B. § 20 des Sachs. G. vom 21. April 1873, die Bildung von Bezirksv. 
u. s. w. beir.j § 8 der braunschw., § 7 der anh. Kr.-O. 

ö» Art. 30—33 des bayer. D.-R.-G., § 20, AI. i, 23 des sächs. G. vom 
21. April 1873, die Bildung von Bezirksv. u. s. w. betr., württ. G. vom 
28. April 1873 und G.-Lit.-B. vom 23. Juli 1877, § 43 des bad. G. vom 
5. Oktober 1863 in der durch die Gesetze vom 2. März 1880 und 17. Mai 1886 
bewirkten Fassung, Art. 9, 10 der hess. Kr.- und Prov.-O., Art. 88 der old. G.-O., 
§ 10—16 der braunschw., § 9-14 der anh. Kr.-O., § i des G. vom 24. April 1880, 
§ 81 der schaumb.-lipp. L.-G.-O., § 7—10 der wald. Kr.-O. 

Blodig, Selhstverwaltunf. 23 
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den Staatssteuem eingehoben. So bestimmt § 22 der österreichi- 
schen Landesordnungen: ? der Landtag ist berechtigt. Zuschlage zu 
den direkten landesfürstlichen Steuern bis auf zehn Perzente der- 
selben umzulegen und einzuheben. Höhere Zuschlage zu einer 
direkten Steuer und sonstige Landesumlagen bedürfen der kaiser- 
lichen Genehmigung^ . In ähnlicher Weise können die Bezirks- 
vertretungen Zuschläge zu den direkten Staatssteuem bis zu einem 
bestimmten Perzentsatz derselben ohne jede höhere Genehmigung 
erheben. Weitere Zuschläge können vom Landesausschuss be- 
willigt werden, der dabei eventuell im Einverständnis mit der po- 
litischen Landesbehörde vorzugehen hat. Die Erhebung von Zu- 
schlägen über einen bestimmten Maximalsatz, sowie die Einführung 
andenv-eitiger Bezirksumlagen kann nur durch ein Landesgesetz 
gestattet werden.^* 

Auch in Bayern ist nach Art. 16 des L.-R.-G. der alle direkten 
Steuerarten in sich begreifende Steuerfuss der regelmässige Mass- 
stab für die Beiträge zu den Kreisumlagen mit Ausnahme der 
Wittwen- und Waisenfondsbeiträge. ^^ 

In Frankreich werden die Departementsteuem ebenso wie die 
Gemeindesteuern als Zusatzsteuern zu den direkten Staatssteuern 
(Centimes additioneis) erhoben, und bilden einen integrirenden Be- 
standtheil des Staatsbudgets. Dieselben sind entweder gesetzliche 
Zuschläge zu den allgemeinen Staatssteuern, welche jedes Jahr 
ohne weiteren Beschluss erhoben werden, Zuschläge für besondere 
Zwecke, welche der Conseil general bis zu einem gesetzlich be- 
stimmten Maximum bewilligen kann, solche, für die ihm im Finanz- 
gesetze alljährlich eine feste Grenze gesteckt wird, oder endlich 
ausserordentliche Zuschläge, deren Erhebung nur auf Grund eines 
Spezialgesetzes erfolgen kann.^^ 

Auch die Steuern für die italienischen Provinzen werden aus- 
schliesslich als Zuschläge zu den Staatssteuern erhoben.^^ Dagegen 
können die Provinzialräthe in Belgien und Holland mit Genehmi- 
gung des Königs jede Steuer, im letzteren Lande jedoch mit Aus- 
schluss von Akzisen ausschreiben.^® 



^ Art. XXI des G.-G. vom 5. März 1862, § 54 des böhm., § 23 des gal., 
§ 52 des schles., § 53 des steier., § 19 des tir. G. über die Bezirksvertr. 

^ Ein anderer Massstab kann auf Antrag des Landrathes nur im Wege 
des Gesetzes eingeführt >\'erden. 

^ Art. 40, 41, 58, 59 des G. vom 29. August 187 1. 

'' Art. 202, 262 des Gem.- und Prov.-G. 

»■ Art. 116, 17 der holl. Prov.-O., Art. 86 des belg. G. vom 30. April 1836. 
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D. Ausgaben der Kommiinalverbände höherer Ordnang. 

Da die Kommunalverbände höherer Ordnung zur Wahrneh- 
mung gewisser Geschäfte der öffentlichen Verwaltung gesetzlich 
verpflichtet sind, müssen sie auch die dazu erforderlichen materiel- 
len Mittel autbringen und durch Einstellung in's Budget ihrer Ver- 
wendung zuzuführen. Unterlässt oder verweigert daher ein kom- 
munaler Verband, die vom Gesetz als obligatorisch bezeichneten*'-^ 
oder von der Aufsichtsbehörde festgestellten Leistungen auf den 
Haushaltsetat zu bringen oder ausserordentlich zu genehmigen, so 
verfügt diese, eventuell eine höhere Instanz die zwangsweise Ein- 
tragung in den Etat, beziehungsweise die Feststellung der ausser- 
ordentlichen Ausgaben,*® Indem die Gesetzgebung zugleich die 
Vollziehbarkeit kommunaler Beschlüsse über wichtigere Angelegen- 
heiten der Finanzwirthschaft von der Genehmigung der Aufsichts- 
behörde abhängig macht, sorgt sie dafür, dass den kommunalen 
Verbänden nicht durch Verschleuderung ihres Vermögens und Ver- 
schwendung ihrer Einnahmen die zur Erfüllung ihrer Verpflich- 
tungen nothwendigen materiellen Mittel entzogen werden. 



E.'Das Budget und das Rechnungswesen der Komniunalverbande 

höherer Ordnung. 

Den Kommunal verbänden höherer Ordnung ist die Aufstellung 
eines Budgets für die einzelnen Wirthschaftsperioden zur Pflicht 
gemacht. Der Haushaltsetat über alle Einnahmen und Ausgaben, 
welche sich im Voraus bestimmen lassen, wird von den kommu- 
nalen Verwaltungsorganen entworfen und vom Vertretungskörper 



^' Art. 60 des franz. G. vom 29. August 187 1 zählt die obligatorischen 
Ausgaben der Departements auf. Aehnlich Art. 203 des ital. Gem.- u. Prov.-G., 
Art. 107 der holl. Prov.-O., Art. 69 des belg. G. vom 30. April 1836. Auch einzelne 
deutsche Bezirks- und Kreisordnungen zählen die wichtigsten obligatorischen 
Ausgaben der Kommunalverbände höherer Ordnung auf, so z. B. Art. 27 des 
bayer. D.-R.-G. In der Regel aber sind die Bestimmungen darüber in den 
Dotationsgesetzen, den Ausführungsgesetzen zum R.-G. über den Unterstützungs- 
wohnsitz, den Gesetzen über Leistungen für Armenzwecke und verschiedenen 
anderen Gesetzen enthalten. 

•° Art. 10, II des franz. G. vom 18. Juli 1866, Art. 61 des G. vom 29. 
August 1871, Art. 265 des ital. Gem.- u. Prov.-G., Art. 112 der holl. Prov.-O., Art. 
87 des belg. G. vom 30. April 1836, § 80 des böhm., § 52 des gal., § 78 des 
schles., § 80 des steier., § 58 des tir. G. über die Bezirksvertr., § 121 der preuss. 
Prov.-O., § 72, 180 der Kr.-O. für die östl. Prov., womit die übrigen Kreis- 
ordnungen übereinstimmen, Art. V. A 7 und B 7 des G. vom 19. Mai 1889 für 
Posen, § 4, 35 des Zust.-G., Art. 29 des bayer. D.-R.-G., § 54 des bad. G. vom 

23* 
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festgestellt/^ Dass die Voranschläge der Aufsichtsbehörde mitzu- 
theilen sind, folgt nothwendigerweise aus dem Wesen und Charakter 
der staatlichen Aufsicht. Eine formelle Genehmigung des Budgets 
durch dieselbe ist jedoch nur von wenigen Gesetzgebungen vor- 
geschrieben." Wohl aber sind die kommunalen Verwaltungsorgane 
häufig verpflichtet, die Voranschläge, ehe sie dieselben dem Ver- 
tretungskörper vorlegen, durch eine bestimmte Zeit öffentlich auf- 
zulegen oder sonst zu verlautbaren, um so den zum Verband ge- 
hörigen Personen Gelegenheit zu geben, in die kommunale Finanz- 
wirthschaft Einsicht zu nehmen.*^ Die Dauer der Wirthschafts- 
periode beträgt meistens ein Jahr, doch kommen bisweilen auch 
längere Etatperioden vor.^* 

Ganz ähnliche Grundsätze gelten betreffs der Prüfung der 
Rechnungen auf ihre Uebereinstimmung mit dem Voranschlag und 
etwaigen ausseretatmässigen Bewilligungen und der Entlastung der 
kommunalen Verwaltungsorgane. Die Rechnungen sind nämlich 
in der Regel gleichfalls durch eine bestimmte Zeit öffentlich auf- 
zulegen, und nachher dem kommunalen Vertretungskörper zu über- 



5. Oktober 1863, Art. 122 der hess. Kr.- u. Prov.-O., Art. 94 § 3 AI. b der old. 
G.-O., § 73 der braunschw., § 55 der anh., § 65 der wald. Kr.-O. Nach Art 15 
AI. a des bayer. L.-R.-G. und nach § 80, 81 der schaumb.-lipp. L.-G.-O. bedOrfen 
die vom Gesetz als obligatorisch erklärten Ausgaben der Kreis-, beziehungs- 
weise der Amtsverbände überhaupt keiner Beschlussfassung oder Genehmigung 
durch die betreifenden kommunalen VertretungskOrper. 

** Art H, 38 des gegenwärtig in Els.-Lothr. in Geltung stehenden franz. 
G. vom 10. Mai 1838, Art. 57, 66, 67 des G. vom 29. August 1871, Art. 20i 
AI. II, 210 AI. 3 des ital. Gem.- u. Prov.-G., Art. 103, 104, 130 der holl. Prov.-O., 
Art. 66, 115 des belg. G. vom 30. April 1836, § 18 I AI. 4 der Ost. Landes- 
ordnungen, § 53, 59 des böhm., § 22, 30 des gal., § 51, 57 des schles., § 52, 59 
des steier., § 16, y\ des tir. G. über die Bezirks vertr., § loi— 103 der preuss. 
Prov.-O., § 52, 127 der Kr.-O. für die östl. Prov., § 39, 114 der schl.-holst. Kr.- 
O., § 76 der westf. L.-G.-0., § 71 der Kr.-O., § iil der rheinl. L.-G.-0., § 71 
der Kr.-O., § 83 der hann., § 84 der hess.-nass. Kr.-O., Art. 15 AI. a, d, 22 des 
bayer. L.-R.-G., Art il AI. a, 16 AI. f des D.-R.-G., § 20 AI. 3, 24 des sächs. 
G. vom 21. April 1873, die Bildung von Bezirks v. u, s. w, betr., § 79 
des württ. Verw.-Ed., Art. 39 des G. vom 21. Mai 1891, § 41 AI. 7 des bad. G. 
vom 5. Oktober 1863, Art. 40—42, 93 der hess. Kr.- und Prov.-O., Art. 87 der 
old. G.-O., § 68 der braunschw., § 51 der anh., Art 15 AI. a der mein. Kr.-O., 
§ 48 der lipp. L.-G.-O., § 11 der wald. Kr.-O. 

•* So nach Art 109 der holl. Prov.-O., Art. 86 des belg. G, vom 30. April 1836. 

^^ So z. B nach den Ost. Gesetzen Über die Bezirksv., nach der preuss. 
Prov.-O. und den Kreisordnungen. 

** § loi der preuss. Prov.-O. verlangt den Entwurf eines Haushaltsetates 
für ein oder mehrere Jahre, § 11 der wald. Kr.-O. für einen höchstens drei- 
jährigen Zeitraum. 
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mitteln, welcher sie prüft und sodann den Verwaltungsorganen die 
Entlastung ertheilt, oder dieselbe verweigert.®^ Nur nach wenigen 
Gesetzgebungen hat er die Rechnungen blos zu prüfen und zu 
begutachten und der Aufsichtsbehörde, eventuell der staatlichen 
Rechenkammer zu übergeben, welche sie nochmals überprüft und 
definitiv über die Entlastung der kommunalen Verwaltungsorgane 
Beschluss fasst.^® 



5. Abtheilung. 

Die Anfsicht über die Kommunalverbände höherer 

Ordnung. 

Die Aufsicht über die Kommunalverbände höherer Ordnung 
wird meist unmittelbar durch staatliche Organe geführt. Nur in 
grösseren Staaten, wo zwischen Staat und Gemeinde mehrere Arten 
von kommunalen Verbänden höherer Ordnung bestehen, sind bis- 
weilen die einen mit der Führung der Aufsicht über die anderen 
betraut. Dabei fungirt als Aufsichtsorgan entweder die an die 
Spitze des dem betreffenden Kommunalverband entsprechenden 
Administrativbezirkes gestellte Behörde oder die nächst höhere 
Instanz. Die Ausübung einzelner besonders wichtiger Aufsichts- 
befugnisse ist der Zentralbehörde, unter Umständen dem Landes- 
fürsten vorbehalten. 

Als ordentliche Aufsichtsbehörde über das französische De- 
partement ist der Präsident der Republik anzusehen. Er annulirt 
nach Art. 47 des G. vom 29. August 1871 gesetzwidrige Beschlüsse 



•* Art. 38 des franz. G. vom 10. Mai 1838, Art. 66, 67 des G. vom 29. 
August 1871, Art. 201 AI. 11, 257 des ital. Gem.- u. Prov.-G., Art. 118— 21 der 
holl. Prov.-O., Art. 66, 68, 115 des belg. G. vom 30. April 1836, § 118 I AI. 4 
der öst. Landesordnungen, § 53, 59 des böhm., § 22, 30 des gal., § 51, 57 des 
schles., § 52, 59 des steier., § 16, 34 des tir. G. über die Bezirksvertr., § 104 
der preuss. Prov.-O., § 52, 129 der Kr.-O. für die östl. Prov., § 39, "7 der 
schl..holst. Kr.-O., § 76 der westf. L.-G.-O., § 74 der Kr.-O., § iii der rheinl. 
L.-G.-O., § 74 der Kr.-O., § 86 der hann., § 87 der hess.-nass. Kr.-O., Art. 15 
AI. b, 22 des bayer. L.-R,-G., Art. 11 AI. a, 16 AI. e, 21 des D.-R.-G., § 20 AI. 
3, 24 des Sachs. G. vom 21. April 1873, die Bildung von Bezirksv. u. s. w. 
betr., § 82, 83 des württ. Verw.-Ed., § 42 des bad. G. vom 5. Oktober 1863, Art. 
43, 93 der hess. Kr.- u. Prov.-O , Art. 87 der old. G.-O., § 69 der braunschw., 
§ 52 der anh., Art. 15 AI. b der mein. Kr.-O., § 46, 47 der lipp., § 82 der 
schaumb.-lipp. L-G.-O., § 12, 13 der wald. Kr.-O. 

•• Art. 120, 21 der holl. Prov.-O., Art. 53 des belg. G. vom 15. Mai 1846, 
§ 83 des württ. Verw.-Ed , Art. 31 AI. 6, 43 der hess. Kr.- u. Prov.-O. 
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des Conseil g6n6ral, ertheilt ihm nach Art. 49, wo es das Gesetz 
vorschreibt, die höhere Genehmigung,^ und verfügt nach Art. 61 
die Zwangseinstellung obligatorischer Ausgaben in's Departement- 
budget. Der Präfekt hat nur dem Präsidenten die entsprechenden 
Informationen zu geben, die Annulirung gesetzwidriger Beschlüsse 
des Conseil g^n^ral zu verlangen, und in gewissen Fällen un- 
mittelbar gegen Gesetzwidrigkeiten einzuschreiten.* Zur Geneh- 
migung gewisser Beschlüsse des Conseil g6n6ral bedarf es nach 
Art. 40, 41 eines besonderen Gesetzes, ebenso wird nach Art. 35 
im Fall einer Auflösung desselben die Zeit der Neuwahlen durch 
ein solches festgesetzt. 

In Italien hat nach Art. 219—22 des Gem.- u. Prov.-G. der 
Präfekt gesetzwidrige Beschlüsse der kollegialen Provinzialorgane 
zu annuliren. Die höhere Genehmigung jedoch ertheilt, wo ihre 
Vollziehbarkeit von derselben abhängig ist, nach Art. 223, 24 die 
Giunta provinciale oder der Minister für öffentliche Arbeiten.« Die 
Auflösung der kommunalen Vertretungskörper erfolgt nach Art. 268 
durch kgl. Dekret. Die holländischen und belgischen Provinzial- 
verbände werden vom König beaufsichtigt.* Denn der kgl. Kom- 
missär in Holland und der Gouverneur in Belgien sind nicht 
wirkliche Aufsichtsbehörden, sondern Hilfsorgane des Königs, denen 
die Befugnis, in Angelegenheiten der staatlichen Aufsicht selbst- 
ständig Beschluss zu fassen, im Allgemeinen nicht zukommt. '^ 

Auch in Oesterreich wird nach § 20, 22, 41, 42 der Landes- 
ordnungen die Aufsicht über die Kronländer in ihrer Eigenschaft 
als Selbstverwaltungskörper vom Kaiser geführt, der sich dabei des 
Landmarschalles (Präsidenten, Hauptmanns) als vermittelnden Or- 
ganes bedient. Die Aufsicht über die Bezirks verbände führen die 



^ Er thut dies stillschweigend, indem er den betreffenden Beschluss nicht 
innerhalb dreier Monate nach Schluss der Session mittels motivirten Dekretes 
annulirt 

' So nach Art. 28, 34. 

' Ein ganz eigenthümlicher Rechtszustand, wenn man bedenkt, dass nach 
Art. 10 von den sieben Mitgliedern der Giunta provinciale vier vom Provinzial- 
rath gewählt werden. 

* Art. 109, 112, 166 der holl. Prov.-O., Art. 86—89 des belg. G. vom 30. 
April 1836, Art. 39 des G. vom 30. April 1841. 

^ Der italienische Präfekt, welcher nur Organ des Staates ist, ist also 
ordentliche Aufsichtsbehörde erster Instanz über die Provinz. Der französische 
Präfekt, der kgl. Kommissär in Holland und der Gouverneur in Belgien sind 
zugleich Staats- und Kommunalorgane, in Bezug auf die Ausübung der staat- 
lichen Aufsicht aber nicht selbstständige Aufsichtsbehörde, sondern nur Hilfs* 
behörde. 
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politischen Landesbehörde und der Landesausschuss in analoger 
Weise, wie die politische Bezirksbehörde und der Bezirks- oder 
Landesausschuss die Aufsicht über die Gemeinden.® 

Die Aufsicht über die preuss. Amts verbände (Aemter, Bürger- 
meistereien) wird vom Landrath unter Mitwirkung des Kreisaus- 
schusses, über die Kreise vom Regierungspräsidenten unter Mit- 
wirkung des Bezirksausschusses, und über die Provinzen vom Ober- 
präsidenten geführt. Kreis- und Bezirksausschuss sind namentlich 
dann kompetent, wenn das Gesetz für Beschlüsse der Vertretungs- 
organe der beaufsichtigten Kommunalverbände höhere Genehmigung 
verlangt.' Gewisse Beschlüsse der Kreis- und Provinziallandtage 
bedürfen der Genehmigung des Ministers des Innern, der Minister 
des Innern und der Finanzen, oder des Landesherrn.® Die Auf- 
lösung der Kreis- und Provinziallandtage, sowie der Amtsausschüsse, 
wo letztere überhaupt zulässig ist, kann nur durch kgl. Verordnung 
erfolgen.^ 

Ordentliche Aufsichtsbehörde über die bayer. Distriktsge- 
meinden ist nach Art. 23 des D.-R.-G. die Kreisregierung. Die 
Auflösung des Distriktsrathes kann jedoch nach Art. 12 nur vom 
König verfügt werden. Von einer Aufsicht über die Kreisge- 
meinden kann man eigentlich nicht sprechen, da ihre Vertretungs- 
organe nur dem König als alleinigen Innehaber und Träger der 
öff"entlichen Gewalt in der Kreisgemeinde beschränkend zur Seite 
stehen. Die sächs. Bezirksverbände stehen unter Kreishauptmann 
und Kreisausschuss,^^ die württ. Amtskörperschaften unter der 
Kreisregierung, ^^ die bad. Kreisverbände unter dem Minister des 
Innern und der Regierung, ^^ jig Hess. Kreis- und Provinzial ver- 
bände unter dem Minister des Innern.^* Nur die Auflösung der 
Provinzial- und Kreistage erfolgt durch landesherrliche Verordnung. j 

• § 76 if. des böhm., § 48 ff. des gal., § 74 ff. des schles., § 76 ff. des 
steier., § 54 ff. des tir. G. über die Bezirks vertr. 

' § 55 a — 55 c der Kr.-O. für die östl. Prov., § 5 des Zust.-G., § 45, 47 
der schl.-holst. Kr.-O., § 24 des Zust.-G. — § 176 AI. 4—6, 177 der Kr.-O. für 
die östl. Prov., § 139, 40 der schl.-holst., § 91, 92 der westf. und der rheinl., 
§ 103, 104 der hann., § 104, 105 der hess.-nass. Kr.-O., Art. V. B 5 des G. vom 
19. Mai 1889 für Posen. — § 114 der Prov.-O. 

« § 176 AI. 1—3 der Kr.-O. für die östl. Prov., § 119, 20 der Prov.-O. j 

» § 179 der Kr.-O. für die östl. Prov., § 143 der schl.-holst, § 95 der 
westf und der rheinl., § 107 der hann., § 108 der hess.-nass. Kr.-O., § 122 der 
Prov.-O., § 82 der westf. L.-G.-O., Art. 28 des rheinl. G. vom 15. Mai 1856. 

" § 22, 23 des G. vom 21. April 1873, die Bildung von Bezirksv. u. s. w. betr. 1 

" Art 39, 40 des G. vom 21. Mai 1891. 

" § 40» 54 des G. vom 5. Oktober 1863. 

" Art 118-22 der Kr.- und Prov.-O. 
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• 

Die Verwaltungsorgane niederer Instanz, welche an der Spitze 
des dem betreffenden Kommunalverband entsprechenden staatlichen 
Administrativbezirks stehen, sind an der Führung der Aufsicht in 
der Regel nur als Hilfsorgane ihrer vorgesetzten Behörde betheiligt. 
Dass sie derselben von allen wichtigeren Ereignissen in der kom- 
munalen Verwaltung Mittheilung zu machen, und etwaigen mit der 
Handhabung der staatlichen Aufsicht in Verbindung stehenden 
Aufträgen nachzukommen haben, folgt schon aus den allgemeinen 
Rechtssätzen der Ueber- und Unterordnung der Behörden. Die 
meisten Gesetze gehen aber noch weiter, und verpflichten die mit 
dem Vorsitz in den kollegialen Kommunalorganen betrauten staat- 
lichen Organe, Beschlüsse derselben, welche ihre Befugnisse über- 
schreiten oder die Gesetze verletzen, zu beanstanden, worauf das 
betreffende Kollegialorgan sich an die kompetente Aufsichtsbehörde 
wenden, und wo Verwaltungsgerichte bestehen, bei denselben die 
Klage erheben kann." 

Der juristische Charakter der staatlichen Aufsicht über die 
Kommunalverbände höherer Ordnung besteht darin, dass sie, wie 
die Gemeinde und andere Selbstverwaltungskörper, zur Erfüllung 
ihrer Zwecke vom Staate zwangsweise verhalten werden. Die 
Aufsichtsbehörde hat daher in erster Linie die Aufgabe, Kompetenz- 
überschreitungen und andere Gesetzverletzungen der kommunalen 
Organe hintanzuhalten. ^* Dann aber muss sie dieselben auch ver- 
anlassen, ihren Verbindlichkeiten nachzukommen, wobei ihre Be- 
fugnisse, ihnen zu diesem Behufe Handlungen und Unterlassungen 
anzubefehlen, nach den einzelnen Gesetzgebungen verschieden be- 
grenzt sind. 



" § 54 a der preuss. Kr.-O. für die östl. Prov., § 43 der schl.-holst. Kr.-O., 
§ 76 der westf., §111 der rheinl. L.-G.-0., § 126 des G. über die allg. L.-V., 
Art. 17 des bayer. D.-R.-G. (nur bei Beschlüssen des Distriktsausschusses, da 
Beschlüsse des Distriktsrathes ohnedies der höheren Genehmigung unterliegen), 
Art. 120, 21 der hess. Kr.- und Prov.-O. Nach § 72, 74, 79 des böhm., § 44, 51 
des gal., § 70, 72, 77 des schles., § 72, 74, 79 des steier., § 50, 52, 57 des tir. G. 
über die Bezirksvertr. sind sowohl die politischen Bezirksbehörden, als auch die 
Vorsitzenden der Bezirksvertretungen imd Ausschüsse berechtigt und ver- 
pflichtet, gesetzwidrige Beschlüsse derselben zu sistiren. — Ueber die Aufsichts- 
organe in den deutschen Kleinstaaten siehe Art. 94, § i der old. G.-O., § 72 der 
braunschw., § 54 der anh., Art. 17, 18 der mein. Kr.-O., § 21 der schw.-sond. 
Bez.-O., § 51, 60 der lipp., § 80, 81 der schaumb.-lipp. L.-G.-0., § 64-67 der 
wald. Kr.-O. 

** Dies geschieht namentlich durch Sistirung und Beanstandung gesetz- 
widriger Beschlüsse der kollegialen Kommunalorgane durch die mit der unmittel- 
baren Führung der staatlichen Aufsicht betraute Behörde. Siehe Anm. 14. 
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Am weitesten geht die diskretionäre Gewalt der Aufsichts- 
behörde dort, wo jeder Beschluss der kommunalen Vertretungs- 
organe der höheren Genehmigung bedarf. So bestimmt Art. 23 
des bayer. D.-R.-G.: »Die Verhandlungen des Distriktsrathes werden 
durch die Distriktsverwaltungsbehörde der vorgesetzten Kreis- 
regierung vorgelegt, und von dieser in kollegialer Berathung als- 
bald beschieden.« Iß Dagegen tragen die königlichen Entschlies- 
sungen über die Beschlüsse der Landräthe nicht den Charakter 
von Bestätigungen oder Genehmigungen der obersten Aufsichts- 
instanz, sondern sie sind Willensäusserungen des Staatsoberhauptes, 
bei deren Erlass dasselbe an die verfassungsmässige Mitwirkung 
des Landrathes gebunden ist. 

Nach anderen Gesetzgebungen ist zwar nicht die Genehmigung 
jedes Beschlusses der kommunalen Vertretungskörper durch die 
Aufsichtsbehörde erforderlich, diese ist aber befugt, jeden Beschluss, 
der nach ihrer Meinung dem allgemeinen Besten zuwiderläuft, 
auch wenn in demselben keine Gesetzesverletzung gelegen ist, 
aufzuheben. So kann nach Art. 166 der holl. Prov.-O. und nach 
Art. 89, 125 des belg. G. vom 30. April 1836 der König Beschlüsse 
der Provinzialvertretungen und ihrer Ausschüsse, welche dem all- 
gemeinen Wohl nachtheilig sind, aus eigener Initiative oder auf 
Antrag des königl. Kommissärs, beziehungsweise des Gouverneurs 
suspendiren oder annuliren. Ebenso kann nach § 54 des bad. G. 
vom 5. Oktober 1863 das Ministerium des Innern einzelne Beschlüsse 
der Kreisorgane, welche das allgemeine Interesse verletzen, für 
nichtig erklären." Nach § 41, 42 der öst. Landesordnungen ist der 
Vorsitzende des Landesausschusses (Landmarschall, u. s. w.) be- 
rechtigt und verpflichtet, wenn er Beschlüsse desselben als dem 
öffentlichen Wohle zuwiderlaufend ansieht, die Ausführung zu si- 
stiren, und die Angelegenheit der Beschlussfassung durch den 
Kaiser zu unterbreiten.^® Beschlüsse der Bezirksvertretungen und 
Ausschüsse können vom Landesausschuss nur dann beanstandet 
werden, wenn er dies im Interesse der Erhaltung des Bezirksver- 



^^ Dagegen ist eine Genehmigung der Beschlüsse des Distriktsausschusses 
nicht vorgeschrieben, sondern es kann nur, wenn der mit dem Vorsitz betraute 
Distrikts Verwaltungsbeamte der Meinung ist, dass sie den Gesetzen oder Ver- 
ordnungen zuwiderlaufen, ihre Ausführung sistirt, und der betreifende Gegen- 
stand der Entscheidung der Kreisregierung vorgelegt werden. — Auch nach 
§21 der schw.-sond. Bez.-0. bedürfen abgesehen von Wahlen alle Beschlüsse 
des Bezirksausschusses der ministeriellen Genehmigung. 

*' Aehnlich nach § 54 der braunschw. und § 50 der anh. Kr.-O. 

" Siehe S. 333. 
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mögens für nothwendig erachtet.** Sonst aber kann der Landtag 
nicht aus eigener Initiative, sondern nur über Berufungen gegen 
Beschlüsse der Bezirksvertretungen und Ausschüsse dieselben auf- 
heben,2o während die Kontrolle der politischen Behörde, wie früher 
ausgeführt wurde,^! eine blosse Rechtskontrolle ist. 

Endlich bestimmen noch die Gesetze über Kommunalverbände 
höherer Ordnung, und zwar auch diejenigen unter ihnen, welche 
der Aufsichtsbehörde das Recht geben, aus Rücksichten des öffent- 
lichen Wohles jeden Kommunalbeschluss zu annuliren oder zu 
beanstanden, und die Entscheidung der vorgesetzten Behörde ein- 
zuholen, dass Beschlüsse der kommunalen Vertretungskörper über 
gewisse Angelegenheiten erst dann vollzogen werden können, wenn 
sie ausdrücklich oder stillschweigend genehmigt worden sind. Dabei 
weichen die Bestimmungen der Gesetzgebungen sowohl in Bezug 
auf den Gegenstand der betreffenden Beschlüsse, als auch in Bezug 
auf die Behörde, welche die Genehmigung zu ertheilen hat, be- 
deutend von einander ab. Im Allgemeinen wird dieselbe bei Er- 
lass und Aenderung von Statuten, bei Ausschreibung und Umlegung 
gewisser Abgaben und bei Vornahme wichtigerer Geschäfte der 
Finanz Verwaltung gefordertes Zur Ertheilung der Genehmigung 
ist gewöhnlich die ordentliche Aufsichtsbehörde, bisweilen aber auch 
eine höhere Instanz kompetent.^« 



" Siehe S. 345, 46. 

*° § 77 des böhm., § 49 des gal., § 75 des schles., § 77 des steier., § 55 
des tir. G. über die Bezirksvertr. 

" s. 359. 

*■ Art. 4 des franz. G. vom 10. Mai 1838, Art. l, 2 des G. vom 
14. Juli 1866, welche beide noch gegenwärtig in Els.-Lothr. in Geltung stehen, 
Art. 41, 48 des G. vom 29. August 1871, Art. 223, 24 des ital. Gem.- u. Prov.-G., 
Art. 131—33, 40 der holl. Prov.-O., Art. 86 des belg. G. vom 30. April 1836, 
Art. 39 des G. vom 30. April 1841, § 20, 22 der Ost. Landesordnungen, § 54—56 
des böhm., § 23-25 des gal., §52—54 des schles, § 54— 56 des steier., § 19,21,22 
des tir. G. über die Bezirksvertr., § 119, 20 der preuss. Prov.-O., § 176 der 
preuss. Kr.-O. für die östl. Prov., § 139 der schL-holst, § 91 der westf. und der 
rheinl, § 103 der hann., § 104 der hess.-nass. Kr.-O., Art. V, B. 5 des G. vom 
19. Mai 1889 für Posen, § 55 a der Kr.-O. für die östl. Prov., § 45 der schl.- 
holst. Kr.-O., § 76 der westf., § ili der rheinl. L.-G.-O., Art. 32 des bayer. 
D.-R.-G., § 22 des sächs. G. vom 21. April 1873, die Bildung von Bezirks v- 
betr., Art; 40 des württ. G. vom 21. Mai 1891, § 54 des bad. G. vom 5. Oktober 1863, 
Art. 118 der hess. Kr.- und Prov.-O., Art. 88 der old. G.-O., §50 der braunschw., 
§ 39» 40 der anh. Kr.-O., abgeändert durch § 2 des G. vom 24. April 1880, 
Art. 18 der mein. Kr.-O., § 40 der lipp., § 80, 81 der schaumb.-lipp. L.-G.-O., 
§ 8, 10 der wald. Kr.-O. 

*' So bedürfen Beschlüsse der preuss. Provinziallandtage und der Kreis- 
tage über statutarische Anordnungen der landesherrlichen Genehmigung, Be- 
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Betreifs der Art und Weise, wie die staatliche Aufsicht über 
die Kommunalverbände höherer Ordnung zu handhaben ist, treffen 
die Gesetze ganz ähnliche Bestimmungen, wie die Gemeindeord- 
nungen. Zunächst räumen sie der Aufsichtsbehörde das Recht ein, 
sich durch Inspektionen und Revisionen, so oft sie es für noth- 
wendig erachtet, über den Zustand der kommunalen Verwaltung 
zu unterrichten. Zugleich verpflichten sie die kommunalen Ver- 
waltungsorgane, die Rechnungen und Voranschläge des Haushalts- 
etates der Aufsichtsbehörde zu übermitteln, und ihr auch sonst auf 
Verlangen Schriftstücke vorzulegen und Informationen zu ertheilen. 
Auch ist dieselbe befugt, bei den Versammlungen der kollegialen 
Organe, sofern dieselben nicht ohnedies unter dem Vorsitz und 
der Leitung eines Staatsbeamten abgehalten werden, anwesend zu 
sein, und sich, natürlich ohne Stimmrecht an den Debatten zu 
betheiligen.** 

Hiedurch wird die Aufsichtsbehörde in den Stand gesetzt, sich 
jederzeit die zur Ausübung ihrer Gewalt erforderlichen Kenntnisse 
zu verschaffen, insbesondere Beschlüsse der kommunalen Kollegial- 
organe, welche dem geltenden Recht, eventuell auch solche, welche 
dem allgemeinen Wohl zuwiderlaufen, zu beanstanden.** Bisweilen 
ist sogar vorgeschrieben, dass kommunale Beschlüsse überhaupt 
erst nach Ablauf einer bestimmten Frist ausgeführt werden dürfen, 
um so der Aufsichtsbehörde die Möglichkeit zu geben, sich ein 
Urtheil über dieselben zu bilden.*® 

Die Aufsichtsbehörde kann sich, wenn der Zweck der staat- 
Hchen Aufsicht erreicht werden soll, nicht darauf beschränken, ge- 
wisse Kommunalbeschlüsse zu suspendiren und zu annuliren, und 
in denjenigen Fällen, in welchen ihre Vollziehbarkeit von höherer 
Genehmigung abhängig ist, dieselbe zu ertheilen oder zu verweigern. 
Sie muss vielmehr auch auf die Art und Weise ihres Vollzugs, 
sowie überhaupt auf die Führung der kommunalen Verwaltung 
Einfluss nehmen. Am leichtesten ist dies natürlich dort, wo an 
der Spitze derselben ein Kommissär der Aufsichtsbehörde oder ein 



Schlüsse der Kreistage über Mehr- oder Minderbelastung einzelner Kreistheile 
und Belastung der Kreisangehörigen über ein gewisses Mass der Genehmigung 
des Ministers des Innern, beziehungsweise der Minister des Innern und der 

Finanzen. 

" So ist z. B. nach § 27 der preuss. Prov.-O. der Oberpräsident oder 
dessen Stellvertreter kgl. Kommissarius beim Provinziallandtag. 

« Siehe S. 361. 

»• Art. 47 des franz. G. vom 29. August 1871, Art. 219—21 des ital. Gem.- 

und Prov.-G. 
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ihr untergeordneter Beamter gestellt ist,^' da diese der Disziplinar- 
gewalt ihrer vorgesetzten Behörde unterstehen und den Weisungen 
derselben Folge zu leisten haben. Die anderen mit der Führung 
der Verwaltung betrauten Personen, namentlich die Mitglieder der 
Ausschüsse der kommunalen Vertretungskörper und die angestellten 
Beamten sind zwar nicht untergeordnete Organe der Aufsichts- 
behörde, sie gelten aber nach verschiedenen Gesetzen als »mittel- 
bare Staatsdiener«, oder sie stehen unter der Disziplinargewalt 
einer staatlichen Behörde; wenigstens können sie im äussersten 
Falle ihres Amtes enthoben werden.*® Die Mitglieder der kommu- 
nalen Vertretungskörper hingegen stehen ebensowenig wie die 
der Gemeindevertretung unter einer anderen Disziplinargewalt, als 
unter der des Vorsitzenden, welcher die Sitzungspolizei zu hand- 
haben hat, eventuell unter der des ganzen Kollegiums. Sie können 
daher auch nicht von der Aufsichtsbehörde oder einer anderen 
staatlichen Behörde im Disziplinarwege entlassen werden. Dafür 
steht den Regierungen, eventuell einer höheren Verwaltungsinstanz 
das Recht zu, die Vertretungskörper aufzulösen und Neuwahleil 
anzuordnen, welche in der Regel innerhalb einer bestimmten Frist 
auszuschreiben sind.^* 

Wenn die Organe der Kommunalverbände höherer Ordnung 
nicht durch ein positives Thun, sondern durch Unterlassung dessen, 
wozu sie gesetzlich verpflichtet sind, das Einschreiten der Aufsichts- 
behörde nöthig machen, wird dieselbe durch Auflösung der Ver- 
tretungskörper und namentlich, wo rasches Handeln Noth thut, 
auch durch Verhängung von Disziplinarstrafen über die mit der 
Führung der kommunalen Veru^altung betrauten Personen und 
Entfernung derselben aus dem Amte nichts ausrichten. Sie wird 



«' Siehe oben S. 323 ff. 

" Siehe oben S. 328. 

*» Art. 6 des gegenwärtig noch in Els.-Lothr. geltenden franz. G. vom 
7. Juli 1852, Art. 35, 36 des G. vom 29. August 1871, Art. 268, 69 des ital. Gem.- 
und Prov.-G., § 10 der öst. Landesordnungen, § 81 des böhm., § 53 des gal., 
§ 79 des schles., § 81 des steier., § 60 des tir. G. über die Bezirks vertr., § 122 
der preuss. Prov.-O., § 179 der Kr.-O. für die östl. Prov., § 143 der schl-holst, 
§ 95 der westf. und der rheinl., § 107 der hann., § 108 der hess.-nass. Kr.-O., 
§ 82 der westf. L.-G.-O., Art. 28 des rheinl. G. vom 15. Mai 1856, Art. 12 des 
bayer. D.-R.-G., Art. 19 des L.-R.-G., § 40 des bad. G. vom 5. Oktober 1863, 
Art. 121 der hess. Kr.- imd Prov.-O., § 55 der braunschw., § 56 der anh., § 64 
der wald. Kr.-O. — Die Ausschreibung der Neuwahlen muss in Preussen und 
Hessen binnen 6, in Baden binnen 3 Monaten, bei den öst. Bezirksverbänden 
binnen 6 Wochen erfolgen. In Frankreich bestimmt, wenn die Kammern ver- 
sammelt sind, ein Gesetz die Zeit der Neuwahlen. Sind sie nicht versammelt, 
so finden die Neuwahlen am vierten Sonntag nach der Auflösung statt. 
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vielmehr an ihrer Stelle selbst handeln müssen, sei es dass sie es 
nur im einzelnen Falle thut, oder dass sie für kürzere oder längere 
Zeit einige, eventuell auch alle Funktionen bestimmter kommunaler 
Organe übernimmt. Dass sie dazu befugt ist, folgt allerdings schon 
aus dem Wesen und Charakter der statlichen Aufsicht über die 
Selbstverwaltung im Allgemeinen. Daneben aber treffen die meisten 
Gesetzgebungen noch spezielle Bestimmungen für einzelne Fälle, 
in denen ein derartiges Vorgehen der Aufsichtsbehörde nothwendig 
ist. So hat sie, wenn die kommunalen Vertretungskörper sich 
weigern oder es unterlassen, die ihnen gesetzlich obliegenden 
Leistungen auf den Haushaltsetat zu bringen, oder ausserordentlich 
zu genehmigen, die Eintragung in den Etat, beziehungsweise die 
Feststellung der ausserordentlichen Ausgabe selbst vorzunehmen.*^ 
Seltener kommt sie in die Lage, an Stelle der kommunalen Ver- 
waltungsorgane handeln zu müssen, weil an der Spitze derselben 
ohnedies meist ein Staatsbeamter steht. Wo aber dies nicht der 
Fall ist, treffen eine Reihe von Gesetzgebungen auch Vorsorge für 
die Uebemahme einzelner Verwaltungsgeschäfte durch die staat- 
liche Behörde, indem sie im Allgemeinen bestimmen, dass wenn 
die kommunalen Organe es unterlassen, die dem Verband oblie- 
genden Leistungen und Verpflichtungen zu erfüllen, die Aufsichts- 
behörde auf Kosten desselben die entsprechende Abhilfe zu treffen 
habe." 



V. Abschnitt. 

Die Berufsgenossenschaften/ 

I. Abtheilung. 

Allgemeines. 

Worin das Wesen der Berufsgenossenschaften besteht, und 
wodurch sie sich von den auf dem nachbarlichen Beisammen- 
wohnen beruhenden Verbänden unterscheiden, wurde bereits im 



»» Siehe oben S. 355. 

" § 80 des böhm., § 52 des gal., § 78 des schles., § 80 des steier., § 58 
des tir. G. über die Bezirks vertr., Art. 265 des ital. Gem.- und Prov.-G. 

^ Die Litteratur über die Berufsgenossenschaften ist zwar eine ziemlich 
reichhaltige, sie ist aber über alle Gebiete des Verwaltungsrechts zerstreut 
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ersten Theile besprochen. ^ Daselbst wurde auch gezeigt, dass sich 
ein Theil der jetzt bestehenden Berufsgenossenschaften aus den 
alten Gilden entwickelt hat, und durch die neuere Gesetzgebung 
blos umgestaltet und den modernen Verhältnissen angepasst wurde, 
während andere von ihr neu geschaffen wurden.^ Der Unterschied 
zwischen den alten Gilden und den modernen Berufsgenossenschaften 
liegt hauptsächlich darin, dass erstere Lebensgemeinschaften mit 
universellen Zwecken sind, welche allerdings nur zwischen Berufs- 
genossen bestehen, und zunächst auf Wahrung und Pflege beruf- 
licher Interessen gerichtet sind, letztere hingegen ausschliesslich 
Vereinigungen zur Verfolgung beruflicher Zwecke. Daraus folgt, 
dass man heutzutage zugleich Mitglied mehrerer Berufsgenossen- 
schaften sein kann, während die gleichzeitige Mitgliedschaft in 
mehreren Gilden unmöglich war, da man nicht zu gleicher Zeit 
mehreren Verbänden mit seiner ganzen Lebenssphäre angehören 
kann. Eine weitere Folge davon ist die Vielgestaltigkeit der Berufs- 
genossenschaften im modernen Rechtsleben, sowie die verschiedene 
Grösse ihres Wirkungskreises. 

Mehr oder weniger eingehende Darstellungen der gewerblichen und der Ver- 
sicherungsgenossenschaften, der Handels-, Gewerbe-, Advokaten-, Notariats- und 
Aerztekammern finden sich sowohl in den Hand- und Lehrbüchern des Ver- 
waltungsrechts, als auch in den speziellen Bearbeitungen des Gewerbe-, Ver- 
sicherungsrechts u. s. w. Siehe namentlich G. Meyer, Lehrbuch des deutschen 
Verwaltungsrechts, LB., §131— 35 (Innungen), Loening, Lehrbuch des deutschen 
Verwaltungsrechts, § 126 (Innungen), § 127 (Handelskammern), § 131 (Knapp- 
schattsverbände), § 138 (Krankenversicherung), Bonihak, Preussisches Staatsrecht, 
3. B., § 161 (Rechtsanwaltschaft), 191 (Innungen', 195 (Kaufmännische Interessen- 
vertretungen), Anhang zum 4. Abschn. (Arbeiterversicherung), Grotefend, Lehr- 
buch des preussischen Verwaltungsrechts, 2. B., § 48 (Aerztekammern), 82—98 
(Krankenversicherung), 106—37 (Unfallversicherung), 145—58 (Invaliditäts-u. Alters- 
versicherung), Laband, das Staatsrecht des deutschen Reichs, 2. B., § 80 (Arbeiter- 
versicherung), § 88 (Rechtsanwaltschaft), femer die Artikel »Handels- und Gewerbe- 
kammem« von Landgtaf, »Innungenc von Zeller, »Invaliditäts- und Altersver- 
sicherung« von Woedtke, »Knappschafts vereine« won Kratz^ »Krankenversicherung« 
und ♦Unfalls Versicherung« von Woedtke, und »Rechtanwaltschaft« \ön Frommhold 
in Stengers Wörterbuch, L B., S. 624, 674, 681, 798, 844, 2. B., S. 636 und 
2. Suppl.-B., S- 174, und die in letzteren enthaltenen reichen Litteraturangaben. 
Betreffs der Versicherungsverbände siehe auch die bei Menzel, die Arbeiter- 
versicherung nach österreichischem Recht, Wien, 1893, § 9 angegebene Litteratur. 
Die Rechtsverhältnisse der Berufsgenossenschaften als öffentlicher Genossen- 
schaften sind eingehend dargestellt bei Rosin, das Recht der öffentlichen 
Genossenschaft. — Die wichtigsten Gesetze, welche Bestimmungen über die 
Rechtsverhältnisse der Berufsgenossenschaften enthalten, sind: Oest. G. vom 
15. März 1883 (7. Hptst. der Gew.-O.) sammt Normalstatuten für gewerbliche 
Genossenschaften, für Gehilfen- (Gesellen-) Versammlungen, genossenschaftliche 
Krankenkassen und schiedsgerichtliche Ausschüsse gewerblicher Genossen- 
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Gewisse Berufsgenossenschaften bezwecken die Pflege und 
Wahrung der Interessen aller derjenigen, welche innerhalb eines 
bestimmten Gebietes dieselbe, oder wenigstens nahe verwandte 
Berufsthätigkeiten ausüben. Weil nun aber ein regeres genossen- 
schaftliches Leben die Möglichkeit des steten wechselseitigen Ver- 
kehres der Genossen zur Voraussetzung hat, ist der räumliche Um- 
fang des Bezirkes, für welchen sich derartige Verbände bilden, in 
der Regel ein verhältnismässig beschränkter. Im Anschluss an 
diese engeren Genossenschaften und durch Assoziation derselben 
bilden sich Verbände höherer Ordnung, welche gleichartige Ge- 
nossenschaften eines grösseren Gebietes mit einander verbinden, 
oder verschiedenartige Berufsgenossenschaften behufs Pflege und 
Wahrung der ihnen gemeinsamen Interessen vereinigen. So ent- 
standen schon seit Ende des 13. Jahrhunderts Innungs vereine, Ver- 
einigungen mehrerer Zünfte, welche hauptsächlich die Vertretung 
der Gesammtinteressen des Handwerks gegenüber den Patriziern 
zum Zwecke hatten, also vorwiegend politischer Natur waren. 
Bisweilen traten sogar die Zünfte eines ganzen Landes in einen 

Schäften, Gew.-O. für das deutsche Reich vom 21. Juni 1869, neu festgestellt durch G. 
vom I.Juli 1883, abgeändert und ergänzt durch die Gesetze vom 8. Dezember 1884, 
23. April 1886, 6. Juli 1887 und i. Juni 1891. Oest. H.- und G.-K.-G. vom 
29. Juni 1868, preuss. H.-K.-G. vom 24. Februar 1870, bayer. Verord. vom 
20. Dezember 1868 über die H.- und G.-K., sächs. G. vom 23. Juni 1868, Ab- 
änderungen des Gew.-G. betr., württ. H.- imd G.-K.-G. vom 4 Juli 1874, bad. 
H.-K.-G. vom 14 Dezember 1878, hess. H.- und G.-K.-G. vom 17. November 1871, 
dazu die Gesetze und Verordnungen der kaufmännischen Verbände in grösseren 
deutschen Städten, so z. B. das rev. St. der Korporation der Kaufmannschaft von 
Berlin vom 26. Februar 1870. Oest. Adv.-O. vom 6 Juli 1868, R.-Anw.-O. für 
das deutsche Reich vom i. Juli 1878, öst. Not.-0. vom 25. Juli 1871, öst. 
G. vom 22. Dezember 1891, betr. die Errichtung von Aerztekammern, imd die 
verschiedenen Apothekergremialordnungen, so z. B. die für Niederösterreich 
vom 19. Juni 1834, preuss. Verord. vom 25. Mai 1887, bayer. Verord. vom 
10 August 1871, die Errichtung von Aerztekammern betr., bayer. Apoth.-O. vom 
27. Januar 1842, sächs. Verord. vom 29. Mai 1872, die ärzü. und pharmazeut. 
Kreisvereine betr., württ. Verord. vom 30. Dezember 1875 und 18. Mai 1876, bad. 
Verord. vom 7. Oktober 1864, hess. Verord. vom 28. Dezember 1876 über die 
Berufsverbände der Aerzte und Apotheker. Oest. Unf.-Vers.-G. vom 28. Dezem- 
ber 1887, Kr.-Vers.-G. vom 30. März 1888 in der Fassung nach dem G. vom 
4. April 1889, deutsches Kr.-Vers.-G. vom 15. Juni 1883, Unf.-Vers-G, vom 6. Juli 
1884, G. vom 28. Mai 1885, 15. März 1886, 5. Mai 1886, 11. Juli 1887, 13. Juli 1887, 
Inv.- und AJt.-Vers.-G. vom 22. Juni 1889. Oest. B.-G. vom 23. Mai 1854, Br.-L.-G. 
vom 28. Juli 1889, preuss. B.-G. vom 24, Juni 1865, bayer. B.-G. vom 6. April 1869, 
sächs. B.-G. vom 16. Jimi 1868 und G. vom 2. April 1884, die Ergänzung u. s. w. 
des allg. B.-G. betr. 

' S. 31, 32. 

* S. 92, 93. 
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ähnlichen Verband höherer Ordnung zusammen, am häufigsten 
aber finden sich Assoziationen gleichartiger oder mit einander 
verwandter Innungen benachbarter Städte oder eines grösseren 
Territoriums, deren Zwecke gewerblicher und wirthschaftlicher 
Natur waren.* 

Auch das moderne Recht kennt zahlreiche Formen derartiger 
Vereinigungen, und zwar sowohl Berufsgenossenschaften höherer 
Ordnung, als auch Vereinigungen ganzer Gruppen von Berufs- 
klassen. So gestattet § 114 der öst. Gew.-O., dass sowohl gleich- 
artige und verwandte, als auch verschiedenartige gewerbliche Ge- 
nossenschaften desselben Bezirkes in Verbände zusammentreten. Die 
Gew.-O. für das Deutsche Reich unterscheidet Innungsausschüsse, 
welche zwischen derselben Aufsichtsbehörde unterstehenden Innun- 
gen errichtet werden, und Innungsverbände zwischen Innungen, 
welche nicht derselben Aufsichtsbehörde unterstehen, zur gemein- 
samen Verfolgung ihrer Aufgaben, sowie zur Pflege der gemein- 
samen gewerblichen Interessen. Dabei können Vereinigungen der 
zweiten Art blosse Sozietäten sein ; sie können aber auch die Fähig- 
keit erlangen, unter ihrem Namen Rechte zu erwerben, Verbind- 
lichkeiten einzugehen, zu klagen und geklagt zu werden.^ Andere 
Berufsgenossenschaften, welche gleichfalls die Wahrung und Pflege 
der Interessen weiterer Kreise zum Zwecke haben, sind nicht erst 
durch Assoziation engerer Verbände entstanden, sondern unmittelbar 
als Korporationen des öffentlichen Rechts und Selbstverwaltimgs- 
körper vom Staat in's Leben gerufen worden,*^ oder sie haben sich^ 
wie gewisse Handels- und Gewerbekammem, aus blossen Inter- 
essenvertretungen nach und nach zu solchen entwickelt. 

Im Gegensatz zu den Verbänden, welche berufliche Zwecke 
allgemeiner Natur verfolgen, mögen dieselben engeren oder wei- 
teren Kreisen von Berufsgenossen gemeinsam sein, stehen diejenigen, 
welche sich nur die Wahrung und Pflege einiger beruflicher In- 
teressen zur Aufgabe machen. Ihr Wirkungskreis ist demnach in 
doppelter Richtung beschränkt. Sie verfolgen nur berufliche In- 
teressen ihrer Angehörigen, und nur einige dieser Interessen, sie 
sind also Berufsgenossenschaften für spezielle Zwecke. Solche 
Verbände sind die grösstentheils erst von der neueren Gesetzgebung 
geschaffenen Genossenschaften für Zwecke der Unfalls-, Kranken-, 



* Siehe Gierke, Das deutsche Genossenschaftsrecht, i. B., § 38, V. 

* § 102, 104 a — 10411 der Gew.-O. 

* Insbesondere die Berufsgenossenschaften der höheren Berufe, Aerzte-, 
Rechtsanwalts- und Notarenkammern. 
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Invaliditäts- und Altersversorgung. Ihr Wirkungskreis ist also 
ähnlich wie der der Spezialgemeinden auf bestimmte Angelegen- 
heiten beschränkt und darüber hinaus in keiner Weise erweiterungs- 
fähig. ^ 

2. Abtheilung. 

Das natürliche Substrat der Berufsgenossenschaften. 

Natürliches Substrat der Berufsgenossenschaften sind alle 
oder gewisse Personen, welche innerhalb eines bestimmten Gebietes 
demselben oder verwandten Berufskreisen angehören. Diejenigen 
unter ihnen, welche sich als Umbildungen älterer Verbände quali- 
fiziren, behalten meist die territoriale Abgrenzung des Wirkungs- 
kreises derselben bei, während sich diejenigen, welche erst in 
neuerer Zeit in's Leben gerufen wurden, in der Regel an staatliche 
Verwaltungsbezirke oder auch an kommunale Verbände anschliessen. 

So bestimmt § 106 der öst. Gew.-O., dass der bestehende ge- 
meinschaftliche Verband unter denjenigen, welche gleiche oder ver- 
wandte Gewerbe in einer oder in nachbarlichen Gemeinden betrei- 
ben, aufrecht zu erhalten sei. Aehnlich nach § 81 der deutschen 
Gew.-O. Bei Neuerrichtung von gewerblichen Genossenschaften, 
welche in Oesterreich durch einen Verwaltungsakt, in Deutschland 
durch Beschluss der Betheiligten mit höherer Genehmigung erfolgt,^ 
wird der territoriale Umfang im Statut festgesetzt.* Analoge 
Bestimmungen gelten für die meisten Berufsgenossenschaften der 
Bergarbeiter.^ Die Verbände der gewerblichen Unternehmer und 
ihrer Hilfsarbeiter hingegen, die ein Produkt der modernen Gesetz- 
gebung sind, fallen meistens territorial mit staatlichen Verwaltungs- 
bezirken zusammen. So werden in Oesterreich die Unfallsver- 
sicherungsverbände regelmässig für je ein Kronland errichtet,* die 
Krankenversicherungsverbände als Bezirksverbände für je einen 



^ Ausnahmsweise kann nach § 14 AI. i des öst. Br.-L.-G. vom 28. Juli 1889 
statutarisch festgesetzt werden, dass unter den allgemeinen Verwaltungsaus- 
lagen der Krankenkasse die Kosten kirchlicher Feierlichkeiten und der Berg- 
musik, sowie Unterstützungen für Schul- und andere ausserordentliche Zwecke 
verrechnet werden sollen. 

* § 106 der öst. Gew.-O., § 97, 102, 104 a der deutschen Gew.-O. 

■ § 2 des öst. M.-St. für gewerbliche Genossenschaften, § 98 der deut- 
schen Gew.-O. 

' § 210 des öst., § 165—67 des preuss., Art. 167—69 des bayer., § 84 des 
Sachs. B.-G. von 1868, § i, 7 des G. vom 2. April 1884. 

* § 9 des Unf.-Vers.-G. 

B 1 o d i g • Selbstverwaltung. 24 
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Gerichtsbezirk, ^ in Deutschland für je eine Gemeinde.« Dagegen 
schreibt das deutsche Unfallsversicherungsgesetz nur vor, dass Ge- 
nossenschaften für bestimmte Bezirke, das Invaliden- und Alters- 
Versicherungs-Gesetz, dass Genossenschaften für je einen oder 
mehrere weitere Kommunalverbände, oder aber für das ganze Ge- 
biet eines oder mehrerer Bundesstaaten zu errichten seien.' Für 
Bauunternehmungen und grössere gewerbliche Unternehmungen 
bestehen in der Regel besondere Krankenkassen, seltener werden 
sie vom Unfallsversicherungsverbande ausgenommen.® 

Die Bezirke der Handels- und Gewerbekammem in Oesterreich 
bestehen für mehrere politische Bezirke, eventuell für ganze Kron- 
länder,® während in Bayern in jedem Regierungsbezirk obligatorisch 
eine Handels- und Gewerbekammer, und für einzelne Orte oder Bezirke 
fakkultativ auf Antrag der Betheiligten mit Genehmigung des Mi- 
nisteriums Handels-, Fabriks- oder Gewerberäthe zu errichten sind.*** 
Nach anderen deutschen Gesetzgebungen werden die Kammer- 
bezirke vom Ministerium" oder von der Regierung** bestimmt, in 
Preussen von den Betheiligten mit Genehmigung des Ministeriums.*^ 
Kaufmännische Korporationen bestehen nur in einzelnen grösseren 
Städten. Die Notaren- und Rechtsanwalts- oder Advokatenkammem 
fallen in der Regel mit Gerich tssprengeln zusammen,** Aerzte- und 
Apothekerkammern mit politischen Verwaltungsbezirken,*^ oder sie 
werden durch einen Verwaltungsakt der Behörde territorial begrenzt. *® 

« § 12 des Kr.-Vers.-G. 

• § l6 des Kr.-Vers.-G. Doch können sich nach § 43 auch mehrere Ge- 
meinden zur Errichtimg gemeinsamer Ortskrankenkassen vereinigen. 

' § 9 des Unf-Vers.-G., § 41 des Inv.- u. Alt.-Vers.-G. 
« § 42—57 des öst., § 59—72 des deutschen Kr.-Vers.-G., § 57—59 des 
öst. Unf.-Vers.-G. 

• § I des G. vom 29. Juni 1868. 

*• § I des G. vom 20. Dezember 1862. 

" § 17 des Sachs. G. vom 23. Juni 1868, Art. 2 des bad. H.-K.-G. vom 14. 
Dezember 1878. 

" Art. 2 des württ. H.- u. G.-K.-G. vom 14. Juli 1874. 

*■ § 2 des H.-K.-G. vom 24. Februar 1870. 

" So werden nach § 124 der öst. Not.-O. vom 25. Juli 1871 Notaren- 
kammem für die einzelnen Sprengel der Gerichtshöfe i. Instanz errichtet, die 
Anwaltskammem nach § 41 der deutschen R.-Anw.-O. vom l. Juli 1878 für 
die der Oberlandesgerichte. 

" So z. B. nach § 2 flF. des sächs. G. vom 29. Mai 1872 für Aerzte, nach § 38 
für Apotheker ; danach gibt es ärztliche und pharmazeutische Kreisvereine und 
ärztliche Bezirksvereine. Aehnlich nach der bayer. Verord. vom 10. August 1871 
über die Bildung von Aerztek. und nach § 36 der Ap.-O. vom 27. Januar 1842. 

" So nach § i des öst. G. über die Bildung von Aerztek. vom 22. De- 
zember 1891. 
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Gleichwie nun jeder, der in einem bestimmten Bezirk an- 
sässig ist oder sich dauernd aufhält, Angehöriger einer bestimmten 
Gemeinde oder eines Kommunalverbandes höherer Ordnung ist, 
jeder, der in einem bestimmten Bezirke ein Grundstück hat, zur 
Wasser-, Wald- oder Jagdgenossenschaft gehören kann, so können 
auch alle, die in einem bestimmten Bezirke ein Gewerbe treiben, 
oder sonst einer Erwerbsthätigkeit dauernd nachgehen, ohne und 
wider ihren Willen, ipso jure Mitglieder einer Berufsgenossenschaft 
sein. Es gilt dies namentlich bei Advokaten-, ^^ Notariats-,*® Aerzte-,*® 
Apotheker-*® und Handels- und Gewerbekamm em,'* desgleichen 
im Allgemeinen von den Versicherungsverbänden" und von den 
gewerblichen Genossenschaften in Oesterreich.** Freie Vereine 
sind namentlich die Innungen in Deutschland. Auch haben bis- 
weilen gewisse Personen nur das Recht, nicht aber die Verpflichtung, 
den sonst als Zwangsgenossenschaften organisirten Versicherungs- 
verbänden beizutreten,** und das gleiche gilt nach den Bestim- 



" § 22 der öst. Adv.-O., § 41 der deutschen R.-Anw.-O. 

" § 124 der öst. Not.-O. 

*' § 2 des öst. G. über Aerztek. Dagegen steht nach § 6 des sächs. Gl 
vom 29. Mai 1872 jedem Arzt der Eintritt in den Bezirksverein frei. 

«» § 36 der bayer. Ap.-O., § 39 des sächs. G. vom 29. Mai 1872. 

" § 7 des öst. H.- u. G.-K.-G., § 3 des preuss. H.-K.-G., § 4 des bayer. 
H.- u. G.-K.-G., § 17 AI. 2, 3 des sächs. G. vom 23. Juni 1868. 

" § I des öst. Unf.-Vers.-G., § i des Kr.-Vers.-G., § i des deutschen Unf.- 
Vers.-G., § 41 des Inv.- u. Alt.-Vers.-G., § i des Kr.-Vers.-G., § 211 des öst,, 
§ 168 des preuss., Art. 170 des bayer., § i, 54 des sächs. B.-G. 

•» § 107 der öst. Gew.-O. 

^ Namentlich die Betriebsbeamten sind bisweilen nicht oder nicht im 
vollen Umfang versicherungspflichtig. So z. B. nach § 10 des öst. Br.-L.-G. 
Ferner können nach § 3 des öst. Kr.-Vers.-G. die Unternehmer von land- und 
forstwirthschaftlichen Betrieben, sowie solche Unternehmer, in deren Auftrag 
und für deren Rechnung selbstständige Arbeiter in eigenen Betriebsstätten per- 
sönlich oder unter Mitwirkung der Angehörigen des eigenen Hausstandes, jedoch 
ohne anderweitige Hilfsarbeiter mit der Herstellimg oder Bearbeitung industrieller 
Erzeugnisse beschäftigt sind, unter Zustimmung ihrer Arbeitgeber der Kranken- 
versicherung beitreten. Nach § 13 AI. 4 dürfen Personen, welche das 35. Jahr 
nicht überschritten haben, auch wenn sie nicht versicherungspflichtig sind, unter 
gewissen Modalitäten der Krankenversicherung beitreten. Umgekehrt können 
nach § 4 gewisse Personen durch die politische Behörde i. Instanz von der 
Versicherungspflicht befreit werden. Aehnliche Bestimmungen trifft § 11 des 
Br.-L.-G. Das deutsche Kr.-Vers.-G. unterscheidet § i Personen, welche unmit- 
telbar kraft Gesetzes dem Versicherungszwang unterliegen, Personen, auf welche 
der Versicherungszwang nach § 2 durch statutarische Bestimmung einer Ge- 
meinde oder eines weiteren Kommunalverbandes, und solche, auf die er nach 
§ 2 a durch Verfügung des Reichskanzlers oder der Zentralbehörden der Bundes- 
staaten erstreckt werden kann. Endlich können nach § 3a gewisse Personen 

24* 
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mungen der öst. Gew.-O.*^ von den Inhabern fabriksmässig betrie- 
bener Gewerbsunternehmungen betreffs ihres Eintrittes in gewerb- 
liche Genossenschaften. 

Gleichwie bei den Gemeinden und Kommunalverbänden 
höherer Ordnung sind auch bei den Berufsgenossenschaften nicht 
alle Genossen in gleicher Weise berechtigt, sich an der Leitung 
und Verwaltung der Genossenschaft zu betheiligen. Allgemeines 
gleiches Wahl- und Stimmrecht besteht bei den Berufsgenossen- 
schaften der höheren Berufe, sowie bei den meisten Handels- und 
Gewerbekammern und kaufmännischen Korporationen. Frauen, 
Minderjährige und juristische Personen sind theilweise schon der 
Natur der Sache nach von der Mitgliedschaft ausgeschlossen. Ist 
dies nicht der Fall, so üben sie das ihnen zustehende Stimmrecht 
durch Stellvertreter aus.*^ Nur das öst. H.- u. G.-K.-G. vom 29. Juni 
1868 knüpft unmittelbar an die Steuerleistung der Wahlberechtigten 
an ; daher kommt nicht nur Frauen, Minderjährigen und juristischen 
Personen das Stimmrecht zu, sondern es werden auch die 
Stimmberechtigten behufs Vornahme der Wahl in Wahlkörper 
getheilt.27 

Das den Fabrikanten, Bergwerksbesitzern und sonstigen Unter- 
nehmern in den Generalversammlungen der Versicherungsverbände 
zustehende Stimmrecht hat seinen Charakter als persönliches Recht 
fast völlig abgestreift, und erscheint als eine der Unternehmung 
anhaftende Berechtigung. Daher ist dasselbe von den persönlichen 
Eigenschaften des Werkinhabers unabhängig, es ist Vertretung im 
weitesten Umfang zulässig, und richtet sich die Zahl der jedem 
Berechtigten zustehenden Stimmen nach der Zahl der von ihm 
beschäftigten Arbeiter oder der Höhe der für sie eingezahlten 



auf ihren Antrag von der Versicherungspflicht befreit werden, andere nach 
§ 3b auf Antrag ihrer Arbeitgeber. Auch das Unf.-Vers.-G. unterscheidet Per- 
sonen, welche nach § i immittelbar nach dem Gesetze versicherungspflichtig 
sind, und solche, auf welche die Versicherungspfiicht nach § 2 statutarisch 
erstreckt werden kann. Ebenso gibt es Personen, welche nach § i des Inv.- u. 
Alt-Vers.-G. absolut versicherungspflichtig sind, und solche, die nach § 2 vom 
Bundesrath für versicherimgspflichtig erklärt werden können. Endlich können 
nach § 4 gewisse Personen von der Versicherungspflicht ausgenommen werden. 

" § 108 der Gew.-O. 

" So nach § 5 des preuss. H.-K.-G., § 4 des bayer., Art. 5 des württ. 
H.- u. G.-K.-G., Art. 4 des bad. H.-K.-G. Dagegen haben nach § 17 AI. 2, 3 
des Sachs. G. vom 23. Juni 1868 Frauen und Minderjährige kein Stimmrecht, 
ebenso nach Art. 6 des St. der Korp. der Kaufmannschaft in Berlin Frauen 
und Aktiengesellschaften. 

" § 7 des H.. u. G.-K..G. 
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Versicherungsbeiträge.*® Dagegen ist das Stimmrecht der Ver- 
sicherten durchwegs gleichwerthig und rein persönlich. Die Mit- 
glieder der Ausschüsse der deutschen Inv.- u. Alt.-Vers.-Verbände 
werden überhaupt nicht direkt von den Arbeitgebern und den 
Versicherten, sondern von den Vorständen der im Bezirk der 
Versicherungsanstalt vorhandenen Kranken-, Knappschafts- und 
Seemannskassen, eventuell den Vertretern der weiteren Kommunal- 
verbände oder den Verwaltungen der Gemeindekrankenversicherung, 
beziehungsweise landrechtlichen Einrichtungen ähnlicher Art gewählt. 

Während all diese auf die Verschiedenheit des genossen- 
schaftlichen Stimmrechts Bezug habenden Rechtsnormen von den 
Gesetzgebungen lediglich mit Rücksicht auf die praktischen Bedürf- 
nisse des Lebens aufgestellt wurden, hängt die Verschiedenheit der 
rechtlichen Stellung der zu den gewerblichen Genossenschaften 
gehörigen Personen in vieler Hinsicht noch mit der historischen 
Entwicklung derselben zusammen. Schon im Mittelalter gehörten 
nicht nur die Meister, sondern auch die Gesellen und Lehrlinge 
zur Zunft. Sie waren jedoch nicht vollberechtigte Genossen, und 
hatten daher auch in der Zunftversammlung keine Stimme, wohl 
aber waren sie des Schutzes der Zunft theilhaftig, und standen 
unter ihrer Gerichtsbarkeit. In späterer Zeit, als man den Gesellen 
die Erlangung des Meisterrechtes in jeder Weise erschwerte, bil- 
deten sich eigene Gesellenvereine zur Wahrung der Rechte der 
Gesellen gegenüber den Meistern.** 

Die neuere Gesetzgebung nun hat diesen Unterschied zwischen 
Meistern und Gesellen prinzipiell festgehalten, und gestattet im 
Allgemeinen nur ersteren, an der Bildung des genossenschaftlichen 
Willens und der Führung der genossenschaftlichen Verwaltung 
theilzunehmen, legt ihnen aber dafür auch grössere Lasten auf. 
So bestimmt z. ß. § 106 der öst. Gew.-O., dass die Gewerbe- 
treibenden Mitglieder, die Hilfsarbeiter Angehörige ihrer Genossen- 
schaft sind. Nur die Mitglieder sind in der Genossenschaftsver- 
sammlung stimmberechtigt. Von den Angehörigen haben blos die 
Gesellen ein beschränktes Mass der Theilnahme an der genossen- 
schaftlichen Geschäftsführung. An der Bildung der Organe zur 
Verwaltung der genossenschaftlichen Krankenkasse, sowie des 
schiedsrichterlichen Ausschusses nehmen sie in gleicher Weise 



" § 18 des öst. Kr.-Vers.-G., § 18 des Br.-L.-G., § 38 des deutschen Kr.- 
Vers.-G., § 14 des Unf.-Vers.-G., § 180 des preuss., Art. 183 des bayer. B.-G., § 38 
des Sachs. G. vom 2. April 1884, die Ergänzung u. s. w. des allg. B.-G. betr. 

*» Siehe Gierke, 1. B., § 38, IV. l, 3 und § 67, A I. 2, IL 5. 
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theil, wie die Genossen, dagegen ist der Wirkungskreis des speziell 
zur Vertretung der Interessen der Gesellen berufenen Organes, 
nämlich der Gesellenversammlung, ein äusserst beschränkter.^® 
Es gibt also nach der öst. Gew.-O. zwei Klassen der zu einer 
gewerblichen Genossenschaft gehörigen Personen. Auch die 
deutsche Gew.-O. stellt § loo, looa die selbstständigen Gewerbe- 
treibenden und Werkmeister als Mitglieder der Innung den Gesellen 
gegenüber. Letztere haben nur bei der Verwaltung einiger weniger 
genossenschaftlicher Angelegenheiten mitzuwirken, nämlich bei 
der Vornahme von Gesellenprüfungen und bei Begründung und Ver- 
waltung aller Einrichtungen, für die auch die Gesellen Beiträge 
entrichten oder eine besondere Mühewaltung übernehmen, oder 
welche zu ihrer Unterstützung bestimmt sind. Auch die schieds- 
gerichtlichen Beisitzer müssen zur Hälfte aus Innungsmitgliedem, 
zur Hälfte aus Gesellen bestehen. 

Seinem juristischen Charakter nach ist das Recht, einer ge- 
werblichen Genossenschaft als Mitglied anzugehören, ein höchst 
persönliches, und von der Thatsache des Gewerbebetriebes abhängig. 
Daher sind Pächter, Stellvertreter und andere Personen, welche ein 
Gewerbe im fremden Namen betreiben, ebenso zur Mitgliedschaft be- 
rechtigt, wie diejenigen, welche es in ihrem eigenen Namen und auf 
eigene Rechnung thun. Auch Frauen sind in Oesterreich und Deutsch- 
land zum Gewerbebetriebe berechtigt. In ersterem Lande sind sie 
in Bezug auf die Mitgliedschaft bei gewerblichen Genossenschaften 
in gleicher Weise berechtigt und verpflichtet, wie die Männer. In 
Deutschland hingegen können nur Wittwen, die das Gewerbe ihres 
Mannes weiter betreiben, Mitglieder einer Innung sein, doch kom- 
men ihnen weder die Ehrenrechte, noch das Stimmrecht zu.*^ 



3. Abtheilung. 

Die Organisation der Berufsgenossenschaften. 

Wie bei anderen Selbstverwaltungskörpem, so unterscheidet 
man auch bei den Berufsgenossenschaften Organe, welche vor- 
wiegend zur Willensbildung für die Genossenschaft und zur Kon- 
trolle der Verwaltung berufen sind, und die Verwaltungsorgane. 
Oberstes willensbildendes und kontrollirendes Organ der Ge- 



'« § 120 a der Gew.-O. 

'* § 2 der öst., § II, 100 der deutschen Gew.-O. 
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nossenschaft ist meistens die Versammlung sämmtlicher vollbe- 
rechtigter Genossen. Dies ist namentlich bei den gewerblichen 
Innungen^ und den meisten Berufsgenossenschaften der höheren 
Berufe,* bei den Versicherungsgenossenschdften aber in der Regel 
nur dann der Fall, wenn die Vollversammlung aller stimmberech- 
tigten Genossen nicht mehr als eine bestimmte Zahl Mitglieder 
zählt. Wird diese Zahl erreicht, müssen Delegirte gewählt werden, 
deren Versammlung die gesetzlichen Funktionen der Generalver- 
sammlung zukommen. Aber auch wo die Zahl der Genossen eine 
geringere ist, steht es der Genossenschaft nach den meisten Ge- 
setzen frei, statutarisch an Stelle der Generalversammlung Delegirte 
treten zu lassen.^ Dagegen sind die obersten willensbildenden und 
kontrollirenden Organe der Handels- und Gewerbekammem jeder- 
zeit aus Delegirten zusammengesetzt, ebenso natürlich die der 
Berufsgenossenschaften, welche sich lediglich als eine Vereinigung 
von Berufsgenossenschaften niederer Ordnung qualifiziren.* 

Das zweite Hauptorgan der Berufsgenossenschaften ist der 
Vorstand, welcher im Allgemeinen mit der Führung der Verwal- 
tung betraut ist. Dieser ist, wenn die Vollversammlung der Be- 
rufsgenossen oberstes willensbildendes Organ igt, fast ausnahmslos, 
in der Regel aber auch dort, wo an ihre Stelle gewählte Delegirte 



* § 118, 19 der öst, § 98 a AI. 7 der deutschen Gew.-O. 

» § 124 der öst. Not.-0., § 24 der Adv.-O., § 41 der deutschen R.-Anw.-O., 
§ 3, II der niederöst. Ap.-Gr.-O., § 4, Abs. i, 2 der preuss. Verord. über die 
Bildung von Aerztek., § 6, 39 des sächs. G. über ärztl. u. pharm. Kr.-Ver. 

* Nach § 17 des öst. Kr.-Vers.-G. und § 18 des Br.-L.-G. sind Delegirte 
zu wählen, wenn die Genossenschaft mehr als 300, nach § 37 des sächs. G. vom 
2. April 1884, die Ergänzung u. s. w. des allg. B.-G. betr., wenn sie mehr als 
100 Mitglieder zählt. Nach § 12 des öst. Unf.-Vers.-G. werden sämmtliche Ge- 
schäfte des Verbandes vom Vorstand besorgt. § 16 des deutschen Unf.-Vers.-G. 
kennt gleichfaUs keine Delegirten Versammlung, sondern nur eine Vollversamm- 
lung der Berufsgenossen oder ihrer Vertreter, als welche aber nur die Unter- 
nehmer erscheinen. § 37 des Kr.-Vers.-G. schreibt die Bildung eines Vertretungs- 
körpers der Berufsgenossen vor, wenn die Zahl der Mitglieder der Ortskranken- 
kasse mindestens 500 beträgt, während nach § 48 des Inv.- u. Alt.-Vers.-G. als 
Vertretungskörper der Berufsgenossen unter allen Umständen ein gewählter 
Ausschuss fungirt. 

* § 4 des öst. H.- u. G.-K.-G., § 3, 4 des preuss. H.-K.-G., § 3, 4 des 
bayer., Art. 4 des württ. H.- u. G.-K.-G., Art. 3 des bad. H.-K.-G., Art. 15 des 
St. der Korporation der Kaufmannschaft von Berlin, § 5 des öst. Aerztek.-G., 
§ 14 des sächs. G. über ärztl. u. pharm. Kreisvereine. Besondere Vertretungs- 
körper der Berufsgenossen sind ferner ohne Rücksicht auf die Zahl der Genossen 
zu bilden nach § 178 des preuss. und Art. 181 des bayer. B.-G. 



276 Zweiter besonderer Theil. 

treten, koUegialisch organisirt.^ Der Vorstand der Handels- und 
Gewerbekammern besteht nur aus einer Person.® 

Genossenschaftsversammiung, beziehungsweise Delegirtenver- 
sammlung und Vorstehung sind die wichtigsten, nicht aber die 
einzigen Organe der Berufsgenossenschaften. Es steht denselben 
vielmehr frei, sich zur Erreichung ihrer Zwecke auch anderer Or- 
gane zu bedienen. Doch treffen die Gesetzgebungen darüber nur 
vereinzelte Bestimmungen. So gestatten sie ausdrücklich, dass die 
Genossenschaftsversammlungen, beziehungsweise die an ihre Stelle 
tretenden Delegirtenversammlungen der Versicherungsverbände die 
Kontrolle über die genossenschaftliche Verwaltung durch eigens zu 
diesem Behufe gebildete »Ueberwachungsausschüsse« ausüben, und 
regeln für den Fall, dass solche wirklich bestellt werden, die Rechts- 



** So wird nach § 12 des öst. Unf.-Vers.-G. der Vorstand koUegialisch 
gebildet, wobei ein Drittel der Mitglieder von den Unternehmern, ein Drittel 
von den Arbeitern gewählt, und ein Drittel vom Minister des Innern ernannt 
wird. Der Vorstand der Bezirkskrankenkassen wird nach § 16, 18 des Kr.-Vers.-G. 
von der Generalversammlung oder Delegirtenversamnilung gewählt. Dabei 
haben die Arbeitsgeber regelmässig Anspruch auf ein Drittel der im Vorstand 
vertretenen Stimmen. Aehnlich nach § 34, 38 des deutschen Kr.-Vers.-G., wäh- 
rend nach § 22 des Unf.-Vers.-G. der koUegialische Vorstand dem rechtlichen 
Charakter der Genossenschaft entsprechend nur aus Vertretern der Unternehmer 
zusammengesetzt ist. Nach § 47 des Inv.- u. Alt.-Vers.-G. wird der Vorstand 
überhaupt nicht gewählt, sondern von einer staatlichen oder kommunalen Be- 
hörde ernannt. § 17 des öst. Br.-L.-G. trüft die gleichen Bestimmungen wie § 16, 
18 des Kr.-Vers.-G., während nach § 180 des preuss,, Art. 183 des bayer. B.-G. und 
den Berggesetzen der meisten anderen deutschen Staaten der koUegialische 
Vorstand der Knappschaften u. s. w. zur Hälfte von den Bergwerksbesitzern, 
zur Hälfte von den Arbeitern gewählt wird. Femer besteht ein kollegialer Vor- 
stand nach § 119 c der öst. Gew.-O., während es nach § 98 a AI. 6, loi der 
deutschen Gew.-O. den Innungen freisteht, ihren Vorstand koUegialisch oder 
bureaumässig zu organisiren. Nur für die Innungsverbände setzten § 104 d, 
104 e u. and. einen kollegialen Vorstand voraus. Auch für die meisten Berufs- 
genossenschaften der höheren Berufe bestehen kollegiale Vorstände, so nach 
§ 127 der öst. Not.-0., § 23 der Adv.-O. und § 42 der deutschen R.-Anw.-O. 
Ebenso nach § 39 der bayer. Ap.-O. und sogar nach § 9 des öst. G. und § 8 
Abs. 4 der preuss. Verord. über Aerztek., obwohl nach beiden Gresetzen nicht 
die Gesammtheit der Mitglieder, sondern ein gewählter Vertretungskörper als 
oberstes willensbildendes und kontrollirendes Organ des Verbandes fungirt. . 

« So nach § 14 des öst. H.- u. G.-K.-G., § 26 des preuss. H.-K.-G., § 8 
des bayer. H.- u. G.-K.-G., § 17 AI. 6 des sächs. G. vom 23. Juni 1868, Art. 23 
des württ. H.- u. G.-K,-G., Art. 16 des bad. H.-K.-G. Ebenso nach Art. 21 des St. 
der Korp. der Kaufmannschaft in Berlin, und auch nach § 2, 11 der niederöst. 
Ap.-Gr.-O. und § 9, 40 des sächs. G. über ärztl. und pharm. Kr.-Ver., obwohl 
nach beiden Gesetzen die Vollversammlung sämmtlicher stimmberechtigter Be- 
rufsgenossen oberstes willensbildendes und kontrollirendes Organ ist. 



\ 
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Verhältnisse derselben.^ Nach anderen Gesetzen sind derartige 
Ausschüsse obligatorisch.® 

Ferner bestehen bisweilen besondere Vorschriften über die 
Bildung, Organisation und den Wirkungskreis genossenschaftlicher 
Schiedsgerichte. So treffen die Gewerbeordnungen ziemlich ein- 
gehende Bestimmungen über die Zusammensetzung und Kompetenz 
der gewerbsgenossenschaftlichen Schiedsgerichte, regeln die Grund- 
züge des Verfahrens vor denselben, sowie den eventuellen 
Rechtszug an die ordentlichen Gerichte, und normiren überhaupt 
ihr Verhältnis zu den Staatsbehörden.^ Dasselbe gilt von den 
Schiedsgerichten der Versicherungsgenossenschaften und anderen 
Schiedsgerichten, wobei die einzelnen Gesetzgebungen die Materie 
bald mehr bald weniger eingehend ordnen, und der statutarischen 
Festsetzung grösseren oder geringeren Spielraum lassen.^® Im 
Uebrigen sind die gesetzlichen Bestimmungen über die Organe der 
Berufsgenossenschaften ziemlich dürftig. § iig b AI. d der 
Ost. Gew.-O. thut nur der Befugnis der Genossenschaftsversamm- 
lung Erwähnung, besoldetes Hilfspersonal zu systemisiren.^^ Das 
deutsche Unf.-Vers.- und das Inv.- und A.-Vers.-G. regeln* die Be- 
stellung von besonderen örtlichen Aufsichtsorganen der Genossen- 
schaften,!* während das öst. Unf.-Vers.-G. nur im Allgemeinen von 
besoldeten Beamten der Versicherungsanstalten spricht, welche in 
Eid und Pflicht zu nehmen sind, und der Disziplinargewalt des 
Vorstandes unterstehen. Zur Anstellung und Entlassung gewisser 
Beamter ist sta^liche Genehmigung erforderlich.*^ Auch nach dem 



' So z. B. § 14 AI. 6, § 18 AI. I, 3 des öst. Br.-L.-G. 

* So z. B. nach § 14 AI. 5 des öst. Kr.-Vers.-G. und nach Art. 32 des St. 
der Korp. der Kaufmannschaft von Berlin. 

" § 122—24 der öst, § 100 d der deutschen Gew.-O. Dies gilt jedoch nur 
von den Schiedsgerichten zur Entscheidung von Streitigkeiten zwischen den 
Gewerbetreibenden und ihren Hilfsarbeitern, lieber die nach § 114 AI. c der 
öst. und § 97 a AI. 6 der deutschen Gew.-O. nur fakkultativ zur Schlichtung 
von Streitigkeiten unter den Gewerbetreibenden zu errichtenden Schieds- 
gerichte treffen die beiden Gesetzgebungen keine weiteren Bestimmungen. 

" § 38 des öst. Unf.-Vers.-G., § 39 Abs. 6, 7, § 41 des Kr.-Vers.-G., § 46— 
50, loi des deutschen Unf.-Vers.-G., § 70—74 des Inv.- u, Alt.- Vers. -G., § 19, 20 
des öst. Br.-L.G. und die Verord. vom 11. September 1889. 

" Die öst. Gew.-O. trifft ausserdem § 120, 120 a besondere Bestimmungen 
über die Bildung von Gehilfenversammlungen als Vertretungsorganen der bei 
den Meistern einer Genossenschaft beschäftigten Gehilfen, § 121 — 121h über die 
Organisation der genossenschaftlichen Krankenkassen, § 122—24 über die schieds- 
gerichtlichen Ausschüsse. 

" § 82—86 des Unf.-Vers.-, § 51 des Inv.- u. Alt.-Vers.-G. 

»» § 9 des öst., § 8 des bayer. H.- u. G.-K.-G. 



378 Zweiter besonderer Theil. 

öst. und dem bayer. H.- u. G.-K.-G. ist von jeder Handels- und 
Gewerbekammer ein wissenschaftlich gebildeter, besoldeter Sekretär 
und das erforderliche Hilfspersonale anzustellen.^* 

Was endlich die Kompetenzabgrenzung zwischen den einzel- 
nen Organen der Berufsgenossenschaften betrifft, so ist die Voll- 
versammlung der Berufsgenossen oder die an ihre Stelle tretende 
Delegirtenversammlung oberstes willensbildendes und kontroUiren- 
des Organ, während der Vorstand die genossenschaftliche Verwal- 
tung leitet. Da aber das oberste willensbildende Organ nicht be- 
ständig tagen kann, ist er auch zur Beschlussfassung in minder 
wichtigen Angelegenheiten kompetent. Auch wird die Kontrolle 
über die Verwaltung, wie seinerzeit ausgeführt wurde, häufig einem 
besonderen Organ, dem Ueberwachungsausschuss übertragen. In 
Folge dessen ist die Kompetenz der Vollversammlung namentlich 
dort, wo die öftere Einberufung derselben praktisch mit Schwierig- 
keiten verbunden wäre, also in erster Linie bei den meisten Ver- 
sicherungsgenossenschaften, auf eine verhältnismäsig geringe Zahl 
besonders wichtiger Angelegenheiten beschränkt. Als solche nen- 
nen die* Gesetzgebungen nebst der Vornahme von Wahlen die 
Feststellung des Voranschlages, die Erledigung der Jahresrechnung, 
die Verfolgung von Ansprüchen gegen Mitglieder des Vorstandes 
und des Ueberwachungsausschusses und die Beschlussfassung über 
Statutenänderungen. Da nun aber das Gesetz diese Befugnisse 
nur als Minimum dessen bezeichnet, was der Vollversammlung 
oder Delegirtenversammlung vorbehalten werden muss, und eine 
Vermehrung derselben auf statutarischem Wege zulässt, ist das 
oberste willensbildende Organ in der Lage, seine Kompetenz zu 
erweitern. ^^ 

Bei den Berufsgenossenschaften der höheren Berufe, deren 
Wirkungskreis sich ja auch in der Regel über ein grösseres Gebiet 
erstreckt, ist die Kompetenz der Versammlung der Berufsgenossen, 
beziehungsweise des Vertretungskörpers derselben gleichfalls ein 
verhältnismässig beschränkter, und kann auch, da die Kompetenz- 
abgrenzung ausschliesslich vom Gesetz geregelt wird, nicht statu- 
tarisch erweitert werden.^® Von grösserem Umfang ist der Wirkungs- 



" § 14 des öst , § 8 des bayer. H.- u. G.-K.-G. 

>* § 14 AI. 6, 17 des öst. Kr.-Vers.-G., § 13 AI. 4, 18 des Br.-L.-G., § 23 
AI. 4, 36 des deutschen Kr.-Vers.-G., § 17 AI. 2, 22 des Unf.-Vers.-G., § 54 AI. I, 
55 des Inv.- u. Alt-Vcrs.-G., § 36 des Sachs. G. vom 2. April 1884. Aehnlich 
§ 179, 81, 82 des preuss. und Art. 182, 84, 85 des bayer. B.-G. 

" § 133—35 der öst. Not.-O., § 27, 28 der Adv.-O., § 48, 49 der deutschen 
R.-Anw.-O., § 3, II, 12 des öst. G., § 2, 59 der preuss. Verord. über Aerztek. 
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kreis der Genossenschaftsversammlung nach der öst. Gew.-O., indem 
§ 119 b ihr die Beschlussfassung in einer ziemlich grossen Zahl von 
Angelegenheiten zuweist, und AI. h noch gestattet, durch statu- 
tarische Bestimmungen dieselben zu vermehren. Die deutsche 
Gew.-O. überlässt die Kompetenzabgrenzung zwischen Genossen- 
schaftsversammlung und Vorstand überhaupt im Wesentlichen der 
statutarischen Regelung.*' Auch bei den Handels- und Gewerbe- 
kammern ist im Allgemeinen der Wirkungskreis des Vertretungs- 
körpers der Berufsgenossen, der Kammer, ein verhältnismässig aus- 
gedehnter, so dass dem Vorsteher, der auch deshalb von den Gesetzen 
meist »Präsident« oder »Vorsitzender der Kammer« genannt wird, nur 
die Vorbereitung und Leitung der Verhandlungen, die Ausführung 
der Kammerbeschlüsse, die Vertretung nach Aussen, und die 
Führung der laufenden Geschäfte überlassen bleibt.*® Seine Be- 
fugnisse und Obliegenheiten sind also im Wesentlichen mit denen 
des Vorsitzenden eines kollegialen Vorstandes identisch, wie sie, 
wo ein solcher besteht, demselben bisweilen auch thatsächlich vom 
Gesetze zugewiesen werden.** 



4. Abtheilung. 

Die Kompetenz der Berufsgenossensehaften. 

Da die Berufsgenossenschaften nicht blosse Staatsanstalten, 
sondern selbstständige Organismen mit eigener Rechtssphäre sind, 
müssen sie gleich anderen Selbstverwaltungskörpern für die Er- 
haltung ihrer Existenz Sorge tragen. Nun bestimmt allerdings die 
Gesetzgebung, wer zu einer Berufsgenossenschaft gehört, in welchem 
rechtlichen Verhältnis die Genossen zum Verbände stehen, und 
über welches Gebiet sich der Wirkungskreis desselben erstreckt. 
Ebenso sind die Grundzüge der genossenschaftlichen Organisation 
in den Gesetzen enthalten. Innerhalb des Rahmens der Gesetze 
aber steht es den Berufsgenossenschaften frei, statutarische Be- 
stimmungen zu treffen, ja die Gesetze führen sogar eine Reihe von 
Punkten an, welche statutarisch geregelt werden müssen.* Auch 



" § 98 a AI. 6. 

>» § 2, 15 des öst. H.- u. G.-K.-G., § 26 des preuss. H.-K.-G., § 8 des 
bayer., Art. 23 des württ. H.- u. G.-K.-G., Art. 16 des bad. H.-K.-G. 

" § 10 des öst. G., § 10 der preuss. Verord. über Aerztek., § 19 des öst. 
M.-St. für gewerbl. Genossenschaften. 

* So heisst es § 126 der öst. Gew.-O.: »Innerhalb der prinzipiellen Be- 
stimmungen dieses (von den Genossenschaften handelnden) Abschnittes sind 
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werden eigene Normal- und Musterstatuten erlassen, nach deren 
Vorbild sodann die genossenschaftlichen Statuten abzufassen sind. 
Die Zwecke, welche die Berufsgenossenschaften verfolgen, 
sind, natürlich in Beschränkung auf dasjenige, was überhaupt das 
berufliche Interesse der Genossen berührt, allgemeine oder spezielle. 
Der Wirkungskreis der Berufsgenossenschaften für spezielle Zwecke 
ist schon von Anfang an ein fest begrenzter und kann auch von 
der Genossenschaft nicht beliebig erweitert werden. So können 
z. B. die Versicherungsgenossenschaften wohl innerhalb gewisser 
Grenzen festsetzen, in welcher Weise und in welchem Umfang die 
Versicherungsberechtigten zu unterstützen sind, sie können aber 
ihre Thätigkeit nicht auf die Besorgung solcher Angelegenheiten 
ausdehnen, welche mit der Versicherung in keinem oder nur in 
entferntem Zusammenhang stehen. Dagegen können die Berufs- 
genossenschaften für allgemeine Zwecke ihre Wirksamkeit auf alle 
ihren Angehörigen gemeinsamen beruflichen Interessen ausdehnen.* 

für jede Genossenschaft spezielle Statuten zu entwerfen und der politischen 
Landesstelle zur Genehmigung vorzulegen«, worauf diejenigen Angelegenheiten 
aufgezählt werden, Über welche das Statut Bestimmungen enthalten muss 
§ 98 a der deutschen Gew.-O. sagt: »Die Aufgaben der Innung, die Einrich- 
tung ihrer Verwaltung und die Rechtsverhältnisse ihrer Mitglieder werden, 
soweit das Gesetz darüber nichts bestimmt, durch das Innungsstatut geregelt.« 
Hierauf folgen diejenigen Punkte, über welche das Statut Bestimmungen ent- 
halten muss, und diejenigen, über welche es keine Bestimmungen enthalten darf. 
Auch die Gesetze über Versicherungsgenossenschaiten ordnen die Errichtung 
von Statuten an, uiv^ bezeichnen die Gegenstände, über welche in denselben 
Bestimmungen zu treffen sind. So müssen dieselben unter allen Umständen 
Bestimmungen Über die Höhe der Beiträge und die Art und den Umfang der 
Unterstützungen innerhalb der gesetzlichen Maximal- und Minimalgrenzen ent- 
halten, desgleichen über die Kompetenzvertheilung zwischen dem Vorstand imd 
der Genossenschaftsversammlung oder Vertretung. Dagegen steht es z. B. den 
Versicherungsgenossenschaften frei, statutarisch festzusetzen, dass auch Per- 
sonen, welche nicht versicherungspflichtig sind, unter gewissen Voraussetzungen 
in die Genossenschaft aufgenommen werden können. Siehe hierüber § 13 des 
öst. Unf.-Vers.-G., § 14, 24 des Kr.-Vers.-G., § 13-15 des Br.-L.-G., § 23, 26 a 
des deutschen Kr.-Vers.-G., § 17, 19 des Unf.-Vers.-G., § 54 des Inv.- u. Alt- 
Vers.-G., § 169 des preuss., Art. 171 des bayer. B.-G., § 13, 14, 28 des sächs. 
G. vom 2. April 1884. — Die Gesetze über Handels- und Gewerbekammem 
und über die Berufsgenossenschaften höherer Berufe verlangen meist nur die 
Abfassung von Geschäftsordnungen für die kollegialen Organe. 

• § 114 der öst., § 97, 97 a der deutschen Gew.-O., § i des preuss. H.-K.-G , 
§ 2 AI. 2 des bayer, H.- u. G.-K.-G., § 17 AI. 12 No. b des sächs. G. vom 15. 
Juni 1868, Art. i des württ. H.- u. G.-K.-G., Art. i des bad. H.-K -G., Art. 13 
des St. der Korp. der Kaufmannschaft von Berlin, § 133 der öst. Not.-O., § 23 
der Adv.-O., § 3 des öst. G., § i, 2 der preuss. Verord. über die Aerztek., § 37 
AI. I der bayer. Ap.-O., § 16, 38 AI. b des sächs. G. über ärztl. und pharm. 
Kr.- Vereine. 
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Ausserdem werden bisweilen die wichtigsten in die Kompetenz 
der Genossenschaft fallenden Angelegenheiten vom Gesetz speziell 
angeführt, sei es, dass dieselben, wie es namentlich nach den 
Gewerbeordnungen der Fall ist, der Genossenschaft als solcher,^ 
oder ihren Hauptorganen zugewiesen werden.* 

Unter den in die Kompetenz der Berufsgenossenschaften 
fallenden Angelegenheiten sind einige, zu deren Wahrnehmung sie 
gesetzlich verpflichtet sind, während sie andere freiwillig in den 
Kreis ihrer Thätigkeit einbeziehen können. Man unterscheidet 
also ebenso obligatorische und fakkultative Aufgaben der Berufs- 
genossenschaften, wie bei den Gemeinden, Spezialgemeinden und 
Kommunadverbänden höherer Ordnung. Ebenso finden sich auch 
unter den Verwaltungsgeschäften, welche von den Berufsgenossen- 
schaften besorgt werden, solche, die mit den genossenschaftlichen 
Zwecken in gar keinem oder nur in entferntem Zusammenhang 
stehen, und welche sie nur im Interesse des Staates und in seinem 
Auftrag wahrnehmen. 

So haben die gewerblichen Berufsgenossenschaften und ver- 
schiedene Berufsgenossenschaften höherer Berufe, namentlich aber 
die Handels- und Gewerbekammern die Verpflichtung, die staat- 
lichen Behörden zu berathen, an sie gestellte Fragen fachwirth- 
schaftlicher Natur zu beantworten,* eventuell auch periodische 
Berichte, insbesondere statistische Jahresberichte einzusenden.^ 
Ferner führen die Handels- und Gewerbekammem die Aufsicht 
über Börsen und ähnliche Verkehrsanstalten, wirken bei der Prüfung 
und Anstellung der Sensalen mit, und registriren die Marken und 
Muster für Industrieerzeugnisse. "^ Man kann demnach ebenso von 



» § 114 der öst, § 97, 97 a der deutschen Gew.-O. — Aehnlich § 2 der 
öst. H.- u. G.-K.-G. und Art. 13 des St. der Korp. der Kaufmannschaft in Berlin. 

* § I34> 35 der öst. Not-O., § 27, 28 der Adv,-0., § 48, 49 der deutschen 
R.-Anw.-O. 

» § 114 Abs. 3 der öst. Gew.-O., § 2A (a~e) und Ba des öst. R- u, 
G.-K.-G., § I des preuss. H.-K.-G., § 2 AI. i, 5 des bayer. H.- u. G.-K.-G., § 17, 
AI. 12 No. a des sächs. G. vom 23. Juni 1868, Art. i AI. 2 des württ. H.- und 
G.-K..G., Art. 15 Abs. i des bad. H.-K.-G., § 134 AI. 3 der öst. Not.-O., § 27 
AI. e, 28 AI. f der Adv.-O-, § 49 AI. 4 der deutschen R.-Anw.-O., § 4 des öst. 
G. über Aerztek. und andere Gesetze. 

« § 114 AI. g der öst. Gew.-O., § 2 Be des H- u. G.-K.-G, § 32 des 
preuss. H.-K.-G., § 2 AI. 4 des bayer. H.- u. G.-K.-G., § 17 AI. 12, Abs. 4 des 
sächs. G. vom 23. Juni 1868, Art. i AI. 3 des württ. H.- u. G.-K.-G., Art. 15 
Abs. I des bad. H.-K.-G. 

^ § 2 B des öst. H.- u. G.-K.-G., § 33, 34 des preuss. H.-K.-G., § 2 
AI. 3 des bayer. H.- u. G.-K.-G., § 17 AI. 12 des sächs. G. vom 23. Juni 1868, 
Art. 15 des bad. H.-K.-G. 
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einem übertragenen Wirkungskreis der Berufsgenossenschaften 
sprechen, wie von einem übertragenen Wirkungskreis der Ge- 
meinden. 

Die Stellung, welche die Berufsgenossenschaften im Gesammt- 
organismus der öffentlichen Verwaltung einnehmen, und der Um- 
fang, in dem sie die ihren Mitgliedern gemeinsamen beruflichen 
Interessen in den Kreis ihrer Thätigkeit einzubeziehen vermögen, 
hängt in erster Linie von den ihnen zustehenden obrigkeitlichen 
Befugnissen, sowie von den finanziellen Mitteln ab, über welche 
sie verfügen. Ihre obrigkeitlichen Befugnisse äussern sich ebenso 
wie die anderer Selbstverwaltungskörper in polizeilichen, in rechts- 
begründenden und aufhebenden und in rechtsbeurkundenden und 
feststellenden Akten, welche sie in den verschiedenen Zweigen 
ihrer Verwaltung vornehmen. 

Die wichtigste obrigkeitliche Befugnis der Berufsgenossen- 
schaften ist ihr Recht, einseitig bindende Willenserklärungen zu 
erlassen, und gegenüber den Dawiderhandelnden mit Gewalt durch- 
zusetzen. Bisweilen sind sie auch befugt, ihre Anordnungen durch 
Strafandrohungen zu verstärken, und im einzelnen Falle Strafen 
zuzuerkennen. So fungirt nach § 125 der öst. Gew.-O. die Ge- 
nossenschafts vorstehung zugleich als Disziplinargericht, und ver- 
hängt über Mitglieder und Genossen Verweise und Geldstrafen, 
und § 7, IG AI. 6 No. c des M.-St. für gewerbliche Genossenschaften 
gestattet ausdrücklich, diejenigen zu strafen, welche der statutarisch 
festgesetzten Meldepflicht nicht nachkommen.® In ähnlicher Weise 
sind die meisten Berufsgenossenschaften der höheren Berufe befugt, 
Mitglieder, welche den genossenschaftlichen Statuten entgegen 
handeln, mit Geld- und Ehrenstrafen zu belegen, ihr aktives und 
passives Wahlrecht zu suspendiren, und ihnen eventuell sogar die 
Ausübung ihres Berufs für eine bestimmte Zeit oder auch für immer 
zu untersagen.® 

Auch den Versicherungsgenossenschaften steht das Recht zu, 
Personen, welche den Verband durch Simulation schädigen, oder 
gewissen statutarischen Vorschriften zuwiderhandeln, Geldstrafen 
anzudrohen, eventuell sie zu stärkerer Beitragsleistung heranzu- 

^ Nach § 98 a AI. 5 der deutschen Gew.-O. muss das Innungsstatut Be- 
stimmungen über die etwa wegen Verletzung statutarischer Bestimmungen 
gegen die Innung^mitglieder zu verhängenden Ordnungsstrafen enthalten. 

• § 135 AI. b der öst. Not.-O., § 33 der Adv.-O. und G. vom i. April 
1872, betr. die Handhabung der Disziplinargewalt über Advokaten imd Advo- 
katurskandidaten, § 62—97 der deutschen R.-Anw.-O., § 12 des öst. G. und § 5 
der preuss. Verord. über Aerztek. 
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ziehen, oder die ihnen auszuzahlenden Unterstützungen zu schmälern. 
Dies gilt namentlich für den Fall, dass die Versicherten den das 
Verhalten zur Verhütung von Unglücksfällen getroffenen Anord- 
nungen oder den Weisungen des Arztes nicht Folge leisten, oder 
dass die Unternehmer es unterlassen, die statutarisch vorgeschrie- 
benen Einrichtungen zur Sicherheit der Arbeiter zu treffen. Wei- 
gern sie sich, den genossenschaftlichen Aufsichtsorganen Zutritt 
in die Arbeitsräume und Einsicht in ihre Bücher und Listen zu 
gestatten, so werden sie durch Ordnungsstrafen, welche aber nicht 
die Genossenschaft, sondern die Aufsichtsbehörde auf Ansuchen 
derselben über sie verhängt, dazu verhalten.*^ 

Zu den rechtsbegründenden und aufhebenden Verwaltungs- 
akten, welche die Berufsgenossenschaften vorzunehmen befugt 
sind, gehört die Aufnahme neuer Mitglieder in die Genossenschaft, 
eventuell die Mitwirkung dabei, und andererseits die strafweise 
Entziehung genossenschaftlicher Rechte. So nehmen die gewerb- 
lichen Innungen die Lehrlingsprüfungen vor, und entscheiden so 
über die Aufnahme in den Verband, eventuell über die Fähigkeit, 
ein bestimmtes Gewerbe zu betreiben." Auch die Advokaten- und 
Notarenkammern nehmen bisweilen an der Prüfung, beziehungs- 
weise an der Anstellung der Kandidaten theil, und entziehen im 
Disziplinarwege das Recht, die Praxis auszuüben. ^^ Die Aerzte- 
kammern können ihren Mitgliedern nur das aktive und das passive 
Wahlrecht entziehen." Die Handels- und Gewerbekammern nehmen 
Einfluss auf die Ernennung und Prüfung der Sensale, sowie auf 
die Ernennung der Handelsgerichtsbeisitzer und anderer öffentlicher 
Funktionäre, desgleichen übertragen sie durch Entgegennahme von 
Marken, Mustern und Modellen das Recht zum ausschliesslichen 
Gebrauch derselben.^* Dagegen ist es eine öffentliche Beglaubigung, 
wenn die Handels- und Gewerbekammern Zeugnisse über Handels- 
usancen ertheilen, und das gleiche gilt von der Bestätigung der 
Notariats- und Advokatenpraxis durch die Notaren- und Advokaten- 
kammern.^* 



" § 35 des öst. Kr.-Vers.-G., § 48 des Br.-L.-G., § 26 a AI. 2, 2 a des 
deutschen Kr.-Vers.-G., § 78, 82 des Unf.-Vers. G. 

" § 114 AI. b der öst, § lOO, looc AI. 2 der deutschen Gew.-O. 

" § 135 AI. h der öst. Not.-0., § 33 der Adv. O., § 63 AI. 4, 67 der deut- 
schen R-Anw.-O. 

*■ § 12 des öst. G., § 5 der preuss. Verord. über Aerztek. 

" § 2 B a des öst. H. u. G.-K.-G. Siehe oben Anm. 7. 

« § 2 B c des öst. H- u. G.-K.-G., § 135 AI. f der Not -O., § 28 AI b der 
Adv.-O. 
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Neben der obrigkeitlichen Gewalt der Berufsgenossenschaften 
kommen für den Umfang ihrer Thätigkeit noch die materiellen 
Mittel in Betracht, über welche sie verfügen. Ihre Finanzverwaltung 
ist ebensowenig Selbstzweck, wie die der übrigen Selbstverwaltungs- 
körper. Sie ist aber die Grundlage ihrer gesammten öffentlichen 
Thätigkeit, und muss unter steter Rücksichtnahme auf ihr Ziel ge- 
führt werden. 

Das Vermögen der Berufsgenossenschaften und daher auch 
der Ertrag aus demselben, sowie sonstige Einnahmen aus privaten 
Titeln spielen in ihrer Finanzwirthschaft eine verhältnismäsig ge- 
ringe Rolle. Die gewerblichen Genossenschaften haben allerdings 
bisweilen mehr oder weniger bedeutendes Vermögen von den alten 
Zünften überkommen, an deren Stelle sie getreten sind.^^ Einige 
Berufsgenossenschaften, insbesondere die Handels- und Gewerbe- 
kammern erhalten auch Zuschüsse aus der Staatskasse.^'' Im All- 
gemeinen aber sind die Zwangsbeiträge, welche von den zum Ver- 
bände gehörigen Personen eingehoben werden, die Haupteinnahms- 
quelle derselben. 

Unter ihnen nehmen die regelmässigen Jahresbeiträge ihrer 
Angehörigen die erste Stelle ein. Sie sind gewissermassen ein 
Analogen zu den direkten Gemeindesteuern, werden meist wie sie 
als Zuschläge zu direkten Staatssteuern, und zwar, der Natur der 
Sache entsprechend, zur Gewerbe-, Erwerbs- oder Einkommensteuer 
eingehoben, und gelten wenigstens theoretisch als eine blos supple- 
torische Einnahmsquelle der Berufsgenossenschaft für den Fall, 
dass die Einkünfte aus ihrem Vermögen und etwaige private Zu- 
schüsse nicht ausreichen. ^^ Dagegen werden die Beiträge zu den 



*® § 128 der öst. Gew.-O. bestimmt ausdrücklich, dass das Vermögen der 
gewerblichen Korporationen, welche in Genossenschaften im Sinne dieses Ge- 
setzes umgestaltet werden, an diese übergehe. 

»' § 12 Abs. 2 des bayer. H.- u. G.-K.-G., § 17 AI. 8 des sächs. G. 
vom 23. Juni 1868. — Auch zu den Kosten der Inv.- u. Alt.- Vers, in Deutschland 
leistet das Reich nach § 26 des G. einen fixen Jahreszuschuss von 50 M. für 
jede Rente. 

" § 115 der öst, § 98 a AI. 4 der deutschen Gew.-O., § 21 Abs. 3 des 
öst. H.- u. G.-K-G., § 23 des preuss. H.-K.-G., § 12 des bayer. H,- u. G.-K.-G., 
§ 17 AI. 8 des sächs. G. vom 23. Juni 1868, Art. 29 des württ. H.- u. G.-K.-G, 
Art. 23 des bad. H.-K.-G., § 134 AI. 4 der öst. Not.-O., § 27 AI. d der Adv.-O., 
§ 48 AI. 2 der deutschen R.-Anw.-O., § 13 des öst. G. über Aerztek., § 67 der 
niederöst Ap.-Gr.-O., § 52 des sächs. G. über ärztl. u. pharm. Kreisvereine. 
Dagegen hat nach Art. 38, 39 des St. der Korp. der Kaufmannschaft in Berlin 
die Repartition im gedachten Sinne erst dann stattzufinden, wenn abgesehen 
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Versicherungsverbänden nicht als Zuschlag zu den Staatssteuem, 
sondern ads selbstständige Leistungen ausgeschrieben. Sie sind 
auch, wie ja schon aus der Natur der Sache folgt, unter allen Um- 
ständen erste, prinzipielle und hauptsächliche Einnahme der Ver- 
bände. Bisweilen werden sie von allen zu versichernden Personen 
nach gleichen^ bisweilen deren Alter und sonstigen persönlichen 
Verhältnissen entsprechend nach ungleichen Sätzen eingehoben. 
Die Beiträge der Unternehmer werden nach der Zahl der bei ihnen 
beschäftigten Arbeiter berechnet. All dies gilt ebenso von den 
Versicherungsverbänden als besonderen Berufsgenossenschaften für 
spezielle Zwecke, wie von denjenigen Versicherungskassen, welche 
von Berufsgenossenschaften für allgemeine Zwecke verwaltet 
werden.*® 

In welcher Weise aber auch immer die Beitragsleistungen 
erfolgen mögen, jederzeit sind alle Berufsgenossen dazu heranzu- 
ziehen. Nur wo man vollberechtigte und nicht vollberechtigte Ge- 
nossen unterscheidet, wie nach der öst. und deutschen Gew.-O., 
sind letztere nur zu bestimmten genossenschaftlichen Zwecken Bei- 
träge zu leisten verpflichtet.*® Ferner kann unter Umständen, wenn 
es sich um die Herstellung und Erhaltung genossenschaftlicher 
Einrichtungen und Anstalten handelt, welche nur für einzelne Be- 
rufsgenossen von Vortheil sind, die Beitragspflicht auch auf sie 
beschränkt werden. ^^ 

Da die Berufsgenossenschaften Personen des öffentlichen Rech- 
tes sind, und daher ihren Angehörigen gegenüber als Obrigkeit 



von anderen Zuflüssen auch der für alle Mitglieder gleich hoch zu berechnende 
fixe Jahresbeitrag nicht ausreicht. Auch werden diese zu repartirenden Beiträge 
nicht als Zuschläge zu staatlichen Steuern, sondern als selbstständige Erwerbs- 
klassensteuer nach Massgabe der Bestimmungen des Art. 40 ausgeschrieben. 

>» § 16, 17 des öst. Unf.-Vers.-G., § 25, 34 des Kr.-Vers.-G., § 29 des Br.-L.-G., 
§ 121 der Gew.-O., § 22, 51 des deutschen Kr.-Vers.-G. Nach § 9, 10 des Unf.- 
Vers.-G. werden die Beiträge ausschliesslich von den Unternehmern geleistet, 
nach § 19 des Inv.- u. Alt.-Vers.-G. von den Unternehmern und den Versicher- 
ten, wozu das Reich eine feste Rente zahlt. § 174 des preuss., Art 176 des 
bayer. B.-G., § 18 des sächs. G. vom 2. April 1884, die Ergänzung u. s. w. des 
allg. B.-G. betr. — Für die Zwecke der Unf.-Vers. werden die Betriebe nach 
dem Masse der den daselbst beschäftigten Personen drohenden Gefahr in 
^Gefahrenklassen« eingetheilt, und die Beiträge danach abgestuft. 

*® § 100 a der deutschen Gew.-O. 

" § 115 der öst. Gew.-O. Im Gegensatz dazu gestattet § 100 f der deutschen 
Gew.-O. den Innimgen unter höherer Genehmigung auch von Arbeitsgebern, 
welche einer solchen nicht angehören, zu den Kosten gewisser Einrichtungen 
Beiträge zu fordern, wofür wieder ihnen und ihren Gesellen nach § 100 i die 
Benützung derselben gestattet ist. 

Blodig, Selbstverwaltung. ^5 
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anzusehen sind, überdies um ihren Verpflichtungen nachkommen 
zu können, regelmässig auf den Ertrag der Zwangsumlagen ange- 
wiesen sind, bedürfen sie zur Ausschreibung derselben nach den 
meisten Gesetzgebungen keiner ausdrücklichen Ermächtigung.22 
Wohl aber wird eine solche gefordert, wenn die Beiträge ein ge- 
wisses Mass, also meistens einen bestimmten Perzentsatz der di- 
rekten Staatssteuer, zu der sie als Zuschlag erhoben werden, über- 
schreiten.*' Desgleichen dürfen die Versicherungsbeiträge unter 
normalen Verhältnissen einen bestimmten Perzentsatz des Arbeits- 
lohnes der Versicherten nicht übersteigen. Da aber auch ein 
etwaiger Mehrbedarf gedeckt werden muss, ist eine höhere Belastung 
nicht unbedingt ausgeschlossen, sondern nur von der Beschluss- 
fassung einer qualifizirten Majorität abhängig, und ausschliesslich 
zur Bestreitung der den Verbänden gesetzlich vorgeschriebenen 
Minimalleistungen an die Versicherten gestattet. ** 

Weitere Einnahmen der Berufsgenossenschaften sind die von 
ihnen erhobenen Gebühren und Taxen. Die erste Stelle unter 
denselben nehmen die Eintrittsgelder ein, welche von den meisten 
gewerblichen Berufsgenossenschaften, bisweilen aber auch von Be- 
rufsgenossenschaften der höheren Berufe und von Versicherungs- 
verbänden gefordert werden.^ß Andere Gebühren werden bei 'Vor- 
nahme der Lehrlingsprüfungen und Freisprechung der Lehrlinge 
entrichtet.20 Auch die Gebühren für die Registrirung von Marken 
und Mustern durch die Handels- und Gewerbekammern sind an 
dieser Stelle zu nennen, 27 ferner das Entgeld für Benützung ge- 
nossenschaftlicher Anstalten u. dgl. m. 

Die Ausgaben der Berufsgenossenschaften sind fakkultative 
oder obligatorische. Zu letzteren gehört der Aufwand für alle 
Verwaltungsaufgaben, zu deren Besorgung die Berufsgenossen- 
schaft gesetzlich verpflichtet ist, in erster Linie die Kosten einer 
geordneten Verwaltung, und bei Versicherungsgenossenschaften 
die gesetzlichen Minimalleistungen an die Versicherten. Um zu 
vermeiden, dass dieselben durch ausserordentliche Ereignisse, durch 



»* Eine solche verlangt § 12 AI. 3 des bayer. H.- u G.-K.-G. 

«» § 24 des preuss. H.-K.-G., Art. 29 des württ. H.- u. G.-K.-G., Art. 24 
des bad. H.-K.-G. 

** § 26 des öst., § 9, 10 des deutschen Kr.-Vers.-G. 

»* § 126 AI h der öst. Gew.O., § 13 AI. 5 des Kr.-Vers.-G., § 14 AI. 5 des 
Br.-L.-G., § 26 des deutschen Kr.-Vers.-G., Art. 38 AI. a des St, der Korp. der 
Kaufmannschaft von Berlin. 

" § 10 AI. 6 No a des öst. M.-St für gewerbl. Genossensch. 

" § 2 B a des öst. H.- u. G.-K.-G. 
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rasch aufeinanderfolgende Unglücksfälle und ungewöhnlich zahl- 
reiche Erkrankungen ausser Stand gesetzt werden, ihren Verpflich- 
tungen nachzukommen, ordnen die Gesetze die Errichtung von 
besonderen Fonds an. Es werden nämlich die Versicherungs- 
verbände verpflichtet, einen bestimmten Theil der von den Ver- 
sicherten zu zahlenden Jahresprämien und eventuell auch andere 
Einnahmen zur Bildung von Reservefonds zu verwenden, die bis 
zu einer bestimmten Höhe anzusammeln sind.^® Andererseits wird 
bisweilen auch eine Maximalgrenze festgesetzt, welche der Reserve- 
fond nicht überschreiten darf. Es geschieht dies im Interesse der 
Versicherten, welche nicht mit höheren Beiträgen beschwert werden 
sollen, als es unumgänglich nothwendig ist.^* Bisweilen ist auch 
die Bildung von Zentralreservefonds vorgeschrieben.^® 

Die Aufstellung eines Voranschlages für Einnahmen und Aus- 
gaben ist den Berufsgenossenschaften meist ausdrücklich zur 
Pflicht gemacht.'^ Sie haben denselben auch nach den meisten 
Gesetzgebungen der Aufsichtsbehörde zur Kenntnisnahme mitzu- 
theilen, dagegen ist eine ausdrückliche Genehmigung in der 
Regel nicht vorgeschrieben.*' Gewöhnlich begnügen sich die 
Gesetzgebungen, die endgiltige Feststellung desselben obligatorisch 
in die Kompetenz der Genossenschaftsversammlung oder Vertre- 
tung zu weisen,^* und sonst die gehörige Verlautbarung desselben 
durch Auflegen zur allgemeinen Einsichtnahme u. dgl. m. in ganz 
ähnlicher Weise anzuordnen, wie es die Gemeindeordnungen be- 
treffis der Voranschläge der Gemeinde vorschreiben. Die gleichen 
Grundsätze gelten im Wesenthchen auch für die Erledigung der 
Jahresrechnungen und die Entlastung des Vorstandes.** 



•« § 15 des öst. Unf.-Vers -G., § 27 des Kr.-Vers.-G., § 36 des Br.-L.-G., § 18 
des deutschen Ünf.-Vers.-G., § 32 des Kr.-Vers.-G., § 21 des Inv.- u. Alt.-Vers.-G. 

" § 15 des öst. Unf.-Vers.-G. 

w § 15 des öst. Unf.-Vers -G., § 27, 39 des Kr.-Vers.-G., § 37, 38 des Br.-L.-G. 

»1 § 119 b, AI. c der öst. Gew.-O., § 15, AI. d, § 20 des M.-St. für gewerbl. 
Genossenschaften, § 21 des öst. H.- u. G.-K.-G., § 22 des preuss. H.-K.-G., 
§ 12 des bayer., Art. 28 des württ. H.- iL G.-K.-G., Art 22 des bad. H.-K.-G.» 
Art. 36 des St. der Korp. der Kaufmannschaft von Berlin, § 27 AI. d der öst. 
Adv.-O., § 48 der deutschen R.-Anw.-O. 

'* So nach § 21 des öst. H.- u. G.-K.-G. 

" Art. 22 des bad. H.-K.-G. verlangt sogar die Genehmigung der Ver- 
sammlimg der Wahlberechtigten. 

•* Siehe die Anm. 32, 33 zitirten Stellen. 
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5. Abtheilung. 

Die Aufsicht über die Berufsgenossenschaften. 

Dieselbe wird nach den meisten Gesetzgebungen unmittelbar 
von einer Staatsbehörde geführt, wobei als oberste Instanz der 
Minister des Innern oder ein Ressortminister fungirt Seltener wird die 
Aufsicht über Berufsgenossenschaften durch andere Berufsgenossen- 
schaften oder sonstige kommunale Verbände geführt. So ist nach 
§127 der Ost. Gew.-O. die Bezirkshauptmannschaft ardentliche 
Aufsichtsbehörde über die gewerblichen Genossenschaften. Da- 
gegen sind nach § 104 der deutschen Gew.-O. die Gemeinden mit 
der Beaufsichtigung der Innungen betraut. Zur Genehmigung der 
Innungsstatuten und Schliessung der Innung ist aber nach § 98 b, 
103 die höhere Verwaltungsbehörde kompetent, welche auch nach 
§ 104 c ff. ordentliche Aufsichtsinstanz für die Innungs verbände 
ist. Oberste Aufsichtsbehörde ist in Oesterreich nach der Min.- 
Verord. vom 20. April 1861 im Allgemeinen das Handelsmini« 
sterium, während die deutsche Gew.-O. nur immer von »höherer 
Verwaltungsbehörde € und »Zentralbehörde« spricht, und in § 155 
es der Landesgesetzgebung überlässt, zu bestimmen, welche Be- 
hörde darunter zu verstehen sei. Die Handels- und Gewerbe- 
kammem stehen unter der Aufsicht einer höheren Verwaltungs- 
behörde, so in Preussen unter der Regierung,* in Bayern unter 
der Kreisregierung," in Sachsen unter der Kreishauptmannschaft,* 
in Oesterreich und Baden sogar unter dem Handelsministerium,* 
in Württemberg unter dem Ministerium des Innern.* Einzelne 
wichtigere Aufsichtsbefugnisse sind überall dem Ministerium vor- 
behalten, so namentlich die Errichtung und Auflösung der 
Kammern.^ Aehnliche Grundsätze gelten bei den verschiedenen 



' § 22-25, 30, 33, 37 des H.-K.-G. 

' § 5> 12, 14 des bayer. H.- u. G.-K.-G. Die Bezirksgremien stehen nach 
§ 16 unter den Handels- und Gewerbekammem und der DifitriktsbehOrde. 

' § 17 AI. 9—12 des Sachs. G. vom 23. Juni 1868, § 23 la AI. i des G. 
über die Organisation der Behörden vom 21. April 1873. 

* § 3, 20 des öst. H.. u. T.-K.-G., Art. 20, 22, 24 des bad. H.-K.-G. 

^ Art. 26, 29, 30 des württ. H.- u. G.-K.G. 

^ In einigen Ländern, so in Oesterreich und Bayern bestehen die Handels- 
imd Gewerbekammem für den ganzen Umfang des Staates. In Preussen unter- 
liegt nach § 2 des H.-K.-G. die Errichtung einer Handelskammer der mini- 
steriellen Genehmigung, nach Art. 2 des württ. H.- u G.-K.-G. erfolgt sie durch 
Verfügung der Staatsregierung, nach Art. 2 des bad. H.-K.-G. durch Verfügung 
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Berufsgenossenschaften höherer Berufe, wobei natürlich an Stelle 
des Handelsministers der betreffende Ressortminister, und bei 
Notariats- und Advokatenkammern neben die Verwaltungsbehörde 
die Gerichte treten. "^ 

Die Versicherungsgenossenschaften der Bergleute stehen unter 
der Bergbehörde,® die übrigen unter den politischen Behörden. 
So sind nach § 48 des öst. Unf.-Vers.-G. die politischen Landes- 
behörden, nach § 19 des Kr.-Vers.-G. die Bezirksbehörden zur 
Aufsicht berufen. Daneben sind auch nach § 29 Abs. 2 AI. 3 
die Verbände der genossenschaftlichen Krankenkassen befugt, die 
Verwaltung der einzelnen Kassen zu kontrolliren. Sie selbst 
werden durch die politische Landesbehörde überwacht, welcher 
auch nach § 40 die Auflösung der einzelnen Verbände vorbe- 
halten ist. Zur Auflösung der Vorstände der Unfallsversicherungs- 
verbände ist nach § 12 des Gesetzes der Minister des Innern 
kompetent. Die deutschen Unfallsversicherungsverbände stehen 
nach § 87, 92 des Unf.-Vers.-G. unter eigens dafür geschaflfenen 
Behörden, dem Reichsversicherungsamt, eventuell den Landes- 
versicherungsämtern, ebenso die Invaliden- und Altersversicherungs- 
verbände nach § 131, 34 des G., dagegen wird die Aufsicht über 
die Krankenversicherungsverbände nach § 44, 47 des Kr.-Vers.-G. 
von der Gemeinde, eventuell von der durch die Landesregierung 
bestimmten Behörde geführt. 

Was die materielle Beschaffenheit der staatlichen Aufsicht 
betrifft, so ist es Aufgabe der Aufsichtsbehörde, die Berufsgenossen- 
schaften zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen anzuhalten. Daher 
muss sie in erster Linie darauf bedacht sein, Kompetenzüberschrei- 
tungen und sonstige Gesetzesverletzungen durch die Organe der- 
selben hintanzuhalten. So bestimmt § 127 der öst. Gew.-O., dass 
die Aufsichtsbehörde zur Ueberwachung eines gesetzmässigen Vor- 
ganges bei den Genossenschaften eigene Kommissäre zu bestellen 
befugt sei. Desgleichen heisst es § 104 der deutschen Gew.-O., 



des Haudelsministeriums. In Bayern kann das Staatsministerium des Handels 
und der öffentlichen Arbeiten mit königlicher Genehmigung die Handels- und 
Gewerbekammern nach § 15 des H.- u. G.-K -G. auflösen, in Oesterreich nach 
§ 23 das Handelsministerium. 

' § 126, 34, 35 der öst. Not.-0., § 22, 27 der Adv.-O. und § l, 6 des 
G. vom I. April 1872, § 59 der deutschen R.-Anw.-O., § 14 des öst. G. über 
Aerztck., § 7 der niederöst. Ap.-Gr.-O. und der M.-V. vom 13. December 1873, 
§. 13 der preuss. Verord. über Aerztek. § 40 der bayer. Ap.-O , Art. 46 des St. 
der Korp. der Kaufmannschaft von Berlin. 

8 § 24 des öst. Br.-L -G., § 169, 70, 83 des preuss, Art. 171, 72, 86 
des bayer. B.-G. 
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dass die Aufsichtsbehörde die Befolgung der gesetzHchen und sta- 
tutarischen Vorschriften von Seite der Innungen und ihrer Organe 
zu überwachen habe. Aehnliche Bestimmungen treffen die meisten 
Gesetze über Versicherungsverbände.® Dann aber muss die Auf- 
sichtsbehörde auch dafür Sorge tragen, dass die Berufsgenossen- 
schaften ihre Zwecke erfüllen. Zu diesem Behufe bestimmen die 
Gesetzgebungen, dass über gewisse Verwaltungsangelegenheiten 
ohne Genehmigung derselben kein giltiger Beschluss zu Stande 
kommen kann. Dies ist namentlich bei Statutenänderungen, bei 
Ausschreibung von Abgaben über ein bestimmtes Maximum, bei 
sonstigen wichtigen Akten der Vermögensverwaltung, und bisweilen 
auch bei Aufstellung des Voranschlages und Erledigung der Jahres- 
rechnung der Fall.^° Bei Versicherungsgenossenschaften unterliegt 
jede Aenderung in den Prämiensätzen und Unterstützungen der 
höheren Genehmigung.^^ Eine darüber hinausgehende diskretionäre 
Gewalt, insbesondere das Recht, Beschlüsse der genossenschaftlichen 
Organe, welche dem allgemeinen Besten zuwiderlaufen, zu bean- 
standen, ist jedoch die Aufsichtsbehörde nicht befugt. Ebenso- 
wenig beschliesst sie über Angelegenheiten, in welchen Mangels 
Uebereinstimmung der genossenschaftlichen Organe keine Ueber- 
einstimmung zu Stande gekommen ist, da eben nur die Genossen- 
schaftsversammlung oder die Delegirten derselben oberstes willens- 
bildendes Organ der Genossenschaft sind.*^ 

Damit die Aufsichtsbehörde ihre Beftignisse ausüben kann, 
ist es vor Allem nothwendig, dass sie in der Lage ist, sich über 
die wichtigeren Vorkommnisse in der genossenschaftlichen Ver- 
waltung Kenntnis zu verschaffen. Obwohl es sich nun von selbst 
versteht, dass sie zu diesem Behufe jederzeit Aufklärungen verlangen. 



§ 19 des öst., § 45 des deutschen Kr.-Vers.-G., § 88 des Unf.-Vers..G., 
§ 24 Abs. 2 des österr. Br.-L.-G., § 183 des preuss., Art. 186 des bayer., § 84 
AI. 7 des Sachs. B.-G. 

^^ § 126 Abs. I der öst, § 98 b, 104 c der deutschen Gew.-O., § 21 des 
öst. H.- u. G.-K.-G., § 24, 25 des preuss. H.-K.-G., § 12 des bayer., Art. 29, 
30 des württ. H.- u. G.-K.-G., Art. 24, 25 des bad. H.-K.-G., § 134 AI. 5, 135 
AI. i der öst. Not.-0., § 27 AI. f der Adv.-O., § 13 des öst. G. über Aerztek., 
§ 40 der bayer. Ap.-O. 

" § 16 des öst. Unf.-Vers.-G., § 29 des Kr.-Vers.-G., § 35 des Br.-L.-G., 
§ 28 des deutschen Unf.-Vers.-G., § 10 des Kr.-Vers.-G., § 20, 21 des Inv.- u. 
Alt.-Vers.-G. 

** Nur nach Art. 37 des St. der Korp. der Kaufmannschaft in Berlin, ent- 
scheidet die Aufsichtsbehörde, wenn zwischen den Aeltesten und der Finanz- 
kommission Meinungsverschiedenheiten über die Feststellung des Etats oder 
die Notwendigkeit der Ueberschreitung desselben vorhanden smd. 
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in Bücher, Rechnungen u. dgl. Einsicht nehmen, und Abgesandte 
in die Versammlungen der kollegialen Organe senden kann, 
sprechen dies einige Gesetzgebungen noch ausdrücklich aus und ver- 
pflichten die genossenschaftlichen Organe, die Behörde vor Ab- 
haltung der Versammlungen davon zu benachrichtigen, sie von 
den gefassten Beschlüssen in Kenntnis zu setzen, Rechnungen, Ver- 
handlungsprotokolle und Mitgliederverzeichnisse einzusenden und 
ihr überhaupt alle wichtigeren Angelegenheiten mitzutheilen.^' Bis- 
weilen wird der Behörde auch ausdrücklich das Recht eingeräumt, 
sich durch ständige Kommissäre bei den Versammlungen der kol- 
legialen Organe der Genossenschaft vertreten zu lassen. Diese 
Kommissäre sind nicht nur befugt, in Protokolle, Rechnungen, u. 
dgl. Einsicht zu nehmen, sondern sie können jederzeit das Wort 
ergreifen und sich an den Debatten betheiligen. Ein Stimmrecht 
kommt ihnen natürlich nicht zu.^* Hat nun die Aufsichtsbehörde 
auf die eine oder die andere Weise Kenntnis von Missständen und 
Gebrechen in der genossenschaftlichen Verwaltung erlangt, und 
lassen sich dieselben nicht auf gütlichem Wege beseitigen, so wird 
sie zunächst die schuldtragenden Verwaltungsorgane durch Ver- 
hängung von Ordnungs- und Disziplinarstrafen zur Erfüllung ihrer 
Pflicht anzuhalten suchen. Man könnte nun diese Befugnis der 
Aufsichtsbehörden allerdings schon aus der Natur und dem Wesen 
ihrer Amtsgewalt und den allgemeinen Rechtssätzen der staatlichen 
Zwangsgewalt ableiten, aber trotzdem führen sie die meisten Gesetz- 
gebungen ausdrücklich an und regeln die Einzelheiten.^^ 

Den Vollversammlungen und Vertretungs-Organen der Berufs- 
genossenschaften gegenüber sind Disziplinarstrafen ebensowenig 
anwendbar, wie gegenüber den Gemeindevertretungen und den 
Vertretungen anderer Selbstverwaltungskörper. Haben dieselben 
emen gesetzwidrigen Beschluss gefasst, so ist die Aufsichtsbehörde, 
wie immer sie davon Kenntnis erhalten hat, berechtigt und ver- 



" § 115 Abs. 3 der öst. Gew.-O., § 19, 21 des Kr.-Vers.-G., § 25 des 
Br.-L.-G., § 88 des deutschen Unf.-Vers.-G., § 185 des preuss. B.-G. 

** § 23 des öst. M.-St. für gewerbl. Genossenschaften, § 20 des öst. § 14 
des bayer. H.- u. G.-K.-G., § 19, 20 des öst. Kr.-Vers.-G., § 25 des Br.-L.-G., 
§ 184 des preuss. B.-G. 

*^ So unterstehen die Organe der gewerblichen Genossenschaften in 
Oesterreich der allgemeinen Strafgewalt der Gewerbebehörden, in Deutschland 
den Bestimmungen des § 104 Abs. 3 der Gew.-O. Ausführliche Bestimmungen 
darüber treffen namentlich die Gesetze über Versicherungsverbände, so § 19 des 
öst. Kr.-Vers.-G., § 46 des Br.-L.-G., § 76 a des deutschen Kr.-Vers.-G., § 88, 89 
des Unf-.Vers.-G., § 131 des Inv.- u. Alt.-Vers.-G. 
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pflichtet, denselben zu beanstanden.^*' Auch einzelne Personen, 
welche sich durch Beschlüsse und Verfügungen irgend eines ge- 
nossenschaftlichen Organes in ihren Rechten für gekränkt erachten, 
können sich an die Aufsichtsbehörde wenden. ^^ In beiden Fällen 
steht der Genossenschaft und den Privatbetheiligten der Beschwerde- 
weg an die höhere Instanz, eventuell auch der Verwaltungsrechts- 
weg offen. 

Für den Fall, dass sich die kollegialen Organe einer Berufs- 
genossenschaft dauernd in Gegensatz zur Aufsichtsbehörde stellen, 
gestatten mehrere Gesetzgebungen die Auflösung derselben, 
schreiben aber dann gewöhnlich die Vornahme von Neuwahlen 
binnen einer bestimmten Frist vor.^® Wo als oberstes willens- 
bildendes und kontrollirendes Organ der Berufsgenossenschaft die 
Vollversammlung fungirt, ist eine Auflösung desselben nicht möglich. 
Wohl aber kann die Behörde, sofern die betreffende Berufs- 
genossenschaft nicht einen unentbehrlichen integrirenden Bestand- 
theil des öffentlichen Verwaltungsorganismus bildet, dieselbe für 
eine bestimmte Zeit oder dauernd schliessen.^^ 

Wenn das gesetzwidrige Verhalten genossenschaftlicher Organe 
darin liegt, dass sie dort, wo sie handeln sollen, nicht, oder nicht 
gehörig handeln, wird die Aufsichtsbehörde durch Auflösung der 
kollegialen Organe und Verhängung von Disziplinarstrafen ihren 
Zweck nicht, oder wenigstens nicht vollständig erreichen. Sie wird 
vielmehr, um ihren Willen durchzusetzen, an ihrer Stelle selbst 
handeln müssen. Einzelne Gesetzgebungen treffen auch, obgleich 



" § 184 des preuss. B.-G. schreibt zu diesem Behufe vor, dass alle 
Sitzungen des Knappschaftsvorstandes drei Tage vorher der Aufsichtsbehörde 
anzuzeigen seien. Nach Art. 187 des bayer. B.-G. hat die Anzeige sogar acht 
Tage zuvor zu erfolgen. 

*' § 127 der öst., § 100 b Abs. 3, 100 m Abs. 2 der deutschen Gew.-O., 
§ 141 der öst. Not.-0., § 30 Abs. 3 der Adv.-O., § 59 der deutschen R.-Anw.-O., 
§ 136, 37 des preuss. Zust -G., § 18—20, 23, 25 des öst. Unf.-Vers.-G., §. 37, 39, 
62 des deutschen Unf.-Vers.-G , § 122, 32 des Inv.- u. Alt.-Vers.-G , §• 76 e des 
Kr.-Vers.-G. 

" § 23 des öst., § 15 des baj^er. H.- u. G.-K.-G., § 14 des öst. G. über 
Aerztek., § 12 des öst. Unf.-Vers.-G. 

*' So können nach § 103, 104 g der deutschen Gew.-O. die Innungen und 
Innungsverbände geschlossen, beziehungsweise aufgelöst werden. — Bei den Ver- 
sicherungsgenossenschaften ist nur die Vereinigung mehrerer in eine einzige 
möglich. Doch ist dies meist nicht eine Straf-, sondern eine Verwaltungsmass- 
regel, welche namentlich dann in Anwendung kommmt, wenn die Zahl der Berufs- 
genossen einer Genossenschaft dauernd so gering ist, dass eine geordnete Ver- 
waltung dadurch erheblich erschwert oder unmöglich gemacht wird. So nach 
§ 12 des öst. Kr.-Vers.-G., § 22 AI. i des Br.-L.-G., § 33 des deutschen Unf.- 
Vers.-G., § 47 des Kr.-Vers.-G. 
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sich dies von selbst versteht, und unmittelbare Folge des juristischen 
Charakters der staatlichen Aufsicht ist, dafür Vorsorge. So ermäch- 
tigen namentlich die Gesetze über die Versicherungsgenossen- 
schaften die Aufsichtsbehörde, die General- oder Delegirtenver- 
sammlung einzuberufen, wenn die Vorstände sich pflichtwidriger 
Weise weigern es zu thun.*® Ebenso kann die Aufsichtsbehörde 
an Stelle der General- oder Delegirtenversammlung die Prämien- 
sätze und die Versicherungsbeiträge, soweit eine geordnete Ge- 
schäftsführung es erforderlich erscheinen lässt, in angemessener 
Weise erhöhen und erniedrigen, wobei sie allerdings, wenn das 
Gesetz einen Maximalsatz der Einzahlungen festsetzt, denselben 
nicht überschreiten darf.^^ Verweigert ferner die Generalversamm- 
lung die Wahl des Vorstandes oder der Delegirten, so tritt an 
Stelle der Wahl Ernennung durch die Aufsichtsbehörde ein.** Ja, 
wenn kein anderes Mittel übrig bleibt, ist die Aufsichtsbehörde 
sogar berechtigt, die gesammte genossenschaftliche Verwaltung 
selbst zu übernehmen, und nach Massgabe der gesetzlichen Be- 
stimmungen so lange zu führen, bis eine geordnete Verwaltung 
durch genossenschaftliche Organe wieder möglich wird.*^ 



'« § 20 des öst Kr.-Vers.-G., § 26 des Br.-L.-G. Die erste Generalversamm- 
lung wird jederzeit von der Aufsichtsbehörde berufen imd bis zur Wahl des 
ersten Vorstandes auch von ihr geleitet. 

" § 30 des öst. Kr.-Vers.-G., § 34, 35 des Br.-L.-G., § 10, 33 des deutschen 
Kr.-Vers.-G. 

" § 20 Abs. 3 des öst. Kr -Vers.-G., § 26 Abs. 3 des Br.-L.-G., § 39 des 
deutschen Kr.-Vers.-G. 

«» § 12 des öst. Unf.-Vers.-G., §. 20 Abs. 2 des Kr.-Vers.-G., § 26 Abs. 2 
des Br.-L.G-., §. 45 des deutschen Kr.-Vers.-G., § 27 des Unf.-Vers.-G. 
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ff-, 375 ff., 380 Anm. i, 381 ff., 386, 

388 u, f. 

Hand- und Spanndienste siehe Gemeinde- 
dienste. 

Heimatrecht 124 u. f., 127 ff., 131 u. f. 

Hintersassen 57 Anm. 15, 59, 118 u. f. 

Höchstbesteuerte 132, 139 u. f., 157, 160, 
161 Anm. 63, 283, 314, 317 u. f., 320 u. f. 
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Hofgenossenschaften, Hofrecht, Hofge- 
richt u. s. w. 58. 

Jagdgenossenschaften 28S ff. 

Immunität 56 u. f. 

Inhalt der staatlichen Aufsicht 45 ff., 
258 if., 284, 298 ff., 360' ff. 

Innungen siehe Genossenschaften, ge- 
werbliche. 

Innungs verbände 367, 388. 

Innungsausschüsse 367. 

Interessenvertretung 18 u. f., 84 u. f., 

308, 368. 

Invaliden- und Altersversicherungsver- 
bände 370, 372 Anm. 24, 373, 375 Anm. 
3, 376 Anm. 5, 377, 384 Anm. 17, 385 
Anm. 19, 389. 

Kammern 18 u. f. 

Karolinger 55. 

Kenntnisnahme der Thätigkeit der kom- 
munalen Organe 49, 261 u. f., 300, 363, 
390 u f. 

Kirchengemeinden 92 Anm. 140, 285 u. f. 

Knappschafts verbände siehe Bruderladen. 

Kolonen 57. 

Kommissär, kgl. in Holland, 324, 332, 358. 

Kommunalverbände hOh. Ordnimg 5, 27. 

Kompetenz der Gemeindevertretung und 
Versammlung 180 ff., des Vorstandes 
182 ff., der Organe der Kommunal- 
verbände höherer Ordnung 331 ff. 

Kompetenzüberschreitimgen 45, 258, 284, 
298 u. f., 360, 389. 

Kontrolle der Gemeindeverwaltung 180 
u. f., 252 u. f., der Verwaltung der 
Kommunalverbände höherer Ordnung 

333, 355 ff. 
Kooptation 145 u. f., 198. 
Korporationen siehe Verbände korporat. 
Korporationen, kaufmännische, 370, 372, 

384 Anm. 18, 390 Anm. 12. 
Krankenkassen, genossenschaftliche, 377 

Anm. II. 

Krankenversichenmgsverbände 369 ff., 

375 ff., 389. 
Kreise in Baden 309, 311, 359, in Hessen 

309, 311, 359, in Preussen 306 u. f., 

310, 359- 



Kreisausschuss in Baden 326, in Hessen 

178, 257, 330, 334, 339, 341, 343, in 
Preussen 177, 256 u. f., 298 Anm. 29, 
325 u. f., 334, 339, 341, 343, in Sachsen 
339. 

Kreisgemeinden in Bayern 308, 359. 

Kreisrath in Hessen 326, 341. 

Kreistag in Hessen 317 u. f. 

Kreistag (Kreisversammlung) in Preu- 
ssen 315 u. f., 334. 

Kreisvereine, ärztliche und pharmazeuti- 
sche, in Sachsen 370 Anm. 15. 

Kreisversammlimg in Baden 309 u. f., 
319 u. f., 339. 

Kronländer, österreichische, 306, 358. 

Kumulirung und Theilung der Genossen- 
rechte 118. 

Landesdirektor in Preussen 326, 328 u. f. 
Landesfürst, Exemption von der Ge- 
meindegewalt 10 1. 

Landgemeinde 54 ff., 77, 80 u. f., 88 u. f., 
102 ff., grössere und kleinere 105 u. f., 
als Wahlberechtigte in kommunale 
Vertretungskörper 283, 314 ff. 

Landrath in Bayern 310, 319, 361, in 
Preussen 256, 299, 325 u. f., 341,359- 
Landrathsausschuss in Bayern 326. 
Landschaft 69 ff., 73 ff., 90 u. f., 305 ff. 
Landtage in Oesterreich 306, 314. 

Magistrat siehe Gemeindevorstand, in 
den österreichischen Städten 173. 

Maire 84, 146, 198 u. f., 214. 

Markgemeindegenossen I17 u. f. 

Mehr- oder Minderbelastung der ge- 
meindesteuerpüichtigen Personen 243 
ff., einzelner Bezirks-, Kreis-, Provinz- 
theile 351 ff. 

Meinungsverschiedenheiten zwischen Ge- 
meindevertretung oder Versammlung 
und Vorstand 185 ff. 

Minderjährige 138 ff., 256, 312, Anm. 13, 
321, 372. 

Mittel der staatlichen Aufsicht 49 ff., 

261 ff., 284, 300 ff., 363 ff. 
Mundium 54, Anm. 6. 
Munizipien, römische, 52. 
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Neubildimg und Aufhebung von Ge- 
meinden HO ff., von Gutsherrschaften 
268 ff., von Spezialgemeinden 278 ff., 
289 ff., von Kommimal verbänden hö- 
herer Ordnung 310 u. f., von ßerufs- 
genossenschaften 369. 

Neueintritt von Grundstücken in Spe- 
zialgemeinden und Austritt aus den- 
selben 289 u. f. 

Notarenkammem 370 u. f., 383, 389. 

Obligatorische und fakkultative Aufga- 
ben der SelbstverwaltungskOrper im 
Allgemeinen 33 u. f., der Gemeinden 
209 u. f., der Spezialgemeinden 281 
u. f., der Kommunalverbände höherer 
Ordnung 355, der Berufsgenossen- 
schaften 381. 

Obrigkeitliche Befugnisse der Selbst- 
verwaltungskörper im Allgemeinen 
22, 24 ff., der Gemeinden 89 u. f., 
211 ff., der Spezialgemeinden 296 u. f., 
der Kommunalverbände höherer Ord- 
nung 341 ff., der Berufsgenossen- 
schaften 381. 

Oeffentliche Gewalt tlber die genossen- 
schaftlichen Verbände, geschichtl. 73 ff. 

Organe d. Selbstverwaltungskörper 39 ff. 

Ortschaft, Theilgemeinde 107 ff. 

Ortspolizei 190, 196, 199 ff., 212 ff. 

Personen, zur Gemeinde gehörige, 1 17 ff., 
zu einem Kommunal verband höherer 
Ordnung gehörige 311 u. f., zu einer 
Berufsgenossenschaft gehörige 371 ff., 
juristische 138 ff., 156, 312 Anm. 13,321. 

Polizeibehörden, staatliche, 220 u. f. 

Polizeigewalt der Gutsvorsteher 272, der 
Spezialgemeinden 296 u. f., der Kom- 
munalverbände höherer Ordnung 342, 
der Berufsgenossenschaften 382 u. f. 

Polizeiverordnung, Verfügung, Befehl, 
Strafe u. s. w. siehe Polizeigewalt 
und Ortspolizei. 

Präfekt in Frankreich 255, 308, 324, 331, 

358, in Italien 255, 324, 332, 358. 
Provinzen in Belgien 307, 310, 358, in 

Italien 310, 358, in Hessen 309, 311, 

359, in Holland 307, 310, 358, in 
Preussen 306 u. f., 310 u. f., 359. 



Provinzialausschuss in Holland und Bel- 
gien 255 u. f., 324, in Hessen 326, 
334 u. f., in Preussen 326, 334. 

Provinziallandtag in Hessen 318, in 
Preussen 317, 334. 

Provinzialrath in Holland und Belgien 
313, in Preussen 334. 

Provinzialsekretäre (Griffiers) in Holland 
und Belgien 327. 



Räthe 18. 

Realgemeinde 119, 122, 231 u. f. 

Realgenossenschaften s. Realgemeinde. 

Rechnungen der Gemeinde 253 u. f., der 
Kommunalverbände höherer Ordnung 
356 u. f. 

Reisegelder, Diäten, Taggelder siehe Ent- 
schädigung der Mitglieder u. s. w. 

Reservefond 387. 

Revierverbände 289 ff. 

Revolution, französische, 82. 

Rheinbund 85. 

Rittergüter 269. 



Sammtgemeinden, siehe Gemeindesozie- 
täten. 

Schiedsgerichte 377. 

Schulgemeinden 92 Anm. 140, 285 u. f. 

Schulzenamt (mittelalterliches) 144. 

Schutzgenossen 119 u. f., 124. 

Selbstbeschränkung der Staatsgewalt 8. 

Selbstsatzung siehe Autonomie. 

Selbstverwaltung, Begriff 4 ff., unechte 
21, Gegenstand 33 ff., Autsicht 45 ff. 

Selbstverwaltungskörper 20 ff., Orga- 
nisation 39 ff. 

Selfgovemment 10, 40 Anm. l. 

Sindaco 149, 214. 

Sippe siehe Familie. 

Sistiren kommunaler Beschlüsse siehe 
Aufhebung und Beanstandung. 

Sitzungen der kommunalen Kollegial- 
organe 158 ff., 322 u. f. 

Spezialgemeinden 29. 

Spezialzwangsverbände 27. 

Staatsbürgerrecht 120 u. f. 

Staatsdiener, mittelbare, 175 ff., 263, 328 
ff., 364. 

Staatsverwaltung 2 u. f. 
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Städte 60 ff., 76 fF., 86., 102 iL, grössere 
und kleinere 104 u. f., mit eigenem 
Statut in Oesterreich 105, 107, un- 
mittelbare in Bayern I05, als Wahlbe- 
rechtigte in kommunale Vertretungs- 
körper 283, 314 ff. 

Städtebündnisse 70. 

Stadtkreise in Preussen 105, 316 Anm. 14. 

Stadtrath (in den mittelalterlichen Städ- 
ten) 142 ff., in den österreichischen 
Städten 173. 

Stadtverordnetenkollegium siehe Ge- 
meindevertretung. 

Stammvermögen der Gemeinden 224. 

Statuten 15, 206 ff., 293, 337, 342, 379 u. f. 

Stellvertretung bei kommunalen Wah- 
len 154, 156, 321, 

Steuereinnehmer 173. 

Stiftungen 7, 21, 131, 134. 

Stimmrecht 122 ff., 151 ff., 293 u. f., 372 ff. 

Suspension kommunaler Beschlüsse siehe j 
Aufhebung und Beanstandimg. 

Thalgemeinden 81, 92. 

üebemahme der kommunalen Verwal- 
tung durch die Aufsichtsbehörden 50 
u. f., 265 u. f., 284, 301 u. f. 364 u. f., 
392 u. f. 

Ueberwachungsausschuss 376 ff. 

Unfallsversicherungsverbände 369 ff., 

375 ff., 389- 
Unterstützungswohnsit2 128, 133* 

Veräusserungen von Gemeindevermögen 
226 u. f., von Vermögen der Kom- 
munalverbände höherer Ordnung 346. 

Verbände, kommunalständische, 305. 

Verbände, korporative, 5, 7 ff., 20 ff. 

VerehelichuDgsfreiheit 128. 

Verfassungen, deutsche, 86 ff. 

Verpachtung von Gemeindegut 225, von 
Grundstücken der Kommunal verbände 
höherer Ordnung 346 Anm. 28. 

Verstärkimg des beschlussfassenden Ge- 
meindeorganes 161 u. f. 

Vertheüung der üeberschüsse des Ge- 
meindevermögens und der Üeber- 
schüsse des Jahreseinnahmen über 
die Ausgaben 229 u. f. 



Vertretungsorgane der Kommunalver- 
bände höherer Ordnung 313 ff., 331 ff. 

Verwaltung i. 

Verwaltungsakte, rechtsbegründende und 
aufhebende, 212, 342 u. f., 383, rechts- 
feststellende u. beurkundende 212, 383. 

Verwaltungsgemeinden 29, 278. 

Verwaltungsorgane der Kommunalver- 
bände höherer Ordnung 323 ff., 331 ff. 

Verwaltungsrecht 2. 

Verwandte und Verschwägerte 157. 

Villes a commune 64 u. f. 

Virilstimmen 161 Anm. 62, 314. 

Vollbürger, geschichtlich, 119 u. f., 122. 

Vollversammlung der Berufsgenossen 375. 

Wahl der Organe der Selbstverwaltungs- 
körper im Allgemeinen 42, der Ge- 
meindeorgane 143 ff., der Gemeinde- 
vertretung 148 ff., 155 ff., des kolle- 
gialen Vorstandes 148 ff., 162 ff., 
des Vorsitzenden desselben 149, 166 
u. f., des Gemeindevorstehers 148, 
168 ff., der sonstigen Gemeindeorgane, 
171 ff., der Organe der Spezialge- 
meinden 281, 283, 285 u. f., 293 u. f., 
der Vertretungs-Organe der Kom- 
munalverb, höherer Ordnung 313 ff., 
der Verwaltungsorgane 323 ff., der 
Vertretungsorg, der Berufsgenossen- 
schaften 375. 

Wahlordnungen bei Kommunalverbänden 
höherer Ordnung 322. 

Wahlrecht, aktives, in die kommunalen 
Vertretungskörper, 122 u. f., 129 u. f., 
131 ff-> 155 u. f., 293 u. f., 312 ff., 
passives, 122 u. f., 131 ff., 157, 163, 
169, 321. 

Wahl verbände bei Vornahme der Wahl 
in die Vertretungskörper der Kom- 
munalverbände höherer Ordnung 315 
u. f. 

Waldgenossenschaften 289 ff. 

Wassergenossenschaften (Wasserschutz-, 
Regulinmgs-, Bewässerungs- und Ent- 
wässerungsgenossenschaften) 289 ff. 

Wegeverbände 92 Anm. 140, 282 ff. 

Wirkungskreis, eigener, der Selbstverwal- 
tungskörper im Allgemeinen 14 ff., 
der Gemeinde 90 ff., 205, 209 ff., der 
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Kommunalverbände höherer Ordnung 
338 u. f., der Berufsgenossenschaften 

381. 
Wirkungskreis, übertragener, der Selbst- 
verwaltungskörper im Allgemeinen 
14 ff., der Gemeinde 90, 190, 209 ff., 
der Kommunalverbände höherer Ord- 
nung 332, 339 u. f., der Berufsge- 
nossenschaften 382. 



Zunftverfassung der mittelalterlichen 
Städte 69. 

Zustimmungsrecht des Gemeindevor- 
standes zu Gemeindebeschlüssen 

183 ff. 
Zwangsetatisirung 250 u. f., 265, 284, 

286, 301, 355, 365. 
Zwangsverbände 21, 25 ff., 287, relative 

27, 288, 371, u. f. 



Berichtigungen. 

S. 22 Anm. II lies: die frei gebildeten Wassergenossenschaften. 
S. 129 Z. 4 von oben lies: 15. Oktober 1793. 

Laband's Staatsrecht des deutschen Reichs und SeydeTs bayer. Staats- 
recht in Marquardsen's Sammlung sind nach der i. Auflage zitirt. 



